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Kurzfassung
 
Ziel dieses Forschungsvorhabens war es, 
mit statistischen Methoden vertiefte Er­
kenntnisse über die verschiedenen Ein­
flussfaktoren der Flächeninanspruchnah­
me, ihre Wirkungsrichtung und -intensität 
sowie ihre gegenseitige Wirkungsabhän­
gigkeit zu gewinnen. Gefragt wurde, wie 
die für eine Menge von räumlichen Beob­
achtungseinheiten – dies sind Landkreise, 
kreisfreie Städte und Gemeinden – in ver­
schiedenen Zeiträumen beobachtete Flä­
cheninanspruchnahme zu erklären ist. 
Aus der Erklärung der inter- und intrare­
gionalen Varianz wird auf die generellen 
Triebkräfte der Flächeninanspruchnahme 
geschlossen. Ein wesentliches Ergebnis 
des Projekts liegt in der Entwicklung von 
Schätzmodellen, mit denen die spezifische 
Bedeutung von Einflussfaktoren im Zu­
sammenspiel aller Variablen erfasst und 
bewertet werden kann. Auf dieser Grund­
lage lassen sich zukünftig mögliche Ent­
wicklungen der Flächennutzung aufzeigen 
und die potenzielle Dämpfungswirkung 
politischer Instrumente diskutieren. 

Im Ergebnis des Forschungsvorhabens 
ist festzustellen, dass die Flächenin­
anspruchnahme im hier untersuchten 
Zeitraum nicht alleine mit der Nach­
frage nach Siedlungsflächen aus Bevöl­
kerung und Wirtschaft erklärt werden 
kann. Zwar üben demographische Varia­
blen – insbesondere das Wanderungsver­
halten von Personen im Alter von 25 bis 50 
Jahren – Einfluss auf die Intensität des Flä­
chenverbrauchs aus. Andere Indikatoren 
einer primär nachfrageseitigen Erklärung 
expansiver Siedlungsentwicklung wie die 
Beschäftigungsentwicklung, die Entwick­
lung der Wertschöpfung, Veränderungen 
des Haushaltseinkommens oder die Mo­
torisierung haben in den Schätzmodellen 
dagegen entweder keine oder nur unterge­
ordnete Bedeutung. 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen le­
gen insgesamt den Schluss nahe, dass an­
gebotsbezogenen Erklärungsfaktoren der 
Flächeninanspruchnahme hohe Bedeu­
tung zukommt. Danach üben Kommunen 
und Projektentwickler durch Angebots­
planungen Anreize auf die Bauland- und 
Immobiliennachfrage der privaten Haus­
halte sowie der Unternehmen aus. Die 
mit den hier entwickelten Schätzmodel­
len gestützte Beobachtung, wonach es in 

Regionen und Gemeinden ohne demo­
graphischen oder ökonomischen Nach­
fragedruck zu erheblichen Flächenin­
anspruchnahmen kommt, kann nur mit 
stadtentwicklungspolitischen und fiska­
lischen Interessen der Gemeinden erklärt 
werden. Der Versuch, mit Hilfe der Bereit­
stellung von Bauland Einwohner und Be­
triebe zu generieren und auf diese Weise 
steuerliche Einnahmeeffekte zu erzeugen, 
muss als ein immer bedeutenderer An­
triebsfaktor der Flächeninanspruchnahme 
angesehen werden. Staatliche Subventio­
nen wie die Pendlerpauschale, die Finan­
zierung der Straßenverkehrsinfrastruk­
tur oder Fördermittel für die Erschließung 
von Industrie- und Gewerbeflächen haben 
diesbezüglich zweifelsohne verstärken­
de Effekte, wenngleich dies im Rahmen 
dieses Forschungsvorhabens mit statisti­
schen Methoden nur eingeschränkt unter­
sucht werden konnte. 

Die Raumordnungspolitik – auch das 
ist ein Kernergebnis dieses Forschungs­
vorhabens – ist nur eingeschränkt in der 
Lage, nicht nachfragebegründeten Mo­
tiven zur Bereitstellung von Bauland 
wirksam entgegen zu treten. Ihre Steue­
rungsleistung weist offenbar ausgeprägte 
regionale Unterschiede auf und ist bei der 
Wohnbauflächenentwicklung tendenziell 
höher einzuschätzen als bei der Industrie- 
und Gewerbeflächenentwicklung. 

Die Erkenntnis, dass demographische 
und ökonomische Variablen zum Teil nur 
schwache Erklärungskraft der Flächenin­
anspruchnahme aufweisen, bedeutet im 
Umkehrschluss, dass eine restriktivere 
Siedlungspolitik, wie sie das 30-Hektar-
Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstra­
tegie anmahnt, nicht zwangsläufig mit 
negativen wachstums- oder sozialpoliti­
schen Implikationen in regionalen oder 
überregionalen Maßstäben verbunden 
sein muss. 

Die sich erhärtende Erkenntnis, dass die 
Flächeninanspruchnahme bei stagnie­
render oder gar schrumpfender Bevölke­
rungs- und Wirtschaftsentwicklung nicht 
automatisch zum Erliegen kommt, unter­
streicht die anhaltende Bedeutung raum­
ordnerischer Steuerung. Die Ergebnisse 
dieses Projekts haben eine Steuerungsleis­
tung der Regionalplanung zumindest im 
Bereich der Wohnbaulandausweisung be­
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stätigen können. Danach übt Regional­
planung, die das raumordnerische Instru­
mentarium wirkungsvoll zum Einsatz 
bringt, durchaus dämpfende Effekte auf 
die Neuinanspruchnahme von Siedlungs-
und Verkehrsflächen aus. Die bereits seit 
langem geforderte Stärkung landes- und 
regionalplanerischer Steuerungsfunktio­
nen kann hier insofern nur wiederholt als 
Notwendigkeit betont werden. In diesem 
Zusammenhang kommt auch dem sog. 
flächenpolitischen Klima Bedeutung zu. 
Eine aktive Kommunikation landespoliti­
scher Motivation für eine flächensparsa­
mere Entwicklung hat – so die Vermutung 
der Verfasser – erhebliche Bewusstseins­
bildungs- und Mobilisierungswirkungen 
auf kommunale Akteure des Flächenma­
nagements. 

Die staatliche Raumordnungs-, Infra­
struktur- und Wohnungspolitik muss in 
Zukunft aber in stärkerem Maße mit ur­
sachenspezifischeren Strategien und 
Instrumenteneinsätzen agieren. Ur­
sachenspezifisch meint hier, dass die hin­
ter Flächenausweisungen stehenden An­
triebsfaktoren in stärkerem Maße bei der 
Strategieformulierung und Instrumenten­
wahl berücksichtigt werden müssen. 

Nachfragebezogene Antriebskräfte des 
Flächenverbrauchs, wie sie in den prospe­
rierenden westdeutschen Agglomerations­
räumen nach wie vor dominant sind, las­
sen sich vornehmlich mit Instrumenten 
steuern, die auf flächensparsame Sied­
lungs- und Bauformen abzielen und da­
rüber hinaus eine möglichst umweltver­
trägliche Standortwahl zu gewährleisten 
suchen. Letzteres kann durch Instrumente 
der Raumordnung wie die Festlegung ma­
ximaler Ausweisungskontingente für die 
kommunale Bauleitplanung, die konse­
quente Steuerung der kommunalen Eigen­
entwicklung, die Festlegung von Mindest­
dichten für neue Siedlungsvorhaben oder 
die Einführung von Steuer- und Abgaben­
lösungen zur Verteuerung flächenexten­
siver Siedlungs- und Bauformen herbei­
geführt werden. Primärer Adressat einer 
solchen Politik sind die privaten Haus­
halte und Unternehmen und deren Flä­
chenkonsumtion, vermittelt über die ge­
meindliche Flächenausweisung. In diesem 
Zusammenhang muss auch eine weitere 
Rückführung staatlicher Subventionen im 
Bereich der Gewerbeflächenausweisung 
erfolgen, die nachweislich stimulierende 

Effekte auf das kommunale Ausweisungs­
verhalten ausüben. 

Demgegenüber erfordert der erkennba­
re Bedeutungszuwachs „angebotsorien­
tierter“ kommunaler Baulandpolitik ein 
höheres Maß an raumordnerischer Ein­
flussnahme auf die kommunale Siedlungs­
politik. Adressaten sind hier explizit die 
Kommunen mit ihren baulandpolischen 
Strategien. Ziel ist es, kommunale Akteu­
re zu einer aktiven Reflektion ihrer Ent­
wicklungs- und Baulandpolitik zu zwin­
gen und die Genehmigung von weiteren 
Baulandausweisungen an die plausib­
le Begründung von deren Erforderlichkeit 
zu knüpfen. Eine diesbezügliche effektive 
Möglichkeit sind Bedarfsnachweise im Ge­
nehmigungsprozess von Änderungen des 
Flächennutzungsplans. Gemeinden mit 
baulandexpansiven Bestrebungen sollte 
in Zukunft stets ein Nachweis abverlangt 
werden, auf welcher prognostischen Basis 
geplante Bereitstellungen von Baulandflä­
chen basieren und mit welchen stadtent­
wicklungspolitischen Erwägungen dies 
verknüpft ist. 

In Regionen mit einer Tendenz zu Ange­
botsüberhängen auf den Bauland- und 
Immobilienmärkten sollten interkom­
munale Kooperationsbemühungen auf 
die Bereitstellung von Leistungen der Da­
seinsvorsorge ausgeweitet werden. Die bis­
herigen Erfahrungen in Regionen mit sich 
abschwächender Wachstumstendenz ha­
ben gezeigt, dass die Auslastung von kom­
munalen Infrastrukturen ein starkes Motiv 
für die Bereitstellung weiterer Siedlungs­
flächen ist. Danach erwägen Gemeinden 
häufig dann Baulandausweisungen, wenn 
in einem kurz- oder mittelfristigen Zeitho­
rizont eine Schließung von Einrichtungen 
droht. Mit der erwarteten Zuwanderung 
von Bevölkerung erhoffen sich die betref­
fenden Gemeinden ein Aufhalten von in­
frastrukturellen Erosionsprozessen. Vor 
diesem Hintergrund könnten intensivierte 
interkommunale Kooperationsaktivitäten 
in der Bereitstellung und Bewirtschaftung 
von Infrastrukturleistungen flächenver­
brauchsmindernd wirken. 

Im Folgenden werden die methodische 
Vorgehensweise des Projekts und die er­
zielten Ergebnisse eingehender dargestellt. 
Die Flächeninanspruchnahme für Sied­
lungs- und Verkehrszwecke gilt als ein äu­
ßerst komplexes Phänomen, an dem eine 
Vielzahl von demographischen, sozia­
len, ökonomischen und politischen Fak­
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toren beteiligt ist. Eine wesentliche Ziel­
setzung dieses Forschungsvorhabens lag 
demgemäß auch darin, solche potenziel­
len Einflussfaktoren auf die Flächenin­
anspruchnahme zu berücksichtigen, die 
in bisherigen statistischen Untersuchun­
gen nicht eingesetzt wurden bzw. werden 
konnten. Hierzu zählen vor allem die ver­
kehrliche Erreichbarkeit, topographische 
Raumeigenschaften aber auch raumord­
nerische Restriktionen der gemeindlichen 
Planungsfreiheit. 

Die inhaltliche Konzeption des Projektes 
basiert wesentlich auf einer Gegenüberstel­
lung von zwei rivalisierenden Erklärungs­
ansätzen der Flächeninanspruchnahme, 
die auf der einen Seite Nachfragesteige­
rungen nach Wohn-, Arbeits-, Verkehrs- 
und Erholungsflächen, auf der anderen 
Seite die Interessenlagen von „Bauland­
produzenten“ sowie die Steuer- und Sub­
ventionspolitik staatlicher Akteure in 
den Mittelpunkt rücken. Diese „theoreti­
sche Polarisierung“ in Form einer primär 
nachfrageorientierten Erklärung der Flä­
cheninanspruchnahme (Nachfrage nach 
urbanen Nutzflächen) sowie eines eher 
angebotszentrierten Erklärungsrahmens 
(Angebotsverhalten der Gemeinden als 
Baulandproduzenten) bestimmt wesent­
lich die Ableitung der zu verifizierenden 
Hypothesen, die Zusammenstellung der 
unabhängigen Variablen und die Struktu­
rierung der Ergebnisdiskussion. 

Ein weiterer methodischer Eckpfeiler ist 
die Unterscheidung von Einflussfakto­
ren mit globaler, regionaler und loka­
ler Wirksamkeit in Bezug auf den Umfang 
und die nutzungsartenspezifische Kom­
position der Flächeninanspruchnahme. 
Es wird davon ausgegangen, dass die für 
eine Raumeinheit feststellbare Intensität 
der Inanspruchnahme neuer Siedlungs- 
und Verkehrsflächen von einem spezifi­
schen Zusammenspiel von Faktoren un­
terschiedlicher räumlicher Wirksamkeit 
abhängt. Als globale Faktoren werden da­
bei solche Größen verstanden, die an je­
dem beliebigen Ort der Bundesrepublik 
gleichermaßen wirksam sind. Beispielhaft 
zu nennen sind hier die prinzipielle Aus­
gestaltung des Planungs- und Boden­
rechts oder steuerrechtliche Regelungen. 
Derartige Faktoren können die „Sockelin­
tensität“ der Flächeninanspruchnahme 
erklären, nicht aber deren räumliche Va­
rianz innerhalb Deutschlands. Deshalb 
werden regional und lokal wirksame Fak­

toren in den Datenkranz der Modellbil­
dungen einbezogen. Beispielhaft genannt 
seien hier die demographische und öko­
nomische Entwicklung, die Entwicklung 
des Wohlstandsniveaus, Faktorpreise (für 
Boden), die interregionale und intraregio­
nale Erreichbarkeit, die raumordnerische 
Einflussnahme auf die kommunale Aus­
weisung von Bauflächen sowie topogra­
phische Raumeigenschaften. 

Die sachgemäße Berücksichtigung von 
Einflussfaktoren unterschiedlicher räum­
licher Wirksamkeit legte eine räumliche 
Mehrebenenmodellierung nahe. Statisti­
sche Schätzmodelle wurden für eine „in­
terregionale“ (kreisfreie Städte und Land­
kreise) sowie eine „intraregionale“ Ebene 
(Kommunen) aufgestellt. Für jede Ebene 
wurden spezifische Variablen-Sets als er­
klärende Größen zusammengestellt. Dies 
wurde ergänzt durch eine Analyse von Ver­
änderungen der Flächennutzung in sechs 
europäischen Staaten, um auch die Wirk­
samkeit globaler Wirkfaktoren bewerten 
zu können. 

In den mit weiterentwickelten regressions­
analytischen Methoden und der Kreuzva­
lidierung erzeugten und auf ihre Güte ge­
prüften Schätzmodellen sind der Bestand 
an Siedlungs- und Verkehrsfläche zum 
Zeitpunkt 1996 bzw. 2004 sowie die Verän­
derung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
in den Jahren 1996 bis 2004 die zu erklä­
renden Variablen. Daneben wurden auch 
Schätzmodelle zur Erklärung von Verän­
derungen der Wohnbau- und Gewerbe­
bauflächen erzeugt. Als unabhängige Va­
riable wurden 46 bzw. 33 demographische, 
ökonomische, finanzwirtschaftliche, sied­
lungs- und infrastrukturelle sowie raum­
planungsbezogene Indikatoren auf der in­
ter- bzw. intraregionalen Modellebene 
eingesetzt. 

Die erzeugten Schätzmodelle sind in der 
Lage, bis zu 80 % der Varianz der Ausprä­
gung der Flächeninanspruchnahme auf 
unterschiedlichen räumlichen Ebenen 
zu erklären. In der Tendenz sind die ge­
meindescharfen Modelle robuster als die 
Modelle, die Veränderungen der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche auf Ebene von 
Landkreisen und kreisfreien Städten zu er­
klären suchen. Auch hat sich gezeigt, dass 
die Siedlungs- und Verkehrsfläche und ihre 
Veränderung besser zu schätzen ist als die 
Veränderung im Bestand spezifischer Nut­
zungsarten (Wohnbauflächen, Gewerbe- 
und Industriebauflächen). Ein weiteres 
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generelles Ergebnis ist, dass die Flächen­
inanspruchnahme der Periode 1996–2000 
in höherem Maß erklärbar ist als diejeni­
ge der Periode 2000–2004. Dies gilt unge­
achtet der jeweils vorgeschalteten statisti­
schen Plausibilitätstests der eingesetzten 
Daten der Flächenerhebungen. Damit be­
stehen Hinweise dahingehend, dass die 
statistische Erklärungsfähigkeit der Flä­
cheninanspruchnahme im Zeitraum seit 
1996 tendenziell abgenommen hat. 

Die Ergebnisse dieses Forschungsvorha­
bens zeigen insgesamt, dass die regiona­
le Varianz der Flächeninanspruchnahme 
durch ein komplexes Bündel von demo­
graphischen, ökonomischen, raum- und 
infrastrukturellen sowie naturräumlichen 
Variablen erklärt werden kann. Die Schätz­
modelle zur Erklärung des Siedlungs- und 
Verkehrsflächenbestandes in den Jahren 
1996 bzw. 2004 verdeutlichen den Einfluss 
nachfrage- und  angebotsseitiger Variablen 
im Sinne der beide oben beschriebenen 
theoretischen Erklärungszugänge der Flä
cheninanspruchnahme. Danach ist der er
wartete Siedlungs- und Verkehrsflächen
bestand einer Region umso höher, 

•	 je	besser	die	verkehrliche	Erreichbar
keit von Oberzentren und Autobahnan

­
­

­
­

­

schlüssen ausfällt, 

•		 je	höher	die	Einwohner-	und	Arbeitneh
merzahl im Dienstleistungs- und ge
werblichen Bereich ist und 

•		 je	geringer	der	Bodenpreis	und	je	schwä
cher die Reliefenergie ausgeprägt ist. 

Der negative Einfluss der Variablen wirt
schaftliche Prosperität (Bruttoinlands
produkt je Einwohner) und Beschäftigung 
(Anzahl der Arbeitnehmer) in den hier er
rechneten Modellen kann auf eine Paral

­
­
­

­
­

­
­

lelität von Flächeninanspruchnahme in 
vorzugsweise suburbanen und ländlichen 
Räumen und einer massiven Entdichtung 
bzw. Brachflächenentwicklung in den his­
torischen Kernsiedlungsräumen (vor allem 
den Kernstädten) zurückgeführt werden. 
Die Entwicklung von Schätzmodellen zur 
Erklärung des Siedlungs- und Verkehrsflä­
chenbestandes ist durch diesen bereits in 
den 1970er Jahre einsetzenden Entkopp­
lungsprozess der Siedlungs- und Verkehrs­
flächenentwicklung von demographi­
schen und ökonomischen Entwicklungen 
generell erschwert. Die Modelle legen die 
Schlussfolgerung nahe, dass der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenbestand gemessen an 
der Gesamtbevölkerung, der Beschäfti­

gung und der Wirtschaftsleistung zu hoch 
ausfällt. 

Auch die Flächeninanspruchnahme kann 
– wie oben bereits ausgeführt – mit nach
frageseitigen Variablen alleine nicht zu
frieden stellend erklärt werden. Zwar üben 
demographische Entwicklungen maßgeb
lichen Einfluss auf die Intensität des Flä
chenverbrauchs aus. Andere Indikatoren 
einer primär nachfrageseitigen Erklärung 
expansiver Siedlungsentwicklung wie die 
Beschäftigungsentwicklung, Veränderun
gen des Haushaltseinkommens oder die 
Motorisierung haben in den oben skizzier
ten Modellen dagegen entweder keine oder 
nur untergeordnete Bedeutung. Demge
genüber stellen sich siedlungsstrukturelle 
und infrastrukturelle Variablen als häufig 
einflussreicher in den Schätzmodellen dar. 
Im Einzelnen lassen die Modelle folgende 
Schlussfolgerungen zu: 

•	 Die	 globale	 Bevölkerungsentwicklung	 
hat in den Modellen meist nur geringe 
Bedeutung als Schätzgröße der Flächen
inanspruchnahme. Signifikanteren Ein
fluss als die Bevölkerungsentwicklung 
hat dagegen die Zuwanderung von Per
sonen im „eigenheimrelevanten“ Alter. 
Das Wanderungsverhalten dieses Per
sonenkreises steht offensichtlich in en
gerem Zusammenhang mit der Neigung 
kommunaler Gebietskörperschaften zur 
Ausweisung von Bauland für flächenex
tensivere Wohnformen. Der absehbare 
demographische Bedeutungsverlust die
ser Personengruppe lässt jedoch vermu
ten, dass diese Triebkraft der Flächen
inanspruchnahme in Zukunft an 
Bedeutung verlieren wird. 

•	 In	 vielen	 Modellen	 bietet	 die	 Nettobe
völkerungsdichte (Siedlungsdichte) ei
nen hohen Erklärungsbeitrag der Flä
cheninanspruchnahme. Dabei zeigt sich, 
dass die Wahrscheinlichkeit hoher abso
luter Flächeninanspruchnahme mit ab
nehmender Siedlungsdichte zunimmt. 
Gleichzeitig zeigen die Modelle rich
tig an, dass die relative Flächeninan
spruchnahme – normiert über die Ka
tasterfläche – in verdichteten Regionen 
höher als in ländlichen Räumen ausfällt. 
Dies kann als Ausdruck eines ubiquitä
ren Flächenverbrauchs gewertet werden, 
dessen raumstrukturelle Logik sich ein
fachen Mustern von Verdichtung und 
Erreichbarkeit weitgehend entzieht. 

­
­

­
­

­

­

­

­
­

­

­
­

­

­
­
­

­
­
­

­
­

­
­
­

­

­
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•	 Die	 Beschäftigungsentwicklung	 und	 
die Entwicklung der Wirtschaftsleis­
tung (BIP) hat eher geringe Bedeutung 
in den Schätzmodellen. Größere Rele­
vanz kommt der sektoralen Beschäfti­
gungsentwicklung zu (Entwicklung der 
Arbeitnehmer im gewerblichen Bereich 
sowie in Dienstleistungsberufen). Aller­
dings nimmt die Flächenintensität und 
Flächenproduktivität wirtschaftlicher 
Aktivitäten nachweislichen Einfluss auf 
das Niveau der Flächeninanspruchnah­
me. Basierend auf den hier erzielten Er­
gebnissen lässt sich schlussfolgern, dass 
der wirtschaftsstrukturelle Wandel zu­
gunsten flächenintensiver Branchen un­
ter sonst gleichen Bedingungen zu einer 
Dämpfung des Flächenverbrauchs führt. 

•	 Erreichbarkeitsvariablen	 fanden	 in	 fast	 
allen Modellen Eingang. Allerdings hat 
sich gezeigt, dass Erreichbarkeitsvortei­
le – im Sinne geringer Fahrzeiten zu den 
Oberzentren und den Autobahnzufahr­
ten – offensichtlich keine entscheidende 
Triebkraft der Flächeninanspruchnah­
me sind. Im Gegenteil, die Erreichbarkeit 
von Oberzentren und Autobahnzufahr­
ten (bemessen als Fahrzeit in Minu­
ten) steht in vielen Modellen mit einem 
positiven Vorzeichen, woraus hergelei­
tet werden kann, dass die Flächeninan­
spruchnahme in peripheren Regionen 
bzw. Regionsteilen überdurchschnitt­
lich ist. 

•	 Die	Motorisierung	ist	als	Schätzgröße	in	 
den Modellen zur Erklärung des Sied­
lungs- und Verkehrsflächenbestandes 
vertreten und ist hier statistisch signifi­
kant. Für die Erklärung der Veränderung 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche ist die 
Motorisierung dagegen nicht von Bedeu­
tung. 

•	 Der	 durchschnittliche	 Baulandpreis	 
konnte sowohl in den Modellen zur Er­
klärung des Siedlungs- und Verkehrsflä­
chenbestandes als auch in den Modellen 
zur Schätzung der Flächeninanspruch­
nahme als signifikant wirksame Vari­
able identifiziert werden. Unter sonst 
gleichen Bedingungen geht ein höhe­
rer Bodenpreis mit einer geringeren Flä­
cheninanspruchnahme einher. Aus 
diesem Befund könnte die Schlussfol­
gerungen gezogen werden, dass die Flä­
cheninanspruchnahme noch höher aus­
fallen würde, wenn der Bodenpreis in 
den Kernbereichen der Agglomerationen 
geringer wäre. Die oben angesproche­

ne Tendenz zur übermäßigen Flächen­
inanspruchnahme in Gemeinden mit 
geringer Verdichtung und peripherer 
Lage kann demgegenüber möglicher­
weise auch als Ausdruck räumlichen 
Ausweichens vor den hohen Bodenprei­
sen in den Agglomerationsräumen inter­
pretiert werden. Eine finale Antwort auf 
diesen klassischen baulandpolitischen 
Meinungsstreit kann auch dieses For­
schungsvorhaben nicht erbringen. 

•	 Ein	 dämpfender	 Einfluss	 der	 Raumord­
nungs- und Umweltfachplanung auf 
die Flächeninanspruchnahme und ihre 
räumliche Verteilung konnte nur mit den 
nutzungsspezifischen sowie den intra­
regionalen Modellen nachgewiesen wer­
den. So hat sich gezeigt, dass die Wohn­
baulandausweisung in Regionen mit 
höherer Stringenz landesplanerischer 
Einflussnahme signifikant geringer ist. 
In den Regionen Stuttgart und Saarland 
haben auch negativplanerische Restrik­
tionen (abgebildet über den Anteil der 
ökologisch restringierter Flächen) Ein­
fluss auf die intraregionale Varianz der 
Flächeninanspruchnahme. Insgesamt 
ist der Einfluss der Raumordnung und 
Umweltfachplanung allerdings als eher 
gering zu bezeichnen. 

•	 Auch	 dem	 Fremdenverkehr	 kommt	 al­
lenfalls lokale Bedeutung als erklärender 
Faktor der Flächeninanspruchnahme 
zu. In den landkreisbezogenen Modellen 
waren fremdenverkehrsrelevante Varia­
blen wie auch die Landschaftsattraktivi­
tät in der Regel unbedeutend. 

Es konnte ferner festgestellt werden, dass 
regionsspezifischen Ursachenbündeln 
hohe Bedeutung bei der Erklärung der in­
traregionalen Flächeninanspruchnahme 
zukommt. Die Regionsmodelle haben ge­
zeigt, dass sich Regionen mit Wachstums-
und Schrumpfungstendenzen deutlich in 
der Relevanz von Einflussfaktoren und ih­
rer jeweiligen Wirkungsstärke und -rich­
tung unterscheiden. Daher ist auch die Ab­
leitung einer globalen Schätzgleichung zur 
Prognose zukünftiger Entwicklungen der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche nicht mög­
lich bzw. nicht sinnvoll. 

Darüber hinaus nähren die Ergebnis­
se des Forschungsvorhabens die Schluss­
folgerung, dass die Bundesrepublik der­
zeit einen „strukturellen Wandel“ bei den 
Triebkräften der Flächeninanspruchnah­
me durchläuft. Im Übergang von einer 
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Wachstumsphase in eine Stagnations- und 
Schrumpfungsphase nimmt die struktu­
relle Erklärungsfähigkeit der Flächenin­
anspruchnahme mit nachfragebezogenen 
Variablen ab. Nachfragebezogen heißt hier, 
dass die wachstumsinduzierte Mehrnach­
frage nach Siedlungsflächen primärer Er­
klärungsfaktor des ungebrochenen Sied­
lungs- und Verkehrsflächenwachstums ist. 
Die errechneten Modelle für die Periode 
1996 bis 2004 sind fast immer erklärungs­
fähiger als für die Periode 2000 bis 2004. 
Zwar kann dies in gewissen Grenzen auch 
Ausdruck von Qualitätsproblemen der Flä­

chenstatistik sein, deren Einfluss auch 
durch die vorgeschaltete Plausibilitätsana­
lyse der verwendeten Daten nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden kann. Dennoch ist 
ein Bedeutungsverlust von nachfrageseiti­
gen Variablen in empirischen Schätzmo­
dellen zur Erklärung der Siedlungs- und 
Verkehrsflächenentwicklung in mehrfa­
cher Hinsicht plausibel. In vielen Regio­
nen Deutschlands neigt sich nicht nur das 
Wachstum der Bevölkerungszahlen sei­
nem Ende entgegen. Auch die Entwicklung 
der Haushaltszahlen wird mittelfristig Sät­
tigungsgrenzen erreichen. 
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Executive Summary
 
The objective of this research project was 
to provide a deeper understanding on the 
different influential factors of land con­
sumption for urban purposes. It used 
quantitative methods to analyse the res­
ponsible driving forces and their intensi­
ty, as well as the dynamics of their inter­
action. The main question was how land 
consumption – observed over a range of 
spatial units and time periods – could be 
explained. The spatial units for analysis 
were the cities (“Stadtkreise”) and coun­
ties (“Landkreise”) for Germany, and the 
municipalities (“Gemeinden”) of three 
selected regions. The time series for ob­
servation were predetermined by the of­
ficial statistics on the land cover survey 
(“Flächenerhebung”). They cover the years 
1996 to 2000, 2001 to 2004, and the total 
period from 1996 to 2004. The inter- and 
intraregional variance of land consumpti­
on was used to determine the general dri­
ving forces. The application of statistical 
estimation models helped to compile and 
assess the specific relevance of single in­
fluence factors in the interaction of all ex­
planatory variables used in the study. The 
estimated models are capable of explai­
ning up to 80% of the variance of land con­
sumption characteristics, covering spatial 
and temporal differences. 

The results show that land consumption in 
the observed time periods cannot be ex­
plained with the demand for urban area 
for people and the economy only. On one 
hand, some demographic variables do 
have an influence on the intensity of land 
consumption, particularly migration pat­
terns for the age group from 25 to 50 years. 
On the other hand, additional indicators 
that mainly explain expansive land con­
sumption through demand (like the deve­
lopment of GDP and employment, changes 
in household income or motorisation) do 
not carry any or little weight in the estima­
tion models. 

The results of the model calculations point 
towards generally higher weights for sup­
ply-driven explanation factors. In this sen­
se, the fiscally motivated land use decisi­
ons of municipalities and developers act 
as an incentive for private households as 
well as enterprises, thus generating the 
demand for building land and real esta­
te. The developed estimation models show 

that some regions and municipalities wi­
thout demographic or economic demand 
pressure exhibit significant land con­
sumption. This can only be explained with 
the political and fiscal interests of local go­
vernments. Attracting people and compa­
nies by providing land for building – and 
so generating tax income – must be seen 
as an increasingly important driving force 
for land consumption. Although there is li­
mited statistical evidence in this study, go­
vernment policies like the commuter tax 
allowance, the financing of suburban road 
infrastructure or subsidies for the deve­
lopment of industrial or retail areas are li­
kely to support this effect. 

The study therefore shows that demogra­
phic and economic variables do not exp­
lain land consumption sufficiently. In the 
context of the national sustainability stra­
tegy this also means that restrictive ur­
banisation policies like the “30 hectare 
target” do not necessarily need to have ne­
gative growth-related or social impacts, at 
least on a regional or supra-regional scale. 

Future national policies on spatial plan­
ning, infrastructure and real estate need 
to utilise strategies and instruments that 
focus more specifically on the root causes 
of land consumption. This means that the 
driving forces of Greenfield development 
have to be taken into account when for­
mulating strategies and choosing instru­
ments. Demand-driven land consumption, 
which is still characteristic for flourishing 
western German urban centres, can pre­
dominantly be controlled with instru­
ments that aim at land-saving settlement 
and urban forms and ensure environmen­
tally compatible site selection. This can 
be achieved with spatial planning inst­
ruments, for example with maximum de­
velopment capacities in town and district 
plans, through strict controlling of local 
development, the definition of minimum 
densities for new developments, or price 
controls (tax, duties) for settlement and 
building forms that use land extensively. 
These policies are generally targeted to­
wards private households, enterprises, and 
their land consumption, and communica­
ted through zoning designations. In cont­
rast, the recognisably increasing practice 
of supply-oriented local development stra­
tegies requires more effective controls on 
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town and regional planning policies. The­
se controls are explicitly designed for mu­
nicipalities and their development strate­
gies. The objective is to engage local actors 
in an active reflection of their development 
and building policies, and to link the con­
sents for further Greenfield designations 
with plausible arguments for their actual 
need. 

In addition, further emphasis on the de­
bate on development policies on the sta­
te level can help to increase awareness for 
more efficient land-savings in urbanisati­
on and transport development. On the one 
hand, the intensity of the political discour­
se significantly varies between the federal 
states – with more prominence in southern 
Germany. On the other, it is more intense 
in all states when compared to earlier pe­
riods since 2002. 
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1  Problemstellung und Zielsetzung
 
Die Ergebnisse der aktuellen Flächen­
erhebungen (Statistisches Bundesamt 
2007) verdeutlichen eine anhaltend hohe 
Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke. Zwar ging die tägli­
che Umnutzungsrate mit bundesweit 113 
Hektar in den Jahren 2003 bis 2006 ge­
genüber den vorherigen Bilanzperioden 
geringfügig zurück, dennoch bleibt das 
Niveau, gemessen an den in der Nachhal­
tigkeitsstrategie der Bundesregierung fest­
gelegten Zielen, politisch nicht akzeptabel. 
Wenngleich die aktuellen Zahlen unter ei­
nigen statistischen Vorbehalten zu inter­
pretieren sind,1 so muss doch nüchtern 
konstatiert werden, dass die politischen 
Bemühungen der jüngeren Vergangenheit 
(noch) nicht die erhoffte Wirksamkeit im 
Hinblick auf die Dämpfung der Flächen­
inanspruchnahme gezeigt haben (Bun­
desamt für Bauwesen und Raumordnung 
2007, S. 67 ff.). 

Fragt man nach den Ursachen dieser Ent­
wicklung, lassen sich in der wissenschaft­
lichen Literatur wie auch im politischen 
Raum – stark vereinfachend – zwei rivali­
sierende Erklärungsansätze antreffen, die 
auf der einen Seite Nachfragesteigerungen 
nach Wohn-, Arbeits-, Verkehrs- und Erho­
lungsflächen, auf der anderen Seite die In­
teressen der „Baulandproduzenten“ sowie 
die Steuer- und Subventionspolitik staatli­
cher Akteure in den Mittelpunkt rücken. 

Im ersten Fall werden die Flächenansprü­
che von Haushalten und Unternehmen 
als Hauptantriebskraft des fortschrei­
tenden Flächenverbrauchs gesehen. Ein 
steigendes Wohlstandsniveau, die Präfe­
renzen von Haushalten und Unterneh­
men zugunsten von geringer verdichteten 
Standorten sowie eine autoorientierte Mo­
bilitätskultur begünstigen die Dekonzen­
tration und Entdichtung des Siedlungs­
systems (Dielemann und Wegener 2004). 
Private Haushalte würden solange sub­
urbane Standorte präferieren, wie deren 
Nutzeneffekte die mit der Standortwahl 
verbundenen Kosten überwiegen. Präfe­
renzen und Wohlstandswachstum führen 

– so die Vorstellung – zu einer vermehrten 
Nachfrage nach Nutzflächen, die der Bo­
denmarkt folgerichtig bedient. 

Demgegenüber stehen Stimmen, welche 
die Ursachen des Flächenverbrauchs stär­
ker in ökonomischen Interessen und dem 

damit einhergehenden Angebotsverhalten 
von „Standortproduzenten“ suchen. Da­
nach üben Kommunen und Projektent­
wickler durch Angebotsplanungen Anreize 
auf die Bauland- und Immobiliennach­
frage der privaten Haushalte wie auch der 
Unternehmen aus. Diese in Teilen „indu­
zierte“ Flächenkonsumtion werde begüns­
tigt durch eine massive staatliche Bevor­
zugung gering verdichteter, suburbaner 
Wohnformen. Genannt wird hier vor al­
lem die staatliche und/oder kommunale 
Subventionierung des Erwerbs von Wohn­
eigentum. Der staatlich finanzierte Aus­
bau der regionalen Straßennetze habe das 
für gering verdichtete Formen des Woh­
nen und Arbeitens nötige Maß an moto­
risierter Raumüberwindung zugelassen. 
Ähnliches gelte für die staatliche Subven­
tionierung der lokalen Infrastrukturbereit­
stellung. Haushalte und Unternehmen, die 
einen Standort im Umland wählen, tra­
gen – so die Befürworter dieser Argumen­
tation – nicht den vollen Umfang der von 
ihnen verursachten Kosten (Gutsche et 
al. 2007; Rat für Nachhaltige Entwicklung 
2004). Nach diesem Denkmodell setzt der 
Markt Angebotsreize, auf die die Nachfra­
ge reagiert. 

Die Bedeutung raumordnungspolitischer 
Einflussnahme auf die Siedlungstätigkeit 
wird kontrovers gewertet. Während die 
Einen Flächenverbrauch mit der Abwe­
senheit oder zu geringen Effektivität re­
gionaler Abstimmung lokaler Siedlungs­
planungen erklären, glauben andere 
Anhaltspunkte dafür zu sehen, dass gera­
de die restriktive Siedlungspolitik in Ver­
dichtungsräumen dazu beigetragen habe, 
die Siedlungstätigkeit in ländliche Räume 
zu „verdrängen“ und damit einer übermä­
ßigen Flächeninanspruchnahme Vorschub 
zu leisten. Planungen mit wachstums­
dämpfender Intention wirkten über den 
Bodenpreismechanismus auf die Wohn- 
und Immobilienpreise und verlagerten 
die Nachfrage nach gering verdichtetem 
Wohnen auf periphere Standorte (Aring 
2000; Pestel-Institut 2000). Auch wird da­
rauf verwiesen, dass die in Planungsgeset­
zen häufig verankerten Begrenzungen der 
baulichen Dichte zu einem übermäßigen 
Flächenverbrauch beigetragen hätten. 

Bislang ist kein überzeugender Ausgleich 
zwischen diesen sehr verschiedenartigen 
Erklärungsansätzen erkennbar, was zwei­

(1) 
In der jüngeren Vergan­
genheit wurden wiederholt 
Qualitätsprobleme der Flä­
chenstatistik angemahnt, 
die meistens mit der lang­
fristig betriebenen Auto­
matisierung der Liegen­
schaftskataster und damit 
zusammenhängender Um­
schlüsselungen bestimm­
ter Nutzungsarten erklär­
bar sind. Eingeschränkt 
sind dadurch vor allem 
längsschnit tanaly tische 
Untersuchungsdesigns, 
die mit disaggregierten Da­
ten operieren (siehe hierzu 
Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg 2005 
und Deggau 2006). 
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felsohne auch darin begründet liegt, dass 
empirische Forschung zu den Ursachen 
der Flächeninanspruchnahme in Deutsch­
land nur spärlich betrieben wurde (siehe 
hierzu den nachfolgenden Abschnitt). Un­
strittig dürfte aber sein, dass wirksame­
re Strategien und Instrumente gegen den 
Flächenverbrauch nicht entwickelt werden 
können, solange dessen Ursachen in ihren 
globalen, regionalen und lokalen Dimen­
sionen nicht grundsätzlich verstanden 
sind. Ist der Flächenverbrauch primär ein 

„Wachstums- und Wohlstandsprodukt“, so 
sind ökonomische Instrumente wie Steu­
ern und Abgaben der erfolgversprechends­
te Weg, einen sparsameren Umgang mit 
Fläche zu erreichen. Ist hingegen Flächen­
verbrauch eher „Politik- oder Planungs­
versagen“ auf regionaler und kommunaler 
Ebene, so erscheinen Reformen der Pla­
nungsstrategien und -instrumente als ge­
eigneterer und/oder komplementärer An­
satzpunkt. Das Forschungsvorhaben kann 
insofern wichtige Impulse für die weitere 
siedlungs- und raumordnungspolitische 
Steuerungsdebatte liefern. 

Vor diesem Hintergrund war es das Ziel 
dieses Forschungsvorhabens, mit statisti­
schen Methoden Aussagen darüber zu ge­

winnen, wie die für eine Menge von räum­
lichen Beobachtungseinheiten in einem 
Zeitraum oder mehreren Zeiträumen be­
obachtete Flächeninanspruchnahme zu 
erklären ist. Es sind Einflussgrößen zu be­
nennen, die in einem statistisch signifikan­
ten Zusammenhang mit der abhängigen 
Variable – hier der Flächeninanspruch­
nahme und der räumlichen Ausprägung 
derselben – stehen. Über die Entwicklung 
von Schätzmodellen soll es möglich sein, 
denkbare zukünftige Entwicklungen der 
Flächennutzung aufzuzeigen und die po­
tenzielle Dämpfungswirkung politischer 
Instrumente zu diskutieren. Auf dieser Ba­
sis werden Strategien und Empfehlungen 
für die Siedlungs- und Flächenpolitik von 
Bund, Ländern und Regionen formuliert. 

Eine wesentliche Zielsetzung des For­
schungsvorhabens lag auch darin, solche 
potenziellen Einflussfaktoren auf die Flä­
cheninanspruchnahme zu berücksichti­
gen, die in bisherigen statistischen Unter­
suchungen nicht eingesetzt wurden bzw. 
werden konnten. Hierzu zählen vor allem 
verkehrliche Erreichbarkeitsniveaus, topo­
graphische Raumeigenschaften, aber auch 
raumordnungsplanerische Restriktionen 
der gemeindlichen Planungsfreiheit. 
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2   Methodischer Ansatz 
2.1 Methodische  

Ausgangsüberlegungen 

Die methodische Ausgestaltung des For­
schungsdesigns beruht auf einer Reihe 
von Ausgangsüberlegungen, die nachfol­
gend eingehend erläutert werden. Als in­
haltlicher Eckpfeiler des Vorhabens kann 
die oben knapp skizzierte Gegenüber­
stellung einer nachfrage- und einer an­
gebotszentrierten Perspektive bei der Er­
klärung der Flächeninanspruchnahme 
bezeichnet werden. Danach wird die the­
oretische Basis des Vorhabens einerseits 
in neoklassischen Stadtstruktur- und Bo­
denmarkttheorien gesucht, die vor allem 
nachfrageseitige Präferenzen als Antrieb 
des Flächenverbrauchs sehen. Ein alterna­
tiver theoretischer Zugang besteht in poli­
tik- und planungswissenschaftlichen The­
orieansätzen, die neben der Nachfrage 
nach urbanen Nutzflächen auch das An­
gebotsverhalten „standortproduzierender“ 
Akteure einbeziehen. Diese theoretische 

„Polarisierung“ in der Wahl von Erklä­
rungsansätzen hat weit reichende Auswir­
kungen für zu berücksichtigende Indika­
torenkränze. 

Eine zweite wesentliche Prämisse ist die 
Unterscheidung von Einflussfaktoren mit 
globaler, regionaler und lokaler Wirk­
samkeit in Bezug auf den Umfang und 
die nutzungsartenspezifische Komposi­
tion der Flächeninanspruchnahme, was 
die Wahl einer räumlichen Mehrebenen­
modellierung nahe legt (siehe Tabelle 1). 
Es wird davon ausgegangen, dass die für 
eine Raumeinheit feststellbare Intensität 
der Inanspruchnahme neuer Siedlungs- 
und Verkehrsflächen von einem spezifi­
schen Zusammenspiel von Faktoren un­
terschiedlicher räumlicher Wirksamkeit 
abhängt. Als globale Faktoren werden da­
bei solche Größen verstanden, die an je­
dem beliebigen Ort der Bundesrepublik 
gleichermaßen wirksam sind. Beispielhaft 
zu nennen sind hier die prinzipielle Ausge­
staltung des Planungs- und Bodenrechts 
(z. B. das Maß staatlicher Beschränkung 
der Baufreiheit), steuerrechtliche Regelun­
gen mit Bezug auf den Erwerb von Wohn- 
oder Gewerbeimmobilien, bundeseinheit­
liche Subventionsinstrumente (z. B. die 
bis 2006 existierende Eigenheimzulage), 
nachfragseitige Präferenzen als Ausdruck 
kultureller Konventionen (z. B. die Wert­

schätzung des Eigenheims) oder die aktive 
Werbung für bestimmte Wohnformen in 
den Print- und Bildmedien. Derartige Fak­
toren können die „Sockelintensität“ der 
Flächeninanspruchnahme erklären, nicht 
aber deren räumliche Varianz. 

Als regionale Faktoren werden Einflüs­
se subsumiert, deren Wirksamkeit regio­
nale Maßstäblichkeit annimmt. Hier sind 
vor allem die demographische und öko­
nomische Entwicklung als zentrale Nach­
frage stimulierende Triebkräfte zu nennen. 
Dies betrifft die Veränderung der Anzahl 
der Haushalte (und die damit zusammen­
hängende Wohnungsnachfrage) sowie die 
Wertschöpfungstätigkeit der Unterneh­
men. Eng damit verknüpft sind das Wohl­
standsniveau (als regionales Kaufkraft­
niveau) und die Faktorpreise für Boden, 
Bauleistungen sowie für energetische Roh­
stoffe. Als weitere bedeutende Einflussfak­
toren kommen die interregionale Erreich­
barkeit sowie raumordnerische Regulation 
der kommunalen Ausweisung von Bauflä­
chen hinzu. 

Schließlich wirken lokale, kleinräumig-se­
lektive Faktoren auf die Ausprägung der 
Flächeninanspruchnahme. Zu nennen 
sind vor allem die Topographie, die intra­
regionale Erreichbarkeit, die zentralörtli­
che Funktion (als Maß für die planerische 
Gestaltungsfreiheit der Bodennutzung), 
die kommunalpolitische Entwicklungs- 
und Baulandstrategie wie auch beson­
dere landschaftliche Reize sowie lokal­
politische Kulturen (z. B. Stabilität der 
politischen Mehrheitsverhältnisse). 

Das für eine sachgemäße Bearbeitung des 
Forschungsvorhabens aufzubauende Da­
tenmodell muss alle drei Typen von Ein­
flussfaktoren über geeignete Variablen 
integrieren, was einen räumlichen Mehr-
Ebenen-Ansatz nahe legt. Denn die in ei­
nem Staat einheitlichen Bedingungen des 
Planungs- und Bodenmarktes – als Bei­
spiel – äußern sich nicht in regionalen Va­
rianzen der Flächeninanspruchnahme. 
Umgekehrt ist zu vermuten, dass sich lokal 
wirksame Faktoren nicht in der regionalen 
Gesamtsumme der Flächeninanspruch­
nahme, sondern nur in der intraregiona­
len Ausformung des Flächenwachstums 
abbilden lassen. 
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Einflussfaktor (beispielhaft) räumliche Wirksamkeit 

Boden- und Planungsrechtsregime G 

Steuer- und Subventionsrechtsregime G 

Bevölkerungszahl R/L 

Anzahl der Arbeitsplätze R/L 

 wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (z. B. BIP je Einwohner) R 

Einkommen der privaten Haushalte R/L 

  Motorisierung (z.B. Pkw je 1 000 Einwohner) R/L 

interregionale Erreichbarkeit R 

intraregionale Erreichbarkeit L 

Faktorpreise (Boden- und Baukosten) R/L 

entwicklungs- und baulandstrategischer Ansatz der Kommune L 

Flächenintensität von Konsumtions-/Produktionsprozessen (bauliche Dichte) R/L 

Bereitstellung öffentlicher Mittel für die Erschließung von Bauflächen R 

Regulierung der Flächennutzung durch regionale Instanzen L 

Topographie (Relief, Bodeneigenschaften, …) L 
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Tabelle 1 
Hypothetische Einflussfaktoren der Flächeninanspruchnahme 

G = global, R = regional, L = lokal 
Quelle: eigene Zusammenstellung 

Die statistischen Modelle wurden daher 
für eine „interstaatliche“ (Modellebene 1: 
Staaten), eine „interregionale“ (Modell­
ebene 2: kreisfreie Städte und Landkreise) 
sowie eine „intraregionale“ Ebene (Mo­
dellebene 3; Kommunen) Ebene aufge­
stellt. Für jede Ebene wurden spezifische 
Variablen-Sets als erklärende Größen zu­
sammengestellt. 

Die Wirksamkeit globaler, d.h. innerhalb 
eines staatlichen Territoriums nicht vari­
abler Einflussfaktoren (im oben dargeleg­
ten Sinne) kann nur über Länderverglei­
che reflektiert werden. Dafür wurden für 
insgesamt sechs europäische Staaten (Bel­
gien, Deutschland, Frankreich, Nieder­
lande, Österreich, Vereinigtes Königreich) 
CORINE Land Cover Daten zur Flächen­
inanspruchnahme für den Zeitraum 1990 
bis 2000 aufbereitet. Des Weiteren wurden 
verfügbare statistische Daten zur Bevölke­
rung und Wirtschaftsentwicklung sowie 
zur Ausgestaltung des raumplanerischen 
Regulierungsrahmens als qualitativ erklä­
rende Variablen zusammengestellt. Auf­
grund der schwierigen Datenlage kann die 
Wirksamkeit potenzieller Einflussfakto­
ren auf dieser räumlichen Ebene aber nur 
qualitativ diskutiert werden. 

Die interregionale Untersuchungsebene 
operiert mit Daten auf Kreisbasis. Mit den 
etwa 440 Raumeinheiten besteht eine aus­
reichende Grundgesamtheit für multiva­
riate Analysemethoden. Außerdem ist auf 

Kreisebene eine Vielzahl von statistischen 
Kennzahlen verfügbar, was den Aufbau ei­
ner sachlich umfassenden Datenbasis er­
möglicht. 

Schließlich erfolgen – drittens – Analysen 
auf intraregionaler Ebene, um solche Fak­
toren abschätzen zu können, deren Wirk­
samkeit örtlich begrenzt ist. Für insgesamt 
drei ausgewählte Raumordnungsregio­
nen – Oberes Elbtal (Dresden), Saarland 
und Stuttgart – wurden neben soziode­
mographischen und ökonomischen auch 
infrastrukturelle, topographische und 
planungsbezogene Variablen auf Gemein­
deebene einbezogen. Letzteres betrifft na­
türliche Restriktionen der siedlungsräum­
lichen Entwicklung (Reliefenergie) wie 
auch planerische/ordnungsrechtliche Re­
striktionen (Schutzgebiete, Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete, Begrenzung auf Eigen­
entwicklung). 

2.2 Datenbasis zur Flächennut­
zung und Auswahl von Unter­
suchungszeiträumen 

Die Flächenerhebung nach Art der tat­
sächlichen Nutzung dient im Forschungs­
vorhaben als zentrale Datenbasis für die 
Erfassung von Veränderungen der Flä­
chennutzung. Trotz der in der jüngeren 
Vergangenheit wiederholt formulierten 
Kritik an der Validität dieses Datenbestan­
des existiert derzeit aus Sicht der Verfasser 
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keine ernsthafte Alternative. Zwar liegen 
mit ATKIS leistungsfähige Geobasisda­
ten vor, mit denen sich die Siedlungs- bzw. 
Flächennutzungsentwicklung auf unter­
schiedlichen Maßstabsebenen beschrei­
ben lässt. In ATKIS gibt es aber bis heu­
te keine Historienverwaltung, die für eine 
längsschnittanalytische Perspektive zwin­
gende Voraussetzung wäre. 

Alle verwendeten Datensätze der Flächen­
erhebungen wurden einer vorgeschalteten 
Plausibilitätsprüfung (siehe Abschnitte 
5.2) unterzogen, um negative Effekte sog. 
statistischer Artefakte zu begrenzen (siehe 
hierzu auch Fußnote 1). Die aufzubauende 
Datenbasis wird ergänzt durch die CORI­
NE Land Cover Erhebung (CLC), mit wel­
cher Veränderungen der Bodenbedeckung 
europäischer Staaten im Maßstabsbereich 
1:100   000 erfasst wurden. Die Verwendung 
dieser Daten ist für die Fragestellung des 
Vorhabens eingeschränkt, weil sie zum ei­
nen lediglich für zwei Zeitpunkte im Ab­
stand von 10 Jahren vorliegen und zum 
anderen die Mindestgröße der Erfassungs­
einheiten von 25 ha beträgt. 

Die für ausgewählte Zeiträume ausgewie­
sene Flächeninanspruchnahme für Sied­
lungs- und Verkehrszwecke fungiert als 
abhängige Variable in der statistischen 
Modellbildung. Dies erfolgt in unter­
schiedlicher Form – neben der absoluten 
Veränderung (Veränderung in Hektar, Y1) 
wird die (kataster-) flächennormierte Ver­
änderung (Veränderung je km² Kataster­
fläche, Y2) als abhängige Variable einge­
setzt. Dies begründet sich vor allem mit 
der Elimination von Größenabhängigkei­
ten der Variablenausprägung. Tests mit der 
prozentualen Veränderung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche haben zu unbefriedi­
genden Ergebnissen geführt. 

Die Entwicklung von Schätzmodellen be­
zieht sich auf drei Bilanzperioden, was 
sich an der flächendeckenden Verfügbar­
keit von Daten der Flächenerhebungen 
nach Art der tatsächlichen Nutzung orien­
tiert. Die Flächenerhebung wird als haupt­
sächliche Quelle für die Darstellung der 
Flächenbestände und Veränderung ver­
wendet, weil sie nach einem einheitlichen 
Merkmalskatalog aus den amtlichen Lie­
genschaftskatastern als Vollerhebung er­
mittelt wird. 

Ausgewählt wurden der 

•	 Zeitraum	von	1996	bis	2000, 

•	 Zeitraum	von	2000	bis	2004	sowie	der 

•	 Zeitraum	von	1996	bis	2004. 

Durch die Wahl von 4-Jahres-Scheiben ist 
es möglich, über den Erklärungsgehalt der 
entsprechenden Modelle die Bedeutungs­
zu- bzw. -abnahme einzelner Variablen 
bzw. Variablenprogramme zu diskutieren. 
Seit dem Jahr 2002 erfolgt die Ausweisung 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen mit ei­
nem verringerten Merkmalssatz zusätz­
lich auch in einem jährlichen Rhythmus. 
Auf die Verwendung von jährlichen Anga­
ben wurde verzichtet, weil zum einem bei 
jährlichen Werten der Einfluss von singu­
lären Ereignissen die Ergebnisse stark be­
einflussen kann und zum anderen die Ver­
gleichbarkeit mit den vorhergehenden 
Bilanzperioden aufrecht erhalten werden 
sollte. 

Insgesamt erfolgen sechs Modellrechnun­
gen zur Erklärung der Flächeninanspruch­
nahme: 

•	 je	 eine	 Modellrechnung	 für	 die	 zwei	 Bi­
lanzperioden 2000–2004 und 1996–2000, 
differenziert nach der Art der Variablen­
ausformung (absolute Veränderung und 
(kataster-) flächennormierte Verände­
rung); dies ergibt insgesamt vier Modell­
rechnungen (siehe Tabelle 2) 

•	 ebenso	 eine	 Modellrechnung	 für	 die	 Bi­
lanzperiode 1996–2004, um auch einen 
längeren Zeitraum abzudecken; hier er­
folgt ebenfalls eine Differenzierung 
nach der Art der Variablenausformung 
(absolute Veränderung und (kataster-) 
flächennormierte Veränderung), so dass 
sich zwei weitere Modellrechnungen er­
geben 

Darüber hinaus erfolgte jeweils eine Mo­
dellrechnung für die Jahre 1996 und 2004 
mit Größen zur Erklärung der absoluten 
Flächeninanspruchnahme. Die erklären­
den Variablen bilden dementsprechend 
die Siedlungs- und Verkehrsflächenbe­
stände in den jeweiligen Jahren ab. 

Ein generelles Problem der hier zu leisten­
den statistischen Erklärung der Flächen­
inanspruchnahme liegt darin, dass aus 
der Beobachtung von soziodemographi­
schen, ökonomischen oder infrastruk­
turellen Veränderungen auf der einen 
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Tabelle 2 
modellstruktur zur schätzung der Flächeninanspruchnahme 

Bilanzperioden abhängige Variable 

absolute Veränderung (ha) (kataster-) flächennormierte  
Veränderung (ha je km², …) 

2000–2004 Modell Y1 – 1 Modell Y2 – 1 

1996–2000 Modell Y1 – 2 Modell Y2 – 2 

1996–2004 Modell Y1 – 3 Modell Y2 – 3 

Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 1
 
Kausalitätsprobleme im angebots- und nachfrageorientierten Erklärungsmodell1)
 

t 

EW 

t 

EW 

Baulandausweisung 

Bilanzperiode 2 

Bilanzperiode 1 Bilanzperiode 2 

Baulandausweisung 

Bilanzperiode 1 
Kein Zusammenhang von 
Baulandausweisung und 
Flächeninanspruchnahme 

Bilanzperiode 2 
Kein Zusammenhang von 
Baulandausweisung und 
Flächeninanspruchnahme 

Bilanzperiode 1 
Kein Zusammenhang von 
Baulandausweisung und 
Flächeninanspruchnahme 

Bilanzperiode 2 
Kein Zusammenhang von 
Baulandausweisung und 
Flächeninanspruchnahme 

Bilanzperiode 1 

1) dargestellt ist der Zusammenhang von Bevölkerungsentwicklung (EW) und Baulandausweisung in zwei hypothetischen 
Fällen. In beiden Fällen ergäbe eine statistische Analyse keinen Zusammenhang; im oberen – dem angebotszentrierten 
Modell folgenden – Beispiel erklärt dies eine zeitliche Verzögerung des Bevölkerungszuwachses nach Ausweisung von 
Bauland; im unteren – dem nachfragezentrierten Modell folgenden Beispiel – kann die verzögerte Reaktion der bauland­
produzierenden Akteure auf den Bevölkerungszuwachs als erklärend angesehen werden. 
Quelle: eigene Darstellung 

Seite und Veränderungen der Flächennut-
zung auf der anderen Seite keine einfa-
chen Ableitungen zu Kausalitäten im Sin-
ne der oben erläuterten nachfrage- und 
angebotsseitigen Erklärung des Flächen-
verbrauchs getroffen werden können. So 
kann beispielsweise die Gleichzeitigkeit 
von Bevölkerungszuwachs und Flächen-
inanspruchnahme als Reaktion einer Ge-
bietskörperschaft auf Zuwanderung von 
Bevölkerung oder eine positive natürli-
che Bevölkerungsbilanz interpretiert wer-

den. Ein alternativer Erklärungsansatz 
wäre hingegen, dass die Ausweisung von 
Bauland in der betreffenden Gebietskör­
perschaft zu einer „induzierten“ Bevöl­
kerungszunahme durch Außenzuwande­
rung geführt hat. Das hier aufgeworfene 
Problem verschärft sich noch, wenn be­
dacht wird, dass die „Aufsiedelung“ ei-
nes neu ausgewiesenen und erschlosse­
nen Baugebiets zum Teil mehr als 10 Jahre 
betragen kann (siehe Abbildung 1). In sol­
chen Fällen ist ein statistischer Zusam­
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menhang zwischen Baulandausweisung 
und Bevölkerungsentwicklung kaum mehr 
herstellbar. Bei Interpretation der Ergeb­
nisse in Abschnitt 5 muss dieses „struktu­
relle“ Problem stets mitbedacht werden. 

2.3 Entwicklung von sachlichen 
Teilmodellen 

Neben der in der Flächenstatistik nach­
richtlich ausgewiesenen Kategorie „Sied­
lungs- und Verkehrsfläche“ werden auch 
spezifische Nutzungsarten als abhängi­
ge Variablen betrachtet. Entwickelt wur­
den für die Gebäude- und Freiflächen zwei 
Teilmodelle: „Wohnen“ (Nutzungsarten­
schlüssel 130) und „Gewerbe“ (Nutzungs­
artenschlüssel 170). Als nicht sinnvoll hat 
sich die Entwicklung eines Teilmodells 

„Verkehr“ erwiesen, da innerhalb des Nut­
zungsartenkatalogs eine eindeutige Tren­
nung zwischen lokalen Erschließungsstra­
ßen, deren Neubau im Wesentlichen eine 
Funktion der Wohn- und Gewerbebau­
landausweisung ist, und überörtlich klas­
sifizierten Straßen nicht vorgenommen 
werden kann. Die Entwicklung von Teil­
modellen zur Nutzungsart „Handel und 
Dienstleistungen“ (Nutzungsartenschlüs­
sel 140) war nicht möglich, weil die not­
wendigen Angaben nicht bundesweit vor­
lagen. Teilmodelle für die Gebäude- und 
Freiflächen für Nichtwohnzwecke (Nut­
zungsartartenschlüssel 100/200 abzüglich 
130) erscheinen als nicht sinnvoll, weil sie 
neben den bereits aufgeführten Nutzun­
gen auch eine ganze Reihe von Nutzun­
gen enthalten, die in ihrer Gesamtheit für 
die Fragestellung der Arbeit weniger re­
levant sind (wie beispielsweise Gebäude 
und Freiflächen zu Verkehrsanlagen, zur 
Landwirtschaft, zu Verkehrseinrichtungen 
sowie zu Ver- und Entsorgungseinrichtun­
gen). 

Für die Entwicklung von Teilmodellen 
spricht, dass sie den Einfluss bestimmter 
Faktoren möglicherweise präziser abbil­
den können, als dies bei der Wahl der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche als abhängige 
Variable der Fall wäre. So ist zu erwarten, 
dass der Einfluss steigender Einkommen 
der privaten Haushalte die Wohnbau­
flächeninanspruchnahme eher erklären 
kann als den Siedlungs- und Verkehrs­
flächenzuwachs insgesamt. Gegen Teil­
modelle spricht jedoch, dass mit abneh­

mendem sachlichen Aggregationsgrad 
der Flächenerhebungsdaten das Fehler­
potenzial der Daten bekanntermaßen zu­
nimmt. In vielen Bundesländern ist die 
Unterscheidung von Wohn- und Gewerbe­
flächen – trotz statistischer Ausweisung – 
nach wie vor mit Unsicherheiten behaftet. 
Die Ausweisung spezifischer Nutzungsar­
ten wie Handel- und Dienstleistungsflä­
chen oder gemischt genutzter Gebäude- 
und Freiflächen ist in vielen Ländern nach 
wie vor nicht möglich. Dies belastet mögli­
cherweise die Erklärungs- und Interpreta­
tionsfähigkeit der statistischen Modelle. 

2.4 Ausgestaltung von  
Regionalisierungsverfahren 

Neben einem „Bundesmodell“, in welchem 
alle Landkreise und kreisfreien Städte 
Deutschlands einbezogen werden, wurden 
ausgewählte „Regionsmodelle“ entwickelt, 
in die nur eine Teilmenge der Kreise und 
kreisfreien Städte bzw. Gemeinden einge­
stellt wurden (siehe hierzu Abschnitt 5.2). 
Dies erfolgte mit dem Ziel, regionsspezi­
fische Ursachen der Flächeninanspruch­
nahme zu identifizieren, die in „globalen“ 
Modellen möglicherweise maskiert wür­
den. Eine Differenzierung des Bundesge­
bietes nach Regionstypen kann – so die 
Erwartung – die Erklärungsfähigkeit der 
entwickelten Schätzmodelle erhöhen. 

Bei den Regionsmodellen wurden Land­
kreise mit ähnlichen Eigenschaften zu­
sammengefasst. Geprüft wurden mehre­
re alternative Regionalisierungsverfahren: 
eine Regionsbildung nach demographisch­
ökonomischen Kriterien (Wachstums- und 
Schrumpfungsräume), nach siedlungs­
strukturellen Kriterien (siedlungsstruktu­
relle Regions- und Kreistypen des Bundes) 
sowie nach raumordnungsrechtlichen Kri­
terien (Intensität der raumordnerischen 
Regulation der gemeindlichen Flächen­
nutzung). Die Regionalisierung erfolgte 
mit Standardklassifikationen des BBR wie 
auch mit eigenen problembezogenen Klas­
sifikationen. Da die Besetzung der jewei­
ligen Regionsgruppen aus statistischen 
Gründen nicht zu „dünn“ sein darf, ist die 
Anzahl der Regionstypen begrenzt. Als 
sinnvoll wurde eine Zuordnung zu drei bis 
fünf Typen angesehen. 
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3 Literaturanalyse  
und Hypothesenbildung 

3.1 Überblick 

Es gibt bislang weder in den Wirtschafts- 
noch in den Planungswissenschaften eine 
geschlossene, statistischen Prüfverfahren 
standhaltende allgemeine Theorie, mit der 
die Flächeninanspruchnahme in Umfang, 
Struktur und räumlicher Verteilung erklärt 
und mit hinreichender Sicherheit prognos­
tiziert werden kann. Den wohl geschlos­
sensten Ansatz bietet diesbezüglich bis­
lang die Stadtökonomik. Diese hat sich vor 
allem mit der Erklärung von Dekonzentra­
tionsprozessen beschäftigt, deren Auftre­
ten eng mit der Neuinanspruchnahme von 
(bislang nicht baulich genutztem) Grund 
und Boden verknüpft ist. Die klassische 
stadtökonomische Theorie – entwickelt 
von Alonso, Mills und Muth – beschäftigt 
sich mit dem städtischen Bodenmarkt, der 
räumlichen Struktur von Art und Intensi­
tät baulicher Bodennutzungen und dem 
Verhalten von bodenmarktrelevanten Ak­
teuren. Danach ist die Suburbanisierung 
und mit ihr die konzentrische (oder radia­
le) Ausdehnung von Städten als „evolutio­
närer Prozess“ anzusehen, vorangetrieben 
durch steigende Einkommen, Verbesse­
rungen der Verkehrstechnologien und ih­
rer Verfügbarkeit sowie durch die Präfe­
renzen der Konsumenten (Mieszkowski 
und Mills 1993, S. 136). 

Im Sinne eines evolutionären Prozesses 
orientieren sich Siedlungserweiterungen 
zu Beginn der Urbanisierung an den histo­
rischen Konzentrationen der Bevölkerung 
und Beschäftigung (alte Siedlungskerne, 
neu entstandene Industrie- und Hafenan­
lagen). Zur Minimierung von Pendelkos­
ten werden die direkt angrenzenden Berei­
che zuerst und in hoher Dichte besiedelt. 
Bei weiterem Bevölkerungszuwachs neh­
men die negativen Externalitäten in den 
hoch verdichteten Städten zu. Hohe Bo­
denpreise, beengte Wohnverhältnisse, die 
Überlastung der Infrastruktur, negative 
Umweltwirkungen zwingen zu einer Er­
schließung neuer Wohngebiete. Mit stei­
gendem Einkommensniveau, leistungsfä­
higeren Verkehrsmitteln und veränderten 
Konsumentenpräferenzen dehnt sich das 

Siedlungssystem konzentrisch und/oder 
radial aus. 

Nach dieser Vorstellung ist die flächenhaf­
te Ausdehnung eines urbanen Gebietes 
umso größer, je größer die Bevölkerungs­
zahl ist, je höher das Einkommensniveau 
der Bevölkerung ist, je geringer der land­
wirtschaftliche Bodenpreis und je gerin­
ger die Pendelkosten ausfallen (siehe auch 
Gordon und Richardson 2000). Folgerich­
tig ist eine abnehmende oder stagnieren­
de Tendenz bei der Flächeninanspruch­
nahme nur dann zu erwarten, wenn die 
Bevölkerungszahl nicht mehr zunimmt, 
wenn die Einkommen stagnieren oder ab­
nehmen und die Pendelkosten oder der 
landwirtschaftliche Bodenpreis zuneh­
men. Die planerische Regulierung des Bo­
denmarktes ist nach dieser Theorie über­
flüssig, ja sogar unerwünscht, da sich ein 
nutzenmaximierender Gleichgewichtszu­
stand („Equilibrium“) im freien Spiel der 
Konsumentennachfrage und des Anbieter­
verhaltens einstellt. 

Eine zweite – in ihrem Kern ebenfalls öko­
nomisch geprägte – Theorie betont be­
stimmte urbane Probleme wie die in Kern­
städten höhere Steuerbelastung, eine 
höhere Verbrechensrate oder die schlech­
tere Infrastrukturversorgung, die wohl­
habendere Haushalte zur Abwanderung 
in suburbane Siedlungsgebiete bewegen 
(„Fligth from Blight“). Auch der Wunsch 
nach sozial homogenen Nachbarschaften – 
umgesetzt durch eine sozial exklusive Bo­
den- und Planungspolitik suburbaner Ge­
meinden – ist nach dieser Theorie eine 
Antriebskraft der Dekonzentration und 
flächenhaften Ausdehnung der Stadt (Was­
smer und Edwards 2005). Diese in Grund­
zügen auf den Ökonomen Charles Tiebout 
zurückgehende Theorie beschreibt loka­
le Gebietskörperschaften als Anbieter von 
verschiedenen Dienstleistungen zu variie­
renden Preisen (über die Erhebung loka­
ler Steuern). Bei gegebenen Präferenzen 
und Zahlungsbereitschaften maximieren 
private Haushalte ihren Nutzen über ihre 
Standortwahl innerhalb eines metropoli­
tanen Gebiets mit mehreren Gebietskör­
perschaften. Zentrale Annahmen dieser 
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Theorie sind die freie Entscheidungsverfü­
gung privater Haushalte über ihre Stand­
ortwahl und eine unbeschränkte Mobilität 
und Information. 

Das Tiebout-Modell unterstellt, dass durch 
einen fortwährenden Prozess individueller 
Standortentscheidungen – bei unregulier­
tem Marktverhalten – ein Gleichgewichts­
zustand mit optimaler Versorgung mit 
(lokal erbrachten) öffentlichen Dienstleis­
tungen erreicht wird (Tiebout 1956). Dieser 
Prozess eines „sorting the population into 
optimum communities” lässt sich als in­
terkommunaler Wettbewerbsprozess ver­
stehen, der auch mit der „Ressource“ Flä­
che geführt wird. 

Eine Vielzahl von Arbeiten aus den Pla­
nungswissenschaften knüpfen explizit 
oder implizit an dieses Theorem an, in­
dem sie das Angebotsverhalten von sub­
urbanen „Standortproduzenten“ als pri­
märe Antriebskraft des Flächenverbrauchs 
sehen. Danach üben Kommunen und Pro­
jektentwickler durch Angebotsplanungen 
Anreize auf die Bauland- und Immobili­
ennachfrage der privaten Haushalte wie 
auch der Unternehmen aus. Wassmer und 
Edwards (2005) sprechen diesbezüglich 
von einer „Ökonomisierung“ der urbanen/ 
suburbanen Bodenpolitik („fiscalizati­
on of land use“). Danach ist das Flächen­
ausweisungsverhalten von kommuna­
len Akteuren wesentlich von fiskalischen 
Ertragserwartungen geprägt. Die (Neu-) 
Flächeninanspruchnahme durch priva­
te Haushalte und Unternehmen kann so 
zum Teil als „induziert“ bezeichnet wer­
den. Wie oben bereits ausgeführt, werde 
dies auch durch die übermäßige staatliche 
Förderung gering verdichteter, suburbaner 
Wohnformen begünstigt. 

Bislang vorgelegte empirisch-statistische 
Arbeiten bewegen sich ganz überwiegend 
in dem oben zuerst genannten theoreti­
schen Rahmen. Dies mag einerseits dar­
auf zurückgehen, dass die Wirtschaftswis­
senschaften – die diesen Ansatz vor allem 
vertreten – in stärkerem Maße als die Pla­
nungswissenschaften mit statistischen 
Modellen arbeiten. Zum zweiten sind die 
für die Erklärung des Flächenverbrauchs 
als „Wachstums- und Wohlstandsphäno­
men“ erforderlichen Modellvariablen (wie 
die Bevölkerungsentwicklung, die Ent­
wicklung der Wirtschaftsleistung oder der 

Einkommen der privaten Haushalte) ver­
gleichsweise einfach zu erheben. Ganz an­
ders verhält es sich mit Indikatoren, die 
für den Nachweis staatlicher und/oder 
kommunaler Einflussnahme auf das Ni­
veau der Flächeninanspruchnahme erfor­
derlich sind. Variablen wie die Bereitstel­
lung von raumwirksamen Fördermitteln 
oder die Setzung von Restriktionen für die 
kommunale Bauleitplanung (z. B. durch 
Regionale Grünzüge in Regionalplänen) 
sind nicht standardmäßig aus amtlichen 
Quellen abrufbar. Zum Teil setzen sie GIS-
technische Aufbereitungsschritte voraus, 
deren Aufwand die Möglichkeiten vieler 
Studien überfordert. Dies mag wesentlich 
dazu beigetragen haben, dass derartige 
Variablen in bisherigen Forschungsarbei­
ten unterrepräsentiert waren. 

3.2 Empirische Evidenz  
und Hypothesenbildung 

Die nachfolgend erläuterte Hypothesen­
struktur gründet auf den beiden oben be­
schriebenen rivalisierenden theoretischen 
Erklärungen für Dekonzentration und 
Flächeninanspruchnahme. Unterschie­
den werden ein „nachfrageseitiger“ Er­
klärungsansatz, welcher im Wesentlichen 
auf der klassischen Stadtökonomik basiert, 
und ein „angebotsseitiger“ Erklärungsan­
satz mit theoretischen Bezügen zum Tie­
bout-Modell. Nachfolgend werden 13 Hy­
pothesen vorgestellt und ihre empirische 
Evidenz literaturbasiert diskutiert. Berück­
sichtigt werden dabei vornehmlich sol­
che Forschungsarbeiten, die über die reine 
Formulierung von Mutmaßungen und Hy­
pothesen hinaus auch empirisch gestütz­
te Prüfverfahren einsetzen. Dabei kann es 
sich ebenso um statistische Analysen von 
Sekundärdaten handeln wie um Befragun­
gen von Akteuren. Anhang 1 schließt die­
se Untersuchungsphase (Literatursynthe­
se zum internationalen Forschungsstand 
und Hypothesenbildung) mit der Formu­
lierung von variablenspezifischen Hypo­
thesen ab. 

Die nachfolgend formulierten Hypothe­
sen werden anhand der Ergebnisse des 
Forschungsvorhabens (Abschnitte 4 bis 6) 
verifiziert, falsifiziert und gegebenenfalls 
neu formuliert. Verwiesen sei dabei auf 
den Abschnitt 7. 
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Nachfrageseitiger Erklärungsansatz 

Hypothese N1: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines ur­
banen Gebietes ist umso größer, je größer 
die Bevölkerungs- und Arbeitsplatzzahl 
sowie das Wertschöpfungs- und Einkom­
mensniveau ist. Die Zunahme der Bevöl­
kerungs- und Beschäftigtenzahl sowie die 
Steigerung des Einkommens- und Wert­
schöpfungsniveaus äußern sich in weite­
rer Flächeninanspruchnahme für Sied­
lungs- und Verkehrszwecke 

Mit einem Sample von 40 US-amerika­
nischen Verdichtungsräumen konnten 
Brueckner und Fansler (1983) die urbane 
Flächenausdehnung mit den Variablen Be­
völkerungsgröße, Einkommen und land­
wirtschaftlicher Bodenpreis hinreichend 
genau erklären. Auch eine Studie der US 
Statistikbehörde erklärt die Flächeninan­
spruchnahme mit demographischen und 
sozioökonomischen Faktoren. Für den 
Zeitraum 1990 bis 2000 kommt die Arbeit 
zu dem Ergebnis, dass die Hälfte der in 
dieser Phase stattgefundenen Siedlungs­
flächenexpansionen mit den Flächen­
mehransprüchen der Bevölkerung, die 
andere Hälfte mit dem Bevölkerungszu­
wachs erklärt werden kann (siehe Kolanki­
ewicz und Beck 2001). 

Stadler (Stadler 1979, Stadler 1983) konn­
te mit Regressionsrechnungen für Ba­
den-Württemberg aufzeigen, dass die Ent­
wicklung der Wohnbevölkerung und die 
Wirtschaftsentwicklung (abgebildet mit 
dem Bruttoinlandsprodukt), darüber hi­
naus auch die Lebenshaltungskosten und 
die Baulandpreisentwicklung Einfluss auf 
die Höhe der Flächeninanspruchnahme 
ausüben. Mit dem errechneten Schätzmo­
dell prognostizierte Stadler die für Baden-
Württemberg zu erwartende Flächeninan­
spruchnahme für Siedlung und Verkehr. 
Eine 1994 vorgelegte Gegenüberstellung 
der Modellrechnung mit der realen Ent­
wicklung ergab eine deutliche Überschät­
zung der Flächeninanspruchnahme, was 
Stadler vor allem mit einer Überschätzung 
der Dämpfungseffekte der Baulandpreis­
entwicklung erklärte. Auch vermutete 
Stadler, dass sich die Bedeutung einzel­
ner Bestimmungsfaktoren im Zeitverlauf 
verändert hatte. Dies betrifft vor allem die 
Entwicklung der Bevölkerungszahl, deren 
Erklärung der Varianzen der Flächenin­

anspruchnahme in den 1960er und 1970er 
Jahren weitaus höher war als in den 1980er- 
und 1990er Jahren. 

Tesdorpf (1984, S. 69 ff.) konnte Letzteres 
mit den von ihm durchgeführten Korre­
lationsrechnungen bestätigen. Auch nach 
seinen Analysen hat sich der Zusammen­
hang der Siedlungsflächen- und der Be­
völkerungsentwicklung seit den 1960er 
Jahren deutlich verringert. „Landschafts­
verbrauch“ sei daher weniger eine un­
mittelbare Folge der Bevölkerungs- und 
Arbeitsplatzentwicklung als vielmehr Aus­
druck „gestiegener Ansprüche“ (ebd., S. 
162). 

Einer ähnlichen Argumentationsrich­
tung folgt eine Studie von Dosch und Mül­
ler-Kleißler (1994, S. 32 f.), in der mit bun­
desweiten Korrelationsrechnungen auf 
Kreisebene keine statistisch signifikan­
ten Beziehungen zwischen dem Anstieg 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche (1989 
bis 1992) und demographischen, ökono­
mischen und infrastrukturellen Variablen 
nachgewiesen werden konnten. Die zent­
rale Schlussfolgerung dieser Arbeit lautet, 
dass die Siedlungsflächenentwicklung nur 
im jeweils gegebenen regionalen Kontext 
zu erklären ist. Ein bundesweites Modell 
habe hingegen zu geringe Detektions- und 
Erklärungsfähigkeit möglicher Kausali­
täten. Zu einem ähnlichen Ergebnis kom­
men Job et al. (2003) für die Bundeslän­
der Bayern und Baden-Württemberg. Auch 
hier wurden mit bivariaten statistischen 
Methoden auf Kreisebene nur wenige sig­
nifikante Beziehungen zwischen der Ent­
wicklung der Flächennutzung und sozio­
ökonomischen Größen gefunden (für die 
Zeiträume 1980 und 2000 sowie für 1992 
und 2000). Signifikante Korrelationen 
konnten für Bayern zwischen der Sied­
lungs- und Verkehrsflächenentwicklung 
und der Bevölkerungsentwicklung sowie 
der Wohnflächenentwicklung und dem 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts er­
mittelt werden. Für Baden-Württemberg 
hingegen konnte keine Korrelation zwi­
schen der Siedlungs- und Verkehrsflä­
chenentwicklung und der Bevölkerungs­
entwicklung nachgewiesen werden. Als 
Erklärung vermuten die Autoren eine in 
Baden-Württemberg flächensparsamere 
oder mehr auf den Bestand ausgerichtete 
Siedlungsweise. 
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Auch Spars (2005) konnte mit einer disag­
gregierten Betrachtung keinen eindeutigen 
Zusammenhang von Wirtschaftswachs­
tum und Flächenverbrauch aufzeigen. Im 
Gegenteil, Länder mit der geringsten wirt­
schaftlichen Dynamik hätten in den Jah­
ren 1997 bis 2001 eine deutlich überdurch­
schnittliche Flächeninanspruchnahme 
verzeichnet. Spars vermutet sogar einen 
degressiven Zusammenhang der Bevölke­
rungsdichte mit der Intensität siedlungs­
räumlicher Expansionsprozesse, gespeist 
durch die in ländlichen Räumen günsti­
geren Bodenpreise sowie die bessere Flä­
chenverfügbarkeit. 

Demgegenüber ergaben lineare Regres­
sionsrechnungen des Statistischen Lan­
desamtes Baden-Württemberg (2005; sie­
he auch Betzholz 2006) mit den Variablen 

„Wohnbevölkerung“, „Bruttoinlandspro­
dukt je Einwohner“, „Lebenshaltungskos­
ten“ und „Baulandpreise“ eine gesicherte 
mathematische Beschreibung der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche als abhängige 
Variable. Hieraus schließen die Autoren, 
dass der Flächenverbrauch im Wesentli­
chen durch den Wachstumsprozess der 
Bevölkerung und der Wirtschaft bedingt 
ist. Einschränkend wird aber eingeräumt, 
dass damit die Kausalzusammenhänge 
des Phänomens „Flächenverbrauch“ in­
haltlich nur unzureichend erklärt werden. 

Das Statistische Bundesamt (2003) weist 
nach, dass die zurückgehende Haushalts­
größe (Einwohner je Haushalt) und die 
steigende Wohnungszahl je Haushalt – als 
Effekt zunehmender Wohnungsleerstände 
und Zweitwohnungsnutzungen – deutlich 
stärker auf die Flächeninanspruchnahme 
wirken als die Entwicklung der Bevölke­
rungszahl insgesamt. 

Hypothese N2: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) forcieren die Motorisierung und 
(gemessen am allgemeinen Lebenshal­
tungskostenniveau) niedrige Energieprei­
se die Flächeninanspruchnahme 

Die sich im 20. Jahrhundert kontinuierlich 
verringernden relativen Transportkosten 
gelten als Schlüsselursache der Dezentra­
lisierung urbaner Funktionen und die Er­
möglichung geringerer Dichten mit hö­
heren Transportaufwendungen (Glaeser 
und Kohlhase 2003). In einer internatio­
nalen Vergleichsstudie konnten Newman 

und Kenworthy (1989) einen signifikan­
ten Zusammenhang der Siedlungsdichte 
und des Verkehrsenergiekonsums aufzei­
gen. Als wesentliche Erklärung der auf­
gezeigten Unterschiede in Metropolregi­
onen in unterschiedlichen Regionen der 
Welt nennen die Autoren die stark abwei­
chenden Verkehrsenergiekosten. Auch 
Dielemann und Wegener (2004) argumen­
tieren, dass die fortschreitende Ausdeh­
nung urbaner Gebiete vor allem eine Folge 
der verringerten Raumüberwindungskos­
ten sei. Die durch das Automobil eröffne­
ten individuellen Mobilitätsmöglichkeiten 
hätten zu einem allgemeinen Bedeutungs­
verlust von räumlichen Distanzen geführt. 
The car „has made every corner of the me­
tropolitan area almost equally suitable as 
a place to live or work” (Dielemann und 
Wegener 2004, S. 309). 

Hypothese N3: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) dämpft ein steigender Bauland­
preis die Flächeninanspruchnahme 

Bereits in den zu Hypothese N1 erwähn­
ten Studien wurde der dämpfende Ein­
fluss des Baulandpreises auf die Flächen­
inanspruchnahme erwähnt. Ein höherer 
Baulandpreis zwingt die Akteure auf dem 
Bodenmarkt zur Realisierung bzw. Akzep­
tanz höherer baulicher Dichten. Aus stadt­
ökonomischer Sicht kann dies als Sub­
stitution zugunsten des relativ billigeren 
Produktionsfaktors Kapital angesehen 
werden. Auf der Nachfrageseite reduzieren 
die Mieter ihre Wohnraumnachfrage, da 
Wohnraum im Vergleich zu den anderen 
Gütern teurer wird. Der Einfluss der Bau­
landpreise äußert sich in hoch aggregier­
ter Form in einem Kern-Rand-Gefälle der 
Siedlungsdichte als Anzahl der Einwohner 
je Einheit Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
In den Kernbereichen der Agglomeratio­
nen ist die mittlere Siedlungsdichte etwa 
dreimal höher als in ländlich-peripheren 
Räumen (Siedentop und Kausch 2004). 

Allerdings deuten empirische Ergebnis­
se darauf hin, dass dieser Einfluss gerin­
ger ausfällt als allgemein angenommen. 
Die bereits von Stadler in den 1980er Jah­
ren angestellte Vermutung der Überschät­
zung der Dämpfungseffekte von Bauland­
preisen auf den Flächenverbrauch findet 
durch eine aktuelle Untersuchung aus der 
Schweiz empirische Evidenz (Schmitt und 
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Seidl 2006). Im Ergebnis multipler Regres­
sionsanalysen wurde festgestellt, dass der 
Bodenpreis zwar signifikant positive Wir­
kungen auf die bauliche Ausnutzung von 
Grundstücken (sprich die Bebauungsdich­
te) ausübt, dass dieser Einfluss aber ver­
gleichsweise schwach ausgeprägt ist. Die 
Autoren schlussfolgern, dass der Dämp­
fungseffekt von Preisen auf die Höhe der 
Flächeninanspruchnahme offensichtlich 
überschätzt wird. 

Hypothese N4: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) dämpft der wirtschaftsstruktu­
relle Wandel zu Gunsten flächenintensi­
ver Branchen (Branchen mit geringerem 
spezifischen Flächenbedarf) die Flächen­
inanspruchnahme 

Mit komplexen statistischen Analysen 
stellte das Statistische Bundesamt (2003) 
fest, dass der steigende Flächenbedarf 
der Wirtschaft vor allem durch das Wirt­
schaftswachstum erklärbar ist. Entlastend 
wirke aber der allgemeine wirtschafts­
strukturelle Wandel im Sinne einer Verla­
gerung der Wirtschaftstätigkeit in weniger 
flächenextensive Branchen. Insbesondere 
der anhaltenden Expansion der Dienstleis­
tungen kann mit Blick auf den deutlich ge­
ringeren mittleren Arbeitsplatzbedarf im 
Vergleich zu gewerblichen Nutzungen ein 
dämpfender Effekt des Flächenverbrauchs 
beigemessen werden. 

Hypothese N5: 
Die Präferenz von Haushalten zugunsten 
von geringer verdichteten Wohnformen 
mit Verfügbarkeit privater Freiflächen 
führt unter sonst gleichen Bedingungen 
zu einer höheren Flächeninanspruchnah­
me 

In Politik und Öffentlichkeit wird häufig 
eine Präferenz privater Haushalte für sub­
urbanes oder ländliches Leben prokla­
miert und in der Tat scheinen repräsenta­
tive Befragungen zu Wohnwünschen dies 
für Deutschland wie auch das Ausland zu 
bestätigen (Böltken et al. 1999; Pacione 
2004; Allinson 2004; Senior et al. 2004). Bei 
freier Entscheidung über die gewünschte 
Wohnform würden mehr als zwei Drittel 
der deutschen Befragten ein frei stehendes 
Einfamilienhaus präferieren. Tatsächlich 
lebt nur ein Drittel der Haushalte in die­
ser Wohnform (Böltken et al. 1999, S. 142). 
Gleichzeitig zeigt sich, dass die Befragten 

das „Wohnen auf dem Lande“ oder in klei­
neren Städten dem Wohnen in der Groß­
stadt eindeutig vorziehen würden, wenn­
gleich eine Mehrzahl der in Großstädten 
lebenden Menschen auch die Großstadt 
als gewünschten Wohnort angibt (Bundes­
amt für Bauwesen und Raumordnung 2007, 
S. 51; Böltken et al. 1999, S. 145). Auch der 
in Städten meist schwierig zu realisieren­
de Wunsch nach Eigentumsbildung sowie 
die Unzufriedenheit mit städtischen Um­
welteigenschaften und Infrastrukturquali­
täten gelten als Erklärung von Wohnstand­
ortveränderungen zu Gunsten suburbaner 
oder ländlicher Räume mit der Konse­
quenz von Baulandnachfrage (Trappmann 
2005; Blotevogel und Jeschke 2003). 

Empirische Erhebungen zeigen, dass die 
Dichte im Wohnungsneubau in den ver­
gangenen Jahren kontinuierlich zurück­
gegangen ist. Dies hat wesentlich zu einer 
anhaltend hohen Flächeninanspruchnah­
me trotz rückläufiger Fertigstellungszah­
len im Wohnungsbau beigetragen (Nieder­
sächsisches Innenministerium 2000). 

Forschungsarbeiten zu Wohnpräferenzen 
und Wanderungsmotiven zeigen indes dif­
ferenziertere Ergebnisse (siehe vor allem 
Trappmann 2005). So wird deutlich, dass 
in den meisten Städten eine Mehrzahl der 
Umlandwanderer auch gerne in der Stadt 
geblieben wäre, wenn dort eine den indi­
viduellen Ansprüchen gerecht werdende 
Wohnung zu finden wäre (Blotevogel und 
Jeschke 2003). Das gilt für Städte wie Mün­
chen oder Frankfurt a. M. auch für Famili­
en mit Kindern (Hirschle und Sigismund 
2007). Haushaltsveränderungen und per­
sönliche Gründe erklären den Fortzug 
aus der Stadt weitaus eher als der Wunsch 
nach dem Wohnen im Grünen. Eine allge­
meingültige Präferenz von Haushalten für 
ein gering verdichtetes Wohnen in subur­
banen oder ländlichen Lagen kann daher 
nicht unterstellt werden. 

Einige Autoren bemühen weitergehende 
anthropologische Erklärungsansätze der 
anhaltenden siedlungsräumlichen Expan­
sion (Humpert et al. 1996). Danach hät­
ten Menschen ein elementares Bedürfnis 
nach Gemeinschaft wie auch nach Ab­
grenzung. Es gäbe eine starke Präferenz 
für Randlagen innerhalb von Siedlungs­
gebieten, deren spezifische Qualitäten be­
sonders heftig verteidigt würden. Die ge­
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rade in suburbanen Räumen verbreitete 
NIMBY-Haltung („Not in my backyard“) 
der Bevölkerung gegenüber Siedlungser­
weiterungen in enger Nachbarschaft zu 
existierenden Wohngebieten befördere 
ein räumliches Ausweichen auf konflikt­
ärmere Standorte in weiterer Entfernung 
zu den Kernsiedlungsgebieten. Dies be­
günstige eine disperse – damit auch eine 
flächenaufwändigere – Ausdehnung von 
Siedlungsräumen mit „Löchern“ und Zwi­
schenzonen ohne Besiedlung. 

Angebotsseitige Erklärungsansätze 

Hypothese A1: 
Die Ausgestaltung des Planungs- und Bo­
denrechts nimmt erheblichen Einfluss 
auf die Intensität und räumliche Vertei­
lung der Flächeninanspruchnahme. Be­
sondere Bedeutung kommt der durch das 
Steuerrecht geprägten Wettbewerbssitu­
ation lokaler und regionaler Gebietskör­
perschaften sowie den durch das Boden­
recht eröffneten Handlungsfreiheiten der 
Grundstückseigentümer zu 

Das angebotszentrierte Erklärungsmodell 
der Flächeninanspruchnahme sieht in ei­
nem fiskalisch motivierten Wettbewerbs­
prozess lokaler Gebietskörperschaften 
wesentliche Ursachen eines weiter fort­
schreitenden Flächenverbrauchs. Bei Ab­
wesenheit effektiver raumordnerischer 
Steuerung wird in diesem Wettbewerb 
die Gefahr massiver Effizienzverluste der 
Siedlungsstruktur gesehen (Einig 2003). 
Insbesondere bei stagnierender demogra­
phischer und ökonomischer Entwicklung 
können expansive Entwicklungsstrategi­
en der Gemeinden in eine kollektiv uner­
wünschte Gesamtentwicklung mit hohen 
sozialen Kosten einmünden. Der inter­
kommunale Standortwettbewerb verbie­
te es Kommunen, allein auf eine bauliche 
Innenentwicklung zu setzen, da diese mit 
erheblichen Risiken der Abwanderung von 
Einwohnern und Betrieben in Nachbar­
kommunen mit offensiverer Flächenange­
botspolitik einhergehe (Einig 2003, S. 114). 
Bislang gibt es nach Kenntnis der Verfasser 
allerdings keine systematischen Untersu­
chungen zu den Einflüssen interkommu­
naler Wettbewerbsprozesse auf den Flä­
chenverbrauch. 

Als weitere dem deutschen Planungs- und 
Bodenrechts genuin innewohnende Trieb­

kraft der Flächeninanspruchnahme gilt 
die vergleichsweise ineffektive Baulandbe­
reitstellung durch die Gemeinden. Die Do­
minanz der sog. Angebotsplanung führt 
dazu, dass die Gemeinden Bauland entwi­
ckeln, dessen Bebauung aber den Grund­
eigentümern überlassen. Das deutsche 
Baurecht erzeugt über die Bauleitplanung 
Baurechte, ohne dabei die Grundstücksei­
gentümer mit Bauverpflichtungen zu be­
legen. Private Eigentümer von baureifen 
Grundstücken haben aber häufig kein so­
fortiges Interesse an einer baulichen Rea­
lisierung. Die spekulative Zurückhaltung 
von Eigentümern hat dazu beigetragen, 
dass auf den Bodenmärkten vieler Ver­
dichtungsräume – trotz quantitativ aus­
reichender Baulandausweisung – eine 
Mangelsituation vorherrscht. Diese Ent­
wicklung wird auch als Baulandparadoxon 
bezeichnet (Einig 2005; Mayer 1997). 

Hypothese A2: 
Bei gegebener Flächenausdehnung einer 
Region ist die Flächeninanspruchnahme 
umso größer, je höher die Anzahl von Ge­
bietskörperschaften mit bodennutzungs­
regulierender Kompetenz ausfällt, d.h. je 
fragmentierter das institutionelle Regula­
tionsregime ist 

Es wird angenommen, dass die Intensi­
tät interkommunaler Wettbewerbspro­
zesse auch durch die Anzahl von Ent­
scheidungseinheiten mit Kompetenzen 
zur Regulierung der lokalen Flächennut­
zung (Gemeinden oder Gemeindeverbän­
de) mitgeprägt wird. Je stärker die institu­
tionelle „Fragmentierung“ (im Folgenden 
wird von „administrativer Zersplitterung“ 
gesprochen) des flächennutzungsplane­
rischen Entscheidungssystems ist – so die 
hier formulierte Hypothese – umso inten­
siver werden kommunale Wettbewerbs­
prozesse geführt und umso höher kann 
die Flächeninanspruchnahme ausfallen. 

Razin und Rosentraub (2000; siehe auch 
Carruthers et al. 2002) untersuchten den 
Einfluss institutionell fragmentierter Re­
gulationsregimes auf die Intensität der 
Landschaftszersiedelung. Das Fragmen­
tierungsmaß wurde dabei mit der Anzahl 
lokaler Gebietskörperschaften, normiert 
über die Bevölkerungszahl, sowie über die 
Existenz regionaler Entscheidungskom­
petenzen in der Flächennutzungsplanung 
abgebildet. Für US-amerikanische und ka­
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nadische Verdichtungsräume kommen die 
Autoren zu dem Ergebnis, dass ein solcher 
Einfluss nachweisbar, wenngleich ver­
gleichsweise schwach ausgeprägt ist. Auch 
ein geringes Maß an institutioneller Frag­
mentierung (z. B. durch die Existenz regi­
onaler Steuerungskompetenzen) könne 
eine kompakte städtebauliche Entwick­
lung nicht gewährleisten. Andererseits 
könnten in stärkerem Maße regional ab­
gestimmte Entscheidungsprozesse – so die 
Autoren – eine Voraussetzung für eine effi­
zientere Siedlungsentwicklung sein. 

Glaeser und Kahn (2001) kommen für US-
amerikanische Metropolregionen zu dem 
Ergebnis, dass die Suburbanisierung der 
Arbeitsstätten in Regionen mit einer hö­
heren Anzahl lokaler Entscheidungsins­
tanzen (über die Flächennutzung) weiter 
fortgeschritten ist. Für deutsche Agglome­
rationsräume wurden nach Kenntnis der 
Verfasser derartige Untersuchungen bis­
lang nicht durchgeführt. 

Hypothese A3: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines ur­
banen Gebietes ist umso größer, je bes­
ser die intraregionale Erreichbarkeits­
situation beschaffen ist. Der (staatlich 
finanzierte) Ausbau der regionalen Ver­
kehrsinfrastruktur führt über die durch 
teilräumliche Erreichbarkeitsverbesserun­
gen gesetzten Anreizeffekte zu einer höhe­
ren Flächeninanspruchnahme 

Der staatlich finanzierte Ausbau der regi­
onalen Verkehrsinfrastruktur und die da­
mit eröffneten Möglichkeiten der motori­
sierten Raumüberwindung werden häufig 
als wesentliche Triebkraft der Dezentrali­
sierung urbaner Funktion benannt. Han­
dy resümiert auf Basis einer umfassenden 
Auswertung US-amerikanischer Studien, 
dass neue Autobahnstrecken, die suburba­
ne Räume mit den Kernstädten verbinden, 
nicht zu einer insgesamt höheren Nach­
frage nach urbanen Nutzflächen im sub­
urbanen Raum führen (Handy 2005). Die 
Trassierung solcher Strecken übe aber er­
heblichen Einfluss auf die intrasuburbane 
Ausformung des Flächenwachstums aus. 

Derartige Effekte konnten auch für 
Deutschland nachgewiesen werden (Mei­
nel et al. 2005; Einig und Guth 2005; Sie­
dentop et al. 2003). Meinel et al. (2005) 
zeigen basierend auf gesamtdeutschen 
Analysen einen signifikanten Einfluss der 

Autoverkehrsinfrastruktur und der Sied­
lungstätigkeit. Im Korridor von Autobah­
nen sei der Siedlungsflächenanteil deutlich 
überdurchschnittlich. Auch sei nachzu­
weisen, dass die Flächenentwicklung der 
vergangenen Jahre fast ausschließlich 
in Autobahnnähe erfolgt ist. Einig und 
Guth (2005) verdeutlichen, dass suburba­
ne Beschäftigungszentren signifikante Er­
reichbarkeitsvorteile – gemessen an der 
durchschnittlichen Fahrzeit zur nächsten 
Autobahn – aufweisen, woraus eine sied­
lungsinduzierende Wirkung von Verkehrs­
infrastrukturen abgeleitet werden kann. 

Hypothese A4: 
Die Flächeninanspruchnahme wird durch 
die staatliche Subventionierung der Bau­
land- und Infrastrukturbereitstellung so­
wie Quersubventionsmechanismen durch 
die Abgaben- und Gebührenordnungen 
forciert 

Einige Autoren sehen Anhaltspunkte da­
hingehend, dass die Randwanderung der 
Bevölkerung – verbunden mit weiterer Flä­
cheninanspruchnahme – auch Resultat 
einer massiven staatlichen Bevorteilung 
gering verdichteter, suburbaner Wohnfor­
men sei (Squires 2002; Dougherty 2000). 
In Deutschland wurde insbesondere die 
– inzwischen abgeschaffte – staatliche Ei­
genheimzulage als stadtflucht- und flä­
chenverbrauchsfördernd bewertet (Deut­
scher Städtetag 2002). Wuschansky (2003) 
konnte mit Daten aus Nordrhein-West­
falen zeigen, dass die räumliche Vertei­
lung der Eigenheimzulagenfälle deut­
lich zulasten der Städte und ihrem hoch 
verdichteten Umland ausfällt. In ländli­
chen Räumen würde die Förderung deut­
lich häufiger in Anspruch genommen wer­
den als in Kernstädten (Fallzahl je 1 000 
Einwohner; siehe hierzu auch die Ergeb­
nisse der Arbeitsgruppe Wirkungsanalyse 
Eigenheimzulage 2002). Kritisiert wurde 
ferner die Begünstigung des Neubaus von 
Eigenheimen gegenüber dem Bestandser­
werb. 

Neben sozial- und wohnungspolitischen 
Instrumenten wie der staatlichen Absiche­
rung von Hypotheken (in den USA) und 
den oben bereits erwähnten Subventionen 
des Eigenheimerwerbs und der Straßen­
verkehrsinfrastrukturbereitstellung be­
trifft dies auch die Subventionierung der 
lokalen Erschließungskosten neuer Bau­
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gebiete. Nachweisbar sei, dass gering ver­
dichtete Siedlungsweisen aufgrund ihres 
überdurchschnittlichen Infrastrukturauf­
wandes überdurchschnittlich subventio­
niert werden (Steinlechner 2001; ähnlich 
American Farmland Trust 1986). Die Ge­
bührenordnungen zur Refinanzierung 
von Wasser- oder Abwassersystemen sei­
en in der Regel nicht an den realen stand­
örtlichen Erbringungskosten orientiert. 
Einheitliche Tarife bewirkten daher eine 
unter sozialen Gesichtspunkten fragwür­
dige Quersubventionierung – die Bewoh­
ner städtisch geprägter Siedlungen hö­
herer Dichte müssen die Mehrkosten 
disperser Nutzungsstrukturen als Steu­
er- und Gebührenzahler mittragen (Eco­
plan 2000; Speir und Stephenson 2002, S. 
65; Herz 2002, S. 17). Dadurch würde das 
Wohnen in suburbanen und ländlichen 
Räumen nach Kostengesichtspunkten re­
lativ attraktiver (ausführlich hierzu auch 
Gutsche et al. 2007). 

Hypothese A5: 
Das Ausmaß der Flächeninanspruch­
nahme wird durch die staatliche (regio­
nale) Regulation der kommunalen Bo­
dennutzungsplanung gemindert. Die 
Flächeninanspruchnahme nimmt – un­
ter sonst gleichen Bedingungen – mit dem 
Freiheitsgrad kommunaler Planung im 
Hinblick auf die Ausweisung von Sied­
lungsflächen zu. Relevant ist dabei so­
wohl positiv- wie auch negativplaneri­
sche Regulierung 

Nach Wissen der Verfasser existieren in 
Deutschland bislang nur wenige quanti­
tative Untersuchungen zum Einfluss der 
überörtlichen Planung auf das Flächenaus­
weisungsverhalten kommunaler Akteure. 
Diesbezügliche Einschätzungen beruhen 
bislang weitgehend auf nur teilweise empi­
risch gestützten Beobachtungen und Mut­
maßungen. So vermuten Siedentop et al. 
(2007) einen Zusammenhang zwischen der 
vergleichsweise höheren Restriktivität re­
gionalplanerischer Siedlungssteuerung in 
Ländern wie Hessen und Baden-Württem­
berg und ihrem im Ländervergleich unter­
durchschnittlichen Flächenverbrauch. Sie­
dentop und Kausch (2004) weisen mit einer 
gemeindescharfen Analyse der Flächenin­
anspruchnahme der Jahre 1996 und 2000 
nach, dass das durchschnittliche relative 
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrs­

fläche mit abnehmender Gemeindegröße 
und zentralörtlicher Funktion zunimmt. 
Während Gemeinden zwischen 2 000 und 
10 000 Einwohnern im Durchschnitt auf ei­
nen Zuwachs von über 5 % kamen, wuchs 
die Siedlungs- und Verkehrsfläche in Groß­
städten mit mehr als 100 000 Einwohnern 
nur um wenig mehr als 3 %. Dies steht in 
scharfem Widerspruch zu den Intentionen 
der Landesplanung nach einer Konzentra­
tion der Siedlungstätigkeit in leistungsfä­
higen Zentralen Orten. Zu ähnlichen Er­
gebnissen kommt eine Untersuchung für 
das Hamburger Umland – auch hier wird 
eine fehlende Stringenz der regionalplane­
rischen Steuerung der Siedlungsentwick­
lung deutlich (Bose 1995). 

Vereinzelt wurde darüber hinaus die Wirk­
samkeit von negativplanerischen Katego­
rien (wie Schutzgebietsausweisungen) im 
Hinblick auf eine Dämpfung der Flächen­
inanspruchnahme thematisiert. Die em­
pirische Forschung kommt hier zu eher 
skeptischen Schlussfolgerungen. Zwar at­
testieren Heiland et al. (2004, S. 50) Schutz­
gebieten nach Naturschutzrecht eine „zu­
mindest potenziell“ wichtige Rolle für die 
Steuerung der Flächeninanspruchnahme. 
Sie verweisen aber auch auf empirische 
Untersuchungen, nach denen die „Wider­
standskraft“ des Flächenschutzes gering 
sei. Rörig (2006) kommt anhand einer de­
taillierten Untersuchung, in der er die Flä­
cheninanspruchnahme in Landschafts­
schutzgebieten, Naturschutzgebieten und 
Nationalparks untersucht hat, zu dem Er­
gebnis, dass insbesondere in Landschafts­
schutzgebieten erhebliche Flächeninan­
spruchnahmen feststellbar sind. Rörig 
interpretiert dies als Beleg für einen ver­
gleichsweise geringen Schutzstatus durch 
die betreffenden Instrumente. 

In den USA wurden die Wirkungen staat­
licher und/oder kommunaler Regulati­
on der Bodennutzung auf die Ausprägung 
von Flächenverbrauch, Dekonzentration 
und Dispersion („Urban Sprawl“) intensi­
ver diskutiert. Eine Frage lautet dabei, wie 
effektiv planerische Bemühungen im Hin­
blick auf die Dämpfung neuer Flächenin­
anspruchnahme sind. Während in einigen 
Arbeiten festgestellt wurde, dass regiona­
le Politiken mit (siedlungsflächen-) wachs­
tumsdämpfender Intention („Urban Con­
tainment Policies“) nur in geringem Maße 
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flächensparende oder verdichtende Wir­
kungen haben (Razin und Rosentraub 
2000; Anthony 2004), kommen andere 
Studien zu optimistischeren Ergebnissen 
(Nelson und Sanchez 2005). Basierend auf 
einem Vergleich von Containment-Instru­
menten in Großbritannien, Japan und Ka­
nada schlussfolgert Millward (2006), dass 
eine restriktive Siedlungspolitik (u. a. un­
ter Einsatz von Siedlungsgrenzen) über 
den Bodenpreismechanismus zu höhe­
ren baulichen Dichten und damit einer ge­
ringeren Flächeninanspruchnahme führt. 
Nelson et al. (2004) wiesen für US-ameri­
kanische Verdichtungsräume nach, dass 
in Gebieten mit wachstumsregulieren­
der Planung ein größerer Anteil des Sied­
lungswachstums auf die Kernstädte ent­
fällt als in Gebieten ohne Regulierung des 
Flächenwachstums. Geurs und van Wee 
(2006) kommen für die Niederlande zu 
dem Schluss, dass ohne die seit Anfang 
der 1970er Jahre betriebene restriktive Po­
litik „kompakter Städte“ ein höheres Maß 
an Siedlungstätigkeit und Verkehrswachs­
tum eingetreten wäre. 

Hypothese A6: 
Das Ausmaß der Flächeninanspruchnah­
me wird durch das „politische Klima“ so­
wie das Erkenntnis- und Bewusstseins­
niveau von politischen und planerischen 
Akteuren beeinflusst 

Neben der raumordnerischen Steuerung 
der kommunalen Baulandausweisung ist 
das Verhalten kommunaler Akteure mög­
licherweise auch durch das „flächenpo­
litische Klima“ in Bund und Ländern be­
einflusst. Als „flächenpolitisches Klima“ 
wird der Grad der Politikfähigkeit des The­
mas „Flächeninanspruchnahme“ verstan­
den, vermittelt durch Prozesse der Prob­
lemsensibilisierung und die Diskussion 
von Problemlösungsstrategien und Hand­
lungsansätzen. Kommt dem Problem fort­
schreitender Flächeninanspruchnahme 
im landespolitischen Diskurs große Be­
deutung zu (z. B. in Form von Aufklärungs­
kampagnen oder Flächensparbündnissen), 
hat dies möglicherweise dämpfende Wir­
kung auf das Flächenausweisungsverhal­
ten der Kommunen. Dies gilt auch dann, 
wenn solche Politikansätze eher der sym­
bolischen Politik zuzuordnen sind. 

Tesdorpf (1984) betonte – basierend auf 
einer Befragung von etwa 150 Experten 
aus Wissenschaft und Politik – die Rele­
vanz von Bewusstseins- und Planungsde­
fiziten. Solchen „hintergründig maßgebli­
chen“, nicht-messbaren Faktoren komme 
sogar höhere Bedeutung zu als den „vor­
dergründig vorhandenen“ Einflussgrößen. 
Auch die von Heiland et al. durchgeführ­
te schriftliche Befragung von Experten 
stellten ähnliche Ursachen des Flächen­
verbrauchs hervor (Heiland et al. 2005). 
Als bedeutende Ursachen der Flächenin­
anspruchnahme sahen die Befragten Be­
wusstseinsdefizite kommunaler Akteure. 

Hypothese A7: 
Das Ausmaß der Flächeninanspruchnah­
me wird durch nutzungsexklusive Flä­
chennutzungsplanungen der Kommunen 
gesteigert. „Nutzungsexklusiv“ bedeutet 
dabei eine generell wachstumskritische 
Ausrichtung der Planung und/oder den 
Ausschluss bestimmter Nutzungsformen 
(z. B. höher verdichteter Wohnformen oder 
gewerblicher Flächennutzungen) 

Einige Forschungsarbeiten haben empi­
rische Hinweise dahingehend gefunden, 
dass nutzungsexklusive Flächennutzungs­
planungen auf gemeindlicher Ebene das 
Ausmaß von Flächenverbrauch und Land­
schaftszersiedelung fördern (siehe hierzu 
exemplarisch Pendall 1999, Torrens 2006). 
Über Wachstumsmoratorien oder den Aus­
schluss bestimmter Nutzungen in der ge­
meindlichen Flächennutzungs- und -zo­
nierungsplanung würden Haushalte und 
Unternehmen auf periphere Standorte in 
verkehrsungünstiger Lage verdrängt, was 
sowohl zum Verkehrs- als auch Siedlungs­
flächenwachstum beitrage. In Deutsch­
land wurden ähnliche Beobachtungen in 
der Region München gemacht, wo zahlrei­
che Gemeinden entlang der regionalen S­
Bahn-Achsen eine weitere Bereitstellung 
von Bauland ablehnen. In diesem Zusam­
menhang kommt auch den in Süddeutsch­
land verbreiteten Einheimischenmodellen 
Bedeutung zu, die auf eine exklusive Ver­
gabe kommunaler Baugrundstücke für die 
bereits ortsansässige Bevölkerung abzie­
len. 
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Hypothese A8: 
Naturräumliche Faktoren wie die Topo­
graphie nehmen Einfluss auf die regiona­
le und intraregionale Verteilung der Flä­
cheninanspruchnahme 

Burchfield et al. (2005) betonen in ihrer für 
die USA durchgeführten Analyse der Ur­
sachen des Urban Sprawl auch natürliche 
Faktoren wie die Topographie, die Verfüg­
barkeit von Grundwasser und klimatische 
Bedingungen als relevante Triebkräf­
te. Dagegen kommt eine Studie von Ver­
burg und Ritsema (2004) über die Einfluss­
faktoren der Veränderung der räumlichen 
Muster der Flächennutzung in den Nie­
derlanden zu dem Ergebnis, dass zwar die 
historisch gewachsene Flächennutzungs­
struktur durch die Verteilung der natür­
lichen Einflussfaktoren erklärt werden 
könne. Neuere Veränderungen des Flä­
chennutzungsmusters ließen sich hinge­
gen durch natürliche Eigenschaften kaum 
erklären. Erreichbarkeit, Raumplanung 
und die Interaktionen mit den Nachbarge­
bieten hätten in den letzten 20 Jahren an 
Bedeutung gewonnen (Verburg und Ritse­
ma 2004, S. 146). 

Im Flächennutzungsmodell, das den Sze­
narien der EURURALIS-Studie zu Grunde 
liegt, spielen auch natürliche Einflussfak­
toren bei der Modellierung von Flächen­
nutzungsänderungen eine Rolle. Dazu ge­
hören klimatische Faktoren, Höhen- und 
Hangneigungsangaben sowie Angaben zur 
Bodenqualität (Klijn und Vullings 2005, S. 
89). 

3.3 Ableitung von Indikatoren 

Als unabhängige (erklärende) Modellvari­
ablen wurde entsprechend der oben vor­
gestellten Hypothesenstruktur ein Set von 
soziodemographischen, ökonomischen, 
infrastrukturellen, topographischen und 
planungsbezogenen Größen zusammen­
gestellt. Alle auf Basis der ausgewerteten 
Literatur als potenziell relevant erkann­
ten Einflussfaktoren (bzw. Variablen) wer­
den der nachfrage- und angebotsseitigen 
Erklärungsperspektive der Flächeninan­
spruchnahme zugeordnet, in den Modell­
bildungen jedoch zusammenhängend be­
handelt. Die Anhänge 1 bis 3 geben einen 
Überblick über die auf den verschiedenen 
Modellebenen verwendeten Variablen. In 

Anhang 1 finden sich auch die bei Auswahl 
der Variablen formulierten Arbeitshypo­
thesen. 

Während die meisten der in Anhang 3 aus­
gewiesenen Variablen aus amtlichen sta­
tistischen Quellen bezogen werden konn­
ten, mussten einige Faktoren mit Hilfe von 
besonderen statistischen oder geo-statis­
tischen Verfahren bzw. Methoden erzeugt 
werden. Dies betrifft die negativ- und po­
sitivplanerische „Regulierung der Flä­
chennutzung durch die Landes- und Regi­
onalplanung“, die „Topographie“ und die 

„landschaftliche Attraktivität“. 

Die betreffenden Variablen wurden auf fol­
gende Weise abgeleitet: 

•	 Die	 positivplanerische	 Regulierungsin­
tensität der Flächennutzung durch die 
Landes- und Regionalplanung wurde 
basierend auf einer Synopse landespla­
nerischer Instrumenteneinsätze in den 
Ländern abgeleitet. Es erfolgte eine drei­
stufige Einteilung nach Ländern mit „re­
striktiver“, „moderater“ und „restrikti­
onsarmer“ Bindung der Bauleitplanung 
(siehe Tabelle 3). 

•	 Die	 negativplanerische	 Regulierung	 der	 
Flächennutzung durch die Landes- und 
Regionalplanung erfolgt auf Grundlage 
digitaler Daten zu fachrechtlich ausge­
wiesenen Schutzgebieten sowie zu lan­
des- und regionalplanerischen Vorrang- 
und Vorbehaltsflächen. Berechnet wird 
der Umfang der ordnungsrechtlich und/ 
oder raumordnungsplanerisch nicht re­
stringierten und nicht als Siedlungsflä­
che genutzten Flächen. Dieser Indikator 
wird als sog. „Baulandpotenzial“ nur im 
Rahmen der gemeindescharfen Modell­
rechnungen eingesetzt. 

•	 Die	 Berechnung	 der	 Variable	 „Topogra­
phie“ erfolgte mit Daten eines digitalen 
Höhenmodells (“Shuttle Radar Topogra­
phy Mission” (SRTM) Elevation dataset, 
Auflösung: 90 Meter). Auf Kreis- und Ge­
meindeebene wurde die Reliefenergie 
durch Berechnung maximaler Höhenun­
terschiede im 5 km-Radius um jede Ras­
terzelle berechnet. Ausgewiesen werden 
die gemittelten Werte für jeden Land­
kreis und jede Gemeinde. Eine über­
durchschnittliche Reliefenergie äußert 
sich in überdurchschnittlichen Werten 
dieses Indikators. 
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•	 Für	 Landkreise	 und	 kreisfreie	 Städte	 
wurde ferner die „landschaftliche At­
traktivität“ in das Variablenset aufge­
nommen. Hier wurde auf Daten der 
Laufenden Raumbeobachtung des BBR 
zurückgegriffen. 

Einige potenziell relevanten Variablen für 
die Erklärung der Flächeninanspruch­
nahme, wie beispielsweise Zweitwohnun­
gen, wurden nicht in die Schätzungen auf­
genommen, weil sie entweder nicht oder 
nicht flächendeckend erhoben werden. Es 
wurde versucht, das nicht berücksichtig-

Tabelle 3 
Zusammenfassende Bewertung der positivplanerischen regelungsintensität der Landesplanung 
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Einschränkung der 
Siedlungsentwicklung nicht-
zentraler Orte (Eigenentwicklung) 

quantitative Bemessung 
der Eigenentwicklung 

Unzulässigkeit großflächiger 
Einzelhandelsentwicklung in nicht- 
und unterzentralen Gemeinden 

Vorgabe von Richt- oder 
3 Orientierungswerten für die 

kommunale Bauleitplanung 

Vorgabe von Dichtewerten  
1 für die kommunale Bauleit-

planung 

Darstellung von Siedlungsbe­
reichen als standortscharfe 3 2 2 2 
Vorgabe für die kommunale 
Bauleitplanung 

restriktionsarme 
Bindung 

moderate 
Bewertung Bindung 

restriktive 
Bindung 

1 im Rahmen der quantitativen Bemessung der Siedlungsbereiche 
2 nur für großflächige Industriegebiete 
3 nur im Geltungsbereich des Gemeinsamen Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg 
4 Das regionale Raumordnungsprogramm Region Hannover geht in seiner Regelungsintensität deutlich über die Regelungsdichte 
des Landesentwicklungsprogramms hinaus 
Quelle: eigene Darstellung 

te Phänomen durch andere Variablen mit 
abzubilden, bei denen eine ähnliche Wir­
kungsrichtung vermutet wird. Beispiels­
weise wird unterstellt, dass Variablen zu 
Zweitwohnungen und zum Fremdenver­
kehr in die gleiche Richtung wirken. 

Weitere potenziell bedeutende Variab­
len wie das flächenpolitische Klima oder 
Wohnpräferenzen der Bevölkerung konn­
ten nicht in das Datenmodell integriert 
werden und können daher nur einer qua­
litativen Diskussion unterzogen werden. 
Verwiesen sei auf die Ausführungen in Ab­
schnitt 6. 
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4   Ergebnisse des Staatenvergleichs 
Wie oben ausgeführt, geht das methodi­
sche Grundkonzept dieses Forschungs­
vorhabens davon aus, dass bestimmte 
Einflussfaktoren der Flächeninanspruch­
nahme „globaler“, d.h. innerhalb eines 
Staates räumlich nicht variabler Natur 
sind. Als solche globalen Einflussfakto­
ren wurden u. a. die Ausgestaltung des Pla­
nungs- und Bodenrechts (z. B. das Maß 
staatlicher Beschränkung der Baufreiheit), 
steuerrechtliche Regelungen oder nachfra­
geseitige Standort- und Bodennutzungs­
präferenzen genannt. Deren Wirksamkeit 
kann in Ansätzen über Länderverglei­
che reflektiert werden, mit denen die Ent­
wicklung der Flächennutzung bei Kennt­
nis oben genannter Rahmenbedingungen 
qualitativ zu bewerten ist. Aus diesem 
Grund weist das Forschungsvorhaben ne­
ben der in den nachfolgenden Abschnitten 
vorgestellten inter- und intraregionalen 
auch eine interstaatliche Untersuchungs­
ebene aus. 

Die im Wesentlichen auf Bodenbede­
ckungsdaten aus CORINE Land Cover 
(CLC) aufsetzende interstaatliche Untersu­
chungsperspektive wurde auf die Länder 
Niederlande (NL), Großbritannien (UK), 
Frankreich (FR), Österreich (AT), Belgien 
(BE) und Deutschland (DE) bezogen. Die­
se Auswahl basiert auf mehreren Überle­
gungen: 

•	 Der	 Unterschiedlichkeit	 des	 jeweiligen	 
Planungs- und Bodenrechtsregimes soll
te Rechnung getragen werden. Ausge
wählt wurden Länder mit ausgeprägter 
staatlicher Einflussnahme auf lokale Flä
chennutzungsentscheidungen (vor al
lem Großbritannien und die Niederlan
de) und solche Länder, in denen lokalen 
Entscheidungsträgern weite Handlungs
spielräume in ihren Flächennutzungs
entscheidungen zugebilligt werden (vor 
allem Belgien und Deutschland). 

•	 Bedeutung	 kommt	 auch	 den	 unter
schiedlichen ökonomischen und demo

­
­

­

­

graphischen Entwicklungspfaden zu. 
Berücksichtigt wurden Länder mit ho
hem Wachstumsdruck (wie England, die 
Niederlande und Frankreich) und Län
der mit geringerem gesamtstaatlichen 
Wachstum (wie Deutschland). 

­
­

­
­
­

­
­

•	 Berücksichtigt	 wurde	 ferner	 die	 gene­
relle Typik der Siedlungsstruktur in den 
Ländern mit eher kompakten Formen 
in Großbritannien und den Niederlan­
den und dispers-bandartig ausgepräg­
ten Strukturen in Belgien als Extrema. 

Zu diesen Ländern wurden neben der Auf­
bereitung der Daten aus CORINE Land Co­
ver verfügbare statistische Variablen wie 
die Entwicklung der Bevölkerung, der Er­
werbstätigkeit sowie des Bruttoinlands­
produkts erfasst und aufbereitet. Als Be­
trachtungsgröße fungiert der Zuwachs der 
bebauten Flächen im o.g. Zeitraum, der 
mit GIS Werkzeugen für die betreffenden 
Länder bzw. Regionaleinheiten berechnet 
wurde.2 

Die CORINE Land Cover Daten weisen eu­
ropaweit 44 Bodenbedeckungs- und Nut­
zungskategorien aus, von denen 37 für 
Deutschland als relevant angesehen wer­
den können. Die Erfassungsuntergrenze 
bei flächenhafter Abbildung von Bodenbe­
deckungen beträgt 25 Hektar. Linienför­
mige Objekte werden ab einer Breite von 
100 m erfasst (Statistisches Bundesamt 
1994). Durch diese maßstabsbedingten 
Vorgaben kommt es zu einer signifikan­
ten Untererfassung kleiner Siedlungsge­
biete in überwiegend ländlich geprägten 
Räumen. Umgekehrt kann es aber auch 
zu einer Überschätzung des Siedlungsflä­
chenbestandes in größeren Verdichtungs­
gebieten kommen, da kleinere Grün- und 
Erholungsflächen innerhalb des geschlos­
senen Siedlungsraumes nicht ausgewiesen 
werden (siehe hierzu auch Keil et al. 2003). 
Neue Siedlungsflächen werden in CLC ab 
einer Flächengröße von 5 Hektar erfasst. 

In CORINE Land Cover werden „bebau­
te Flächen“ als Aggregat aus städtisch ge­
prägten Flächen, Industrie-, Gewerbe- und 
Verkehrsflächen, Abbauflächen, Deponi­
en, Baustellen und künstlich angelegten, 
nicht landwirtschaftlich genutzten Grün­
flächen ausgewiesen. Deren Anteil an der 
Gesamtfläche in den betrachteten Län­
dern schwankt für das Jahr 1990 zwischen 
rund 4 % (Österreich) und rund 20 % (Bel­
gien), 2000 zwischen rund 4 % (ebenfalls 
Österreich) und rund 21 % (ebenfalls Bel­
gien). In allen Ländern haben die Anteile 

(2) 
In Deutschland kommt CO­
RINE bei der Erfassung des 
Siedlungsflächenanteils zu 
niedrigeren Ergebnissen als 
die statistische Flächenerhe­
bung. Die Daten aus der CO­
RINE Flächenerhebung sind 
nur für 1990 und 2000 ver­
fügbar. Daten aus EUROSTAT 
wurden nicht verwendet, da 
hier unterschiedliche nationale 
Definitionen, Erfassungsme­
thoden und Periodizitäten vor­
liegen, so dass hier nicht von 
einheitlichen Datengrundlagen 
ausgegangen werden kann. 
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Tabelle 4 
Anteil bebauter Flächen in den Jahren 1990 und 2000 

Land Anteil bebauter Flächen an relative Veränderung 
der Gesamtfläche (in %) des Anteils bebauter 

1990 2000 
Flächen (%) 

Belgien 20,4 21,0 3,3 

Deutschland 7,6 8,2 7,6 

Frankreich 4,7 4,9 5,5 

Großbritannien 7,5 7,6 2,0 

Niederlande 11,1 13,6 22,1 

Österreich 4,0 4,2 3,5 

Quelle:  Eurostat 

Abbildung 2
 
Kausalitätsprobleme im angebots- und nachfrageorientierten Erklärungsmodell1)
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Datenquelle der Bevölkerungszahlen: Eurostat 

der bebauten Fläche an der Gesamtfläche 
zugenommen. 

Auf gesamtstaatlicher Ebene bewegen 
sich die prozentualen Veränderungen der 
bebauten Fläche in einer erstaunlichen 
Spannbreite zwischen einem Wert von 2 % 
in Großbritannien und etwa 22 % in den 
Niederlanden zwischen 1990 und 2000 
(Tabelle 4). Neben unterschiedlichen de­
mographischen und ökonomischen Dyna­
miken sowie unterschiedlichen Regulie­
rungsmustern der Flächennutzung kann 
die dominante Art von Siedlungserweite­
rungen – wesentlich durch die Planungs­

politik der Staaten beeinflusst – für dieses 
Phänomen verantwortlich gemacht wer­
den. Für die Niederlande wurde in den 
1990er Jahren beispielsweise eine Ten­
denz zu großen, kompakten Siedlungser­
weiterungen (vorangetrieben durch das 
VINEX-Programm) festgestellt, während 
in anderen Ländern wie Österreich mögli­
cherweise kleinflächig-disperse Siedlungs­
muster dominieren. Die Untererfassungs­
grenze von CORINE (25 Hektar bzw. 5 
Hektar) wirkt hier möglicherweise verzer­
rend in dem Sinne, dass ein größerer An­
teil von Flächeninanspruchnahmen nicht 



Abbildung 3 
Gegenüberstellung der prozentualen Veränderung der bebauten Fläche und der jährlichen Verände­
rung des Bruttoinlandsprodukts zwischen 1990 und 2000; 
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Datenquelle der Gesamtrechnung: Eurostat, Datengrundlagen zur Bodennutzung: CORINE Land Cover 
(Erhebung zu Beginn der 1990er Jahre, Fortschreibung 2000–2004) 
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erfasst wird. Schließlich sind die enormen 
Unterschiede auch damit erklärbar, dass 
der zugrunde liegende Beobachtungszeit­
raum in CORINE Land Cover nicht in allen 
Ländern identisch ist. So bezieht sich die 
CORINE Erhebung 1990 in den Niederlan­
den auf Datenmaterial aus dem Jahr 1987. 
Andere Länder haben Daten für 1990 bis 
1993 verwendet. 

Erste Hinweise zu möglichen Triebkräften 
des Flächenverbrauchs ergibt eine Gegen­
überstellung der relativen Veränderung der 
bebauten Fläche mit der Veränderung der 
Bevölkerungszahlen und der Erwerbstäti­
genzahlen (Abbildung 2). Dabei zeigt sich 
ein auch für Deutschland festgestellter 
Trend, dass die Dynamik der Flächenin­
anspruchnahme die der Bevölkerungsent­
wicklung weit übertrifft. Einzige Ausnah­
men sind Österreich und Großbritannien, 
wo der Bevölkerungszuwachs höher ausfiel 
als die in CORINE ausgewiesene Flächen­
inanspruchnahme. Die Bevölkerungsent­
wicklung kann damit die Flächeninan­
spruchnahme alleine nicht ansatzweise 
erklären. Ähnliches gilt in abgeschwäch­
ter Form auch für die Entwicklung der Er­
werbstätigkeit. Nur für die Niederlande 
und Frankreich äußert sich eine gewisse 

Parallelität beider Größen. In Großbritan­
nien war der Zuwachs der Erwerbstätigkeit 
weitaus höher als der der bebauten Flä­
chen. Umgekehrt in Deutschland – einer 
Stagnation der Beschäftigung stand ein 
erheblicher Flächenverbrauch gegenüber. 
Diese Feststellungen stehen allerdings un­
ter den oben erwähnten methodischen 
Vorbehalten einer möglicherweise länder­
spezifischen Abbildungsquote der gesam­
ten Flächeninanspruchnahme. 

In einem weiteren Schritt wird die Verän­
derung der bebauten Flächenanteile öko­
nomischen Strukturdaten gegenüberge­
stellt. Abbildung 3 verdeutlicht, dass auch 
die ökonomische Prosperität – hier abge­
bildet mit der jährlichen Veränderung des 
(preisbereinigten) Bruttoinlandsprodukts 
– eine schlechte Schätzgröße der Sied­
lungsflächendynamik ist. Zwar kann für 
die Niederlande eine Kongruenz von ho­
hem wirtschaftlichen Wachstum und Flä­
cheninanspruchnahme festgestellt wer­
den. Dies gilt aber keinesfalls für andere 
Länder wie Großbritannien oder Deutsch­
land. Für Deutschland zeigt sich, dass ein 
überdurchschnittlicher Flächenverbrauch 
mit einem signifikant unterdurchschnitt­
lichen Zuwachs der Wirtschaftsleistung 
einhergeht. 
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Land  Flächenproduktivität 2000 (mio Eur 
BIp je Hektar bebaute Fläche) 

BIp-Zuwachs in mio Eur je Hektar 
neu in Anspruch genommene Fläche 

(1990–2000) 

Belgien 0,39 2,5 

Deutschland 0,73 1,5 

Frankreich 0,52 1,8 

Großbritannien 0,58 6,4 

Niederlande 0,82 1,2 

Österreich 0,60 3,9 
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Tabelle 5 
Flächenproduktivität in 2000 und Veränderung in den Jahren 1990 und 2000 

Quelle:  Eurostat 

Erkennbar unterschiedlich ist damit auch 
die Flächenproduktivitätsentwicklung 
zwischen den hier betrachteten Ländern. 
Basierend auf den verfügbaren Daten 
lässt sich aussagen, dass in Deutschland 
mit einem zwischen 1990 und 2000 neu 
in Anspruch genommenen Hektar bebau
ter Fläche nur 1,5 Mio. EUR zusätzlicher 
Wirtschaftsleistung erzielt werden konnte, 
während dies in Österreich und Großbri
tannien 3,9 bzw. 6,4 Mio. EUR waren (Ta
belle 5). In den zuletzt genannten Ländern 
ist es somit offenbar gelungen, einen grö
ßeren Teil der zusätzlichen Wirtschafts
leistung auf bestehenden Siedlungsflä
chen zu erzielen. Tabelle 5 zeigt auch, dass 
die diesbezüglichen Unterschiede deutlich 
stärker ausfallen als bei Betrachtung der 
absoluten Flächenproduktivität im Jahr 
2000, gemessen als Wirtschaftsleistung je 
Einheit bebaute Fläche (Mio. EUR je Hek
tar). Bei diesem Indikator zeigt Deutsch
land eine positive Abweichung vom Mittel 
der hier betrachteten Länder. Nur die Nie
derlande verzeichnete im Jahr 2000 eine 
produktivere Nutzung ihres Siedlungsbe
standes. 

Auch Unterschiede in den durchschnitt
lichen Kraftstoffpreisen und der Motori
sierung können die festgestellten Abwei
chungen der Siedlungsflächenausdehnung 
und deren Veränderung in den 1990er Jah
ren nicht schlüssig erklären. Nach dem 
nachfragebezogenen Modell wäre zu er
warten, dass in Ländern mit höherer Mo
torisierung und geringen Kraftstoffprei
sen ein höherer Siedlungsflächenbestand 
und ein stärkerer Flächenzuwachs anzu
treffen ist. Die in Tabelle 6 dargestellten 
Siedlungs- und Mobilitätsdaten können 
dies indes nicht bekräftigen. Belgien, das 
Land mit der höchsten absoluten Flächen

­
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­
­

­
­

­

­
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­
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­

­

­

inanspruchnahme, rangiert bei der Mo­
torisierung und den Kraftstoffpreisen nur 
im Mittelfeld der hier betrachteten Län­
der. Die Niederlande, welche in den 1990er 
Jahren eine weit überdurchschnittliche re­
lative Flächeninanspruchnahme erleb­
te, weist eine eher geringe Motorisierung 
sowie überdurchschnittliche Kraftstoff­
preise auf. Auch zeigt sich keine Paralle­
lität der Siedlungstätigkeit (als relative 
Veränderung der bebauten Flächen) und 
der Veränderung der Motorisierung. In 
Großbritannien war der Siedlungsflä­
chenzuwachs am intensivsten, die Moto­
risierungsentwicklung dagegen am dyna­
mischsten. Umgekehrt hatte Deutschland 
einen starken Zuwachs der bebauten Flä­
chen bei eher unterdurchschnittlicher 
Entwicklung der Motorisierung. Eine wei­
tere denkbare Erklärung für die erhebli­
chen Abweichungen der hier betrachteten 
Staaten bei der Flächeninanspruchnah­
me kann in den unterschiedlichen natio­
nalen Planungssystemen gesucht werden. 
Hier kommt vor allem der Rolle der lokalen 
Gebietskörperschaften und ihrer relativen 
Handlungsfreiheit in der Bereitstellung 
neuer Siedlungsflächen Bedeutung zu. Die 
hier betrachteten Staaten unterscheiden 
sich in ihren Regulierungssystemen der 
Bodennutzung und Baulandbereitstel­
lung beträchtlich. Relevante Unterschiede 
betreffen die Kompetenz der nationalen 
Ebene in Bodennutzungsfragen sowie die 
Steuerungsintensität regionaler Planungs­
ebenen. Aber auch hier zeigen sich kei­
ne eindeutigen Zusammenhänge mit dem 
Ausmaß des Flächenverbrauchs der ver­
gangenen Jahre. Das Beispiel der Nieder­
lande zeigt, dass ein erheblicher Einfluss 
staatlicher Institutionen auf die Bodennut­
zung allein keine Gewähr für eine geringe­
re Flächeninanspruchnahme ist. Ein Son­
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Land Veränderung Bestand bebauter Flächen Motorisierung Treibstoffpreise in EUR 
bebauter Flächen (2000)  (Pkw je 1 000 EW) je Liter Superbenzin in 

(1990 – 2000 Preisen von 1995 
in %) % der m² je EW 1995 2004 Zuwachs (2000)

Gesamtfläche in % 

Belgien 3,3 21,0 630 422 467 10,6 0,957 

Deutschland 7,6 8,2 356 495 546 10,3 0,956 

Frankreich 5,5 4,9 440 434 491 13,1 1,039 

Großbritannien 2,0 7,6 294 374 463 23,8 1,212 

Niederlande 22,1 13,6 301 366 429 17,2 1,057 

Österreich 3,5 4,2 438 452 501 10,8 0,868 

 

Tabelle 6 
Gegenüberstellung von siedlungs- und mobilitätsindikatoren 

Quelle: Eurostat 
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derfall ist sicherlich Großbritannien als 
Staat mit traditionell zentralistischer Pla
nung. Hier hatte die in der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre eingeleitete städtische Re
vitalisierungspolitik zweifelsohne dämp
fenden Einfluss auf die im internationa
len Vergleich stark unterdurchschnittliche 
Flächeninanspruchnahme. Zu nennen ist 
hier insbesondere die verbindliche Durch
setzung von Innenentwicklungsquoten im 
Bereich des Wohnungsbaus (siehe hierzu 
auch Abschnitt 7). 

Zusammenfassend lässt sich an dieser 
Stelle festhalten, dass die Flächeninan
spruchnahme für Siedlungszwecke aus 
einer internationalen Perspektive heraus 
nicht mit einfachen demographischen 
und ökonomischen Variablen erklärt wer
den kann. Für die hier berücksichtigten 
Länder können zentrale Annahmen des 
nachfragezentrierten Erklärungsmodells 
der Flächeninanspruchnahme nicht be
stätigt werden. Es zeigen sich keine signi
fikanten Zusammenhänge zwischen der 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwick
lung und der Flächeninanspruchnahme.  

­

­
­
­

­

­

­

­
­

­

Auch die Motorisierung und die Verkehrs­
kosten – bemessen am Kraftstoffpreis – 
bieten an dieser Stelle keinen stichhalti­
gen Ansatzpunkt zur Erklärung der von 
Land zu Land unterschiedlichen Intensität 
des Flächenverbrauchs. Hieraus darf nicht 
geschlossen werden, dass Variablen wie 
die Bevölkerungsentwicklung, die Ent­
wicklung der Wertschöpfung oder des Ein­
kommens der privaten Haushalte keinen 
Einfluss auf die Flächeninanspruchnah­
me ausüben. Letztere – so kann ein erstes 
Fazit lauten – ist allerdings offensichtlich 
durch weitere Faktoren bedingt, die sich 
mit dem hier aufgespannten Set von In­
dikatoren nicht abbilden lassen. Beispiel­
haft benannt seien Wohn- und Standort­
präferenzen der privaten Haushalte, die 
staatlichen Steuer- und Subventionssyste­
me sowie die Regulierungssysteme der Bo­
denmärkte in Form staatlicher und kom­
munaler Planung. 
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5   Ergebnisse der inter- und  
 intraregionalen Modellbildungen 
In diesem Abschnitt werden die Ergebnis­
se der inter- und intraregionalen Modell­
ebene dargestellt und bewertet. Zunächst 
erfolgt dazu eine Erläuterung der grund­
sätzlichen methodischen Vorgehensweise 
bei der Bildung von statistischen Modellen. 
Im Anschluss daran werden die Ergebnis­
se der interregionalen Modellebene (Ab­
schnitt 5.2) und der intraregionalen Mo­
dellebene (Abschnitt 5.3) vorgestellt. Beide 
Abschnitte enden mit einer Zusammenfas­
sung der zentralen Ergebnisse. 

5.1 Methodische Vorgehensweise 

Ausgehend von oben dargestellten For­
schungsansatz und den ermittelten In­
dikatoren zur Darstellung der Einfluss­
faktoren ist es das Ziel der Schätzungen, 
festzustellen, welcher Satz von Variablen 
auf einem statistisch signifikanten Niveau 
den höchsten Beitrag zur Erklärung des 
Anteils der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
an der Gesamtfläche der Stadt- und Land­
kreise bzw. der Gemeinden in den Fall­
studiengebieten und zur Veränderung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche liefert. An 
Schätzmodelle werden einige Anforderun­
gen gestellt, damit sie verständlich sind 
und die wesentlichen Beziehungen zwi­
schen den Variablen erkennen lassen. Die 
Komplexität der Realität muss sich nicht 
zwangsläufig in einer Komplexität der 
Schätzmodelle abbilden, daher werden 
folgende Grundsätze für die Schätzungen 
beachtet: 

•	 Die	Zahl	der	 erklärenden	Variablen	 soll­
te möglichst niedrig sein und gleich­
zeitig die Varianz des durch die erklär­
te Variable beschriebenen Phänomens 
möglichst umfassend beschreiben. 

•	 Die	 funktionellen	 Beziehungen	 zwi­
schen erklärenden und den erklärten 
Variablen sollten möglichst einfach sein. 
Lineare Beziehungen sind einfacher 
zu verstehen und zu interpretieren als 
nichtlineare Beziehungen. 

Die Untersuchung der Beziehungen zwi­
schen einer abhängigen Variablen und 
mehreren unabhängigen Variablen wird 

häufig mit Hilfe von „klassischen“ multi­
linearen Regressionsanalysen bearbeitet. 
Im linearen Modell der Regressionsana­
lyse werden einige Annahmen hinsicht­
lich der Unabhängigkeit der Variablen, ih­
rer Verteilung und der Vollständigkeit des 
Modells getroffen, die bei räumlichen Da­
ten häufig nicht gegeben sind (Backhaus 
et al. 2006, S.79ff.). Die Histogramme der 
verwendeten Variablen bestätigen den 
Sachverhalt, dass räumliche Daten häufig 
bi-polare Verteilungen aufweisen, durch 
Ausreißer gekennzeichnet sind oder schie­
fe Verteilungen aufweisen. 

Insbesondere die geforderte lineare Unab­
hängigkeit der erklärenden Variablen und 
die notwendigen Eigenschaften der Stör­
größen, insbesondere deren Normalvertei­
lung, sind oft nicht gegeben und schränken 
die Anwendung einer linearen Regressi­
onsanalyse sowie der entsprechenden pa­
rametrischen Prüfverfahren erheblich ein. 
Auch das Vernachlässigen relevanter Vari­
ablen aufgrund von unvollständigem Wis­
sen beziehungsweise fehlender Daten oder 
die Verwendung von zu vielen erklärenden 
Variablen kann dazu führen, dass entwe­
der relevante Einflussfaktoren als statis­
tisch nicht signifikant oder irrelevante Va­
riablen als signifikant erscheinen. 

Um diese Nachteile der „klassischen“ mul­
ti-linearen Regressionsanalyse zu vermei­
den, wird für die Schätzungen der Mo­
delle zur Erklärung der Einflussfaktoren 
der Neuinanspruchnahme von Siedlungs- 
und Verkehrsflächen ein Verfahren ange­
wendet, das bereits bei der Entwicklung 
von hydrologischen Modellen auf der re­
gionalen Maßstabsebene erfolgreich an­
gewendet wurde (Samaniego 2003). Da­
bei wird angestrebt, in Abhängigkeit von 
der Dimensionalität der erklärenden Va­
riablen, die Zahl der in den Schätzmodel­
len verwendeten Variablen möglichst klein 
zu halten. Somit lassen sich einige Nach­
teile der „klassischen“ multi-linearen Re­
gressionsanalyse vermeiden. Erstens kann 
das Risiko des Auftretens von Multikol­
linearitäten bei den erklärenden Variab­
len verringert werden. Zweitens nimmt 
das Risiko der Überparametrisierung ab. 
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Überparametrisierung bedeutet, dass zu 
viele und irrelevante Variablen in die Mo­
dellschätzung eingehen und daraus meh­
rere Nachteile erwachsen können. Zum 
einen wird das Modell unübersichtlicher 
und schwerer zu interpretieren. Zum an­
deren kann es vorkommen, dass ein tat­
sächlicher Einflussfaktor als statistisch 
nicht signifikant erscheint. Durch irrele­
vante, zusätzliche unabhängige Variablen 
kann das Bestimmtheitsmaß r2 der Anpas­
sung nicht sinken, sie können aber durch 
Zufallseffekte zur Erklärung der Varianz 
beitragen und das Bestimmtheitsmaß un­
begründet erhöhen. Mit anderen Worten 
ausgedrückt, erhöhen die nicht-relevanten 
Variablen das „Rauschen“ im System. Die 
Einführung von signifikanten Variablen in 
ein Schätzmodell ist von entscheidender 
Bedeutung für die Auswahl eines „guten“ 
Modells aus der Vielzahl von Möglichkei­
ten, die sich aus einem gegebenen Satz von 
erklärenden Variablen kombinieren lassen. 
Die Verwendung von nicht-signifikanten 
Variablen erhöht zwar die Gesamtvarianz, 
trägt aber nicht zur Erklärung bei. Die auf­
zuwendende Rechenzeit ist ebenfalls ein 
entscheidender Faktor, der eine Redukti­
on der Zahl der erklärenden Variablen im 
Schätzverfahren notwendig macht. 

Die Vorgehensweise zur Ermittlung der 
besten Schätzmodelle erfolgt in fünf 
Schritten. Sie wird exemplarisch am Bei­
spiel der Schätzung des Zusammenhangs 
zwischen den erklärten Variablen zur Ab­
bildung der Siedlungs- und Verkehrsflä­
chenveränderung dargestellt. Im Schätz­
verfahren werden lediglich jene Stadt- und 
Landkreise betrachtet, deren Ergebnisse 
den im nachfolgenden Abschnitt beschrie­
benen Plausibilitätstest „bestanden“ ha­
ben. 

Zunächst werden für die zwei verwende­
ten abhängigen Variablen (absolute Verän­
derung der Siedlungs- und Verkehrsfläche, 
katasterflächennormierte Veränderung 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche) Kor­
relationsrechnungen mit allen unabhän­
gigen Variablen (siehe Anhang 3) für die 
drei Betrachtungszeiträume durchgeführt, 
um jene erklärenden Variablen zu ermit­
teln, die wenig zur Erklärung der abhän­
gigen Variablen (Veränderung der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche) beitragen. Als 
Ausschlusskriterium wird ein Korrela­

tionskoeffizient r ≤ 0,13 verwendet, so dass 
das Bestimmtheitsmaß r2 ≤ 0,017 ist. Das 
heißt, Variablen mit einem Erklärungsbei­
trag von weniger als 1,7 % werden aus dem 
weiteren Verfahren ausgeschlossen. Aus­
nahmen werden bei jenen Variablen ge­
macht, die in mindestens einem der drei 
betrachteten Zeiträume (siehe oben) eine 
deutlich höhere Korrelation aufwiesen. 

Anschließend werden mit den verbliebe­
nen Variablen modifizierte schrittweise 
auf- und abbauende Regressionsanalysen 
durchgeführt, um aus der Rangfolge der 
Aufnahme der Variablen in das Verfahren 
ihre statistische Wichtigkeit zu erkennen. 
Bei der schrittweise aufbauenden Regres­
sionsanalyse werden die unabhängigen 
Variable einzeln nacheinander in das Ver­
fahren aufgenommen und jene ausge­
wählt, die das höchste Bestimmtheitsmaß 
aufweisen. Anschließend werden in den 
folgenden Rechenschritten jene Variablen 
aufgenommen, die das (korrigierte) Be­
stimmtheitsmaß erhöhen. Die schrittwei­
se abbauende Regressionsanalyse beginnt 
mit allen Variablen und entfernt schritt­
weise jene, die keinen Einfluss auf das Er­
gebnis haben. Die Ergebnisse der auf- und 
abbauenden Regressionsanalysen werden 
nur als Zwischenschritt der Schätzungen 
verwendet, weil bei dieser Vorgehenswei­
se nicht gewährleistet ist, dass tatsächlich 
das „beste“ Schätzmodell gefunden wur­
de. Andere Kombinationen von Variab­
len könnten den betrachteten Sachverhalt 
besser abbilden. Nach Abschluss des Ver­
fahrensschrittes steht für die Modellschät­
zungen ein Satz von erklärenden Variablen 
(siehe hierzu die Ausführungen des nach­
folgenden Abschnitts) zur Verfügung mit 
denen 2n Modelle – wobei n für die Anzahl 
der verwendeten Variablen steht – im be­
trachteten Zeitraum kombiniert werden 
können. 

Für alle möglichen Kombinationen von er­
klärenden Variablen werden mit zwei un­
terschiedlichen Schätzern Erklärungsmo­
delle geschätzt. Zum einen erfolgt eine 
Angleichung der Regressionsfunktion mit 
Hilfe der Kleinste-Quadrate-Schätzung 
(L2-Schätzer) und zum anderen erfolgt 
eine Angleichung durch Minimierung 
der Beträge der Residuen (L1-Schätzer). 
Die Anwendung eines zweiten Schätzver­
fahrens ist angebracht, weil das Kleins­
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te-Quadrate-Schätzverfahren zwar relativ 
einfach zu berechnen ist, aber auf Extrem­
werte empfindlich reagiert. 

Um zu überprüfen, welches Erklärungs­
modell die beste Anpassung und größte 
Robustheit aufweist, werden eine Mallow‘s 
Cp- Statistik und eine Jackknife-Kreuzva­
lidierung angewendet. Um die Modelle mit 
der besten Anpassung zu bestimmen wird 
die Cp-Testgröße gegen die Zahl der in ei­
nem Modell verwendeten Variablen abge­
tragen. Die günstigste Merkmalskombi­
nation weisen jene Modelle auf, bei denen 
ein niedriger Cp-Wert ungefähr der Zahl 
der verwendeten Variablen entspricht. 

Bei der Kreuzvalidierung mit dem Jackkni­
fe-Verfahren werden aus dem ursprüngli­
chen Datensatz einzelne Datensätze ent­
fernt und die Regressionskoeffizienten mit 
den verbleibenden Datensätzen geschätzt. 
Die ermittelten Regressionskoeffizienten 
werden auf die unabhängigen Variablen 
des entfernten Datensatzes angewendet, 
um eine geschätzte abhängige Variable zu 
berechnen. Dieser Vorgang wird mehrfach 
mit jeweils anderen Datensätzen wieder­
holt. Die quadrierte Differenz zwischen 
den realen und den geschätzten abhän­
gigen Variablen ist der Jackknife-Schät­
zer, der Aussagen über die Robustheit des 
Modells zulässt. Je niedriger der Schät­
zer ist, desto robuster ist das Modell. Da­
mit lassen sich die besten Modelle in eine 
Reihenfolge bringen. Als „beste“ Model­
le werden jene klassifiziert, bei denen die 
Summe der Kreuzvalidierungen für den 
L1- und L2-Schätzer am niedrigsten ist. In 
den Ergebnistabellen (siehe die nachfol­
genden Abschnitte), in denen für eine Be­
trachtungsperiode drei „beste“ Modelle 
ausgewiesen werden, werden die Modelle 
in der Reihenfolge ihrer Güte dargestellt. 

Für die Interpretation der Ergebnisse wer­
den zum einen die Bestimmtheitsmaße 
r2 und zum anderen die durch die Schät­
zung ermittelten Optimierungskoeffizien­
ten herangezogen. Da die Dimension der 
Optimierungskoeffizienten (beta) von der 
Dimension der erklärenden Variablen be­
einflusst wird und die verwendeten Vari­
ablen sehr unterschiedliche Dimensionen 
aufweisen, werden auch normierte Opti­
mierungskoeffizienten dargestellt, bei de­
nen der Einfluss der Dimension von der 
Variablen ausgeglichen wird. Die normier­

ten Optimierungskoeffizienten stellen den 
Einfluss der einzelnen Variablen in dem 
Schätzmodell dar. Sie würden auftreten, 
wenn alle Variablen im Wertebereich 0 bis 
1 lägen. 

5.2 Interregionale Modellebene 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der 
interregionalen Modellebene dargestellt. 
Zu erwähnen ist, dass im Rahmen der 
hier durchgeführten Modellbildungen ne­
ben einem „Bundesmodell“, in welches 
alle Landkreise und kreisfreien Städte 
Deutschlands einbezogen wurden, ausge­
wählte „Regionsmodelle“ erzeugt wurden 
(siehe hierzu Abschnitt 2.4). Die erzielten 
Ergebnisse der „regionalisierten“ Modell­
bildung haben allerdings zu keinen über­
zeugenden Ergebnissen geführt und wer­
den daher hier nicht näher dargestellt. In 
allen betrachteten Zeitabschnitten wiesen 
die entsprechenden Modelle zur absoluten 
Veränderung der Flächeninanspruchnah­
me mit wenigen Ausnahmen niedrigere 
Erklärungsmaße auf als die entsprechen­
den Modelle für alle Kreise („Bundesmo­
dell“). Lediglich die Kreise, die zum sied­
lungsstrukturellen Kreistyp „Verdichtetes 
Umland“ gehören sowie Kreise mit einer 
moderaten regionalplanerischen Rege­
lungsintensität, weisen in der Periode 1996 
bis 2000 signifikant höhere Bestimmt­
heitsmaße auf. Die Modelle für Kreise mit 
einer moderaten regionalplanerischen Re­
gelungsintensität weisen in den anderen 
Perioden ebenfalls höhere Bestimmtheits­
maße auf. Bei der Betrachtung der kata­
sterflächennormierten Veränderung tritt 
in keiner Periode und für keinen Kreistyp 
eine signifikante Verbesserung des Erklä­
rungsgehalts der Modelle auf. Auf eine nä­
here Beschreibung dieser Modelle sei an 
dieser Stelle aber verzichtet. 

Plausibilitätstests  
der Flächennutzungsdaten 

Wie in Abschnitt 2 ausgeführt, besteht 
eine zentrale Voraussetzung für den sach­
gemäßen Einsatz von Daten der Flächen­
erhebungen in deren Validitätsprüfung 
mit dem Ziel, unplausible Datensätze aus 
dem Datensample auszuschließen. Dazu 
erfolgte ein vierstufiger Prüfablauf, mit 
dem die Flächennutzungsdaten auf Land­
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kreis- und Gemeindeebene in ihrer Plausi­
bilität bewertet wurden: 

•	 In	 einem	 ersten	 Schritt	 wurden	 alle	 
Landkreise bzw. kreisfreien Städte mit 
negativem Saldo der Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche in einer Bilanzperiode se­
lektiert und aus dem Datensatz elimi­
niert (Gruppe 1). Dies beruht auf der 
Überlegung, dass in dem hier relevan­
ten Zeitraum (1996 bis 2004) tatsäch­
lich stattgefundene Rückbau- und Rena­
turierungsmaßnahmen nur in seltenen 
Ausnahmefällen ein solches Gewicht 
angenommen haben, dass die Flächen­
inanspruchnahme durch Neubautätig­
keit rechnerisch überkompensiert wur­
de. Ausnahmen von dieser Regel wurden 
nur dann gemacht, wenn ein „negativer 
Flächenzuwachs“ plausibel erklärt wer­
den konnte (z. B. in altindustrialisierten 
Gebieten mit großflächigen Renaturie­
rungsprojekten von Brachflächen). 

•	 In	 einem	 zweiten	 Schritt	 wurden	 alle	 
Landkreise bzw. kreisfreien Städte selek­
tiert, deren prozentualer Siedlungs- und 
Verkehrsflächenzuwachs unterhalb des 
10-Perzentils (Gruppe 2.1) und oberhalb 
des 90-Perzentils (Gruppe 2.2) des pro­
zentualen SuV-Zuwachses aller Kreise 
bzw. kreisfreien Städte bewegt. 

•	 In	einem	dritten	Schritt	wurden	 für	die	 
unter Schritt 2 selektierten Gebietsein­
heiten Indikatoren aus der Bautätig­
keitsstatistik abgeleitet, mit denen wei-

Tabelle 7 
Ergebnisse der plausibilitätstests der Kreisdaten für den Zeitraum 2000 bis 2004 und 1996 bis 2000 

  

  
  
  

  
  

 

Anzahl der Datensätze (Kreise bzw. kreisfreie  
städte), die dieses Kriterium erfüllen 

(alle Datensätze, n=339) 

2000–2004 1996–2000 

Schritt 1: Gebietseinheiten mit negativem SuV-Saldo (Gruppe 1) 8 4 

Schritt 2: Gebietseinheiten, deren prozentuales SuV-Wachstum  
- unterhalb des 10-Perzentils aller Datensätze liegt (Gruppe 2.1) 44 44 
- oberhalb des 90-Perzentils aller Datensätze liegt (Gruppe 2.2) 44 44 

Schritt 3: 
Gebietseinheiten aus Gruppe 2.1 mit einem Quotient aus Gebäude- und 
Freiflächenzuwachs und Geschossflächenzuwachs … 
- oberhalb von 0,3 (Landkreise) 6 1 
- oberhalb von 1,0 (kreisfreie Städte) 12 2 
Gebietseinheiten aus Gruppe 2.2 mit einem Quotient aus Gebäude- und 
Freiflächenzuwachs und Geschossflächenzuwachs … 
- unterhalb von 0,3 (Landkreise) 30 29 
- unterhalb von 1,0 (kreisfreie Städte) 11 15 

(potenziell unplausible) Datensätze insgesamt (Summe aus Schritt 1 und 3), die 67 51 
einer weiteren Prüfung unterzogen werden 

Quelle: eigene Berechnungen 

tere Plausibilitätstests erfolgen. Die 
Summe der in der betreffenden Bilanz­
periode realisierten Geschossfläche in 
neu errichteten Wohn- und Nichtwohn­
bauten wurde dabei in Bezug zur Ver­
änderung der Gebäude- und Freifläche 
gesetzt. Für die Gebietseinheiten der 
Gruppe 2.1 wäre dabei ein hoher Quo­
tient aus der Gebäude- und Freifläche 
(in 1 000 m²) und der Geschossfläche 
(in 1 000 m²) zu erwarten, ausgehend 
von der Überlegung, dass sich eine ge­
ringe Flächeninanspruchnahme mit ei­
ner verdichteten Neubautätigkeit oder 
einem hohen Innenentwicklungsanteil 
neuer Bebauung erklären lässt. Als po­
tenziell nicht plausibel wurden dabei 
alle Datensätze angesehen, für die ein 
Quotient unterhalb von 0,3 (bei Land­
kreisen) bzw. unterhalb von 1,0 (bei 
kreisfreien Städten) errechnet wurde.3 

Umgekehrt wurde für die Gebietseinhei­
ten der Gruppe 2.2 davon ausgegangen, 
dass geringe Quotienten plausibel sind 
(denn bei starker Flächeninanspruch­
nahme ist eine eher geringe Innenent­
wicklungstätigkeit und eine geringe 
Neubaudichte zu erwarten). Hier wur­
den Datensätze als unplausibel ange­
sehen, deren Quotient oberhalb von 0,3 
(bei Landkreisen) bzw. oberhalb von 1,0 
(bei kreisfreien Städten) liegt. 

•	 Alle	 Gebietseinheiten,	 die	 unter	 Schritt	 
2 als potenziell nicht plausibel kategori­

(3) 
Die Setzung dieser Schwellen­
werte beruht auf Erfahrungen 
aus dem Forschungsvorha­
ben „Nachhaltigkeitsbarome­
ter Fläche“ (Siedentop et al. 
2007). Hier wurde der Indika­
tor „Nutzungsintensität neu­
er Bebauung“ auf Ebene von 
Ländern und ausgewählten 
Kreisen berechnet. 
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siert wurden, wurden einzeln auf Plau­
sibilität geprüft. Dies umschließt auch 
telefonische Recherchen sowie die Prü­
fung von Gemeindedaten der Flächen­
erhebungen (falls vorhanden). Letzte­
res erlaubte es, einzelne Gemeinden mit 
offensichtlich unplausiblen Angaben zu 
identifizieren und auf diese Weise Auf­
schlüsse zur Plausibilität der jeweiligen 
Kreisdaten zu gewinnen. 

In die weiteren Modellrechnungen gin­
gen somit nur Gebietseinheiten ein, deren 
SuV-Saldo positiv ist (oder deren negativer 
Saldo als plausibel angesehen wird), deren 
SuV-Zuwachs innerhalb des 10- und 90­
Perzentils des SuV-Zuwachses aller Krei­
se bzw. kreisfreien Städte liegt oder de­
ren SuV-Zuwachs unter Zuhilfenahme von 
Bautätigkeitsdaten und sonstigen Recher­
chen als plausibel angesehen werden kann. 
Tabelle 7 zeigt die Ergebnisse der Anwen­
dung dieses Verfahrens. Danach sind auf 
Landkreisebene von den insgesamt 339 
Datensätzen 67 bzw. 51 Fälle als potenziell 
unplausibel kategorisiert worden (2000 bis 
2004 bzw. 1996 bis 2000). Die in Anhang 4 
enthaltenen Karten zeigen die Verteilung 
der als unplausibel herausgefilterten und 
aus der weiteren Modellbildung eliminier­
ten Datensätze. 

Erklärung der Siedlungs- und  
Verkehrsflächenbestände 

Neben der Erklärung der Flächeninan­
spruchnahme (siehe hierzu die nachfol­
genden Ausführungen) wurden im Rah­
men dieses Forschungsvorhabens auch 
solche Modelle errechnet, die die Flächen­
bestände zu einem bestimmten Zeitpunkt 
(1996 und 2004), ausgedrückt als Siedlungs- 
und Verkehrsflächenanteil (Y), zu erklären 
suchen. Insgesamt wurden 26 erklären­
de Variablen in die Erzeugung von Schätz­
modellen eingestellt (siehe Anhang 3, Ab­
schnitt 11.1). Davon sind 6 Variablen durch 
die vorgeschaltete Korrelationsanalyse 
nicht in die Schätzung eingegangen. Das 
betrifft u. a. die Landschaftsattraktivität, 
die Fremdenverkehrsübernachtungen und 
die Bewertung der landesplanerischen Re­
gelungsintensität. Damit wird deutlich, 
dass touristische Faktoren die siedlungs­
räumliche Ausdehnung – aus einer über­
regionalen Perspektive betrachtet – of­
fensichtlich nur geringfügig beeinflussen. 

Die Irrelevanz der landesplanerischen Re­
gelungsintensität ist verständlich, da die­
se Variable nur die aktuelle Steuerungsin­
tensität der Landes- und Regionalplanung 
ausdrückt, während der heutige Siedlungs- 
und Verkehrsflächenbestand über einen 
langen Zeitraum entstanden ist. 

Die Betrachtung der Bestimmtheitsmaße 
r² zeigt für die jeweils besten Modelle der 
Jahre 1996 und 2004 eine vergleichswei­
se hohe Erklärungsfähigkeit. Mit jeweils 
über zehn erklärenden Variablen gelingt 
es 80 bis 82 % der Varianz des SuV-Anteils 
der Landkreise und kreisfreien Städte zu 
erklären. 

In die besten Modelle für das Jahr 1996 
sind folgende Variablen eingegangen: 

•	 Erreichbarkeit	 von	 Autobahnanschlüs­
sen (X2), 

•	 Baulandpreis	(X3), 

•	 Einwohnerzahl	(X5), 

•	 Steuereinnahmen	je	Einwohner	(X6), 

•	 Reliefenergie	(X12), 

•	 Anzahl	der	Arbeitnehmer	(X13), 

•	 Anzahl	 der	 Arbeitnehmer	 im	 produzie­
renden Gewerbe (X14), 

•	 Anzahl	 der	 Arbeitnehmer	 im	 Dienstleis­
tungsbereich (X15), 

•	 Saldo	der	Berufspendler	je	1	000	Einwoh­
ner (X16), 

•	 BIP	je	Einwohner	(X18)	und 

•	 Flächenproduktivität	(X19). 

Die Betrachtung der Optimierungskoeffi­
zienten beta (b) ergibt weitere Aufschlüsse. 
Erwartungsgemäß – und dem Erklärungs­
rahmen des nachfragezentrierten Ansatzes 
folgend – hat die Einwohnerzahl (X5) posi­
tiven Einfluss auf die SuV-Flächenbestän­
de. Allerdings ist der Einfluss dieser Vari­
able innerhalb der Schätzgleichung relativ 
gering. Unter sonst gleichen Bedingungen 
würde sich eine Bevölkerungsdifferenz um 
10 000 Einwohner nur in einer SuV-Anteils­
differenz von ein bis zwei Prozentpunkten 
äußern. Dies kann auf den Effekt der inter­
regional stark abweichenden Siedlungs­
dichte zurückgeführt werden. Bei hoher 
Siedlungsdichte – wie dies für die Agglo­
merationsräume typisch ist – ist der Ein­
fluss der Einwohnerzahl auf die Siedlungs­
flächennachfrage naturgemäß geringer als 
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Tabelle 8 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der suV insgesamt in den stadt- und Landkreisen für die Jahre 1996 und 2004 (die 
auf einem 5%-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

Variable modell-Nr. 524286 (1996) modell-Nr. 1040383 (2004) 

beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 9 049,6 31 023,5 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum -91,7 -93,6 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss -113,6 -103,2 -84,2 -75,2 

X3 Baulandpreis -20,7 -284,5 4,0 47,1 

X4 kommunale Steuereinnahmen 0,0 -501,8 0,0 91,2 

X5 Einwohnerzahl 0,2 2 782,7 0,1 2 543,8 

X6 kommunale Steuereinnahm1en je EW 31,0 766,1 18,3 439,5 

X10 Wanderungssaldo je 1000 EW 34,4 26,7 

X12 Reliefenergie -30,0 -186,9 -38,2 -214,3 

X13 Anzahl Arbeitnehmer -1,4 -9 999,9 -0,9 -10 000,0 

X14 Anzahl Arbeitnehmer (Prod. Gewerbe) 1,2 1 968,5 0,7 1 734,3 

X15 Anzahl Arbeitnehmer (Dienstleistungen) 1,3 7 770,3 0,9 8 066,7 

X16 Saldo der Berufspendler je 1000 10,0 75,1 13,0 95,5 
Beschäftigte 

X17 BIP -0,4 -231,5 -0,9 -835,1 

X18 BIP je Ew. -1 128,7 -975,0 -765,2 -867,3 

X19 Flächenproduktivität 379,0 1 552,1 250,0 1 072,9 

X20 verfügbares Einkommen je Ew. -0,7 -245,4 -0,8 -325,3 

X21 Anzahl Pkw -0,2 -1 749,3 -0,1 -1 160,5 

X22 Motorisierung 386,3 344,7 122,8 217,03 

X24 Anzahl Gemeinden -16,4 -39,1 -71,1 -223,0 

X25 Administrative Zersplitterung 697,1 180,6 

r2 (L2) = 0,818 0,827 

 Quelle: eigene Berechnungen 

37 Ergebnisse der inter- und intraregionalen Modellbildungen 

in ländlichen Räumen mit geringerer Sied­
lungsdichte. In einem „Bundesmodell“ äu­
ßert sich dieser Zusammenhang in Form 
eines nur geringen Einflusses der Bevölke­
rungszahl als „SuV-Einflussgröße“. 

Neben der Bevölkerungszahl stehen auch 
die Anzahl der Arbeitnehmer im produzie­
renden Gewerbe (X14) sowie im Dienstleis­
tungssektor (X15) und die Motorisierung 
(X22) mit positivem Optimierungskoeffizi­
enten in den besten Modellen. Unter sonst 
gleichen Bedingungen 

•	 würde	 ein	 Beschäftigungszuwachs	 in	 
gewerblicher Wirtschaft bzw. bei den 
Dienstleistungen um jeweils 10 000 Ar­
beitnehmer mit einem Anteilszuwachs 
der SuV von etwa 12 bzw. 14 Prozent­
punkten einhergehen, 

•	 würde	 ein	 Motorisierungszuwachs	 von	 
zehn Pkw je 1 000 Einwohner einen An­
teilszuwachs der SuV von etwa vier Pro­
zentpunkten erwarten lassen. 

Die absolute Anzahl der Pkw (X21) ist hin­
gegen mit negativem beta versehen, wo­
rin sich die große Anzahl von Pkw in den 
Kernstädten äußert, die allerdings eine 
vergleichsweise geringe Motorisierung 
(Pkw je 1 000 Einwohner) aufweisen. 

Zunächst unplausibel erscheint hinge­
gen das negative b für die Variable Anzahl 
der Arbeitnehmer (X13). Möglicherweise 
drückt dies den Einfluss der in den 1970er 
Jahren einsetzenden Deindustrialisierung 
aus, wonach die Anzahl der Arbeitnehmer 
gemessen an der Erwartung des absoluten 
Bestands an Siedlungs- und Verkehrsflä-
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chen unterdurchschnittlich ist. Dies trifft 
insbesondere auf die großen Kernstädte 
in altindustrialisierten Regionen mit ei­
nem hohen Bestand an brachgefallenen 
und untergenutzten Siedlungsflächen zu. 
In diesen Erklärungsrahmen passt auch, 
dass die Wirtschaftskraft (als BIP absolut 
und je Einwohner, X17 und X18) ein nega­
tives b zeigt. Hier äußert sich möglicher­
weise die lang anhaltende räumliche Ver­
schiebung der wirtschaftlichen Dynamik 
von den Kernen der Agglomerationsräume 
in suburbane und ländliche Räume. Das 
positive beta für die Variablen Arbeitneh­
mer im produzierenden Gewerbe und in 
Dienstleitungsberufen ist vor diesem Hin­
tergrund möglicherweise Anzeichen dafür, 
dass sektorale Beschäftigtenzahlen besse­
re Schätzgrößen des SuV-Bestandes sind 
als die Globalbeschäftigung. 

Die Reliefenergie (X12) und der Bauland­
preis (X3) üben wie erwartet dämpfende 
Wirkungen auf den Siedlungs- und Ver­
kehrsflächenbestand aus (angezeigt durch 
negatives b). Unter sonst gleichen Bedin­
gungen ist ein um etwa drei Prozentpunk­
te geringerer SuV-Anteil zu erwarten, wenn 
der Baulandpreis um zehn Euro je m² hö­
her liegt. Dies lässt sich mit der durch den 
Bodenpreismechanismus bewirkten höhe­
ren Dichte der Bebauung in hochpreisigen 
Regionen erklären. 

Erwartungsgemäß weisen die Schätzmo­
delle für das Jahr 2004 sehr ähnliche Er­
gebnisse auf. Nennenswerte Unterschie­
de betreffen den Eingang der Variablen X1 
(Erreichbarkeit Oberzentrum, mit erwar­
tungsgemäß negativem b) und X25 (admi­
nistrative Zersplitterung, mit erwartungs­
gemäß positivem b) in die Schätzmodelle. 
Auch die Variablen zugehörigen Optimie­
rungskoeffizienten bewegen sich insge­
samt in gleichem Rahmen. Allerdings zeigt 
die Variable Baulandpreis (X3) in den Mo­
dellen für 2004 einen positiven Optimie­
rungskoeffizienten, während dieser im 
Modell für 1996 negativ ist. X3 ist aber auf 
einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifi­
kant. 

Insgesamt kann damit ausgesagt werden, 
dass der erwartete Siedlungs- und Ver­
kehrsflächenbestand einer Region umso 
höher ist, je besser die verkehrliche Er­
reichbarkeit von Oberzentren und Auto­
bahnanschlüssen ausfällt, je höhere Wer­

te die Einwohnerzahl und Beschäftigung 
im Dienstleistungs- und gewerblichen 
Bereich annimmt, je geringer der Boden­
preis und die Reliefenergie ist. Nicht den 
Annahmen eines im Wesentlichen nach­
frageorientierten Erklärungsrahmens fol­
gend stehen die Variablen wirtschaftliche 
Dynamik (BIP je Einwohner) und Be­
schäftigung (Anzahl der Arbeitsplätze) in 
den hier errechneten Modellen in negati­
vem Zusammenhang mit der absoluten 
Flächeninanspruchnahme. Hier äußern 
sich zweifelsohne bereits in den 1970er Jah­
re einsetzende Entkopplungsprozesse der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwick­
lung von soziodemographischen und 
ökonomischen Entwicklungen. Die cha­
rakteristische Parallelität der Flächen­
inanspruchnahme in suburbanen und 
ländlichen Räumen und einer massiven 
Entdichtung bzw. Brachflächenentwick­
lung in den Altsiedlungsräumen schränkt 
die Erklärungsfähigkeit des SuV-Bestands 
mit nachfragerelevanten Variablen wie der 
Bevölkerungsgröße und Wirtschaftsleis­
tung deutlich ein. 

Erklärung der Flächeninanspruchnahme 

Ausgehend von der in Abschnitt 3.2 doku­
mentierten Hypothesenbildung wurden 
zur Erklärung der Flächeninanspruch­
nahme 46 erklärende Variablen auf Ebene 
von kreisfreien Städten und Landkreisen 
generiert (siehe hierzu Anhang 3, Ab­
schnitt 11.2). Nach Anwendung der ersten 

– oben näher beschriebenen – Verfahren­
schritte der Variablenreduktion verblie­
ben nur neun mit Indikatoren beschriebe­
ne Einflussfaktoren in den Berechnungen 
für die Erklärungsmodelle der Flächenin­
anspruchnahme für alle drei betrachteten 
Zeitabschnitte (Tabelle 9). 

•	 Die	in	der	Modellbildung	verbleibenden	 
Variablen sind: 

•	 Erreichbarkeit	Oberzentrum	(X1), 

•	 kommunale	Steuereinnahmen	je	Ein
wohner (X8), 

•	 relative	Veränderung	der	Einwohner
zahl  (X11), 

•	 Nettobevölkerungsdichte	(X12), 

•	 Reliefenergie	(X15), 

•	 Veränderung	Fremdenverkehrsüber-
nach tungen (X16), 

­

­
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Variable 1996–2000 2000–2004 1996–2004 

beta 

*10
-3 

norm. beta 

*10
-3 

beta 

*10
-3 

norm. beta 

*10
-3 

beta 

*10
-3 

norm. beta 

*10
-3 

Konstante 642 844,9 522 547,7 1 121 389,9 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum 2 541,6 88,8 5 252,7 92,5 

X8 kommunale Steuerein- 
nahmen je Ew. 

-130,3 -49,1 

X11 relative Veränderung 
Einwohnerzahl 

35 328,2 219,3 26 980,9 68,6 29 667,1 117,1 

X12 Nettobevölkerungsdichte -15 220,6 397,3 -17 375,3 -442,4 -32 264,3 -423,4 

X15 Reliefenergie -459,4 -96,6 -854,5 181,3 -1 235,4 

X16 Veränderung Fremden­
verkehrsübernachtungen 

0,1 331,3 

X19 Veränderung Arbeitnehmerzahl -28,2 -104,2 -11,9 -136,5 

X21 Veränderung Beschäftigungsdichte -219 221,2 -286,0 -184 313,1 -151,7 -202 604,7 -156,3 

X25 Veränderung Arbeitnehmerzahl 
(Dienstleistungen) 

24,0 716,2 63,4 533,7 47,0 765,0 

r2 (L2) = 0,512 0,445 0,486 
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•	 Veränderung	Arbeitnehmerzahl	(X19), 

•	 Veränderung	Beschäftigungsdichte	 
(X21) und 

•	 Veränderung	Arbeitnehmerzahl	Dienst ­
leistungen (X25). 

Relevant erscheint an dieser Stelle aber 
auch, welche Variablen in den Schätzmo ­
dellen keine Rolle spielen. Dies betrifft 
überraschenderweise die Migration (Zu ­
wanderung von Personen), das Bauland ­
preisniveau wie auch wohlstandsbezogene 
Variablen wie das Pro-Kopf-Einkommen. 
Die landesplanerische Regulierungsinten­
sität fiel ebenfalls aus der Modellbildung 
heraus. Ob dies auf eine untergeordnete 
Bedeutung der Landes- und Regionalpla­
nung für das Flächenausweisungsverhal­
ten der Kommunen hindeutet, kann hier 
nicht abschließend beantwortet werden. 
Denkbar ist auch, dass die modellbezoge­
ne Irrelevanz dieses Indikators auf dessen 
eingeschränkte Aussagefähigkeit zurück­
zuführen ist. Denn die Einschätzung der 
Bindungsintensität der Raumordnungs­
planung der Länder beruhte allein auf ei­
ner Bewertung des Instrumenteneinsatzes 
in der Landesplanung. So konnten Einig 
und Dora (2008) aufzeigen, dass der Inst­
rumenteneinsatz und die Steuerungsdich­
te der Landes- und Regionalplanung auch 

Tabelle 9 

innerhalb von Ländern erheblich abweicht. 
Differenzierte Instrumenteneinsätze auf 
regionaler Ebene konnten im Rahmen die­
ses Forschungsvorhabens aber nur ansatz­
weise berücksichtigt werden. Damit muss 
ein nivellierender Effekt des Indikators in 
Bezug auf Abweichungen der regionsspe­
zifischen „Steuerungskultur“ angenom­
men werden, was sich sehr wahrscheinlich 
negativ auf dessen Erklärungsfähigkeit 
auswirkt. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der 
jeweils besten Schätzmodelle erläutert 
und bewertet. Für die Erklärung der ab­
soluten Veränderung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche (Y1) finden sich fünf Vari­
ablen in den besten Modellen zu allen drei 
Betrachtungsperioden, was als ein erster 
Hinweis auf deren besondere Bedeutung 
gewertet werden kann: 

•	 die	relative	Veränderung	der	Einwohner ­
zahl (X11), 

•	 die	Nettobevölkerungsdichte	(X12), 

•	 die	Reliefenergie	(X15), 

•	 die	 Veränderung	 der	 Flächenintensität	 
der Beschäftigung (X21) und 

•	 die	 Veränderung	 der	 Beschäftigung	 im	 
Dienstleistungsbereich (X25). 

Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der suV insgesamt in den stadt- und Landkreisen in den unter ­
suchten Zeiträumen (die auf einem 5%-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

Quelle: eigene Berechnungen 
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Variablen, die zusätzlich in der Periode 
2000 bis 2004 und bei Betrachtung des ge
samten Zeitraums auftreten sind 

•	 die	 Erreichbarkeit	 eines	 Oberzentrums	 
(X1) und 

•	 die	Veränderung	der	Zahl	der	Arbeitneh
mer (X19). 

Als erstes Zwischenfazit lässt sich damit 
feststellen, dass die Flächeninanspruch
nahme im Wesentlichen als Funktion de
mographischer und ökonomischer Fak
toren darstellbar ist. Allerdings sind auch 
(natur-) raumstrukturelle Eigenschaften 
wie die Reliefenergie und die Erreichbar
keit von Relevanz. 

Das oben gezeichnete – noch eher diffu
se – Bild eines demographisch und ökono
misch determinierten Flächenverbrauchs 
lässt sich mit Blick auf die Optimierungs
koeffizienten b (siehe Tabelle 10), welche 
die Einflussrichtung und -stärke der jewei
ligen Variablen anzeigen, deutlich schär
fen: 

•	 Die	 relative	 Veränderung	 der	 Bevölke
rungszahl (X11) steht – wie zu erwarten 

– mit positivem Koeffizienten im Modell. 
Die Bevölkerungsentwicklung ist da
mit unstrittiger Einflussfaktor der Flä
cheninanspruchnahme und bekräftigt 
die Erwartung eines nachfrageseitigen 
Erklärungsmodells. Unter sonst glei
chen Bedingungen kann erwartet wer
den, dass ein Bevölkerungszuwachs ei
nes Landkreises oder einer kreisfreien 
Stadt um ein Prozent mit einer Flächen
inanspruchnahme von etwa 30 Hektar 
einhergeht. 

•	 Ebenfalls	 plausibel	 ist	 ein	 dämpfender	 
Einfluss der Reliefenergie (X15) auf den 
Flächenverbrauch, ableitbar aus dem 
negativen Vorzeichen des Koeffizienten. 
Eine bewegte Topographie restringiert 
die Möglichkeiten siedlungsräumlicher 
Expansion besonders in den Fällen, in 
denen die für Siedlungszwecke geeigne
ten Flächen aufgrund lang anhaltender 
Siedlungstätigkeit in der Vergangenheit 
(z.  B. in Flusstälern) bereits aufgesiedelt 
sind. 

•	 Die	 Veränderung	 der	 Beschäftigungs
dichte (Beschäftigte je Hektar SuV, X21) 
steht in negativem Zusammenhang zur 
Flächeninanspruchnahme, was mögli
cherweise den Schluss zulässt, dass der 

­

­
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­
­

­

­
­

­

­
­

­

­
­

­
­
­

­

­

­

­

wirtschaftsstrukturelle Wandel hin zu 
flächenintensiveren Produktions- und 
Arbeitsformen dämpfende Wirkungen 
auf den Flächenverbrauch ausübt. Je hö­
her der Zuwachs der Beschäftigtendichte 
desto geringer die Flächeninanspruch­
nahme. Hier äußert sich möglicherweise 
auch eine Entwicklung, wonach produk­
tive Dienstleistungen eine in höherem 
Maße bestandsorientierte Standort­
affinität aufweisen als traditionell flä­
chenextensive gewerbliche Nutzungen. 

•	 Dass	 die	 Beschäftigungsentwicklung	 
(Variable X19) in zwei Modellen mit ne­
gativem Vorzeichen angezeigt wird, 
zeigt, dass sich Beschäftigungswachs­
tum und Flächeninanspruchnahme of­
fenbar nicht zwingend bedingen. Eine 
Erklärung könnte sein, dass die Be­
reitstellung von Gewerbeflächen häu­
fig nur schwache Beschäftigungseffek­
te nach sich zieht. Dies ist insbesondere 
dann der Fall, wenn bereits ortsansäs­
sige Firmen einen Betriebsstandort in 
einem neuen Gewerbegebiet beziehen 
und dabei möglicherweise auch arbeits­
platzrelevante Rationalisierungsmaß­
nahmen durchführen. Denkbar ist dar­
über hinaus, dass das negative beta für 
X19 Ausdruck des massiven Beschäfti­
gungszuwachses der Kernstädte seit der 
Jahrtausendwende ist. Es kann plausi­
bel vermutet werden, dass ein Großteil 
dieses vor allem in produktiven Dienst­
leistungsbereichen erzielten Arbeits­
platzwachstums ohne weitere Flächen­
inanspruchnahme realisiert werden 
konnte, was X19 zu einer schlechten 
Schätzgröße Letzterer macht. 

•	 Zunächst	 überraschend	 ist,	 dass	 die	 Er­
reichbarkeit des Oberzentrums (X1, in 
Minuten) ein positives Vorzeichen aus­
weist. Je höher die Fahrtzeit zu einem 
Oberzentrum, desto intensiver die Flä­
cheninanspruchnahme. Feststellbar ist 
zugleich ein negativer Zusammenhang 
der Siedlungsdichte (Variable X12, hier 
als Nettobevölkerungsdichte bezeichnet) 
und der Flächeninanspruchnahme. Of­
fenbar neigen periphere Gemeinden mit 
unterdurchschnittlicher Verdichtung zu 
flächenextensiveren Siedlungsweisen. 
Dabei mag auch der in solchen Regio­
nen unterdurchschnittliche Bodenpreis 
von Bedeutung sein, der flächenexten­
sive Baulandentwicklung ökonomisch 



ireus_einluss_flaech_139.indd   41 08.04.2009   15:27:00 Uhr

 

41 Ergebnisse der inter- und intraregionalen Modellbildungen 

zulässt. Allerdings ist der Baulandpreis 
als Variable selbst im Modell nicht ent­
halten. 

Als weiteres Zwischenfazit lässt sich fest­
halten, dass der Flächenverbrauch nicht 
allein mit nachfrageseitigen Faktoren er­
klärt werden kann. Im Gegenteil, der im 
Modell abgebildete negative Zusammen­
hang von intraregionaler Erreichbarkeit 
und Verdichtung auf der einen Seite und 
Flächeninanspruchnahme auf der an­
deren Seite lässt vermuten, dass der Flä­
chenverbrauch keineswegs allein als Re­
aktion auf eine artikulierte Nachfrage 
nach Bauflächen angesehen werden kann. 
Die Wahrnehmung demographischer 
und/oder ökonomischer Wachstums­
schwächen mag Kommunen dazu moti­
vieren, flächenextensivere Siedlungswei­
sen zur Ansiedlung von Einwohnern und 
Betrieben anzustreben. 

Tabelle 10 zeigt die jeweils „besten“ Mo­
delle zur Erklärung der flächennormier­
ten Veränderung der Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche (Y2) für die betrachteten 
Zeiträume. Die flächennormierte Verän­
derung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
eliminiert ansatzweise den Größeneffekt, 
welcher bei Verwendung der absoluten 
Veränderung der SuV relevant wird. Denn 
unter der theoretischen Annahme eines 
gleich im Raum verteilten SuV-Zuwachses 
würde die Flächeninanspruchnahme mit 
der (administrativen) Größe der betrach­
teten Raumeinheiten zunehmen. Zu er­
warten wäre, dass großflächige Landkreise 
höhere SuV-Zuwächse aufweisen als Groß­
städte mit relativ engem administrativen 
Raumzuschnitt. Um diesen Effekt zu eli­
minieren wurde als zweite zu erklärende 
Variable Y2 die flächennormierte Verän­
derung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
(in Hektar SuV je km² Katasterfläche) ver­
wendet. Würde wiederum angenommen, 
dass sich der SuV-Zuwachs gleichverteilt 
im Raum darstellt, würde dieser Indika­
tor Y2 keine Varianz anzeigen. Der Indi­
kator zeigt demgemäß die raumbezogene 

„Aufsiedlungsintensität“ der Flächeninan­
spruchnahme besser an als der absolute 
Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsflä­
che. Die Agglomerationsräume, und hier 
insbesondere die Kernstädte, weisen für 
Y1 unterdurchschnittliche Werte auf, wäh­
rend sie bei Y2 überdurchschnittlich aus­

fallen. Umgekehrt sind für ländliche Krei
se ein unterdurchschnittliches Y2 und ein 
überdurchschnittliches Y1 charakteris
tisch. 

In den hier errechneten „besten“ Model
len lassen sich sechs Variablen ausma
chen, die in allen drei Teilperioden auftre
ten. Dies sind 

•	 die	 Erreichbarkeit	 eines	 Autobahnan
schlusses (X2), 

•	 die	Reliefenergie	(X15), 

•	 die	 relative	 Veränderung	 der	 Fremden
verkehrsübernachtungen (X17), 

•	 die	 Veränderung	 der	 Beschäftigtendich
te (X21), 

•	 das	BIP	je	Einwohner	(X29)	und 

•	 die	 administrative	 Zersplitterung	 (An
zahl der Gemeinden je 100 km², X42). 

Variablen, die zusätzlich entweder in der 
Periode 1996–2000 oder 2000–2004 aufge
treten sind: 

•	 die	 Erreichbarkeit	 eines	 Oberzentrums	 
(X2), 

•	 die	 kommunalen	 Steuereinnahmen	 je	 
Einwohner (X8), 

•	 die	Nettobevölkerungsdichte	(X12), 

•	 die	 Veränderung	 der	 Beschäftigtendich
te im produzierenden Gewerbe (X24), 

•	 die	Flächenproduktivität	(X32)	und 

•	 der	 durchschnittliche	 Motorisierungs
grad (X39). 

Auch hier sollen im Folgenden die Ergeb
nisse der Modelle mit Blick auf die Opti
mierungskoeffizienten b  näher diskutiert 
werden. Die Erreichbarkeit (von Ober
zentren und Autobahnanschlüssen, X1 
und X2) steht hier mit negativem Vorzei
chen in den besten Modellen, was bedeu
tet, dass mit abnehmender Erreichbarkeit 
(d.h. steigender Fahrtzeit) die (flächennor
mierte) Flächeninanspruchnahme sinkt. 
Allerdings ist der quantitative Einfluss 
beider Variablen innerhalb der jeweiligen 
Schätzgleichungen vergleichsweise gering. 
Dennoch scheint dies im Widerspruch zu 
dem oben festgestellten negativen Zusam
menhang von (intraregionaler) Erreich
barkeit und Flächeninanspruchnahme zu 
sein. Ähnliches gilt für die Variable Netto
bevölkerungsdichte (X12), die im Gegen
satz zu den Y1-Modellen mit positiven Vor

­
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Tabelle 10 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der katasterflächennormierten suV insgesamt in den stadt- und 
Landkreisen in den untersuchten Zeiträumen (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift 
dargestellt) 

  

 

 

Variable 1996–2000 2000–2004 1996–2004 

beta norm. beta norm. beta norm. 
beta beta beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante -164,0 1 025,7 -107,4 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum -2,4 -68,3 -4,6 -59,0 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss -4,5 -79,5 -3,2 -81,6 

X8 kommunale Steuereinnahmen je Ew. 0,5 480,5 

X12 Nettobevölkerungsdichte 32,7 487,6 37,7 359,0 

X15 Reliefenergie -1,6 -199,6 -1,5 -257,9 -2,4 -185,9 

X17 relative Veränderung 2,8 103,3 -0,9 -41,6 1,9 78,7 
Fremdenverkehrsübernachtungen 

X19 Veränderung Arbeitnehmerzahl 0,0 576,7 0,0 117,5 0,0 205,6 

X21 Veränderung Beschäftigungsdichte -274,0 -203,9 -484,2 -323,1 -399,9 -223,8 

X24 Veränderung Beschäftigungsdichte -402,5 -106,2 
(Prod. Gewerbe) 

X25 Veränderung Arbeitnehmerzahl -0,0 -530,3 0,0 117,5 
(Dienstleistungen) 

X28 Saldo der Berufspendler je 1000 -0,1 -33,1 0,3 84,3 -0,3 -41,8 
Beschäftigte 

X29 BIP je Ew. 29,3 488,3 -16,0 -483,1 45,4 513,3 

X32 Flächenproduktivität -6,7 -478,2 -7,9 -386,7 

X39 Motorisierung -6,1 -161,3 

X42 Administrative Zersplitterung -20,1 -102,0  9,5 68,8 -18,3 -59,6 

r2 (L2) = 0,648 0,571 0,660 

Quelle: eigene Berechnungen 

(4) 
So lässt sich mit Daten der 
Flächenstatistik feststellen, 
dass in ländlich peripheren 
Gebieten höhere absolute 
SuV-Zuwächse zu verzeichnen 
sind als in Agglomerationsräu­
men, während gleichzeitig der 
SuV-Anteil (in Prozentpunkten) 
unterdurchschnittlich ansteigt 
(siehe hierzu Siedentop et al. 
2003, S. 81 ff.). 

zeichen ausgewiesen wird. Hier zeigt sich 
der strukturelle Einfluss der Variablen Y2. 
Diese Variable zeigt – wie oben festgestellt 
– 	 die raumbezogene Intensität des Flä
chenverbrauchs besser an als der absolu
te Flächenverbrauch (in Hektar).4  Bezogen 
auf die zu erklärende Varianz der Flächen
inanspruchnahme gilt, dass die Intensi
tät der Flächeninanspruchnahme in höher 
verdichteten Gebieten stärker ausfällt, und 
dies zeigen die Modelle zu Y2 auch an. Das 
bedeutet, dass unter sonst gleichen Bedin
gungen die Flächeninanspruchnahme je 
Einheit Katasterfläche mit abnehmender 
Erreichbarkeit, Siedlungsdichte und öko
nomischer Produktivität (BIP pro Kopf, 
X29) abnimmt. 

Die weiteren Ergebnisse der Modelle las
sen sich wie folgt zusammenfassen: 

­
­

­
­

­

­

­

•	 Auch	 in	 den	 Y2-Modellen	 äußert	 sich	 
die Reliefenergie (X15) als flächenver
brauchsdämpfend. 

•	 Die	 Variablen	 Veränderung	 der	 Flächen
intensität der Beschäftigung (X21) und 
Flächenproduktivität (X32, BIP je Einheit 
SuV) zeigen ein negatives Vorzeichen, 
was die bereits für die Y1 Modelle kon
statierte flächenverbrauchsdämpfende 
Wirkung des ökonomischen Struktur
wandels unterstreicht. 

•	 In	 den	 Y2-Modellen	 steht	 die	 Verände
rung der Beschäftigtenzahl mit posi
tivem Vorzeichen. Allerdings zeigt der 
Koeffizient nur eine sehr geringe Bedeu
tung dieser Variablen in der Schätzglei
chung an. 

­

­
­

­
­

­

­

­
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•	 Die	 fremdenverkehrliche	 Attraktivität	 
und der Wanderungssaldo der 25- bis 50­
jährigen gehen mit positivem Vorzeichen 
in die Schätzgleichung ein. Fremdenver­
kehr und Zuwanderung von Bevölke­
rung im potenziell Eigentum bildenden 
Alter können damit flächenverbrauchs­
steigernde Effekte unterstellt werden. 

•	 Nicht	 plausibel	 erscheint	 der	 negati­
ve Koeffizient der Variable administ­
rative Zersplitterung. Erwartet wurde, 
dass in Regionen mit kleinflächigen Ge­
meinden (also hoher Anzahl an Gemein­
den je 100 km²) ein überdurchschnittli­
cher Flächenverbrauch anzutreffen ist. 
Dies ist aber offensichtlich nicht der Fall, 
was möglicherweise auch Folge der In­
dikatorenkonstruktion ist. Denn die Va­
riable administrative Zersplitterung 
berücksichtigt die Existenz von Gemein­
dezusammenschlüssen in Form von Ver­
bands- oder Samtgemeinden nicht. 

Die Betrachtung der Bestimmtheitsmaße 
der Modelle zeigt tendenziell, dass die Er­
klärungsfähigkeit der Flächeninanspruch­
nahme in der Periode 1996–2000 höher ist 
als im Zeitraum von 2000 bis 2004 (Tabel­
le 11). Dies kann darauf hindeuten, dass 
mit den durchgeführten Plausibilitäts­
tests der SuV-Daten nicht alle unplausi­
blen Datensätze für den Bilanzzeitraum 
2000 bis 2004 identifiziert und eliminiert 
werden konnten. Plausibler erscheint aber 
die Schlussfolgerung, dass die „struktu­
relle Erklärungsfähigkeit“ der Flächen­
inanspruchnahme mit nachfrage- wie 
angebotsbezogenen Einflussfaktoren ab­
genommen hat. Im Einzelnen sind die Be­
stimmtheitsmaße der jeweils besten Mo­
delle r2 = 0,51 in der Periode 1996–2000, r2 = 
0,45 in der Periode 2000–2004 und r2 = 0,49 
in der Periode 1996–2004. Für Y2 ist das 
Modell für den längeren Zeitraum zwi­
schen 1996 und 2004 am robustesten. Mit 
11 Variablen wird 66 % der Varianz des 
(katasterflächennormierten) Flächenver­
brauchs erklärt. 

Zusammenfassend lässt sich folgendes 
Zwischenfazit ziehen: Die Verwendung 
der flächennormierten Flächeninan­
spruchnahme als Indikator Y2 unterstützt 
die nachfrageseitige Erklärung des Flä­
chenverbrauchs eher als die Modelle zu 
Y1 (absolute Flächeninanspruchnahme). 
Unter sonst gleichen Bedingungen ist die 

Tabelle 11 
Bestimmtheitsmaß r2 für das jeweils „beste“ 
modell 

Quelle:  eigene Berechnungen 

periode Abhängige Variable 

Y1 Y2 

1996–2000 0,51 0,65 

2000–2004 0,45 0,57 

1996–2004 0,49 0,66 

Flächeninanspruchnahme in Gebieten 
mit höherer Dichte, besserer Erreichbar­
keit und höherer Pendleranziehungskraft 
höher. Aber auch hier zeigt sich, dass zwi­
schen einigen zentralen nachfrageseiti­
gen Größen wie der Entwicklung der Be­
völkerungs- und Beschäftigtenzahl und 
der Flächeninanspruchnahme keine sig­
nifikant positiven Zusammenhänge be­
stehen. 

Teilmodelle 

Wie in Abschnitt 2.3 erläutert und begrün­
det, wurden neben den oben vorgestellten 
Modellen zur Erklärung von Veränderun­
gen der gesamten Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche auch solche Modelle erzeugt, 
die allein die Veränderung der wohnbau­
lichen Flächen sowie der gewerblichen 
Bauflächen zu erklären suchen. Die Rele­
vanz solcher „Teilmodelle“ begründet sich 
in der plausiblen Erwartung, dass diese 
den Einfluss bestimmter Triebkräfte treff­
sicherer abbilden können als dies bei der 
Wahl der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
als abhängige Variable der Fall wäre. Teil­
modelle können – so die Erwartung – das 
Verständnis nutzungsartenspezifischer 
Einflüsse auf die Flächenverbrauchsdyna­
mik befördern. 

Die Teilmodelle „Wohnen“ nutzen als zu 
erklärende Variable die Veränderung der 
Gebäude- und Freifläche Wohnen (Nut­
zungsartenschlüssel 130). Die Teilmodelle 

„Gewerbe“ verwenden die Variable Gebäu­
de- und Freifläche Gewerbe und Industrie 
(170). Für die beiden Teilmodelle wurde je­
weils mit einem spezifischen Set von erklä­
renden Variablen operiert, welche in den 
Anhängen 1c und 1d ausgewiesen sind. 

An dieser Stelle sei vorweg genommen, 
dass die errechneten Modelle diese Erwar­
tungen nicht in Gänze erfüllen können. 
Die Korrelationen zwischen den erklären­
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Tabelle 12 
Bestimmtheitsmaße r2 für das jeweils „beste“ modell der Teilmodelle „Wohnen“ und „Gewerbe“ (Y1, 
absolute Veränderung der Wohn- bzw. Gewerbefläche, Y2, katasterflächennormierte Veränderung der 
Wohn- bzw. Gewerbefläche) 

 

periode modell „Wohnen modell „Gewerbe“ 

Y1 Y2 Y1 Y2 

1996–2000 0,34 0,34 0,11 0,16 

2000–2004 0,25 0,01 0,14 0,22 

1996–2004 0,34 0,28 0,25 0,41 

Quelle: eigene Berechnungen 

den und erklärten Variablen sind sowohl 
in den „Wohnmodellen“ als auch den „Ge
werbemodellen“ relativ gering, so dass 
auch die erzeugten Schätzmodelle niedri
ge Bestimmtheitsmaße aufweisen (Tabel
le 12). 

Im Folgenden werden zunächst die Ergeb
nisse der Teilmodelle „Gewerbe“  erläutert. 
Deren sehr geringe Erklärungsfähigkeit 
offenbart sich auch in der begrenzten An
zahl der Variablen, die in den jeweils „bes
ten“ Modellen verwendet werden. Für die 
Bilanzperioden 1996–2000 und 2000–2004 
verwenden die drei besten Modelle nur 
maximal zwei Variablen. Dies betrifft in 
allen Fällen die Variable X6 durchschnitt
liche GRW-Zuschüsse für Infrastruktur. 
Gewisse Bedeutung kommt ferner der Va
riable durchschnittlicher Kaufwert für 
baureifes Land (X4) zu. Die Relevanz bei
der Variablen entspricht durchaus den hy
pothetischen Annahmen zu Triebkräften 
der Neuinanspruchnahme von Gewerbe
flächen. Die Interpretationsfähigkeit die
ser Modelle wird aber durch zum Teil un
plausible Optimierungskoeffizienten 
erheblich eingeschränkt, so dass auf eine 
weitere Diskussion dieser Modelle an die
ser Stelle verzichtet wird. 

Für die Erklärung der absoluten Inan
spruchnahme von Gewerbe- und Indus
trieflächen (Y1) bezieht sich das beste 
Modell auf den Zeitraum 1996–2004 (Be
stimmtheitsmaß r² = 0,25). Es enthält die 
Variablen 

•	 durchschnittliche	GRW-Zuschüsse	für	 
Infrastruktur (X6), 

•	 Siedlungsdichte	(X7), 

•	 Reliefenergie	(X8), 

•	 absolute	Veränderung	der	Anzahl	der	 
Arbeitnehmer (X9), 

­
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­
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•	 Veränderung	der	Flächenintensität	der	 
Beschäftigung (X10), 

•	 Pendlersaldo	(X11), 

•	 Anzahl	der	Gemeinden	je	100	km²	(X14), 

•	 Planerische	Regulierungsintensität	 
(X15) und 

•	 Wanderungssaldo	der	Altersgruppe	der	 
25- bis 50-jährigen (X16). 

Die Betrachtung der Optimierungskoeffi
zienten zeigt einen signifikanten Zusam
menhang der Strukturförderung und der 
Flächeninanspruchnahme. Je höher der 
im Bilanzierungszeitraum gewährte Mit
telzufluss (GRW Zuschüsse Infrastruk
tur, X6) desto höher die Wahrscheinlich
keit von Gewerbeflächenausweisungen. 
Interessant ist ferner das negative b  für 
die Variablen Siedlungsdichte (X9) und 
Berufspendlersaldo (X11). Dies lässt den 
Rückschluss zu, dass vor allem periphe
re Gemeinden mit geringer Siedlungsdich
te und höheren Auspendlerüberschüssen 
zum Gewerbeflächenwachstum beitragen. 
Erwartungsgemäß ist das negative b  für 
den Indikator Reliefenergie (X8). Großflä
chige Gewerbeentwicklungen sind in to
pographisch bewegten Regionen naturge
mäß restringiert. Allerdings ist X8 in allen 
besten Modellen auf einem 5 %-Niveau 
statistisch nicht signifikant. 

Nicht plausibel ist dagegen der positive 
Optimierungskoeffizient für die Variab
le Regulierungsintensität (X15). Erwartet 
wurde ein negativer Zusammenhang von 
landesplanerischer Regulierungsintensität 
und der Gewerbeflächeninanspruchnah
me. Ebenfalls nicht erwartungsgemäß ist 
der negative Optimierungskoeffizient für 
die Variable Anzahl der Gemeinden je 100 
km² (X14). Plausibel ist hingegen das ne
gative b  für die Variable Veränderung der 
Flächenintensität (X10). Die Ansiedlung 
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Tabelle 13 
Ergebnisse der drei besten modelle für die Erklärung der Veränderung der Gebäude und Freifläche für Gewerbe insgesamt in den 
stadt- und Landkreisen im Zeitraum 1996–2004 (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer 
schrift dargestellt) 

      

      

      

  

  

 

Variable modell-Nr. 2023 modell-Nr. 1984 modell-Nr. 1760 

beta norm. beta norm. beta norm. 
beta beta * beta * 

*10-3 *10-3 -3 
-3 -3 *10*10 10 10-3 

Konstante 276 548,4 319 378,6 264 886,6 

X6 Zuschüsse GRW 13,7 889,7 13,0 844,2 14,6 948,8 

X7 Nettobevölkerungsdichte -8 658,3 -484,2 -9 000,1 -503,3 -8 188,5 -458,0 

X8 Reliefenergie -183,6 -83,8 -207,7 -94,9 

X9 Veränderung Arbeitnehmerzahl 5,8 282,9 6,4 311,4 7,2 352,1 

X10 Veränderung Beschäftigtendichte -3 2981,1 -107,7 -26 302,9 -86,2 -31 795,1 -104,3 

X11 Saldo Berufspendler je 1000 -74,8 -48,2 -66,0 -42,3 
Beschäftigte 

X14 Administrative Zersplitterung -5 432,5 -103,7 

X15 Planerischen Regelungsintensität 20 399,9 59,6 

X16 Wanderungssaldo 25-50 Jährige je 277,8 25,2 
1000 Ew. 

r2 (L2) = 0,245 0,219 0,222 

Quelle: eigene Berechnungen 

von flächenintensiven Gewerbeformen – 
so könnte eine Interpretation ausfallen – 
dämpft die Dynamik der Gewerbeflächen
inanspruchnahme. 

Auch für die Erklärung der katasterfläche
normierten Inanspruchnahme von Ge
werbe- und Industrieflächen  (Y2) bezieht 
sich das beste Modell auf den Zeitraum 
1996–2004 ( Bestimmtheitsmaß r² = 0,41). 
Es enthält die Variablen 

•	 Erreichbarkeit	Oberzentrum	(X1), 

•	 durchschnittliche	GRW-Zuschüsse	für	 
Infrastruktur (X6), 

•	 Reliefenergie	(X8), 

•	 absolute	Veränderung	der	Anzahl	der	 
Arbeitnehmer (X9), 

•	 Veränderung	der	Flächenintensität	der	 
Beschäftigung (X10) und 

•	 Pendlersaldo	(X11) 

Die Erreichbarkeit des Oberzentrums (X1) 
steht mit einem negativen Optimierungs
koeffizienten in diesem Modell, was die be
reits oben erläuterte Vermutung eines ne
gativen Zusammenhangs von Verdichtung, 
Beschäftigungsbesatz (ausgedrückt durch 
den Pendlersaldo) und Erreichbarkeit auf 
der einen Seite und Gewerbeflächeninan
spruchnahme auf der anderen Seite be
kräftigt. Wie im Y1-Modell weist der Indi

­

­
­

­
­
­

­
­
­

kator Reliefenergie (X8) einen negativen 
Wert aus (allerdings ebenfalls ohne statis­
tische Signifikanz auf einem 5 %-Niveau). 
Auch in diesem Modell kommt der Varia­
ble durchschnittliche GRW-Zuschüsse für 
Infrastruktur (X6) der größte Einfluss zu, 
gefolgt von der Veränderung der Anzahl 
der Arbeitnehmer (X9). Bei letzterem muss 
die Frage der Kausalität offen bleiben – ob 
die Gewerbeflächeninanspruchnahme die 
Anzahl der Beschäftigten gesteigert hat 
oder ob Beschäftigungszuwächse lokaler 
Betriebe zu Neuinanspruchnahmen mo­
tiviert haben, muss an dieser Stelle offen 
bleiben. 

Die Teilmodelle der absoluten Flächenin­
anspruchnahme für „Wohnen“ (Y1) wei­
sen im Vergleich zu den Modellen zur Er­
klärung der Flächeninanspruchnahme 
insgesamt ebenfalls niedrigere Bestimmt­
heitsmaße auf. Allerdings sind die Modelle 
im Mittel etwas robuster als die „Gewerbe-
Modelle“. Dies äußert sich auch darin, dass 
alle vorgeschlagenen – in Anhang 3, Ab­
schnitt 11.3 ausgewiesenen – Variablen in 
die Schätzmodelle eingegangen sind. Auf­
fällig ist allerdings ein signifikanter Abfall 
der Modellqualität zwischen der Bilanz­
periode 1996 bis 2000 und 2000 bis 2004 – 
eine Beobachtung, die bereits in den oben 
vorgestellten Gesamtmodellen festgehal­
ten wurde. 
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modell-Nr. 448 modell-Nr. 1216 modell-Nr. 34272 

Variable beta norm. beta beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

 Konstante 164,9 75,3 157,5 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum -1,9 -42,6 

X6 Zuschüsse GRW 0,0 477,2 0,0 458,4 

X8 Reliefenergie -0,5 -69,2 -0,2 -33,4 

Veränderung 
X9 Arbeitnehmerzahl 0,0 247,7 0,0 278,0 0,0 255,8 

Veränderung 
X10 Beschäftigtendichte -219,9 -209,3 -212,3 -202,2 -204,1 -194,5 

Saldo Berufspendler je 1000 
X11 Beschäftigte -0,0 -11,8 

r2 (L2) = 0,375 0,398 0,409 
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Tabelle 14 
Ergebnisse der drei besten modelle für die Erklärung der katasterflächennormierten Veränderung der Gebäude und Freifläche für 
Gewerbe insgesamt in den stadt- und Landkreisen im Zeitraum 1996–2004 (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten 
Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

Quelle:  eigene Berechnungen 

Für die Bilanzperiode 1996 bis 2000 und 
1996 bis 2004 gingen folgende Variablen in 
die besten Schätzmodelle ein: 

•	  Erreichbarkeit	der	Oberzentren	(X1),	  

•	  Erreichbarkeit	der	Autobahn	(X2),  

 Durchschnittlicher Kaufwert für baurei 
fes Land (X4), 

•	  Veränderung	der	Einwohnerzahl	(X6),  

•	  Nettobevölkerungsdichte	(X7),  

•	  Reliefenergie	(X10),  

•	  Veränderung	der	Fremdenverkehrsüber 
nachtungen (X11), 

•	  BIP	je	Einwohner	(X12),  

•	  Verfügbares	Einkommen	je	EW	(X14),  

•	  Veränderung	des	verfügbaren	Einkom 
mens (X15), 

•	  Veränderung	Motorisierung	(X16),  

•	  Motorisierung	(X17),  

•	  Städtebaufördermittel	je	Einwohner	  
(X18), 

•	  Regelungsintensität	der	Landesplanung	  
(X20), 

•	  Wanderungssaldo	der	25	bis	50-jährigen	  
(X21) und 

•	  Zuzüge	im	Alter	von	25	bis	50	Jahre	  
(X22). 

Allerdings sind nicht alle Variablen in 
den beiden jeweils besten Modellen der 
zwei Zeitschnitte vertreten bzw. auf dem 

­

­

­

5 %-Niveau statistisch signifikant (Tabel­
le 15). Die Modelle für den Zeitraum 2000 
bis 2004 werden aufgrund ihrer geringeren 
Erklärungsfähigkeit im Weiteren nicht be­
sprochen. 

Eine nähere Betrachtung der Modelle für 
beide Zeitschnitte ergibt folgende Schluss­
folgerungen: Den relativ größten Einfluss 
in den Modellen weist die Variable Zuzüge 
von Personen im Alter von 25 bis 50 Jahren 
(X22) auf. Auch die Variablen Wanderungs­
saldo (X21) und Veränderung Einwohner­
zahl (X6) haben positive Optimierungs­
koeffizienten. Damit ist ein eindeutiger 
Zusammenhang zwischen der Zuzugsdy­
namik von Haushalten im eigenheimrele­
vanten Alter und der Flächeninanspruch­
nahme für Wohnzwecke nachweisbar. Es 
kann geschätzt werden, dass unter sonst 
gleichen Bedingungen ein Zuzug von 1 000 
Personen dieser Altersklasse eine (Net­
to-) Flächeninanspruchnahme für Woh­
nen in Höhe von 3 bis 4 Hektar nach sich 
zieht. Der positive bzw. negative Optimie­
rungskoeffizient für die Variablen Erreich­
barkeit der Autobahn (X2) bzw. Kaufwert 
für baureifes Land (X4) verdeutlicht, dass 
vor allem Gemeinden zwischen den Auto­
bahnkorridoren und mit vergleichsweise 
günstigen Baulandpreisen zu Flächenaus­
weisungen neigen. Unter sonst gleichen 
Bedingungen geht eine Halbierung der 
Baulandpreise mit einer Verdopplung der 
Flächeninanspruchnahme einher. 
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Tabelle 15 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der Gebäude und Freifläche für 
Wohnen insgesamt in den stadt- und Landkreisen im Zeitraum 1996–2000 und 1996–2004 (die auf 
einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

    

  

    

    

  

  

  

    

    

  
 

 

Variable 1996–2000 1996–2004 

beta norm. beta Beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 256 522,4 944 028,0 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum -2 171,1 -151,6 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2 141,2 125,0 4 950,5 163,7 

X4 Baulandpreis -477,0 -428,7 -537,2 -175,3 

X5 kommunale Steuereinnahmen je Ew. -103,2 -214,3 

X6 Veränderung Einwohnerzahl 11,7 256,3 

X7 Nettobevölkerungsdichte -4 217,0 -226,1 -7 280,8 -204,8 

X10 Reliefenergie -456,0 -103,2 

X11 Veränderung 0,1 473,2 
Fremdenverkehrsübernachtungen 

X12 BIP je Ew. -8 374,9 -284,3 

X14 Verfügbares Einkommen je Ew. 31,3 393,7 

X15 Veränderung verfügbares 104,1 465,6 46,5 183,2 
Einkommen je Ew. 

X16 Veränderung Motorisierung 8 646,5 374,8 

X17 Motorisierung -17 107,1 -747,8 

X18 Städtebaufördermittel je EW 2 865,4 40,4 23 166,3 217,5 

X20 Planerischen Regelungsintensität -26 979,4 -73,5 -95 964,1 -142,1 

X21 Wanderungssaldo 25–50 Jährige 1 743,5 117,2 
je1 000 EW 

X22 Zuzüge 25–50 Jährige 4,1 954,3 3,5 885,7 

r2 (L2) = 0,343 0,335 

Quelle: eigene Berechnungen 

Weitere Bedeutung kommt den Variablen 
Veränderung der Fremdenverkehrsüber­
nachtungen (X11) und Veränderung des 
verfügbaren Einkommens (X15) zu. Beide 
Variablen weisen erwartungsgemäß posi­
tive Optimierungskoeffizienten aus. Für 
X11 kann gemutmaßt werden, dass es in 
verkehrlich attraktiven Räumen verstärkt 
zum Bau von Ferienhaussiedlungen und 
Zweitwohnsitzen kommt, was sich in Flä­
cheninanspruchnahmen widerspiegelt. 
Bemerkenswert ist die statistische Signifi­
kanz der Variable Planerische Regelungs­
intensität (X20), die in den Gesamtmodel­
len und Teilmodellen Gewerbe (siehe oben) 
als nicht relevant angesehen wurde oder 
mit unplausiblen Optimierungskoeffizi­
enten ausgewiesen war. Möglicherweise 
gelingt der Landes- und Regionalplanung 
die Steuerung der Wohnbauflächenaus­
weisung besser als die der Gewerbeflä­
chenbereitstellung. In diesem Zusammen­
hang kommt vor allem der Beschränkung 

der Wohnsiedlungstätigkeit in Gemeinden 
ohne zentralörtlichen Status Bedeutung 
zu (siehe hierzu Abschnitt 5.3). 

Unplausibel ist das positive Vorzei­
chen der Variablen Städtebaufördermit­
tel je Einwohner (X18). Erwartet wur­
de, dass Gemeinden mit hohem Einsatz 
von Städtebaufördermitteln Prioritäten 
in der Innenentwicklung setzen und da­
her eine unterdurchschnittliche Flächen­
inanspruchnahme aufweisen. Basierend 
auf den hier errechneten Schätzmodellen 
kann diese Hypothese allerdings nicht be­
stätigt werden. 

Die Schätzmodelle der flächennormier­
ten Flächeninanspruchnahme (Y2) ver­
wenden in den jeweils besten Modellen für 
1996 bis 2000 und 1996 bis 2004 folgende 
Variablen (Tabelle 16): 

•	 Erreichbarkeit	Oberzentrum	(X1), 

•	 Erreichbarkeit	Autobahn	(X2), 

•	 Baulandpreis	(X4), 



ireus_einluss_flaech_139.indd   48 08.04.2009   15:27:01 Uhr

   

 

 

 

    

    

   

    

    

    

48 Einflussfaktoren der Neuinanspruchnahme von Flächen Forschungen Heft 139 

Tabelle 16 
Ergebnisse der drei besten modelle für die Erklärung der Veränderung der katasterflächennor ­
mierten Gebäude und Freifläche für Wohnen insgesamt in den stadt- und Landkreisen im Zeitraum 
1996–2000 (die auf einem 5%-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift 
dargestellt) 

Variable 1996–2000 1996–2004 

beta norm. beta norm. 
beta beta 

*10-3 *10-3 

*10-3 *10-3 

Konstante 158,3 288,8 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum -6,9 -159,0 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss 4,7 96,3 

X4 Baulandpreis -1,3 -382,7 -2,4 -196,3 

X6 Veränderung Einwohnerzahl 0,0 184,8 

X7 Nettobevölkerungsdichte 19,5 335,0 53,0 360,1 

X10 Reliefenergie -0,9 -49,6 

X15 Veränderung verfügbares 0,1 274,0 
Einkommen je EW. 

X18 Städtebaufördermittel je Ew.. 10,3 66,5 49,1 112,4 

X20 Planerischen Regelungsintensität -125,2 -113,0 -292,5 -104,8 

X21 Wanderungssaldo 25–50 Jährige -7,8 -092,5 
je 1000 Ew.. 

r2 (L2) = 0,338 0,281 

Quelle: eigene Berechnungen 

•	 Veränderung	Einwohnerzahl	(X6), 

•	 Nettobevölkerungsdichte	(X7), 

•	 Veränderung	des	verfügbaren	Einkom ­
mens (X15), 

•	 Städtebaufördermittel	je	Einwohner	 
(X18), 

•	 planerische	Regelungsintensität	(X20)	 
und 

•	 Wanderungssaldo	25–50	Jährige	je	1		000	 
Einwohner (X21). 

In beiden Modellen hat der Baulandpreis 
(X4) gefolgt von der Nettobevölkerungs ­

­

­
­

dichte (X7) den stärksten Einfluss auf das 
Ergebnis. Der für Letztere positive Koeffi 
zient verweist erneut auf die Spezifik von 
Y2 (siehe hierzu die Erläuterung zu den 
Gesamtmodellen) – die flächennormiert 
ausgewiesene Flächeninanspruchnah 
me für Wohnzwecke ist in den stärker ver 
dichteten Bereichen höher als in ländlich ­

­

peripheren Regionen. Bei der absoluten 
Flächeninanspruchnahme ist dies genau 
umgekehrt. 

Unter sonst gleichen Bedingungen ist die 
Flächeninanspruchnahme in Regionen 
mit höherem Einkommenszuwachs höher 
als in Regionen mit moderater oder gerin 

ger Einkommensdynamik (Variable X15). 
Im Hinblick auf die statistische Signifi ­
kanz der Variable planerische Regelungs ­
intensität wird auf die obigen Kommentie ­
rungen verwiesen. 

Das beste Modell für den Zeitraum 1996 
bis 2004 weist ein geringeres Bestimmt ­
heitsmaß auf als für den Zeitraum 1996 
bis 2000. Die Modellergebnisse für beide 
Zeitschnitte sind insgesamt aber weitge ­
hend vergleichbar. Im Gegensatz zu 1996 
bis 2000 tauchen in den Modellen der Bi ­

­
­

­

­
­
­

­

lanzperiode 1996 bis 2004 auch die Städ 
tebauförderung (X18) mit positivem Vor 
zeichen und Wanderungssaldo der 25- bis 
50-Jährigen (X21) mit negativem Vorzei 
chen auf. Beides ist an dieser Stelle nur 
eingeschränkt erklärungsfähig. 

Eine Erklärung der insgesamt vergleichs 
weise geringen Robustheit der Teilmodel 
le könnte – wie in Abschnitt 2 bereits ange 
sprochen – sein, dass mit abnehmendem 
sachlichem Aggregationsniveau der Daten 
der Flächenerhebungen die Fehlerinter 
valle zunehmen. Die Unterscheidung von 
Wohn- und Gewerbeflächen ist in einigen 
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Bundesländern noch mit Unsicherheiten 
behaftet. Dies belastet zweifelsohne die 
Erklärungs- und Interpretationsfähigkeit 
der statistischen Modelle. 

5.3 Intraregionale Modellebene 

Wie in Abschnitt 2.1 ausgeführt, wur­
den im Rahmen dieses Forschungsvor­
habens auch Modelle zur Erklärung der 
gemeindlichen Varianz der Flächeninan­
spruchnahme entwickelt. Dies ging von 
der Annahme aus, dass neben regions­
übergreifenden und regionalen Faktoren 
auch solche Einflüsse von Relevanz sind, 
deren Wirksamkeit lokaler Natur ist. Ge­
nannt war die Topographie, die intrare­
gionale Erreichbarkeit von zentralen Or­
ten, die zentralörtliche Funktion als Maß 
für die planerische Gestaltungsfreiheit der 
Bodennutzung, die kommunalpolitische 
Entwicklungs- und Baulandstrategie oder 
auch besondere landschaftliche Reize. 

Da eine solche Untersuchung aus Grün­
den der Datenverfügbarkeit nicht bundes­
weit agieren kann, wurden drei Untersu­
chungsräume ausgewählt. Dies sind die 
Regionen Oberes Elbtal (Dresden), Saar­
land und Stuttgart. Diese Auswahl be­
gründet sich zum einen mit der unbedingt 
erforderlichen Berücksichtigung west- und 
ostdeutscher Regionen. Ein ostdeutsches 
Fallbeispiel ermöglicht die vertiefende Un­
tersuchung der Frage, in welchem Maße 
ökonomische Anreize die Flächeninan­
spruchnahme induzieren. Verwiesen sei 
diesbezüglich auf die massive Förderung 
der Baugebietsausweisung bis Ende der 
1990er Jahre. Zum anderen sollten neben 
Regionen mit hoher wirtschaftlicher Dy­
namik auch altindustriell geprägte Räume 
vertreten sein. Schließlich sprachen auch 
gute Regionalkontakte der Forschungs­
nehmer für die vorgenommene Auswahl 
von Untersuchungsräumen. 

Der methodische Ansatz der intraregiona­
len Modellbildung folgt der in Abschnitt 
5.1 dargestellten Vorgehensweise. Aller­
dings wurde mit einem veränderten Satz 
von erklärenden Variablen operiert. Das 
begründet sich zum einen mit Einschrän­
kungen der Datenverfügbarkeit. Einige als 
relevant betrachtete Indikatoren (wie z. B. 
das Bruttoinlandsprodukt oder der vom 
BBR auf Kreisebene berechnete Indika­

tor „Landschaftsattraktivität“) werden auf 
kommunaler Ebene nicht erhoben oder la­
gen nur teilweise vor (wie z. B. die Bau­
landpreise). Zum anderen äußert sich in 
den abweichenden Variablenprogrammen 
die oben erwähnte Annahme einer räum­
lichen Spezifik von Einflussfaktoren. Bei­
spielsweise ist die auf regionaler Ebene 
als relevant erachtete „Zersplitterung“ der 
gemeindlichen Entscheidungsinstanzen 
(Anzahl der Gemeinden je 100 km²) natur­
gemäß auf kommunaler Ebene irrelevant. 

Es sei an dieser Stelle auch darauf hinge­
wiesen, dass die Indikatorensätze für die 
drei Modellräume abweichen, was sich 
ebenfalls mit Restriktionen der Datenver­
fügbarkeit begründet. Letzteres betrifft 
insbesondere die Region Oberes Elbtal, wo 
es in den vergangenen Jahren zu erhebli­
chen Gebietsstandsveränderungen kam 
und die Landesstatistik nicht in allen Fäl­
len gebietsstandsbereinigte Daten vorle­
gen konnte. 

Nachfolgend werden die Ergebnisse für 
die drei Regionen vorgestellt und anschlie­
ßend im Zusammenhang diskutiert. 

Region Oberes Elbtal 

Die Modellbildung für die Region Oberes 
Elbtal war durch die schwierige Datenla­
ge vor allem infolge kommunaler Gebiets­
standsveränderungen in den vergangenen 
Jahren geprägt. Eine Reihe von (hypo­
thetisch bedeutsamen) Variablen konn­
te nicht in das Datenmodell eingestellt 
werden. Das betrifft unter anderem Er­
reichbarkeitsgrößen, Daten zu Fremden­
verkehrsübernachtungen und Bauland­
preisen sowie topographische Größen. 

Die für die Region Oberes Elbtal entwi­
ckelten Modelle zeichnen sich durch eine 
besonders hohe Erklärungsfähigkeit der 
absoluten gemeindlichen Flächeninan­
spruchnahme (Y1) aus. Die hier berech­
neten Modelle können über 90 % der Vari­
anz erklären. Deutlich schwächer stellen 
sich die Y2-Modelle dar – hier kann nur 43 
bis 67 % der Varianz erklärt werden (Tabel­
le 17). Ein weiteres wichtiges Ergebnis ist, 
dass die Erklärungsfähigkeit der Y1-Mo­
delle von der Bilanzperiode 1996 bis 2000 
zur Periode 2000 bis 2004 in der Tendenz 
zunimmt, während dies in den „Bundes­
modellen“ sowie auch in den Modellen für 
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Tabelle 17 

Bestimmtheitsmaß r2 für das jeweils „beste“ modell (Y1, absolute Flächeninanspruchnahme, Y2, katasterflächennormierte Flächenin­

anspruchnahme) – Vergleich von „Bundesmodellen“ und „regionsmodellen“ 


 

periode modelle für … modelle für … 

Y1 Y1 Y2 Y2 
(deutsche Landkreise und (Gemeinden der (deutsche Landkreise und (Gemeinden der 

kreisfreie Städte) Region Oberes Elbtal) kreisfreie Städte) Region Oberes Elbtal) 

1996–2000 0,51 0,93 0,61 0,67 

2000–2004 0,43 0,95 0,52 0,65 

1996–2004 0,48 0,95 0,37 0,43 

Quelle: eigene Berechnungen 

die Region Stuttgart umgekehrt ist. Bemer ­
kenswert ist ferner, dass die dominieren ­
den Variablen in der ersten und zweiten 
Bilanzperiode deutlich unterschiedlich 
sind, was auf einen signifikanten „System ­
bruch“ bei den Triebkräften des Flächen ­
verbrauchs gegen Ende der 1990er Jahre 
hindeutet. Diese Beobachtung korrespon ­
diert mit Ergebnissen von Forschungs ­

­

­
­

­

­

arbeiten zur siedlungsstrukturellen 
Entwicklung in Ostdeutschland, die sig 
nifikante Trendveränderungen seit Ende 
der 1990er Jahre nachweisen konnten (sie 
he z. B. Müller und Siedentop 2004; Her 
fert 2007). Dies erklärt auch, warum die 
Robustheit der Modelle für den Gesamt 
zeitraum zwischen 1996 und 2004 deutlich 
geringer ausfällt als für die beiden Bilanz 
perioden (Tabelle 17). 

Bei Erklärung der absoluten Flächeninan ­
spruchnahme (Y1) erscheinen in den je ­

­weils besten Modellen der drei Bilanzperi 
oden folgende Variablen besonders häufig: 

•	 Veränderung	der	Einwohnerzahl	(X1) 

•	 Siedlungsdichte	(X2), 

•	 Durchschnittliche	Zahl	der	Zuzüge	 
im Alter von 25 bis 50 Jahren (X5) und 
durchschnittliche jährliche Zuzüge der 
Altersgruppe der 25-50-Jährigen je 1 000 
Einwohner (X6), 

•	 Veränderung	der	Arbeitnehmerzahl	(X7), 

•	 Veränderung	der	Beschäftigtendichte	 
(X8) 

•	 Saldo	der	Berufspendler	je	1000	Be ­
schäftigte (X13) und 

•	 Motorisierung	(X24). 

Die Betrachtung der Optimierungskoeffi ­
­zienten b für die Modelle mit dem höchs 

ten r² führt zu folgenden Feststellungen: 

•	 Sehr	 deutlich	 tritt	 hervor,	 dass	 der	 Zu ­
zug der 25 bis 50 jährigen (X5) deutlich 
erklärungsfähiger für die Flächeninan ­
spruchnahme ist als die absolute Ver ­
änderung der Bevölkerung (X1), welche 
in der Region überwiegend negativ war 
(Korrelationskoeffizient von X1 und Y1 
-0,8 für die Bilanzperioden 1996 bis 2000 
und 2000 bis 2004). Eine Zuwanderung 
von 1 000 Personen dieser Altersgruppe 
geht ceteris paribus mit einer Flächen­
inanspruchnahme von etwa 140 bis 150 
Hektar einher. Dies gilt allerdings nur 
für den Zeitraum 1996 bis 2000. Für die 
nachfolgende Bilanzperiode hat X5 ei ­
nen weitaus geringeren Einfluss inner ­
halb der Schätzgleichung. 

•	 Überraschend	 ist	 das	 negative	 Vorzei ­
chen der bevölkerungsgewichteten Zu ­
wanderung von 25- bis 50-jährigen (X6). 
Eine Erklärung könnte darin liegen, dass 
die Zuwanderung von Personen dieses 
Alters die globale Abwanderungsnei ­
gung dieser Altersgruppe nicht kompen ­

­

­

­
­
­

­

sieren kann. Damit offenbar sich eine für 
Ostdeutschland seit der Wende typische 
Parallelität von Bevölkerungsabnahme 
und Flächeninanspruchnahme. Zuge 
zogene Bevölkerung findet Platz in neu 
ausgewiesenen Baugebieten während 
gleichzeitig Einwohner die Gemeinden 
bzw. die Region verlassen. Während dies 
in ersten Jahren nach der Wende mit der 
mangelnden Verfügbarkeit von geeig 
netem Wohnraum in den Innenstädten 
erklärt werden konnte, so ist die aktu 
elle Flächeninanspruchnahme in Ost 
deutschland eher Ausdruck interkom 
munaler Konkurrenz um die „letzten“ 
Verteilungspotenziale. 

•	 Letzteres	 wird	 besonders	 deutlich	 in	 
der Beobachtung, dass die Variable ab 
solute Veränderung der Einwohnerzahl 
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Tabelle 18 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der suV insgesamt in der region Oberes Elbtal in den Zeiträumen 
1996–2000, 2000–2004 und 1996–2004 (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dar ­
gestellt) 

Variable 1996–2000 2000–2004 1996–2004 

beta norm. beta norm. beta norm. 
beta beta beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 7 5675,6 1 130,7 5 0418,7 

X1 Veränderung Einwohnerzahl -0,6 -3 485,5 -34,7 -57,2 

X2 Nettobevölkerungsdichte -942,4 -48,0 -4 709,1 -141,1 

X3 Wanderungssaldo je 1000 5,0 60,6 
Ew. 

X4 Wanderungssaldo 25–50­ 20,2 105,4 3264,4 43,5 
Jährige 

X5 Zuzüge 25–50-Jährige 141,6 1 628,6 1,5 8 783,0 220,5 1 649,2 

X6 Zuzüge 25–50-Jährige je -778,6 -86,6 -5,9 -214,4 
1000 Ew. 

X7 Veränderung 57,3 28,3 0,9 96,9 49,9 18,1 
Arbeitnehmerzahl 

X8 Veränderung -32 708,6 -126,6 -296,8 -161,9 -36 620,8 -53,4 
Beschäftigtendichte 

X13 Saldo der Berufspendler je 14,2 5,9 14,1 3,5 
1000 Beschäftigte 

X14 Kaufkraft je Ew. -10,1 -152,9 

X17 kommunale Steuereinnahmen 
je Ew. 

X18 kommunale Schulden je EW 19,4 33,9 

X19 Veränderung kommunaler -1,80 -27,7 
Schulden 

X23 Veränderung Motorisierung 2 009,0 34,1 

X24 Motorisierung 1 118,8 40,8 -17,7 -629,7 

r2 (L2) = 0,927 

Quelle: eigene Berechnungen 

(X1) in den Modellen für die Jahre 2000– 
2004 ein negatives Vorzeichen hat. Je hö ­

­

­

­
­

­
­

­

­
­

her der Bevölkerungszuwachs, desto ge 
ringer die Flächeninanspruchnahme. 
Dieses paradox anmutende Phänomen 
verdeutlicht, dass der Bevölkerungszu 
wachs größerer Städte wie Dresden in 
den vergangenen Jahren weitgehend in 
den Beständen, d.h. ohne Flächeninan 
spruchnahme erfolgte (siehe auch Sie 
dentop und Wiechmann 2007), während 
die Flächeninanspruchnahme kleine 
rer Kommunen deren Schrumpfungs 
tendenz allenfalls bremsen, nicht jedoch 
aufhalten konnte. 

Die Nettobevölkerungsdichte (Variable 
X2) steht – im Gegensatz zur Region Stutt 
gart – mit einem negativen Vorzeichen in 
den Modellen. Das bedeutet, dass die Flä 
cheninanspruchnahme umso höher aus 
fällt, je geringer die Siedlungsdichte ist. 

Hierin kann auch ein Indiz für einen – im 
Vergleich zur Region Stuttgart – geringeren 
Einfluss der Regionalplanung auf die Sied ­

­
­

­

­
­

­

­

lungsentwicklung gesehen werden. Denn 
Flächeninanspruchnahme in gering ver 
dichteten Gemeinden bedeutet in der Re 
gel Siedlungstätigkeit in Gemeinden ohne 
zentralörtlichen Status oder mit unterzen 
traler Funktion. 

•	 Die	 Variable	 Veränderung	 der	 Beschäf 
tigtendichte (X8) ist in den besten Mo 
dellen für die Bilanzperiode 1996 bis 
2000 mit einem negativen Vorzeichen 
ausgewiesen. Zur Erklärung wird auf die 
entsprechenden Ausführungen zu den 
Modellen der interregionalen Modell 
ebene verwiesen. 

•	 Das	im	Gegensatz	zu	den	Bundesmodel 
len positive Vorzeichen der Variablen 
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Tabelle 19 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der katasterflächennormierten Veränderung der suV 
insgesamt in der region Oberes Elbtal in den Zeiträumen 1996–2000 und 2000–2004 (die auf einem 
5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

     

  

    

  

  

  

 

Variable 1996–2000 2000–2004 

beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 5 428,0 1 130,7 

X1 Veränderung Einwohnerzahl -0,6 -3 485,5 

X2 Nettobevölkerungsdichte 32,7 139,6 

X3 Wanderungssaldo je 1000 Ew. 24,6 177,0 5,0 60,6 

X4 Wanderungssaldo 25–50-Jährige -62,2 -203,1 20,2 105,4 

X5 Zuzüge 25–50-Jährige 2,3 2 637,2 1,5 8 783,0 

X6 Zuzüge 25–50-Jährige je 1 000 -12,3 -100,2 -5,9 -214,4 Ew. 

X7 Veränderung Arbeitnehmerzahl 1,9 105,8 0,9 96,9 

X8 Veränderung Beschäftigtendichte -1 099,3 -421,0 -296,8 -161,9 

X13 Saldo der Berufspendler je 1 000 0,2 9,3 
Beschäftigte 

X14 Kaufkraft je Ew. -0,4 -715,0 

X16 Veränderung kommunaler -1,2 -37,5 
Steuereinnahmen je Ew. 

X18 kommunale Schulden je Ew. 0,2 68,6 

X19 Veränderung kommunaler -0,0 -207,2 
Schulden 

X20 Veränderung kommunaler 0,8 95,5 
Schulden je EW 

X24 Motorisierung 7,6 49,5 -17,7 -629,7 

r2 (L2) = 0,667 0,652 

Quelle: eigene Berechnungen 

•	 absolute	 Veränderung	 der	 Zahl	 der	 Ar
beitnehmer am Arbeitsort (X7) ver
deutlicht indes, dass die über Flächen
ausweisung betriebene Schaffung von 
Arbeitsplätzen durchaus eine Triebkraft 
der Flächeninanspruchnahme im Obe
ren Elbtal war. 

Auffällig sind die oben bereits erwähnten 
Unterschiede der Modelle der beiden Bi
lanzperioden 1996 bis 2000 und 2000 bis 
2004. Das betrifft den Eingang bestimm
ter Variablen in die Modelle wie auch die 
Bedeutung von Variablen innerhalb der 
Schätzfunktionen. Letzteres betrifft u.  a. 
die Variablen X5 und X7. 

Bei den Modellen zur Erklärung der ka
tasterflächennormierten Flächeninan
spruchnahme  (Y2) sind folgende Variab
len dominant: 

•	 mittlerer	 jährlicher	 Wanderungssaldo	 
der Altersgruppe 25-50-Jähriger (X4). 

•	 durchschnittliche	 jährliche	 Zuzüge	 der	 
Altersgruppe 25-50-Jähriger (X5), 

­
­
­

­

­

­

­
­
­

•	 Veränderung	 der	 Zahl	 der	 Arbeitneh­
merzahl (X7), 

•	 Veränderung	 der	 Beschäftigtendichte	 
(X8), 

Geringere Bedeutung haben die Indika­
toren Veränderungen der Einwohnerzahl 
(X1), Wanderungssaldo je 1000 Einwohner 
(X3) und Motorisierung (X24). 

Die Analyse der Optimierungskoeffizien­
ten b für die Modelle mit dem höchsten r² 
führt zu folgenden Feststellungen: 

Sehr hohe Bedeutung für die Erklärung 
der Flächeninanspruchnahme kommt 
dem Wanderungsverhalten der 25 bis 50­
jährigen zu (Variable X5), die mit ihrer 
überdurchschnittlichen Nachfrage nach 
Bauland die Flächenausweisung für Wohn­
bauland stimulieren. Wie bei den Y1-Mo­
dellen ist die Diskrepanz der Stellung der 
Variablen X5 (positives beta) und X4 (nega­
tives beta) in den Schätzmodellen auffäl­
lig. Verwiesen sei auf die oben formulier­
te Erklärung. 
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Tabelle 20 

Bestimmtheitsmaß r2 für das jeweils „beste“ modell (Y1, absolute Flächeninanspruchnahme, Y2, katasterflächennormierte Flächen­

inanspruchnahme) – Vergleich von „Bundesmodellen“ und „regionsmodellen“ 


periode modelle für … modelle für … 

Y1 Y1 Y2 Y2 
(deutsche Landkreise und (Gemeinden der (deutsche Landkreise und (Gemeinden der 

kreisfreie Städte) Region Saarland) kreisfreie Städte) Region Saarland) 

1996–2000 0,51 0,61 0,61 0,31 

2000–2004 0,43 0,94 0,52 0,69 

1996–2004 0,48 0,86 0,37 0,59 

Quelle: eigene Berechnungen 

Der absoluten Veränderung der Bevölke ­
rungszahl (X1) kommt nur in den Model ­

­

­
­

­
­
­

­

­
­
­

­
­

len für die Bilanzperiode 2000–2004 Be 
deutung zu. Das negative Vorzeichen 
bestätigt die bereits oben getroffene Ein 
schätzung einer vollständigen Entkopp 
lung von Bevölkerungsentwicklung und 
Flächeninanspruchnahme. Die Flächen 
inanspruchnahme war in solchen Gemein 
den überdurchschnittlich, die eine negati 
ve Bevölkerungsentwicklung aufwiesen. 

Positiv ist das Vorzeichen allerdings für die 
Variable Veränderung der Zahl der Arbeit 
nehmer (X7), woraus geschlossen werden 
kann, dass die gewerbliche Flächenaus 
weisung mit positiven Beschäftigungsef 
fekten einhergeht – eine für Ostdeutsch 
land keineswegs selbstverständliche 
Feststellung (siehe auch Bonny et al. 2006). 

Die Modelle für den Zeitraum 1996–2004 
erbrachten keine weiteren Erkenntnis 
se, so dass an dieser Stelle auf einen Nach 
weis verzichtet wurde. 

Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse 
für die Region Oberes Elbtal die Grenzen 
eines rein nachfragebezogenen Erklä ­

­

­
­

­

­
­

rungsrahmens der Flächeninanspruch 
nahme. Zwar kann aufgezeigt werden, 
dass der Zuwachs von Arbeitsplätzen und 
die Zuwanderung von Haushalten im 

„bauwilligen Alter“ die Wahrscheinlich 
keit zusätzlicher Flächeninanspruchnah 
me erhöht. Die gleichzeitige Beobachtung 
eines negativen Zusammenhangs der Be 
völkerungsentwicklung insgesamt und 
des Flächenverbrauchs zeigt jedoch eine 
weit reichende Entkopplung der globalen 
demographischen Entwicklung und des 
Flächenverbrauchsverhaltens der kom 
munalen Akteure. Auch anderen Schlüs 
selvariablen des nachfrageorientierten 

Erklärungsmodells kommt in den Regi ­
onsmodellen für das Obere Elbtal keine 
Bedeutung zu. Dies betrifft zum Beispiel 
das Einkommens- und Kaufkraftniveau 
der Bevölkerung. 

Region Saarland 

Die für die Region Saarland geschätzten 
Modelle zeichnen sich durch eine ausge ­
prägt unterschiedliche Erklärungsfähig ­
keit der absoluten und der katasterflächen ­
normierten Flächeninanspruchnahme (Y1 
und Y2) auf der Gemeindeebene aus. Wie 
auch für die Region Oberes Elbtal festge ­
stellt, stellen sich die Y2-Modelle gegen ­
über den Modellen für die zu erklärende 
Variable Y1 als deutlich erklärungsschwä ­
cher dar. Auffällig ist weiterhin – auch dies 
ist eine Parallele zur Region Oberes Elbtal 

–, dass die Robustheit der Modelle für die 
Bilanzperiode 1996–2000 deutlich geringer 
ist als für den Zeitraum 2000 bis 2004. Das 
trifft insbesondere auf die Variable Y2 zu 
(Tabelle 20). 

In den für den Zeitraum 1996 bis 2000 er ­

­

rechneten besten Modellen zur Erklärung 
der absoluten Veränderung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche sind folgende Variab 
len dominant: 

•	 Siedlungsdichte	(X2), 

•	 kommunalen	Steuereinnahmen	je	Ein ­
wohner (X17), 

•	 Veränderung	der	kommunalen	Schulden	 
(X20), 

•	 Anteil	der	Schutzgebietsfläche	(X29)	und 

•	 Siedlungsdruck	(X32). 

Bemerkenswert ist hier vor allem, welche 
Variablen nicht in den Schätzmodellen 
auftauchen. Weder die Bevölkerungsent ­

­
wicklung (als Gesamtveränderung oder 
Wanderungssaldo) noch die Beschäfti 
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gungsentwicklung oder Wohlstands- und 
Erreichbarkeitsgrößen nehmen statistisch 
signifikanten Einfluss auf die Siedlungs- 
und Verkehrsflächenentwicklung. 

Die in Tabelle 21 ausgewiesenen variab­
lenbezogenen Optimierungskoeffizienten 
lassen weitere Erkenntnisse zu. Die Net­
tobevölkerungsdichte (X2) steht mit nega­
tivem b in den Modellen, was auch für die 
Region Oberes Elbtal zutrifft. Flächenin­
anspruchnahme hat damit vor allem in 
den geringer verdichteten Gemeinden der 
Region stattgefunden. Das positive Vorzei­
chen des Optimierungskoeffizienten der 
Variablen Steuereinahmen je Einwohner 
(X17) lässt vermuten, dass vornehmlich 
wohlhabendere Gemeinden hieran betei­
ligt sind. Das positive beta der Variable 
X20 (Veränderung kommunaler Schulden 
je Einwohner) deutet zugleich darauf hin, 
dass die mit der Bereitstellung von Bauflä­
chen einhergehenden Finanzierungslas­
ten ein Faktor der kommunalen Verschul­
dung sein kann. 

Negativplanerische Restriktionen durch 
raumordnerische und fachplanerische 
Schutzgebiete (X29) wirken negativ auf die 
Flächeninanspruchnahme. Nicht erwar­
tungsgemäß verhält sich dagegen die Va­
riable Siedlungsdruck (X32), welche mit 
negativem Vorzeichen in den besten Mo­
dellen erscheint. Erwartet wurde, dass der 
Siedlungsdruck, welcher sich als Quotient 
der relativen Veränderung der SuV-Fläche 
in den Nachbargemeinden und in der je­
weils betrachteten Gemeinde errechnet, 
stimulierende Wirkung auf das Auswei­
sungsverhalten hat. Diese Hypothese un­
terstützen die Modelle jedoch nicht. 

In deutlichem Kontrast zu den Model­
len für 1996–2000 stehen die Modelle der 
nachfolgenden Bilanzperiode (2000–2004). 
Hier sind auch eine Reihe demographi­
scher, kommunalwirtschaftlicher, ökono­

mischer und infrastruktureller Variablen 
enthalten (Tabelle 21). Mit Blick auf die 
Optimierungskoeffizienten sei zunächst 
festgestellt, dass die Intensität der Zuwan­
derung, ausgedrückt mit den Indikatoren 
X3 und X5, positiven Einfluss auf die Flä­
cheninanspruchnahme ausübt. Allerdings 
fällt auf, dass der Koeffizient der Variab­
len Wanderungssaldo der 25- bis 50-Jäh­
rigen (X4) einen negativen Wert aufweist – 
eine Beobachtung, die auch auf die Region 
Oberes Elbtal zutrifft. Wie oben erwähnt, 
kann dies als Ausdruck einer Zuwande­
rung in neue Baugebiete bei gleichzeitig 
insgesamt negativem Wanderungssaldo 
der betreffenden Altersgruppe interpre­
tiert werden. 

Die Indikatoren Kaufkraft je Einwohner 
(X14) und Steuereinnahmen je Einwohner 
(X17) weisen ein negatives Vorzeichen auf, 
letzteres im Gegensatz zur vorherigen Bi­
lanzperiode. Verbunden mit der Tatsache, 
dass auch die Erreichbarkeit der Autobahn 
(X25) mit positivem Vorzeichen in den Mo­
dellen steht, kann dies auf eine übermäßi­
ge Flächeninanspruchnahme in periphe­
ren, verkehrlich weniger gut erschlossenen 
Gemeinden hindeuten. Zu dieser Wertung 
passt jedoch nicht, dass die Erreichbarkeit 
eines Oberzentrums (X26) mit negativem 
und die Nettobevölkerungsdichte (X2) mit 
positivem Vorzeichen ausgewiesen ist (al­
lerdings ist X26 in zwei Modellen statis­
tisch nicht signifikant). 

Auch in den Modellen für 2000 bis 2004 er­
scheint der Anteil der Schutzgebietsflä­
che als flächenverbrauchsdämpfend. Zum 
negativen Vorzeichen der Variablen Sied­
lungsdruck (X32) sei auf die obigen Aus­
führungen verweisen. 

Die für den Zeitraum von 1996 bis 2000 er­
rechneten Modelle zur Erklärung der ka­
tasterflächennormierten Flächeninan­
spruchnahme sind nur in geringem Maße 
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Tabelle 21 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der suV insgesamt in der region 
saarland in den Zeiträumen 1996–2000 und 2000–2004 (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht 
signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

Bezeichnung 1996–2000 2000–2004 

beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 2 957,0 180 269,7 

X1 Veränderung Einwohnerzahl 4,9 4,1 

X2 Nettobevölkerungsdichte -2 459,6 -374,5 2 188,7 209,8 

X3 Wanderungssaldo je 1 000 Ew. 5 651,5 611,2 

X4 Wanderungssaldo  -2 723,2 -78,2 
25–50-Jährige 

X5 Zuzüge 25–50-Jährige 32,2 1129,8 

X13 Saldo der Berufspendler je 5,8 18,9 
1 000 Beschäftigte 

X14 Kaufkraft je Ew. -7,7 -784,7 

X16 Veränderung kommunaler 66,0 100,3 166,7 490,4 
Steuereinnahmen je Ew. 

X17 kommunale Steuereinnahmen 114,7 1 017,2 -96,2 -544,7 
je Ew. 

X18 kommunale Schulden je Ew. 20,0 358,0 -38,0 -314,3 

X19 Veränderung kommunaler 2,7 66,6 
Schulden 

X20 Veränderung kommunaler 45,9 72,5 -126,6 -241,0 
Schulden je Ew. 

X25 Erreichbarkeit 4 118,9 444,7 
Autobahnanschluss 

X26 Erreichbarkeit Oberzentrum -1 144,3 -132,2 

X27 Veränderung Fremden­ -0,4 -10,1 
verkehrsübernachtungen 

X28 Fremdenverkehrsintensität -550,2 -892,0 

X29 Anteil der Schutzgebietsflächen -308,3 -345,6 -311,5 -147,3 

X31 relative Veränderung SuV in 
Nachbargemeinden 

X32 Siedlungsdruck -10 362,0 -857,5 -1 503,6 -139,3 

r2 (L2)= 0,605 0,938 

Quelle:  eigene Berechnungen 

55 Ergebnisse der inter- und intraregionalen Modellbildungen 
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Tabelle 22 
Ergebnisse der drei besten modelle für die Erklärung der katasterflächennormierten Veränderung der 
suV insgesamt in der region saarland im Zeitraum 2000–2004 (die auf einem 5%-Niveau statistisch 
nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dargestellt) 

Variable 2000–2004 1996–2004 

beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante 8 315,8 1 886,0 

X1 Veränderung Einwohnerzahl 0,2 15,2 0,2 29,1 

X3 Wanderungssaldo je 1000 Ew. 122,2 861,1 70,2 211,5 

X4 Wanderungssaldo  -193,2 -726,0 
25–50-Jährige 

X13 Saldo der Berufspendler je -0,2 -36,1 
1 000 Beschäftigte 

X14 Kaufkraft je Ew. -0,4 -2 672,3 

X16 Veränderung kommunaler 2,7 510,6 -2,0 -295,5 
Steuereinnahmen je Ew. 

X17 kommunale Steuereinnahmen -1,9 -714,3 6,0 1 525,5 
je Ew. 

X18 kommunale Schulden je Ew. -0,7 -277,0 

X19 Veränderung kommunaler -0,0 -69,9 
Schulden 

X20 Veränderung kommunaler -0,9 -92,3 1,2 105,9 
Schulden je Ew. 

X25 Erreichbarkeit 91,1 562,8 
Autobahnanschluss 

X29 Anteil der Schutzgebietsflächen -22,1 -552,0 

X31 relative Veränderung SuV in -29 886,4 -679,3 
Nachbargemeinden 

X32 Siedlungsdruck -397,8 -1 755,5 

X33 Reliefenergie -3,6 -439,7 -5,6 -546,9 

r2 (L2)= 0,687 0,593 

Quelle: eigene Berechnungen 

erklärungsfähig. Die Ergebnisse der Mo ­
­delle für 2000 bis 2004 sowie für den Ge 

samtzeitraum zwischen 1996 und 2004 
entsprechen im Wesentlichen denen der 
Y1-Modelle. 

Die für die Region Saarland erzielten Er ­

­

gebnisse weisen in eine vergleichbare 
Richtung wie die für die Region Oberes 
Elbtal. Flächeninanspruchnahme steht 
in tendenziell negativem Zusammenhang 
mit Erreichbarkeits- und Zentralitätsva­
riablen (hier die Lage im Autobahnnetz 
und die Nettobevölkerungsdichte). De 

mographischen und ökonomischen Vari ­

­
­
­

ablen kommt eine insgesamt heterogene 
Bedeutung in den Schätzgleichungen zu. 
Während die globale Bevölkerungsent 
wicklung sowie die Beschäftigungsent 
wicklung keine signifikante Erklärungs 
fähigkeit hat, ist die Zuwanderung von 
Personen im „eigenheimrelevanten“ Alter 
bedeutsam. Auch kommunalwirtschaft ­

­

­

liche Variablen sind in den Schätzmodel 
len für das Saarland relevant. Bemerkens­
wert ist zudem die statistisch signifikante 
Bedeutung der negativplanerischen Rest 
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Tabelle 23
 
Bestimmtheitsmaß r2 für das jeweils „beste“ modell (Y1, absolute Flächeninanspruchnahme, 

Y2, katasterflächennormierte Flächeninanspruchnahme) – Vergleich von „Bundesmodellen“ und „regionsmodellen“
 

 

periode modelle für … modelle für … 

Y1 Y1 Y2 Y2 
(Landkreise und kreisfreie (Gemeinden der (Landkreise und kreisfreie (Gemeinden der 

Städte) Region Stuttgart) Städte) Region Stuttgart) 

1996–2000 0,51 0,79 0,61 0,87 

2000–2004 0,43 0,65 0,52 0,88 

1996–2004 0,48 0,73 0,37 0,86 

Quelle: eigene Berechnungen 

riktion der kommunalen Bauleitplanung. 
Insgesamt stützen die Saarländer Model­
le eher eine angebotszentrierte Erklärung 
der Flächeninanspruchnahme. 

Region Stuttgart 

Die für die Region Stuttgart entwickel­
ten Schätzmodelle stützen sich nur auf 75 
bis 80 % der regionszugehörigen Gemein­
den, da insbesondere zwei Variablen (X21, 
Veränderung der Baulandpreise und X22, 
durchschnittlicher Baulandpreis) nicht für 
alle Gemeinden erhoben werden konnten. 

Von den ursprünglich 33 erklärenden Va­
riablen der intrakommunalen Modellebe­
ne (siehe Anhang 3, Abschnitt 11.5) gehen 
nur 21 in die Modellbildungen ein, weil 
eine Reihe von Variablen nur eine gerin­
ge Korrelation mit den erklärten Variablen 
aufweist. Heraus gefallen sind unter ande­
rem die Variablen Wanderungssaldo (X3), 
Kaufkraftveränderung (X15), Erreichbar­
keit (X25 und X26) und Motorisierung (X23 
und X24), denen sowohl in nachfrage- als 
auch in angebotszentrierten Erklärungs­
mustern des Flächenverbrauchs hypothe­
tische Bedeutung zukommt. 

Ebenfalls nicht in den Modellen ent­
halten ist die Variable Flächenpotenzial 
(X30), welche die negativplanerische Ein­
schränkung der gemeindlichen Flächen­
nutzungsplanung ausdrückt. Als Bauland­
potenzial wird hier der Flächenbestand 
bezeichnet, der nicht bereits als Siedlungs- 
und Verkehrsfläche anzusehen ist und der 
nicht mit regional- und fachplanerischen 
Restriktionen belegt ist. Die Irrelevanz 
des Baulandpotenzials in den Modellen 
kann möglicherweise damit erklärt wer­
den, dass bei Festsetzung von Schutz- und 
Vorranggebieten ein Randbereich um die 
Siedlungskerne ausgespart wird, um nicht 

jegliche Siedlungserweiterung zu unter­
binden. Dadurch können auch Gemein­
den mit überdurchschnittlichem Anteil 
von Schutzgebietsflächen Siedlungserwei­
terungen realisieren. 

Wie bereits für die Modelle der Regionen 
Oberes Elbtal und Saarland festgestellt, 
sind auch die Schätzmodelle für die Re­
gion Stuttgart deutlich erklärungsfähiger 
als die Modelle der interregionalen Ebene 
(Tabelle 23). Die erzeugten Modelle für die 
Region Stuttgart erklären zwischen 65 und 
88 % der Varianz der gemeindlichen Flä­
cheninanspruchnahme. Im Gegensatz zu 
den anderen Untersuchungsregionen zeigt 
sich, dass die Erklärungsfähigkeit der Mo­
delle zu Y2 höher ist als für Y1. Wie bei den 
Landkreismodellen ist auch für die Model­
le der Region Stuttgart festzuhalten, dass 
die Erklärung der absoluten Flächenin­
anspruchnahme der Jahre 2000 bis 2004 
weniger überzeugend ausfällt als die der 
Bilanzperiode 1996 bis 2000. In den Regi­
onen Oberes Elbtal und Saarland ist dies 
umgekehrt, was ein erster Anhaltspunkt 
für die Unterschiedlichkeit der Triebkräf­
te der Flächeninanspruchnahme unter 
Wachstums- und Schrumpfungs-/Stagna
tionsbedingungen ist. 

Bei Erklärung der absoluten Flächeninan
spruchnahme  (Y1) erscheinen in den je
weils besten Modellen der drei Bilanzperi
oden folgende Variablen besonders häufig: 

•	 Veränderung	Einwohnerzahl	(X1), 

•	 Durchschnittliche	Zahl	der	Zuzüge	im	 
Alter 25 bis 50 (X5), 

•	 Saldo	der	Berufspendler	(X13), 

•	 Veränderung	des	Schuldenstands	(X19) 

•	 Veränderung	des	Schuldenstands	je	Ein­
wohner (X20) und 

­

­
­
­



ireus_einluss_flaech_139.indd   58 08.04.2009   15:27:03 Uhr

   

  

     

 

 

 

        

  

     

  

  

  

  

  

  

58 Einflussfaktoren der Neuinanspruchnahme von Flächen Forschungen Heft 139 

•	 relative	Veränderung	der	Siedlungs-	und	 
Verkehrsfläche in den Nachbarkommu ­
nen (X31). 

Werden die Optimierungskoeffizienten b 
betrachtet, so lässt sich folgendes feststel ­
len: 

•	 Die	 absolute	 Veränderung	 der	 Bevölke ­
rungszahl (X1) steht mit einem positi ­
ven Vorzeichen in zahlreichen der „bes ­
ten“ Modelle. Für den Zeitraum 1996 bis 
2004 gilt, dass unter sonst gleichen Be ­
dingungen ein Zuzug von 1 000 Perso ­
nen mit einem SuV-Zuwachs von 7 bis 
12 Hektar einhergeht. Noch größere Be ­
deutung hat die Variable Durchschnitt ­
liche Zahl der Zuzüge im Alter 25 bis 50 
(X5), die mit erwartetem positivem Op ­
timierungskoeffizienten ausgewiesen ist. 
Die Schätzgleichung erlaubt die Aussa ­
ge, das der Zuzug von 1 000 Personen im 

„eigenheimrelevanten“ Alter ceteris pari ­

­
bus eine Flächeninanspruchnahme von 
15 bis 30 Hektar erwarten lässt. X5 ist al 
lerdings für den Zeitraum 2000 bis 2004 
nicht auf einem 5 %-Niveau statistisch 
signifikant. 

•	 Wie	 in	 den	 Modellen	 für	 das	 Saarland	 
und das Obere Elbtal weist die Varia ­

­
­
­

­

­

­

­

­
­
­

­

ble Nettobevölkerungsdichte (X2) ein 
negatives beta auf, woraus geschlos 
sen werden kann, dass gering verdichte 
te ländliche Gemeinden ein überdurch 
schnittliches absolutes Siedlungs- und 
Verkehrsflächenwachstum realisieren. 
Allerdings trifft diese Feststellung nur 
auf das Modell für den Zeitraum 1996– 
2000 zu. 

•	 Ebenfalls	signifikante	Bedeutung	hat	die	 
relative Veränderung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche in den Nachbargemein 
den (X31). Ob dies als Ausdruck einer 

„stimulierten“ Flächeninanspruchnah 
me aufgrund des Ausweisungsverhaltens 
der Nachbarn zu werten ist (interkom 
munale Konkurrenz), muss hier offen 
bleiben. Denn erklärend könnte auch 
sein, dass die Flächeninanspruchnah 
me in Teilräumen der Region aufgrund 
dort besonderer verkehrlicher oder land 
schaftlicher Gunst oder aufgrund beson 
derer Arbeitsmarkattraktivität flächen 
haft erhöht ist, was in den betreffenden 
Kommunen ein überdurchschnittliches 
Y1 erwarten lassen würde. Anzumer 
ken ist aber, dass diese Variable in allen 

drei Zeiträumen und allen jeweils bes ­
ten Modellen enthalten ist, was ihre be ­
sondere Relevanz unterstreicht. 

•	 Bemerkenswert	 ist	 das	 positive	 Vorzei ­
chen der Variablen absolute Verände ­
rung der Schulden (X19), was darauf hin ­
deuten könnte, dass die Ausweisung von 
Bauland mit einer verstärkten Verschul ­
dung der Gemeinden einhergehen kann. 
Eine andere Erklärung könnte lauten, 
dass in Situationen einer sich verschär ­
fenden kommunalen Haushaltslage häu ­
figer zum Instrument der Baulandaus ­
weisung gegriffen wird. Dass gleichzeitig 
die Variable Veränderung der Schulden 
pro Einwohner (X20) ein negatives Vor ­
zeichen aufweist, könnte demgegenüber 
damit erklärt werden, dass der mit Bau ­
landausweisungen erwirkte Zuzug von 
Einwohnern mit einer verringerten ein ­
wohnerbezogenen Schuldenlast einher ­
geht. Die Hypothese, dass Gemeinden 
mit höherer Verschuldung eher geneigt 
sind, ihre Haushaltssituation mit der 
Ausweisung von Bauland zu verbessern, 
kann hier angesichts der Tatsache, dass 
die entsprechende Variable (X18) bereits 
mit der Korrelationsanalyse ausgeson ­
dert wurde, nicht bestätigt werden. 

Bei Erklärung der katasterflächennor ­
mierten Flächeninanspruchnahme (Y2) 
sind in den jeweils besten Modellen der 
drei Bilanzperioden folgende Variablen 
auffällig häufig vertreten: 

•	 durchschnittliche	Siedlungsdichte	(X2), 

•	 durchschnittliche	jährliche	Zuzüge	der	 
Altersgruppe 25-50-Jähriger je 1000 Ein ­
wohner (X6), 

•	 Saldo	der	Berufspendler	(X13)	und	die 

•	 relative	Veränderung	der	Siedlungs-	und	 
Verkehrsfläche in den Nachbarkommu ­
nen (X31). 

Weitere in den Modellen häufig vertrete ­
­

­

­

­
­

ne Variablen sind die absolute Verände 
rung der Steuereinnahmen je Einwohner 
(X16), die durchschnittlichen Steuerein 
nahmen je Einwohner (X17) und der Anteil 
der Schutzgebietsfläche an der Katasterflä 
che (X29). 

Bei Betrachtung der Optimierungskoeffi 
zienten b für die Modelle mit dem höchs 
ten r² lässt sich folgendes festhalten: 
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Tabelle 24 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der Veränderung der suV insgesamt in der region stuttgart in den Zeiträumen 
1996–2000, 2000–2004 und 1996–2004 (die auf einem 5 %-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind in grauer schrift dar
gestellt) 

      

    

 

    

    

    

 

      

 

Variable 1996–2000 2000–2004 1996–2004 

beta norm. beta beta norm. beta beta norm. beta 

*10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 *10-3 

Konstante -5 242,0 17 892,6 14 949,8 

X1 Veränderung 11,9 126,9 7,3 391,6 6,5 136,6 
Einwohnerzahl 

X2 Nettobevölkerungsdichte -427,2 -169,1 41,2 25,4 

X4 Wanderungssaldo 25-50­ -48,9 -11,5 -397,3 -77,2 
Jährige 

X5 Zuzüge 25-50-Jährige 15,2 2 348,1 4,1 699,9 32,9 2 968,5 

X6 Zuzüge 25-50-Jährige je -196,5 -99,0 -253,3 -130,9 -588,7 -156,9 
1000 Ew. 

X7 Veränderung -66,9 -4 041,4 214,4 3 553,3 
Arbeitnehmerzahl 

X9 Veränderung Arbeit­ 65,4 1 231,6 -215,1 -2 788,1 
nehmerzahl (Prod. 

Gewerbe) 

X11 Veränderung 65,7 4 782,4 -209,4 -9 262,3 
Arbeitnehmerzahl 
(Dienstleistungen) 

X13 Saldo der Berufspendler 2,0 8,4 0,4 2,3 
je 1 000 Beschäftigte 

X14 Kaufkraft je Ew. 1,5 220,9 -1,1 -216,7 

X16 Veränderung kommunaler -5,5 -85,5 -16,1 -565,4 
Steuereinnahmen je Ew. 

X17 kommunale -2,2 -35,5 17,8 579,3 
Steuereinnahmen je Ew. 

X19 Veränderung kommunaler 1,0 132,8 0,2 21,4 1,2 87,2 
Schulden 

X20 Veränderung kommunaler -13,9 -193,0 -7,9 -45,9 -15,1 -109,8 
Schulden je Ew. 

X21 Veränderung 49,2 118,4 
Baulandpreise 

X22 Baulandpreis 11,0 51,3 

X29 Anteil der -56,0 -36,8 33,7 25,3 
Schutzgebietsflächen 

X31 relative Veränderung SuV 225 507,4 307,6 182 869,6 549,0 195 720,6 348,3 
in Nachbargemeinden 

X32 Siedlungsdruck -666,6 -44,9 -169,4 -18,2 

X33 Reliefenergie -7,4 -27,9 

r2 (L2) = 0,798 0,658 0,744 

Quelle: eigene Berechnungen 

­

•	 Den	 höchsten	 Erklärungsgehalt	 bean­
sprucht die Variable X31 (relative Verän­
derung der Siedlungs- und Verkehrsflä­
che in den Nachbarkommunen), die ein 
erwartungsgemäß positives Vorzeichen 
trägt. Zur Erklärung sei auf die obigen 
Ausführungen zu den Y1-Modellen ver­
wiesen. 

•	 Bemerkenswert	 ist	 die	 Tatsache,	 dass	 
die Siedlungsdichte (X2) in den Model­

len zur Erklärung der katasterfläche­
normierten Flächeninanspruchnahme 
ein positives Vorzeichen aufweist, wäh­
rend dies in den Y1-Modellen negativ 
war. Eine ähnliche Beobachtung konn­
te mit den „Bundesmodellen“ (den in­
terregionalen Modellen auf Kreisebe­
ne) gemacht werden. Dies verdeutlicht 
die Parallelität von hohen absoluten 
Flächeninanspruchnahmen in ländlich 
peripheren Gemeinden und hohen rela­
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Tabelle 25 
Ergebnisse der besten modelle für die Erklärung der katasterflächennormierten Veränderung der suV insgesamt in der region stutt­
gart in den Zeiträumen 1996–2000, 2000–2004 und 199–2004 (die auf einem 5%-Niveau statistisch nicht signifikanten Variablen sind 
in grauer schrift dargestellt) 

Variable 1996–2000 2000–2004 1996–2004 

beta 

*10-3 

norm. 
beta 
*10-3 

beta 

*10-3 

norm. 
beta 
*10-3 

beta 

*10-3 

norm. 
beta 
*10-3 

Konstante -383,0 -490,2 -1446,4 
X1 Veränderung 

Einwohnerzahl 
-0,0 -22,1 

X2 Siedlungsdichte 10,4 118,6 10,0 70,9 17,4 117,5 
X5 Zuzüge 25-50-Jährige -0,0 -61,3 

X6 Zuzüge 25-50-Jährige 
je 1000 EW. 

6,9 96,0 11,1 87,3 26,4 195,8 

X13 Saldo der Berufspendler je 
1000 Beschäftigte 

0,0 8,2 0,0 4,3 0,1 7,9 

X16 Veränderung kommunaler 
Steuereinnahmen je Ew.. 

-0,4 -186,0 -0,3 -261,5 

X17 kommunale 
Steuereinnahmen je Ew.. 

0,3 144,9 0,7 275,0 

X29 Anteil der 
Schutzgebietsflächen 

-2,6 -48,0 -2,3 -26,6 -3,4 -36,8 

X31 relative Veränderung SuV in 
Nachbargemeinden 

17 576,7 662,9 18 854,6 872,6 16 575,3 825,1 

X32 Siedlungsdruck -39,6 -73,8 

r2 (L2)= 0,872 0,884 0,860 

Quelle: eigene Berechnungen 

tiven (gemessen an der Katasterfläche) 
Flächeninanspruchnahmen in den ver­
dichteten Regionsteilen. 

•	 Das	 positive	 Vorzeichen	 der	 Variablen	 
durchschnittlicher Saldo der Berufs­
pendler je 1000 sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 
(X13) kann als Ausdruck einer auf Ge­
meinden mit höherem Arbeitsplatzbe­
satz konzentrierten Siedlungsentwick­
lung gewertet werden, wobei aber darauf 
hinzuweisen ist, dass die Erklärungsfä­
higkeit dieser Variablen im Vergleich zur 
Siedlungsdichte eher gering ist. Mögli­
cherweise kann hier auch ein gewisser 
Steuerungserfolg der Regionalplanung 
gesehen werden – eine Wertung, welche 
durch die nachfolgend am Beispiel der 
Region Stuttgart dokumentierte Steue­
rungsleistung des regionalplanerischen 
Instruments der „Eigenentwicklung“ be­
kräftigt wird. 

•	 Die	 Variable	 absolute	 Veränderung	 der	 
Steuereinnahmen je Einwohner (X16) 
hat ein negatives Vorzeichen, was so in­
terpretiert werden könnte, dass eine Ab­
nahme der Steuereinnahmen zu einer 

„fiskalischen Antwort“ in Form von Flä­
chenausweisungen führt. 

•	 In	Analogie	zu	den	Y1-Modellen	kommt	 
der Zuzugsdynamik von Personen im 
Alter von 25 bis 50 Jahren Bedeutung zu. 
Die Variable durchschnittliche jährli­
che Zuzüge der Altersgruppe 25–50-Jäh­
riger je 1 000 Einwohner (X6) weist einen 
erwartungsgemäß positiven Optimie­
rungskoeffizienten auf. 

Mit negativem Vorzeichen steht schließ­
lich der Anteil der Schutzgebietsfläche an 
der Katasterfläche (X29) in den besten Mo­
dellen, was einen dämpfenden Einfluss der 
negativplanerischen Fachplanung auf die 
Flächeninanspruchnahme verdeutlicht. 
Allerdings ist das normierte b vergleichs­
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weise gering. Dies deutet darauf hin, dass 
Schutzgebietsausweisungen die kommu ­
nale Siedlungstätigkeit in der Regel nicht 
gänzlich unterbinden. 

Exkurs: regionalplanerische Begrenzung 
auf „Eigenentwicklung“ 

In fast allen Ländern sind an die Auswei ­
sung von Zentralen Orten Einschränkun ­
gen der baulichen Entwicklungsmöglich ­
keiten solcher Gemeinden gekoppelt, die 
keine zentralörtliche Bedeutung aufwei ­
sen. Damit soll insbesondere in solchen 
Gemeinden die Siedlungstätigkeit be ­

­

­
­
­

­

­

grenzt werden, die über eine nicht ausrei 
chende regionale Verkehrsanbindung und 
örtliche Infrastrukturausstattung verfü 
gen oder die in schützenswerten Natur 
räumen liegen. Dabei darf die Raumord 
nung den betroffenen Gemeinden aber 
einen gewissen Entwicklungsspielraum 
für den Bedarf der ortsansässigen Bevölke 
rung an Wohn- und Gewerbeflächen nicht 
verwehren. Die sog. „Eigenentwicklung“ 
kann gewissermaßen als „Opfergrenze“ 
der einzelnen Gemeinde zugunsten der 
siedlungsstrukturellen Gesamtsituation 
der Region angesehen werden (Wahl 1991). 
Dies wurde auch damit deutlich gemacht, 
das mit der Novellierung des ROG die Ge 
währleistung der Eigenentwicklung als 
Grundsatz der Raumordnung anerkannt 
wurde (§ 2 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 ROG). 

Tabelle 26 

Eigenentwicklung bedeutet, dass eine Ge ­
meinde Bauflächen für neue Baugebiete 
nur in einem solchen Umfang ausweisen 
darf, wie es zur Deckung des örtlichen Be ­
darfs an Wohn- und Gewerbeflächen erfor ­
derlich ist (Schmidt-Eichstaedt et al. 2001). 
Die durch das Instrument der Eigenent ­
wicklung gedeckte Flächenausweisung 
für Wohnen ergibt sich aus dem Bedarf der 
natürlichen Bevölkerungsentwicklung, ei ­
nem veränderten Wohnverhalten (Abnah ­
me der Belegungsdichte der Wohnungen) 
sowie steigenden Wohnflächenansprü ­
chen der ortsansässigen Bevölkerung. Der 
örtliche Gewerbeflächenbedarf resultiert 
aus betrieblichen Erweiterungen und/oder 
Umstrukturierungen. Ausgeschlossen ist 
die Ausweisung von Bauflächen für die 

„planvolle Beförderung“ der Zuwanderung 
von Einwohnern und Betrieben. 

Zu erwarten ist daher ein dämpfender Ein ­
fluss des Instruments der Eigenentwick ­
lung auf die Höhe der Flächeninanspruch ­
nahme der betreffenden Gemeinden. Eine 
statistische Überprüfung erfolgt hier nur 
für die Region Stuttgart. Tabelle 26 zeigt 
die landes- und regionalplanerischen Zie ­
le zur Eigenentwicklung in den betreffen ­
den Ländern. Deutlich wird, dass die pla ­
nerische Restriktivität zur Bemessung des 
zulässigen Umfangs der Eigenentwicklung 
sehr unterschiedlich vorgenommen wird. 
In Baden-Württemberg wird auf eine men ­
genbezogene Konkretisierung des mit dem 

Operationalisierung der „Eigenentwicklung“ in der raumordnungsplanung 

Bundesland Operationalisierung 

Baden-Württemberg „Den sich für die Eigenentwicklung ergebenden Bedarf kann jede Gemeinde nach der Erforderlichkeit 
Landesentwicklungsplan 2002 und den voraussehbaren Bedürfnissen (§ 1 Abs. 3 und § 5 Abs. 1 des Baugesetzbuchs) geltend 

machen. Der Bedarf wird durch zahlenmäßige Vorgaben der Landes- und Regionalplanung nicht 
beschränkt. Der Rahmen der Eigenentwicklung soll es den Gemeinden ermöglichen, ihre gewachsene 
Struktur zu erhalten und organisch weiterzuentwickeln. Dabei soll der natürlichen Entwicklung 
der Bevölkerung und dem inneren Bedarf Rechnung getragen werden … . Auch der örtliche 
Bedarf, der sich aus der Aufnahme von Spätaussiedlern ergibt, soll nach dem Willen des Landtags 
Berücksichtigung finden. Ein darüber hinausgehender Bedarf für Wanderungsgewinne und für größere 
Gewerbeansiedlungen kann im Rahmen der Eigenentwicklung jedoch nicht in Ansatz gebracht 
werden.“ (Begründung zu 3.1.5, S. 32) 

saarland „Die Entwicklung der Siedlungs-, Wirtschafts- und Versorgungsstruktur sowie die Bereitstellung 
Landesentwicklungsplan von Flächen für Wohnen, Gewerbe und zentrale Einrichtungen für die Daseinsgrundfunktionen 
„Siedlung“ 2006 ist am zentralörtlichen System auszurichten und auf die zentralen Orte unterschiedlicher Stufe zu 

konzentrieren. Die Siedlungs- und Versorgungsstruktur in nicht-zentralen Gemeindeteilen ist auf den 
Eigenentwicklungsbedarf zu beschränken.“ (Abschnitt 2.1.3) 

sachsen „Eigenentwicklung ist die für den Bauflächenbedarf zu Grunde zu legende Entwicklung einer 
Landesentwicklungsplan 2003 Gemeinde, die sich aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung und aus den Ansprüchen der 

örtlichen Bevölkerung an zeitgemäße Wohnverhältnisse, der ortsansässigen Gewerbebetriebe und der 
Dienstleistungseinrichtungen ergibt.“ (Abschnitt 2.4) 

Quelle: eigene Erhebung 
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Tabelle 27 
Vergleich der durchschnittlichen Flächeninanspruchnahme von Gemeinden mit „Eigenentwicklung“ und allen Gemeinden für den 
Zeitraum 1996 – 2004 

region Hektar Zuwachs in % Zuwachs in Hektar je 1000 Ew. 

Zentrale Orte Orte mit Zentrale Orte Orte mit Zentrale Orte Orte mit 
Eigenentwicklung Eigenentwicklung Eigenentwicklung 

Stuttgart 37 12 5,4 5,7 1,4 2,4 

Quelle: eigene Auswertungen 

Abbildung 4 
Trendlinien unterschiedlicher stichproben aus der Gesamtheit der Gemeinden 
der region stuttgart über den Verlauf der nach der Größe der suV-Entwicklung 
[ha, 1996–2004] sortierten Gemeinden der region stuttgart 
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Quelle: eigene Darstellung 

Instrument der Eigenentwicklung ein ­

­
­

geräumten Entwicklungsspielraums mit 
Ausnahme der Region Stuttgart explizit 
verzichtet. Im Saarland verlangt die Lan 
desplanung einen konkreten Bedarfsnach 
weis. 

Ein Vergleich der Entwicklung der Sied ­
­
­

­

lungs- und Verkehrsfläche in den Gemein 
den mit Eigenentwicklung und den Zentra 
len Orten der jeweiligen Planungsregionen 
ergibt allerdings nur eine schwache Steu 

erungswirkung des Instruments der Ei ­
genentwicklung. Für die Region Stutt ­
gart kann zwar gezeigt werden, dass die 
durchschnittliche absolute Flächeninan ­
spruchnahme (in Hektar) in den Gemein ­
den mit Eigenentwicklung deutlich unter 
dem Wert der Zentralen Orte bleibt (Tabel ­
le 27). Demgegenüber ist die prozentuale 
Flächeninanspruchnahme nahezu gleich. 
Bei Betrachtung der bevölkerungsgewich ­
teten Flächeninanspruchnahme (Hektar 
je 1 000 Einwohner) liegen die Gemeinden 
mit Eigenentwicklung sogar deutlich über 
dem Wert der Zentralen Orte. 

Ein Trenddiagramm zeigt ferner, dass 
die Verteilung der SuV-Zuwächse inner ­
halb der Gemeindegruppe mit Eigenent ­
wicklung ausgeglichener ist als in der Ge ­
samtheit der Gemeinden (Abbildung 4). 

„Ausgeglichener“ heißt hier, dass die Flä ­
cheninanspruchnahme der Gemeinden 
mit Eigenentwicklung mit einer Ausnah ­
me insgesamt weniger von der Trendlinie 
abweicht als die der Zentralen Orte. Das 
landesplanerische Instrument der Eigen ­
entwicklung ist somit offenbar sehr wohl 
geeignet, eine übermäßige Inanspruch ­

­

­

nahme von SuV-Flächen in ländlichen Ge 
meinden ohne ausreichende Infrastruktur 
zu verhindern. Als generelles Instrument 
einer flächensparenden Siedlungsentwick 
lung kommt der Eigenentwicklung aber 
nur eine untergeordnete Bedeutung zu. 



ireus_einluss_flaech_139.indd   63 08.04.2009   15:27:04 Uhr

 

 

 

63 

6   Diskussion qualitativer  
 Einflussfaktoren 
In Abschnitt 5 wurde die Bedeutung quan­
titativer Indikatoren zur Erklärung der 
Flächenin-anspruchnnahme ausführlich 
diskutiert. Es war jedoch ausdrückliches 
Ziel des Forschungsvorhabens, neben sta­
tistisch abbildbaren (potenziellen) Ein­
flussgrößen auch solche Faktoren zu be­
rücksichtigen, die keiner Quantifizierung 
zugänglich sind oder die nicht in das Da­
tenmodell dieses Forschungsvorhabens 
integrierbar waren. Ersteres betrifft qua­
litative Größen wie individuelle Präferen­
zen von Flächennutzern oder Wahrneh­
mungsmuster und Handlungsroutinen 
politischer Akteure mit Entscheidungsge­
walt über die Flächennutzung, zu denen 
keine statistischen Daten verfügbar sind. 
Letzteres trifft auf Daten zu, die nicht auf 
Landkreis- oder Gemeindeebene vorliegen 
(z. B. Befragungsdaten zu Wohnpräferen­
zen, die nicht regionalisierbar sind). 

Daher erfolgt in diesem Kapitel der Ver­
such, den möglichen Einfluss nicht-quan­
tifizierbarer Einflüsse auf die Flächenin­
anspruchnahme zumindest in Form von 
qualitativ angelegten Untersuchungen zu 
reflektieren. Dies erfolgt mit Hilfe von Li­
teraturanalysen wie auch mit einfachen 
statistischen Betrachtungen. 

6.1 Wohnpräferenzen  
der Bevölkerung 

In der Öffentlichkeit wird häufig die Mei­
nung vertreten, dass die Wohnwünsche ei­
ner breiten Mehrheit der Bevölkerung zu­
gunsten des freistehenden Familienheims 
ausfallen und damit eine vergleichswei­
se flächenintensive Wohnsiedlungsform 
als „präferenzgerecht“ bezeichnet wer­
den müsse. In gleichem Atemzug wird ar­
gumentiert, dass eine politisch-planerisch 
herbeigeführte Verknappung von Wohn­
bauland gegen stabile Präferenzmuster der 
Bevölkerung gerichtet sei und daher sozi­
alpolitisch als nicht opportun angesehen 
werden müsse. 

Da in Deutschland nach Kenntnis der Ver­
fasser keine regionalisierten Daten zu den 
Wohnpräferenzen der Bevölkerung exis­
tieren, konnte die Variable „Wohnwunsch“ 

in den oben dargestellten quantitativen 
Analysen auf Kreisebene nicht berücksich­
tigt werden. Alternativ konnte aber auf Da­
ten des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung aus der Laufenden Bevöl­
kerungsumfrage zurückgegriffen werden, 
mit denen das bisherige und beabsichtig­
te Wohn- und Mobilitätsverhalten der Be­
völkerung beschreibbar ist. Dadurch kön­
nen Wohn- und Wohnstandortpräferenzen 
zumindest als qualitativer Einflussfak­
tor innerhalb des Forschungsvorhabens 
berücksichtigt werden. Ergänzt werden 
die nachfolgenden – auf den Umfrageda­
ten des BBR basierenden – Ausführungen 
durch eigene Auswertungen von Wande­
rungsmotivstudien, die in den vergange­
nen Jahren von zahlreichen Kernstädten 
vorgenommen wurden. 

Im hier betrachteten Zeitraum zwischen 
1996 und 2004 wurden jährlich ca. 4000 
Personen befragt. Dabei ist anzumerken, 
dass nicht in jedem Jahr die gleichen Fra­
gen gestellt wurden, und die Antwortmög­
lichkeiten variierten. Beispielsweise wurde 
die Zufriedenheit mit der Wohnlage in drei, 
fünf oder sieben Stufen kategorisiert. Auch 
Merkmale der Befragten wurden unter­
schiedlich erfasst, z. B. der Familienstand 
bzw. die Haushaltszusammensetzung. 
Zeitliche Veränderungen der Wohnpräfe­
renzen unterschiedlicher Haushaltstypen 
lassen sich daher nicht ableiten. Die Ant­
worten können jedoch nach unterschied­
lichen demographischen und regionalen 
Merkmalen ausgewertet werden. 

Für die Auswertung der Fragebögen im 
Kontext dieses Forschungsvorhabens sind 
vor allem folgende Punkte interessant, 
weil sich hier unmittelbare oder mittelba­
re Rückschlüsse auf die Siedlungsflächen­
relevanz von Wohnwünschen ableiten las­
sen: 

•	 Umzugsabsichten	und	Umzugspräferen­
zen, 

•	 Zufriedenheit	 mit	 dem	 Wohnort	 und	 
Wohnstatus. 

Die Befragungsdaten des BBR zeigen zu­
nächst, dass die allgemeine Beliebtheit der 
Wohnlage mit dem städtischen Charak­
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Abbildung 5 
Wohnstandortpräferenzen aller Befragten 
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Quelle: eigene Berechnungen nach Daten des BBR 

Abbildung 6 
Wohnstandortpräferenzen der befragten Hauseigentümer 
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Quelle: eigene Berechnungen nach Daten des BBR 

ter dieser sinkt, d.h. die meisten Befragten 
würden bei freier Entscheidung „auf dem 
Land“ und dort in einem freistehenden 
Ein- oder Zweifamilienhaus wohnen wol ­

­

­

len. Lediglich jüngere Personen unter 20 
Jahren bevorzugen es, in einer mittelgro 
ßen Stadt zu leben; sie können sich aber 
eher mit einer Kleinstadt oder mit dem 
Landleben anfreunden als mit einer gro 
ßen Stadt oder Großstadt. 

Weitere Ergebnisse lassen sich gewinnen, 
wenn die Befragten ihre Standortpräfe ­
renzen innerhalb der Stadt benennen. Die 
Daten der Laufenden Bevölkerungsumfra ­
ge der BBR lassen Aussagen für Städte ab 
20 000 Einwohner zu. Hier zeigt sich, dass 
rund 40 % aller befragten Personen gerne 
außerhalb der Innenstadt, aber nicht am 
Stadtrand wohnen möchten. Bemerkens ­
werterweise ist der Stadtrand – durchaus 
im Widerspruch zur oben konstatierten 
relativen Attraktivität des Wohnens „auf 
dem Lande“ – bei Betrachtung aller be ­
fragten Personen am wenigsten attraktiv. 

Anders gestaltet sich das Umfrageergeb ­
nis bei der Befragung der Hauseigentümer. 
Für die Hälfte der Hauseigentümer stellt 
der Stadtrand den attraktivsten Wohn ­
standort dar, mit der Nähe zur Stadtmit ­
te sinkt für sie der Beliebtheitsgrad der 
Wohnlage. 

Die Befragungsergebnisse zeigen darü ­
ber hinaus eine relative Standorttreue 
der Bevölkerung. Ein Großteil der befrag ­
ten Personen gibt als Wohnstandortprä ­
ferenz die eigene Wohnlage („Innenstadt“ 
oder „außerhalb der Innenstadt, aber 
nicht am Stadtrand“ bzw. „dazwischen“ 
oder „Stadtrand“) an, die Zufriedenheit 
steigt bei Berücksichtigung aller Antwor ­
ten mit der Entfernung zur Innenstadt. Bei 
der Auswertung der Antworten der Haus ­
eigentümer zeigt sich dies noch deutlicher. 
Die meisten Personen, die sich eine ande ­
re als ihre derzeitige Wohnlage wünschen, 
tendieren zu ähnlichen Wohnlagen, d.h. 
ein Wohnstandortwechsel beispielsweise 
vom Stadtrand in die Innenstadt scheint 
bei dieser Klientel eher selten. Ein Über ­

­

­

­
­
­

­
­

­

blick über die Antworten der Personen, die 
zwischen Innenstadt und Stadtrand leben, 
lässt den Rückschluss zu, dass die Unter 
schiede dieses Standorts zum Stadtrand 
gravierender einzustufen sind als zur In 
nenstadt. 

Die relative Standorttreue von Haushal 
ten findet Bestätigung in zahlreichen Be 
fragungen von Kernstadt-Umland-Wande 
rern, die Kernstädte in den letzten Jahren 
haben durchführen lassen (siehe hier 
zu Trappmann 2005). So zeigen Untersu 
chungen zu Wanderungsmotiven, dass 
sich die Nachfrage nach Wohnungen und 
Immobilien keineswegs allein auf „grüne 
re“ Standorte in den suburbanen Räumen 
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Wohnstandortpräferenzen der Befragten, differenziert nach dem derzeitigen Wohnstandort
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orientiert. Im Gegenteil – das Wohnen im 
Umland stellt für viele Haushalte nur die 
zweitbeste Lösung dar. Prinzipiell besteht 
eine hohe Bindung an die Kernstadt – lässt 
sich ein den individuellen Vorstellungen 
und finanziellen Möglichkeiten entspre­
chendes Angebot innerhalb der Kernstadt 
ausmachen, so wird ein städtischer Wohn­
standort präferiert (Ismaier 2002). Dabei 
fokussiert die Nachfrage keinesfalls allei­
ne das Eigenheim, was durch den hohen 
Anteil von Stadt-Umland-Wanderern, die 
im Umland eine neue Wohnung im Ge­
schosswohnungsbau wählen, verdeutlicht 
wird (Blotevogel und Jeschke 2003; Breck­
ner et al. 1998). Eine gezielte Ausdehnung 
des in den Kernstädten verfügbaren An­
gebots attraktiver, familientauglicher Ge­
schosswohnungen durch Neu-, vor allem 
aber durch Umbaumaßnahmen kann da­
her eine adäquate Strategie sein, poten­
zielle „Stadtflüchtende“ flächensparsam in 
den Kernstädten „zu halten“. 

In jüngerer Vergangenheit wird auch über 
die sich im Zuge des demographischen 
Wandels möglicherweise ergebenden Ver­
änderungen der Wohnbedürfnisse disku­
tiert. In den nächsten Jahrzehnten wird 
diejenige Nachfragegruppe schrump­
fen, die lebenszyklisch einen Bedarf nach 
mehr Wohnfläche äußert und als wesent­
licher Träger der Wohneigentumsbildung 
in Erscheinung tritt. Nach Daten des Mi­
krozensus lebte im Jahr 2002 nur noch je­
der zweite Deutsche in einer Eltern-Kind-
Gemeinschaft (Statistisches Bundesamt 
2002). Nach Prognosen könnte die Zahl der 
Familienhaushalte mit Kindern und einem 
Haushaltsvorstand zwischen 25 und 35 
Jahren um weitere 16 % bis zum Jahr 2015 
zurückgehen (Hallenberg 2002). Anderen 
Haushaltsformen wie jungen, kinderlo­
sen Berufstätigen, Paaren nach Auszug der 
Kinder (empty nesters), Alleinerziehenden 
oder älteren Einpersonenhaushalten kön­
nen hingegen deutlich andere Anforde­
rungen an Wohnung und Wohnumgebung 
unterstellt werden. 

Städte profitieren möglicherweise von die­
ser Entwicklung, weil sie der zunehmen­
den Vielfalt an Haushaltstypen ein breite­
res Angebot an alternativen Wohnformen 
anzubieten in der Lage sind. Zwar zei­
gen Wanderungsanalysen, dass die Sub­
urbanisierung keineswegs allein durch 

Familien mit Kindern getragen wird. Rent­
nerhaushalten, Alleinerziehenden oder 
erwerbstätigen Ein- und Zweipersonen­
haushalten kann jedoch eine weit höhere 
Kernstadtakzeptanz des Wohnens unter­
stellt werden. Schon heute ist nachweisbar, 
dass jüngere Haushalte ein großstadtori­
entiertes Migrationsverhalten aufweisen 

– ein Trend, der sich in den Jahren nach 
2000 noch verstärkt hat (Gatzweiler et al. 
2006). Damit bestehen gravierende An­
haltspunkte dafür, dass sich die Wohnprä­
ferenzen und die sich davon ableitenden 
Wohnstandortanforderungen zugunsten 
weniger flächenintensiver Siedlungsfor­
men wandeln könnten (siehe hierzu auch 
DGD/BBR 2007). 

Bedeutung kommt in diesem Zusam­
menhang auch veränderten Arbeitsformen 
zu (längere Arbeitszeiten, unregelmäßige 
Arbeitsrhythmen bei Hochqualifizierten, 
zunehmender Anteil befristeter Beschäfti­
gung), die zu einer flexibleren Alltagsorga­
nisation zwingen. Die engere Verflechtung 
von beruflichem, sozialem und privatem 
Leben drängt die frühere Trennung zwi­
schen Arbeit, Freizeit und Wohnen mög­
licherweise mehr und mehr zurück. Das 
Alltagsleben an suburbanen Standorten 
mit längeren Wegen und hohen Pendel­
belastungen überfordere – so die Vertre­
ter dieser Position – die Haushalte mehr 
und mehr. Städte böten dagegen eher Orte, 
welche veränderten Zeitökonomien von 
Berufstätigen gerecht werden. 

Zusammenfassend lässt sich schlussfol­
gern, dass die Wohnpräferenzen der Be­
völkerung differenzierter sind als das in 
der Öffentlichkeit häufig verwendete Bild 
des Wohnens im freistehenden Eigenheim 
suggeriert. Entgegen landläufigen An­
nahmen ist die Stadt durchaus als Wohn­
standort interessant, wenn Faktoren wie 
Verfügbarkeit, akzeptable Kosten und 
präferenzgerechte nahräumliche Ausstat­
tungsqualitäten in Übereinstimmung ge­
bracht werden können. Des Weiteren lässt 
sich festhalten, dass sich im Zuge des de­
mographischen Wandels möglicherweise 
gravierende Veränderungen der Wohnprä­
ferenzen ergeben könnten, die ein flächen­
sparsameres Wohnsiedlungsverhalten in 
Zukunft eher erwarten lassen. Wande­
rungsanalysen des BBR zeigen indes, dass 
von einer breiten „Rückwanderungswelle“ 
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in die Städte oder höher verdichtete Sied­
lungsräume noch nicht gesprochen wer­
den kann. Die sog. Reurbanisierung sei 
aktuell „eher Botschaft der Chancen und 
Herausforderungen der Stadtentwick­
lung denn empirische Wirklichkeit (Bun­
desamt für Bauwesen und Raumordnung 
2007, S. 43). Insbesondere in Gebieten mit 
überdurchschnittlichen Bauland- und Im­
mobilienpreisen seien Suburbanisierungs­
tendenzen zugunsten gering verdichteter 

– und damit flächenextensiver – Gebiete 
nach wie vor dominant. 

6.2 Baulandpolitiken  
der Gemeinden 

Seit den 1980er Jahren haben Kommunen 
vermehrt mit Familien- und Einheimi­
schenmodellen versucht, die Baulandent­
wicklung mit sozialpolitischen Zielen zu 
verknüpfen. Wesentliches Motiv im Ein­
satz solcher Modelle ist es, bestimmte Be­
völkerungsgruppen bei der Vergabe von 
Baugrundstücken zu bevorzugen (Ein­
heimische oder/und Familien) und die 
Entwicklung der Bodenpreise in stärke­
rem Maße zu kontrollieren als dies mit der 
klassischen Angebotsplanung möglich ist. 

Familienmodelle wurden in jüngerer Ver­
gangenheit vor allem von Gemeinden an­
gewendet, die mit vermehrter Abwan­
derung zu kämpfen haben. Durch die 
Bereitstellung von nicht selten subven­
tioniertem Bauland sollen junge Famili­
en am Ort gehalten werden oder Familien 
von außerhalb gewonnen werden. Ein­
heimischenmodelle, die vor allem in Süd­
deutschland zum Einsatz kommen, be­
tonen darüber hinaus soziale Merkmale 
(insbesondere Herkunftsmerkmale) bei 
der Vergabe von Bauplätzen in kommuna­
ler Verfügung. Meistens werden die beiden 
Modellformen miteinander kombiniert. 
Damit soll einheimischen Familien ein 
Verbleiben am Wohnort ermöglicht wer­
den bei gleichzeitiger Realisierung der in­
dividuell gewünschten Wohnform. 

Es kann gemutmaßt werden, dass Einhei­
mischen- und Familienmodelle die Flä­
cheninanspruchnahme dämpfen, weil ihr 
Einsatz von einer reinen Angebotsplanung 
Abstand nimmt, bei der Bauland erschlos­
sen wird, ohne gleichzeitig Bauverpflich­
tungen auszusprechen. Das verbreitete 

Horten von Bauplätzen führt zu dem häu­
fig beklagten Baulandparadoxon, wonach 
von den Gemeinden zwar ausreichend 
Bauland ausgewiesen wird, aber dennoch 
marktverfügbare Bauplätze nicht in erfor­
derlichem Umfang vorhanden sind (Davy 
2000). Ist der Einsatz von Einheimischen- 
und Familienmodellen allerdings mit der 
Subventionierung von Bauland verbun­
den (siehe unten), kann in diesen Instru­
menten aber auch eine flächenverbrauchs­
steigernde Wirkung vermutet werden. Sog. 

„Schwellenhaushalten“, für die ein Eigen­
heimerwerb unter normalen Marktbedin­
gungen nicht möglich wäre, wird auf diese 
Weise zum Eigenheim verholfen. 

Um über die (zukünftigen) Baugrundstü­
cke im Sinne der Ziele von Familien- und 
Einheimischenmodellen verfügen zu kön­
nen, verfolgen die Kommunen unter­
schiedliche Strategien. Häufig sind die 
Kommunen bereits Eigentümer der be­
treffenden Grundstücke oder sie erwerben 
diese von privaten Grundstückseigentü­
mern. Wenn ein Erwerb nicht angestrebt 
ist, schließen die Kommunen mit den 
Grundstückseigentümern städtebauliche 
Verträge ab, die innerhalb einer festgeleg­
ten Frist das Eingreifen der Gemeinde in 
die Vertragsgestaltung bei einem Verkauf 
der Grundstücke ermöglichen. Dabei kann 
die Gemeinde die Ausweisung von Bau­
land an unterschiedliche Bedingungen 
knüpfen: möglich ist eine Auflassungsvor­
merkung zugunsten der Gemeinde mit ei­
nem befristeten Verkaufsangebot, das die 
Gemeinde annehmen darf, wenn der Ei­
gentümer an jemanden verkaufen will, 
der die Vergabekriterien nicht erfüllt. An­
zutreffen sind aber auch Verpflichtungen 
der Eigentümer gegenüber der Gemeinde, 
Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte 
nur mit Zustimmung der Gemeinde abzu­
schließen. 

In den Modellen werden entweder Ver­
gabekriterien für günstiges Bauland for­
muliert, die den Kreis der möglichen 
Käufer einschränken oder bestimmte Per­
sonengruppen bevorzugen, oder bestimm­
te Personengruppen werden finanziell 
beim Kauf von Bauland unterstützt. Die­
se finanzielle Förderung kann in unter­
schiedlicher Weise geschehen. Üblich sind 
Kaufpreisermäßigungen um einen festen 
Betrag beim Kauf eines gemeindeeigenen 
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Tabelle 28
 
Einsatz von Einheimischen und Familienmodellen in der region stuttgart
 

Gemeinde modell 
V: Vergabe 
F: Förderung 
EM: Einheimischen­

Bemerkungen (z. B. Bauverpflichtung) 

modell 
FM: Familienmodell 
KM: Kombiniertes 
Modell 

Adelberg V; KM Vergabe durch Gemeinderat: Berücksichtigung Reihenfolge der Anmeldungen, Wohnort, 
Familiensituation; Bauverpflichtung (5 J.). 

Aichelberg F; EM Ermäßigung für Einheimische je qm Baufläche 

(Aichtal) --­ Auflage: Erwerber muss selbst nutzen 

Albershausen Teilweise Ermäßigung für Einheimische je qm Baufläche 

Berglen V; EM Ausschlusskriterium: Einheimischer, Bauverpflichtung (4 J.) 

Birenbach F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Böhmenkirch V; EM Vorrang für Einheimische 

Bondorf V; KM Einheimische ohne ausreichend Wohnraum; Auswärtige;  
Auflage für die Einheimischen! 

Börtlingen V; EM Nur für örtliche Interessenten 

Burgstetten V; EM „...bietet ihren Bürgern Bauplätze an.“ 

Deckenpfronn F; FM Abzug für Familien mit Kindern 

Dürnau V; EM Vorrang für Einheimische 

Eberdingen F; FM Teilweise Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Erkenbrechtsweiler F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Erligheim V + F, KM Vorrang für Einheimische, Familien; Abschlag je Kind: Absolutbetrag; Bauverpflichtung (4 
J.) 

Esslingen am Neckar V; KM Verkauf gegen Gebot, Berücksichtigung von Kaufpreisgebot, Anzahl der Kinder, Wohnort 
und Wohnverhältnisse 

Freudental V; FM Vorrang für Familien, teilweise Bauverpflichtung 

Gammelshausen F; KM Ermäßigung für Einheimische und je Kind 

Gärtringen F; EM Ermäßigung für Einheimische je qm Baufläche 

Geislingen F; FM Teilweise Abschlag je Kind: Absolutbetrag; Bauverpflichtung 

Göppingen F; FM Familienförderprogramm: Abschlag je Kind: Absolutbetrag 

Grafenau V; KM Kein Baugebot in der Gemeinde 

Herrenberg V; KM Vergabekriterien abgestuft: Familien, Einheimische 

Holzmaden F; EM Ermäßigung für Einheimische je qm Baufläche 

Jettingen V; KM Vorrang für einheimische Familien 

Kaisersbach F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Korntal-Münchingen V; KM Abgeleitet aus dem Bewerbungsbogen: bei der Auswahl werden neben dem 
 Kaufpreisgebot u.a. auch die Anzahl der Kinder, der derzeitige Wohn- und Arbeitsort 

berücksichtigt, Verkauf an Paare jeweils zur Hälfte 

Ludwigsburg F; FM Abschlag je Kind: Absolutbetrag 

Mötzingen V; KM Bewerberauswahlkriterien, Rangfolge: bevorzugt einheimische Familien mit Kindern 

Neckartenzlingen F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Nürtingen V; FM Vorrang für Familien, Bauverpflichtung (3 J.) 

Oberriexingen F; FM Familienförderung 

Rechberghausen F; FM Abschlag je Kind: Absolutbetrag 

Remshalden F; KM Ermäßigung für Einheimische je qm Baufläche, Zuschuss zum Kaufpreis für Familien mit 
Kindern 

Sachsenheim V; KM Abgeleitet aus dem Bewerbungsbogen: Berücksichtigung bei der Vergabe: 
Familienstand, Kinderzahl, Wohnort 

Salach F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Schlierbach F; KM Ermäßigung für Einheimische und je Kind je qm 

Sindelfingen V; KM  Vergabe der Bauplätze erfolgt bevorzugt an: Familien mit Kindern, 
 Einheimische, Interessenten mit Arbeitsplatz in Sindelfingen 

Süßen F; FM Ermäßigung für Familien je Kind je qm Baufläche 

Tamm V; KM Verkauf nur an Familien aus Tamm, bevorzugt Fam. mit Kindern; Bauverpflichtung (3 J.) 

Unterensingen V + F; KM Ausschlusskriterium: Einheimisch oder Arbeitsstelle in Unterensingen; Bevorzugung Fam. 
mit Kindern; Darlehen für Familien je Kind 

Waldenbuch V; KM Vergabekriterien abgestuft: Einheimische; Familien 

Wäschenbeuren F; FM Abschlag je Kind: Absolutbetrag 

Quelle: eigene Erhebungen 
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Tabelle 30 
Vergleich der durchschnittlichen Flächeninanspruchnahme von Gemeinden 
mit und ohne Vergabekriterien und finanziellen Förderregelungen in der region 
stuttgart für den Zeitraum 1996 – 2004 (eigene Auswertungen) 

Gemeinden mit … Flächeninanspruchnahme 

Hektar Zuwachs in % Zuwachs in Hektar je 
1 000 EW 

Vergabekriterien 31 (n=21) 6,4 (n=21) 2,0 (n=21) 

Förderregelungen 
bestimmter 
Personengruppen 

19 (n=20) 5,0 (n=20) 1,5 (n=20) 

ohne Vergabekriterien und 
Förderregelungen 

22 (n=158) 5,6 (n=158) 1,6 (n=158) 

Quelle: eigene Auswertungen 
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Bauplatzes oder ein vergünstigter Quad­
ratmeterpreis beim Kauf eines gemeinde­
eigenen Bauplatzes. 

Befinden sich die Grundstücke, auf die 
Einheimischen- oder/und Familienmodel­
le angewendet werden, nicht im Eigentum 
der Kommune, besteht die Gefahr, dass die 
Eigentümer die im Vertrag festgelegte Frist 
verstreichen lassen und somit die Grund­
stücke als Kapitalanlage nutzen. Solches 
Vorgehen soll auch bei Käufern, die den 
Vergabekriterien entsprechen, unterbun­
den werden. Deshalb wurden fast alle Mo­
delle der Baulandbereitstellung um eine 
Bauverpflichtung (oft weniger als fünf Jah­
re) und eine Verpflichtung zur Selbstnut­
zung der Hauptwohnung erweitert. 

Die mögliche Wirkung solcher Modelle auf 
die Flächeninanspruchnahme kann für 
die Region Stuttgart, für die nur im Inter­
net veröffentlichte Daten zu deren Einsatz 
vorliegen, näher betrachtet werden. Tabel­
le 28 zeigt die in den Gemeinden der Regi­
on Stuttgart zum Einsatz kommenden Ver­
gabeformen. 

In welchem Maße derartige Instrumente 
des kommunalen Flächenmanagements 
die Flächeninanspruchnahme der jewei­
ligen Gemeinden beeinflussen, kann hier 
nur sehr eingeschränkt reflektiert wer­
den. Zum einen liegen keine Erkenntnis­
se dahingehend vor, in welchem Maße 
die in Tabelle 28 genannten Kommunen 
ihre Wohnbauflächenpolitik mit Einhei­
mischen- und Familienmodellen steuern.5 

Zum anderen stehen die in Tabelle 29 dar­
gestellten Vergleiche unter dem Vorbehalt, 
dass die mögliche Wirkung der Modellan­
wendung auf die Flächeninanspruchnah­
me hier nicht isoliert werden kann, wie es 
bei der Errechnung multivariater stochas­
tischer Modelle (siehe Abschnitt 5) mög­
lich ist. 

Tabelle 29 zeigt zunächst, dass sich das 
Flächenausweisungsverhalten der Kom­
munen mit Einsatz von Familienmodellen 
kaum von den Gemeinden unterscheidet, 
die solche Modelle nicht anwenden. Auf­
fällig ist aber der hohe prozentuale und 
einwohnergewichtete Zuwachs der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche in Gemeinden 
mit Einheimischenmodellen. Letzteres 
kann möglicherweise damit erklärt wer­
den, dass die konsequente Anwendung 
von Einheimischenmodellen zu einer Res-

Tabelle 29 
Vergleich der durchschnittlichen Flächeninanspruchnahme von Gemeinden mit 
und ohne Baulandvergabemodellen in der region stuttgart für den Zeitraum 
1996 – 2004 

Gemeinden mit … Flächeninanspruchnahme 

Hektar Zuwachs in % Zuwachs in Hektar je 
1 000 EW 

Einheimischenmodellen 18 (n=8) 8,8 (n=8) 4,3 (n=8) 

Familienmodellen 21 (n=15) 4,1 (n=15) 1,2 (n=15) 

einer Kombination von 
Einheimischen und 
Familienmodellen 

33 (n=16) 6,5 (n=16) 1,9 (n=16) 

ohne Vergabemodelle 22 (n=163) 5,4 (n=163) 1,6 (n=163) 

Quelle: eigene Auswertungen 

triktion der Zuwanderung in die Gemein­
de führt. Höhere einwohnergewichtete 
SuV-Zuwächse sind in derartigen Fällen 
plausibel. Der hohe prozentuale Zuwachs 
mag Ausdruck der geringen Größe der be­
treffenden Gemeinden sein. Tabelle 30 
zeigt darüber hinaus, dass der Einsatz von 
sozialen Vergabekriterien und Förderrege­
lungen bei der Bauplatzvergabe nicht mit 
einer erkennbaren Steigerung oder Dämp­
fung der Flächeninanspruchnahme ein­
hergeht. 

Zusammenfassend kann ausgesagt wer­
den, dass mit dem hier möglichen ein­
fachen statistischen Ansatz keine signi­
fikanten Wirkungen des Einsatzes von 
Einheimischen- und Familienmodellen 
auf die Intensität der Flächeninanspruch­
nahme identifiziert werden konnten. Eine 
Ausnahme ist die Tendenz zu höheren ein­
wohnerbezogenen Flächenverbrauchszif­
fern in Gemeinden, die Einheimischen­
modelle betreiben. Die in den Tabellen 29 
und 30 aufgezeigten Ergebnisse für die Re­
gion Stuttgart stehen aber unter den oben 
angesprochenen methodisch-inhaltlichen 

(5) 
Die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts 
hält Einheimischenmodel­
le nur dann für zulässig, wenn 
im Gemeindegebiet ausrei­
chend Bauplätze ohne Ein­
h e i m i s c h e n b e g r e n z u n g 
bestehen (vgl. BVerwG 
4C18/91(11.03.93). 
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Vorbehalten. Auch ist auf die vergleichs­
weise geringen Fallzahlen für die Region 
Stuttgart hinzuweisen, die eine vorsichti­
ge Interpretation der Ergebnisse anmah­
nen. 

6.3 „Flächenpolitisches Klima“ 

Einführung 

Ein wesentlicher – nicht oder nur einge­
schränkt quantifizierbarer – Faktor ist das 

„flächenpolitische Klima“, in dem flächen­
nutzungsrelevante Entscheidungen auf 
verschiedenen räumlichen Ebenen getrof­
fen werden. Mit dem „flächenpolitischen 
Klima“ wird hier der Grad der Politikfähig­
keit des Themas „Flächeninanspruchnah­
me“ verstanden. Politikfähig ist ein Prob­
lem dann, wenn die politischen Akteure 
ausreichend sensibilisiert sind und über 
ausreichendes Wissen um die grundsätz­
liche Problematik und ihre verschiede­
nen Lösungsansätze verfügen. Es wird hier 
die These vertreten, dass das vor allem auf 
der Landesebene geprägte flächenpoliti­
sche Klima in einem Bundesland wesentli­
chen Einfluss auf die Flächennutzungspo­
litik kommunaler Gebietskörperschaften 
ausübt. Danach verhalten sich Kommunen 
eher flächensparend, wenn von landespo­
litischer Seite das Thema als relevant her­
vorgehoben wird. 

Die Relevanz eines solchen diskursbezo­
genen „Capacity Building“ kann auch po­
litikwissenschaftlich begründet werden. 
Alle Themen der politischen und gesell­
schaftlichen Diskussion unterliegen stär­
ker oder schwächer ausgeprägten Auf­
merksamkeitszyklen, die das erst zu- und 
dann wieder abnehmende öffentliche In­
teresse widerspiegeln. In vielen Fällen 
werden sogar in mehr oder weniger gro­
ßen Abständen mehrere solcher Zyk­
len durchlaufen. Die Beschäftigung mit 
der „Begriffskonjunktur“, mit der medi­
alen „Karriere“ eines Interessensgegen­
stands sowie mit der sich simultan voll­
ziehenden inhaltlichen Entwicklung ist 
aus verschiedenen Gründen von Bedeu­
tung. Zum einen werden Reizthemen, die 
ein anhaltendes öffentliches Interesse auf 
sich ziehen, früher oder später auf die po­
litische Agenda gesetzt, also von „unten“ 
bzw. den Medien in die Politik hineinge­
tragen und dauerhaft begleitet. Zum ande­

ren gibt es aber auch den Fall, dass ein von 
Experten gesetztes Thema nur in die fach­
politische Diskussion vorstößt, aber keine 
Breitenwirkung erzielt und dann ohne re­
levante praktische Auswirkungen wieder 
verschwindet. Um zu verstehen, warum 
ein bestimmter Diskussionsgegenstand 
im „Aufmerksamkeitswettbewerb“ erfolg­
reich ist oder nicht, kann die Diskursana­
lyse wichtige Informationen liefern. Hier 
soll das Thema „Flächensparen“ oder all­
gemeiner „Flächenverbrauch“ untersucht 
werden, um Aussagen über das „politische 
Klima“ in Deutschland und den einzelnen 
Bundesländern (ohne Stadtstaaten) hin­
sichtlich der ernsthaften Bereitschaft zur 
Verminderung der Inanspruchnahme neu­
er Flächen machen zu können. 

Die Untersuchung nähert sich ihrem Ge­
genstand dabei von mehreren Seiten. In ei­
nem ersten Schritt werden die Dokumen­
tendatenbanken der Landesparlamente 
nach verschiedenen Schlagworten mit in­
haltlichem Bezug zur Flächeninanspruch­
nahme durchsucht und die erzielten Tref­
fer nach Jahren aufgeschlüsselt ausgezählt. 
Dieser quantitative Ansatz liefert zum ei­
nen Informationen über den groben Ver­
lauf und zeitlichen Rahmen der politischen 
Diskussion im Bund und in den verschie­
denen Ländern, zum anderen ergibt sich 
aber auch eine Rangliste der Schlag­
worte, die Rückschlüsse auf die inhaltli­
chen Schwerpunkte der Debatte ermög­
licht. Die gewählten Schlüsselbegriffe sind 

„Flächeninanspruchnahme“, „Flächenver­
brauch“, „Landschaftsverbrauch“, „Zer­
siedelung“ und „Versiegelung“. Als nächs­
tes werden die gefundenen Dokumente 
inhaltlich ausgewertet und geordnet, um 
qualitative Aussagen über die parlamenta­
rischen Diskussionen und die praktische 
Relevanz der politischen Anstrengungen 
zu erhalten. 

Die Untersuchung des politischen Klimas 
wird aus Gründen der Forschungsökono­
mie sowie der Datenverfügbarkeit auf die 
letzten zehn Jahre, d. h. von 1997 bis 2006, 
eingegrenzt. Zu den gewählten Schlagwor­
ten ist anzumerken, dass die Begriffe „Flä­
cheninanspruchnahme“ und „Flächen­
verbrauch“ erst in jüngerer Zeit vermehrt 
in der Diskussion auftauchen, während 

„Landschaftsverbrauch“ und „Zersiede­
lung“ schon sehr lange zum einschlägi­
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gen Vokabular gehören. Die letztgenann­
ten Schlagworte sind negativ gefärbt und 
einem sentimental-ästhetischen, tenden­
ziell urbanisierungskritischen Standpunkt 
zuzuordnen, der gegen die zunehmende 

„Zersiedelung“ der Landschaft Stellung be­
zieht. Dagegen ist „Flächeninanspruch­
nahme“ der neutrale Begriff der Wissen­
schaft. „Flächenverbrauch“ ist zwischen 
den vorgenannten Bezeichnungen einzu­
ordnen, da der Begriff zwar nicht direkt 
abwertend zu verstehen ist, aber dennoch 
das „Aufbrauchen“ von etwas suggeriert, 
obwohl es tatsächlich eher um eine Um­
wandlung oder Umwidmung geht. Der Be­
griff „Versiegelung“ nimmt eine gewisse 
Sonderstellung ein, da er nicht nur im flä­
chenpolitischen Kontext verwendet, son­
dern auch sehr häufig im Zusammenhang 
mit dem Thema „Oberflächenwasser“ und 
binnenländischen Flutereignissen disku­
tiert wird. 

Die Auswertung der Rechercheergebnis­
se (Abbildungen 8 bis 24) fördert zwei cha­
rakteristische Merkmale der Flächenver­
brauchsdiskussion zutage. Hinsichtlich 
der regionalen Verteilung fällt auf, dass 
Baden-Württemberg und Bayern, ob­
wohl sie zusammen nur einen Anteil von 
30 Prozent der Fläche und der Bevölke­
rung aller deutschen Flächenländer be­
sitzen, immerhin 60 Prozent aller gefun­
denen Dokumente auf sich vereinigen. Es 
liegt nahe, dieses Ergebnis als Abbild der 
bekannten großräumigen Disparitäten 
Deutschlands, des Ost-West- sowie des 
Nord-Süd-Gefälles zu interpretieren. Süd­
deutschland gehört nicht nur zu den wirt­
schaftlich stärksten Regionen in Deutsch­
land, sondern hatte während der letzten 
zehn Jahre auch eine kontinuierliche bin­
nenwanderungsbedingte Bevölkerungs­
zunahme zu verzeichnen. Entsprechend 
ist zu vermuten, dass die politischen und 
gesellschaftlichen Akteure hier mit wachs­
tumsbedingten Problemen vertraut sind. 
Die ebenfalls wirtschaftsstarken Länder 
Nordrhein-Westfalen und Hessen kommen 
immerhin noch auf jeweils etwa sieben 
Prozent der Treffer, alle anderen Länder 
– mit Ausnahme Thüringens – liegen un­
ter fünf Prozent. Bemerkenswert ist in die­
sem Zusammenhang, dass die Flächenver­
brauchsdiskussion in Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen kaum geführt wird, 
obwohl hier die prozentuale Zunahme der 

Siedlungs- und Verkehrsfläche während 
der letzten Jahre sogar noch höher lag als 
im Süden Deutschlands. Möglicherweise 
ist die allgemeine Sorge vor einer „Aufsie­
delung“ der Landschaft aufgrund der ins­
gesamt geringeren Bevölkerungsdichte 
hier weniger ausgeprägt. 

Dem gegenüber stehen die Schrumpfungs­
regionen vor allem im Osten Deutschlands, 
wo Flächenverbrauch angesichts der wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten und eines 
vergleichsweise geringen Siedlungsflä­
chenanteils anscheinend eher unkritisch 
gesehen wird. Positiv sticht allerdings 
Thüringen heraus, das als flächenmäßig 
kleinstes und bezüglich der Einwohner­
zahl zweitkleinstes neues Bundesland al­
lein 50 Prozent aller Treffer in den neuen 
Ländern liefert und im gesamtdeutschen 
Vergleich mit acht Prozent der Dokumen­
te auf dem dritten Platz landet. Dies ist in­
sofern bemerkenswert, wenn man berück­
sichtigt, dass Thüringen sowohl absolut 
als auch relativ die geringste Flächenneu­
inanspruchnahme aller ostdeutschen Flä­
chenländer hat und auch im Verhältnis zu 
den allermeisten westlichen Flächenlän­
dern sehr niedrige Flächenverbrauchswer­
te aufweist. Die flächenpolitische Debat­
te in Thüringen, aber auch in den anderen 
(neuen) Bundesländern, wird im Zusam­
menhang mit dem Stadtumbau verstärkt 
von Themen wie Flächenrecycling und 
Flächenmanagement bestimmt. Da die 
Schlagwortsuche jedoch von vornherein 
auf Begriffe beschränkt war, die mit der 
Neuinanspruchnahme von Flächen zu­
sammenhängen, wird dieser Diskussions­
strang hier nicht repräsentiert. 

Vergleicht man die SuV-Zunahme der Jah­
re 1997–2000 und 2001–2004, lässt sich zei­
gen, dass zu den Ländern mit einem rück­
läufigen Flächenzuwachs insbesondere 
jene zu rechnen sind, in denen eine um­
fangreiche Flächenverbrauchsdiskussion 
existiert, während die Länder mit weiter 
steigendem Flächenverbrauch nur wenige 
Treffer verbuchen können. Dies scheint die 
oben aufgeworfene Hypothese zu bestäti­
gen. Die zweite augenfällige Besonderheit 
betrifft den chronologischen Verlauf der 
politischen Diskussion. Ab dem Jahr 2002 
ist ein deutlicher Anstieg der Trefferquote 
zu erkennen, nur bei dem Begriff „Zersie­
delung“ zeigt sich hier keine Veränderung. 
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Insgesamt sind den ersten fünf Jahren nur Diskussionsintensität und der „Jahrhun ­
35 Prozent und der zweiten Hälfte entspre- dertflut“ im Sommer 2002 vermutet wer ­
chend 65 Prozent der Treffer zuzuordnen. den. Bezüglich der restlichen Schlagwor-
Im Falle der „Versiegelung“ kann ein Zu- te ist es dagegen wahrscheinlich, dass die 
sammenhang zwischen dem Anstieg der Veröffentlichung der Nationalen Nachhal-

Abbildung 8 
Anzahl der Treffer nach Bundesländern bei der schlagwortsuche nach „Flächeninanspruchnahme“ im 
Zeitraum 1997–2006 

Quelle: eigene Erhebung 

Abbildung 9 
Anzahl der Treffer nach Bundesländern bei der schlagwortsuche nach „Flächenverbrauch“ im  
Zeitraum 1997–2006 
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Abbildung 10 
Anzahl der Treffer nach Bundesländern bei der schlagwortsuche nach „Landschaftsverbrauch“ im 
Zeitraum 1997–2006 

Landschaftsverbrauch  

 

 

 

 

 
         

20 

15 

10 

5 

0 
1997	 	 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 

Quelle: eigene Erhebung 

Abbildung 11 
Anzahl der Treffer nach Bundesländern bei der schlagwortsuche nach „Zersiedelung“ im Zeitraum 
1997–2006 
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Abbildung 12 
Anzahl der Treffer nach Bundesländern bei der schlagwortsuche nach „Versiegelung“ im Zeitraum 
1997–2006 
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Quelle: eigene Erhebung 

Abbildung 13
 

Anzahl der Treffer (im Zeitraum 1997 – 2006) nach suchbegriffen (alle Bundesländer; FLI = Flächenin­

anspruchnahme, FLV = Flächenverbrauch, LsV = Landschaftsverbrauch, ZsD = Zersiedelung, VsG = 
 
Versiegelung)
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Quelle: eigene Erhebung 
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Abbildung 14
 

Anzahl der Treffer nach suchbegriffen im Zeitraum 1997–2006 (Bund)
 


Quelle: eigene Erhebung 

tigkeitsstrategie für die Veränderung des 
„flächenpolitischen Klimas“ verantwort ­

­

­
­
­

­
­
­

­
­
­

­

­
­

­

­

lich ist. 

Untersuchungsmethode 

Wie oben bereits erwähnt wurden zur Ab 
bildung des „flächenpolitischen Klimas“ 
Dokumentendatenbanken der Landespar 
lamente mit Hilfe von Schlagwortrecher 
chen ausgewertet. Dabei erfolgte eine Vor 
gehensweise in mehreren Schritten. Als 
erstes wurden die Inhalte der gefundenen 
Dokumente genauer betrachtet. Wird das 
Thema Flächenverbrauch in einer Land­
tagsdebatte nur am Rande gestreift bzw. 
lediglich mit einem Wort erwähnt, wur 
de das entsprechende Dokument aussor 
tiert. Die relevanten Diskussionsbeiträ 
ge wurden chronologisch geordnet, genau 
bezeichnet und mit einer kurzen Inhalts 
angabe versehen. Eventuell bei der Grob 
untersuchung übersehene Beiträge wur 
den ergänzt. Um die Charakterisierung 
des flächenpolitischen Diskurses zu er 
leichtern, erfolgte eine Einsortierung der 
Dokumente in ein einfaches Typen-Sche 
ma, das sich an die in der Politikwissen 
schaft verbreitete Differenzierung der drei 
Dimensionen des Politikbegriffs („poli 
tologisches Dreieck“) anlehnt. Es handelt 
sich dabei um die aus dem angelsächsi

schen Sprachraum übernommene Unter ­
scheidung von polity, policy und politics 
(Böhret 1988; von Prittwitz 1994; Reh 2006; 
siehe auch Tabelle 31). 

Unter polity versteht man den festgefügten 
und dauerhaften politischen Handlungs ­

­
­

­

­

­
­

­

­
­
­

­

rahmen, also z. B. das Gesellschaftssys 
tem, die Verfassung und die Staatsorga 
ne. In diesem Fall bezieht sich der Begriff 
auf die flächenpolitisch relevanten Geset 
ze, Verordnungen oder Richtlinien sowie 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung. 
Policy meint die politischen Inhalte, also 
etwa Partei- oder Regierungsprogramme 
sowie deren normative und materielle Im 
plikationen. Hier werden unter dem Policy-
Begriff die in Koalitionsvereinbarungen, 
Regierungserklärungen, offiziellen Berich 
ten, etc. inhaltlichen Festlegungen der Re 
gierung zur Flächenpolitik subsumiert. 
Politics ist schließlich die Bezeichnung für 
die prozessuale Dimension von Politik, die 
sich auf die zwischen den politischen Ak 
teuren ablaufenden Interaktionen bezieht, 
auf Willensbildungs- und Entscheidungs 
prozesse. Für unser Vorhaben werden da 
runter die Instrumente des parlamentari 
schen Aushandlungsprozesses, also große 
und kleine Anfragen, Anträge, Stellung 
nahmen, Gesetzentwürfe, Debatten und 
ähnliches zusammengefasst. 
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Tabelle 31 
schema zur Typisierung der politischen Dokumente 

pOLITY pOLICY pOLITICs 

(Förmliche Festlegung) (Inhaltliche Bestimmung) (Aushandlungsprozess) 

Gesetze Koalitionsvereinbarungen Kleine Anfragen, große Anfragen 

Verordnungen Regierungserklärungen Fragestunden 

Grundsätze und Ziele in Raum­ Berichte (z.B. Umweltbericht, Anträge 
ordnungsprogrammen, -plänen Raumordnungsbericht) 

Gesetzentwürfe 

Richtlinien Konzepte (Nachhaltigkeitsstrategie) Debatten 

Quelle: eigene Zusammenstellung 

Zusätzlich werden auch außerparlamen ­
tarische Initiativen und Aktivitäten rund 
um das Thema Flächenverbrauch bzw. 
Flächensparen miteinbezogen. Dies kön ­
nen beispielsweise informelle Arbeitskrei ­
se oder Bündnisse, Modellprojekte, Wett ­
bewerbe, Internetplattformen, etc. sein. 
Zum Schluss soll das in einem Bundes ­
land identifizierte flächenpolitische Klima 
in Hinblick auf den regionalspezifischen 
Flächenverbrauch diskutiert werden, um 
Aussagen über mögliche Zusammenhänge 
treffen zu können. 

Ergebnisse für Baden-Württemberg 

Baden-Württemberg hatte im Jahr 2005 be ­

­

­
­

­

­

­

­

­


zogen auf ganz Deutschland einen Anteil 

von 15 % des Bruttoinlandprodukts (BIP), 

13 % der Einwohner, 10 % der Bodenfläche 

und 11 % der Siedlungs- und Verkehrsflä
 
che (SuV). Vom gesamtdeutschen Zuwachs 

an Siedlungs- und Verkehrsflächen zwi
 
schen 1996 und 2005 entfallen 9 % auf Ba
 
den-Württemberg, das sind fast 10 Hektar 

pro Tag. Orientiert am Bevölkerungsan
 
teil war die Flächeninanspruchnahme des 

Landes somit unterdurchschnittlich. Mit 

einem SuV-Anteil von 13,6 % an der Lan
 
desfläche liegt das Land allerdings über 

dem gesamtdeutschen Durchschnitt von 

knapp 13 %. Das gleiche gilt für den An
 
teil der versiegelten Flächen von 6,4 % im 

Vergleich zu Deutschland insgesamt mit 

5,9 %. Bei der Flächenproduktivität liegt 

Baden-Württemberg allerdings mit 67,5 

Mio. €/km² vor Nordrhein-Westfalen und 

Hessen an der Spitze aller Bundesländer. 

Der Bundesdurchschnitt liegt hier um 30 % 

niedriger bei 46,7 Mio. €/km² (eigene Aus
 
wertungen auf Grundlage von Daten des 

Statistischen Bundesamtes). 


Das Land Baden-Württemberg wird seit 

seiner Gründung im Jahr 1952 von bür


gerlichen Parteien regiert, ab 1996 in ei ­
ner Koalition aus CDU und FDP/DVP, die 
bis 2005 von Erwin Teufel geführt wur ­
de und seither von Günther Oettinger. Im 
Landtag sind noch die Oppositionspartei ­
en SPD und Bündnis 90/Die Grünen ver ­
treten. Die flächenpolitische Zuständigkeit 
in der Landesregierung teilen sich haupt ­
sächlich das Umweltministerium und das 
Wirtschaftsministerium, bei dem der Be ­
reich Raumordnung und Landesplanung 
angesiedelt ist. 

In den Jahren 1997 bis 1999 nimmt die flä ­
chenpolitische Diskussion im Parlament 
noch wenig Raum ein, nur vereinzelt wird 
das Thema von der Opposition angespro ­
chen. Ab dem Jahr 2000 gibt es dann ver ­
mehrte flächenpolitische Initiativen, an 
erster Stelle zu nennen ist der Umweltplan, 
der das erste flächenrelevante Policy-Do ­
kument im Betrachtungszeitraum darstellt. 
Der im Dezember 2000 beschlossene „Um ­
weltplan Baden-Württemberg“ verfolgt als 
strategischer Plan das Ziel, die Umweltsi ­
tuation in Baden-Württemberg bis zum 
Jahr 2010 zu verbessern. Der Umweltplan 
beinhaltet, im Gegensatz etwa zu Raum ­

­

­
­
­

­

­
­

­

ordnungsplänen, keine rechtlich binden­
den Vorgaben, sondern stellt einen unver 
bindlichen Orientierungsrahmen dar. Der 
Plan enthält die flächenpolitische Zielset 
zung „zur langfristigen Sicherung von Ent 
wicklungsmöglichkeiten, die Inanspruch 
nahme bislang unbebauter Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke (derzeit 
4 000 ha/Jahr) bis 2010 deutlich zurückzu 
führen“ (Umweltplan BW 2000, S.44). 

Im Jahr 2001 beantragen die Grünen eine 
aktuelle Debatte zu den Perspektiven 
des Naturschutzes und fordern Maßnah 
men gegen Zersiedelung und Flächenver 
brauch. Im Wirtschaftsausschuss setzen 
sie sich dafür ein, die Halbierung der In 
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Abbildung 15
 

sozioökonomische Kenngrößen – prozentuale Anteile Baden-Württembergs (Deutschland = 100%)
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anspruchnahme bislang unbebauter Flä­
chen bis zum Jahr 2010 als Ziel in den in 
der Fortschreibung befindlichen Landes ­

­
­
­

­
­

­

­

­

entwicklungsplan (LEP) aufzunehmen. Im 
Februar 2002 startet das vom Ministerium 
für Ländlichen Raum finanzierte „Modell 
projekt Eindämmung des Landschafts 
verbrauchs durch Aktivierung des inner 
örtlichen Potenzials“ (MELAP), das der 
zunehmenden Flächeninanspruchnahme 
im ländlichen Raum entgegenwirken soll. 
Im Mai des gleichen Jahres fordert die SPD 
die Landesregierung in einem Antrag auf, 
zur Entwicklung des Flächenverbrauchs 
sowie zu den ergriffenen Maßnahmen zur 
Reduzierung Stellung zu beziehen (LT BW 
Drcks. 13-1010). Im Juli 2002 wird per Ver 
ordnung der LEP 2002 für verbindlich er 
klärt. Darin ist analog zum Umweltplan 
der Grundsatz verankert, „die Inanspruch 
nahme bislang unbebauter Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke deutlich 
zurückzuführen“ (LEP BW 2002, S. 14). Um 
dies zu erreichen wird unter anderem als 
Ziel festgelegt, dass „bei der Ausweisung 
von Neubauflächen […] auf eine umwelt 
schonende, Flächen und Energie sparende 
Bebauung […] hinzuwirken“ ist (LEP BW 
2002). Zur selben Zeit wird auf Initiative 
des Ministeriums für Umwelt und Verkehr 
der interministerielle Arbeitskreis „Redu 
zierung der Flächeninanspruchnahme“ 

(IMAK) eingerichtet. Anfang 2003 stellt 
die SPD im Parlament eine große Anfrage 
zur „Umsetzung der bestehenden Leitli ­
nien und Landespläne im Bereich Umwelt 
und Naturschutz durch die Landesregie ­
rung“ (LT BW Drcks. 13-1821). Kurz darauf 
folgt die CDU mit einer weiteren großen 
Anfrage „Zwei Jahre Umweltplan Baden-
Württemberg – eine erste Zwischenbilanz“ 
(LT BW Drcks. 13-1853). Darin wird un ­

­

­

­

­

­

­

ter anderem gefragt, welche Ziele im Um 
weltplan festgelegt wurden und wie die 
Entwicklung in den ersten zwei Jahren, 
insbesondere beim Flächenverbrauch, ver 
laufen ist. 

Die nächsten flächenrelevanten Projek 
te der Regierung sind die Änderung des 
Landesplanungsgesetzes (LplG) und das 
Landes-Bodenschutz- und Altlastenge 
setz (LBodSchAG). Die Opposition fordert, 
im LplG die Möglichkeit zur Festlegung 
von regionalplanerischen Richtwerten zu 
verankern, um die Siedlungsflächenent 
wicklung besser steuern zu können. Die 
entsprechenden Anträge werden jedoch 
abgelehnt und in der Neufassung des Ge 
setzes vom Juli 2003 findet sich nur die 
sehr allgemein gehaltene Leitvorstellung 

„die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln“ wieder (LT 
BW Drcks. 13-3904). Im Jahr 2003 fordern 
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die Grünen die Regierung auf, im Umwelt­
plan statt der allgemein gehaltenen Flos­
kel der „deutlichen Reduzierung“, die vom 
Nachhaltigkeitsbeirat des Landes (NBBW) 
vorgeschlagene quantitative Zielsetzung 
der schrittweisen Reduzierung des Flä­
chenverbrauchs auf 3 ha/Tag (derzeit etwa 
10 ha/Tag) im Jahr 2020 aufzunehmen (LT 
BW Drcks. 13-3084). Im Jahr 2004 wird 
sowohl der Bericht des IMAK „Reduzie­
rung der Flächeninanspruchnahme“ vor­
gelegt als auch das Sondergutachten des 
Nachhaltigkeitsbeirats der Landesregie­
rung „Neue Wege zu einem nachhaltigen 
Flächenmanagement in Baden-Württem­
berg“. Im Oktober folgt die Einrichtung 
eines sektorenübergreifenden Aktions­
bündnisses „Flächen gewinnen in Baden-
Württemberg“, das sich auf freiwilliger Ba­
sis für eine verstärkte Innenentwicklung 
und für mehr Flächeneffizienz einzuset­
zen sucht. Ende 2004 bittet die CDU in ei­
nem Antrag die Landesregierung um einen 
Bericht, wie sich der Flächenverbrauch in 
den letzten Jahren entwickelt hat und wie 
die Regierung die im Umweltplan ange­
strebte Reduzierung zu erreichen gedenkt 
(LT BW Drcks. 13-3755). 

Das im Dezember desselben Jahres be­
schlossene Landes-Bodenschutz- und Alt­
lastengesetz kommt zwar nicht den For­
derungen nach einer Quantifizierung der 
Reduktionsziele nach, enthält aber im­
merhin konkretere Vorschriften. Um den 
im Bundesbodenschutzgesetz geforder­
ten sparsamen, schonenden und haushäl­
terischen Umgang mit dem Boden zu er­
reichen, werden Behörden und öffentliche 
Planungsträger verpflichtet, „bei vorgese­
hener Inanspruchnahme von nicht versie­
gelten, nicht baulich veränderten oder un­
bebauten Flächen insbesondere zu prüfen, 
ob 

•	 die	 Flächeninanspruchnahme	 des	 Pro­
jektes bedarfsgerecht ist und ob eine Re­
alisierung des Projektes mit einer gerin­
geren Flächeninanspruchnahme, 

•	 eine	 Wiedernutzung	 beispielsweise	 von	 
bereits versiegelten, sanierten, baulich 
veränderten oder bebauten Flächen, 

•	 eine	Nutzung	von	Baulücken	oder 

•	 eine	 Inanspruchnahme	 weniger	 wert­
voller Böden möglich ist“ (LT BW Drcks. 
13–3904). 

Nachdem mit dem LEP und dem LBod-
SchAG die beiden zentralen Polity-Doku­
mente verabschiedet wurden, folgen als 
nächste wichtige Policy-Statements der 
Landesentwicklungsbericht (LEB) 2005, 
der Statusbericht 2005 zum Umweltplan 
und der Bericht der Enquetekommission 

„Demographischer Wandel – Herausforde­
rungen an die Landespolitik“. Im LEB wird 
darauf hingewiesen, dass es ohne weitere 
flächenpolitische Anstrengungen nicht ge­
lingen wird „den Flächenbedarf so aufzu­
fangen, dass der Siedlungs- und Verkehrs­
flächenzuwachs auf moderatem Niveau 
bleibt und nicht erneut ansteigt“ (LEB BW 
2005, S. 157). Noch deutlicher werden die 
Verfasser des Statusberichts zum Umwelt­
plan. Dort heißt es: „Derzeit mangelt es 
aber am politischen Willen, gegen den Flä­
chenverbrauch effektive Instrumente ein­
zusetzen. Aufgrund der bisher geringen 
Wirksamkeit raumplanerischer und an­
derer Instrumente hat der NBBW in sei­
nem Sondergutachten der Landesregie­
rung empfohlen, in Ergänzung zu anderen 
geplanten Maßnahmen quantitative Ziel­
vorgaben festzulegen und das Instrument 
handelbarer Flächenausweisungszertifi­
kate einzuführen. […] Der Vorschlag des 
NBBW ist aber auch auf Kritik gestoßen 
und findet derzeit im politischen Raum 
wenig Akzeptanz“ (Statusbericht UP 2005, 
S. 28f). Im Demographiebericht der En­
quetekommission wird die Landesregie­
rung unter anderem aufgefordert, „den 
steigenden Flächenverbrauch im Land für 
eine nachhaltige Entwicklung der Sied­
lungs- und Verkehrsflächen zu begrenzen; 
den Grundsatz ‚Innenentwicklung vor Au­
ßenentwicklung’ konsequent umzuset­
zen; durch die Einführung von handelba­
ren Flächennutzungszertifikaten für alle 
Kommunen auf eine nachhaltige Flächen­
nutzung hinzuwirken […]; in Kombination 
mit Flächennutzungszertifikaten verbind­
liche Richtwerte für den Flächenverbrauch 
festzulegen, die auch für Landratsämter 
und Regierungspräsidien gelten“ (Demo­
graphiebericht 2005, S. 301). 

In der nach der Landtagswahl 2006 zwi­
schen CDU und FDP geschlossenen Koa­
litionsvereinbarung ist im Abschnitt 
zur Umweltpolitik der Unterpunkt „Re­
duzierung des Flächenverbrauchs“ auf­
geführt. Dort heißt es: „Mit einer um­
fassenden Strategie wollen wir den 
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Abbildung 16 
Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in Baden-Württemberg zwischen 1997 und 2007 (Anzahl 
der vorgefundenen Dokumente) 
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Flächenverbrauch bis zum Jahr 2012 deut­
lich reduzieren“ (KV 2006, S. 51). Der ge­
stiegenen politischen Bedeutung des The­
mas Flächenverbrauchsreduktion verleiht 
Ministerpräsident Oettinger nach der Wie­
derwahl in seiner Regierungserklärung 
vom 21.06.2006 Ausdruck. Er kündigt eine 
Nachhaltigkeitsstrategie mit fünf zentra­
len Themenfeldern an, die im Bereich des 
Schwerpunktthemas „Zukunftsfähige Ent­
wicklung von Städten und Regionen“ auch 
auf die Senkung des Flächenverbrauchs 
hinwirken soll. Dabei formuliert er in Be­
zug auf eine in absehbarer Zeit stagnieren­
de Bevölkerungszahl als konkretes Ziel die 

„Nettonull“ beim Flächenverbrauch, d.h. 
dass nicht mehr Fläche neu in Anspruch 
genommen werden soll, als gleichzeitig an 
einer anderen Stelle entsiegelt und renatu­
riert wird (LT BW PlPr. 14–4). Die Oppositi­
on lobt zwar die Ziele, kritisiert aber, dass 
die Regierung über keine effektiven Mittel 
verfüge, um die Ziele auch umzusetzen.6 

Die Grünen fragten die Regierung Anfang 
2007 in einem Antrag zur „Reduzierung 
des Flächenverbrauchs“, ob sie beabsich­

tigte, im Landesplanungsgesetz verpflich­
tende Regelungen zur Reduktion des 
Flächenverbrauchs aufzunehmen und for­
dern sie darüber hinaus auf, „ein Maßnah­
menpaket zusammenzustellen, mit dem 
die vom Nachhaltigkeitsbeirat vorgeschla­
genen quantitativen Zielsetzungen zur Re­
duzierung des Flächenverbrauchs (6 ha/ 
Tag in der Periode 2010 bis 2015; 4 ha/Tag 
in der Periode 2015 bis 2020 und ab 2020 
max. 3 ha/Tag) erreicht werden können“. 
Das Umweltministerium begründet in der 
Stellungnahme die ablehnende Haltung 
zu den Vorschlägen wie folgt: „Eine gesetz­
liche Verpflichtung der Regionalverbände 
zur gemeindeweisen Festlegung von ver­
bindlichen, konkreten Mengenzielen der 
Flächeninanspruchnahme ist noch nicht 
geboten; sie stößt zudem auf planungs- 
und verfassungsrechtliche Bedenken und 
wird von den kommunalen Landesverbän­
den abgelehnt. Solche Regelungen würden 
starke Widerstände bei den Trägern der 
kommunalen Bauleitplanung hervorrufen 
und die zur Reduzierung der Flächeninan­
spruchnahme unbedingt erforderliche ak­
tive Mitwirkung aller Planungsebenen er­

(6) 
So der Abgeordnete Kretsch­
mann von den Grünen: „Beim 
Thema Flächenverbrauch, 
Herr Ministerpräsident, kann 
man sich gar keine radikale­
ren Ansagen vorstellen. Wo 
sind die Instrumente? Fehlan­
zeige! Wir haben sie genannt: 
handelbare Flächenzertifikate, 
Mengenziele in den Regional­
plänen, Berücksichtigung im 
Landes-Städtebauprogramm. 
All das wurde von Ihnen abge­
lehnt!“ (LT BW PlPr. 14–5). Kri­
tik kommt aber auch aus der 
eigenen Partei. Der CDU-Ab­
geordnete Scheuermann weist 
darauf hin, dass nur „durch Ar­
gumentation und Appelle“ eine 
Eindämmung des Flächenver­
brauchs nicht erreicht wer­
den kann und fordert die zu­
ständigen Minister auf, darauf 
hinzuwirken, dass die Geneh­
migungsbehörden die Erfor­
derlichkeit von Bauleitplänen 
eingehender prüfen und diese 
gegebenenfalls auch ablehnen 
(LT BW PlPr. 14–19). 
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heblich beeinträchtigen“ (LT BW Drcks. 
14-774). Die Landesregierung arbeitet den­
noch weiter an einer Strategie für eine flä­
chensparende Siedlungspolitik und ver­
öffentlicht Ende 2007 ihr „Programm zur 
Eindämmung des Flächenverbrauchs in 
Baden-Württemberg“. Das Programm ist 
in die Bereiche „Anreiz- und Steuerungs­
instrumente“, „Verwaltungsvollzug“ so­
wie „Bewusstseinsbildung“ unterteilt. Bei 
den Anreiz- und Steuerungsinstrumenten 
wird eine Modifizierung der Grund- und 
Einkommenssteuergesetzgebung anvi­
siert: „Über eine Bundesratsinitiative soll 
durch eine Öffnungsklausel die Grund­
steuererhebung flexibilisiert werden. Da­
mit könnten Kommunen in einzelnen Ge­
bieten die Grundsteuer niedriger ansetzen 
als im sonstigen Gemeindegebiet und da­
mit die Innenentwicklung und die Nut­
zung von Brachflächen vorantreiben. Über 
verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten 
und einen neuen Sonderausgabenabzug 
soll auch bei der Einkommensteuer ein 
Anreiz für die Innenentwicklung und zum 
Flächensparen gegeben werden“ (PzEdF 
BW 2007). 

Insgesamt ist für Baden-Württemberg ein 
intensiver politischer Diskurs über die Ur­
sachen und Wirkungen der Flächeninan­
spruchnahme und Möglichkeiten ihrer 
Eindämmung festzustellen. Wenngleich 
dies bislang nicht in eine Verschärfung des 
politischen Instrumentariums zur Umset­
zung qualitativer Flächensparziele mün­
dete, so lassen doch Landesregierung und 
Opposition keinen Zweifel an der politi­
schen Bedeutung des Themas – ein Um­
stand, der erhebliche Ausstrahlungseffek­
te auf den kommunalen Raum vermuten 
lässt. 

Ergebnisse für Nordrhein-Westfalen 

Das Land verfügte im Jahr 2005 bezogen 
auf ganz Deutschland über einen Anteil 
von 23,4 % des BIP, 23,5 % der Einwohner, 
9,6 % der Bodenfläche und 16,6 % der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche. Der Anteil am 
deutschen SuV-Zuwachs 1996–2005 liegt 
bei 12,8 % oder 14 von 110 ha/Tag weit un­
terdurchschnittlich gemessen am Bevöl­
kerungsanteil des Landes. Mit einem SuV-
Anteil von 21,8 % an der Landesfläche hat 
Nordrhein-Westfalen den höchsten Wert 
aller deutschen Flächenländer. Bei der Flä­

chenproduktivität liegt das Land mit 65,9 
Mio. €/km² hinter Baden-Württemberg auf 
dem zweiten Platz. Der Anteil der versie­
gelten Fläche liegt bei etwa 10,1 % der Ge­
samtfläche und wird erwartungsgemäß 
nur von den Stadtstaaten mit Werten um 
die 30 % übertroffen. 

Von 1966 bis 2005 wurde NRW von sozial­
demokratischen Ministerpräsidenten re­
giert. Nachdem Johannes Rau 1995 die ab­
solute Mehrheit verloren hatte regierte er 
mit einer rot-grünen Koalition, wie auch 
seine Nachfolger Wolfgang Clement und 
Peer Steinbrück. Seit 2005 regiert Jürgen 
Rüttgers mit einer schwarz-gelben Koali­
tion, SPD und Bündnis 90/Die Grünen bil­
den die Opposition. Die flächenpolitische 
Zuständigkeit in der Landesregierung tei­
len sich hauptsächlich das Umweltminis­
terium und das Wirtschaftsministerium, 
bei letzterem ist der Bereich Landespla­
nung angesiedelt. 

Im bis heute gültigen Landesentwick­
lungsplan Nordrhein-Westfalen von 1995 
ist das Ziel verankert, dass Freiraum bei 
begründetem Bedarf nur dann in An­
spruch genommen werden darf, wenn die 
erforderlichen Flächen innerhalb des Sied­
lungsraumes nicht zur Verfügung stehen. 
Daneben ist Flächeninanspruchnahme 
ausnahmsweise ohne Begründung zuläs­
sig, wenn durch Ausgleichsmaßnahmen 
gleichwertige Frei- oder Grünflächen neu 
geschaffen werden (LEP NRW 1995). Dem 
Thema Flächenverbrauch kommt im nord­
rhein-westfälischen Landtag in den ersten 
Jahren des Betrachtungszeitraums den­
noch allenfalls randliche Bedeutung zu. 
Der Anfang des Jahres 1997 veröffentlich­
te Landesentwicklungsbericht Nordrhein-
Westfalen (LEB NRW) 1996 nennt als Ziel 
nordrhein-westfälischer Bodenschutzpo­
litik „die Inanspruchnahme von Flächen 
und die Bodenversiegelung zu reduzieren“ 
(LT NW Vorlage 12/1156). Im gleichen Jahr 
ist eine Diskussion im Ausschuss für Städ­
tebau und Wohnungswesen dokumentiert, 
bei der der Minister für Bauen und Woh­
nen Michael Vesper (Bündnis 90/Die Grü­
nen) unter dem Verhandlungspunkt „Ver­
ringerung des Flächenverbrauchs“ erklärt, 
mit welchen Mitteln er „der Zersiedelung 
des Naturraumes“ entgegenwirken will. 
Um den Flächenverbrauch für neue Ein­
familienhäuser einzudämmen, soll die Ei­
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Abbildung 17
 

sozioökonomische Kenngrößen – prozentuale Anteile Nordrhein-Westfalens (Deutschland = 100%)
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genheimförderung an einen sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden gekoppelt 
und eine Obergrenze von 400 qm Grund ­

­
­
­

­
­
­

­

­
­
­

­
­

stücksfläche festgelegt werden (LT NW APr 
12/539). 

Im Vorfeld der Landtagswahlen veröffent 
lichen die nordrhein-westfälischen Um 
weltverbände im März 2000 das gemein 
same Papier „Vorschläge und Forderungen 
der NRW-Umweltverbände zur Umwelt- 
und Naturschutzpolitik 2000 – 2005“ 
(NRW-Umweltverbände 2000). Darin wird 
unter anderem die „Zurückführung des 
Bodenverbrauchs auf null bis zum Jahr 
2010“, die „Einführung einer Bodenversie 
gelungsabgabe“ sowie ein „Stopp der Zer 
siedelung und der immer noch zunehmen 
den Flächeninanspruchnahme“ gefordert. 
Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen aus dem Jahr 2000 
wird an verschiedenen Stellen das Ziel der 
Flächenverbrauchsreduktion genannt (KV 
SPD Grüne NRW 2000), ohne jedoch kon 
krete Maßnahmen zu benennen. Im LEB 
NRW vom 01.07.2000 wird unter dem Stich 
wort „Freiraumschutz und Flächenvorsor 
ge“ die „Eindämmung der Inanspruch 
nahme zusätzlicher Freiflächen durch die 
vorrangige Innenentwicklung vorhande 
ner Siedlungsbereiche“ als Grundsatz ei

ner nachhaltigen Siedlungs- und Freirau ­
mentwicklung bezeichnet (LT NW Info 
13/63). Die beiden genannten LEBs und 
der Koalitionsvertrag werden als relevante 
Policy-Dokumente eingeordnet. 

Im Wirtschaftsausschuss wird Mitte 2002 
auf Wunsch der Grünen im Zusammen ­

­

­
­

­

­

­

­

­
­

­
­

hang mit einer geplanten Novellierung des 
Landesplanungsgesetzes über die Gewer 
beflächenpolitik diskutiert. Ministerialrat 
Rembierz erklärt, die Regierung sei „einer 
nachhaltigen Raumentwicklung und ei 
ner insgesamt sparsamen Inanspruchnah 
me von Freiraum verpflichtet“ (LT NW Apr 
13/608). Im Jahr 2003 spricht die dama 
lige Ministerin für Umwelt, Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die Grünen) im 
zuständigen Ausschuss über die Dorfer 
neuerung in NRW und erwähnt dabei das 
30-ha-Ziel als zusätzlichen Motivations 
grund für die Förderung der Umnutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude. Später im 
Jahr wird im Parlament und in den bei 
den bereits genannten Ausschüssen auch 
über einen Gesetzentwurf der CDU debat 
tiert, der die Aussetzung der im Baugesetz 
buch festgelegten „7-Jahres-Frist“, die die 
Möglichkeit einer Nutzungsänderung ehe 
mals landwirtschaftlich genutzter Gebäu 
de im Außenbereich beschränkt, sowie die 
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Aufhebung des Zustimmungsvorbehalts 
der höheren Verwaltungsbehörde zu Bau­
genehmigungen im Außenbereich bein­
haltet. Der Gesetzentwurf enthält in der 
Begründung eine Passage zur Flächenver­
brauchsreduktion: „Die Umnutzung ehe­
mals landwirtschaftlicher Gebäude trägt 
dem Gedanken des Außenbereichsschut­
zes des § 35 BauGB Rechnung, weil statt 
der Ausweisung neuer Baulandflächen 
vorhandene Bausubstanz genutzt wird, so­
mit ist die Umsetzung ein Instrument zur 
Reduzierung des anhaltenden Flächenver­
brauchs“ (LT NW Drcks. 13/4347). In der 
ersten Lesung im Landtag macht der Grü­
nen-Abgeordnete Rommelspacher deut­
lich, dass seine Partei gegen eine Erleich­
terung des Bauens im Außenbereich ist 
und daher die Gesetzesänderungsinitia­
tive in Teilen ablehnt. Die Grünen „…se­
hen die Inanspruchnahme von Freiraum 
im Außenbereich … mit allergrößten Be­
denken“ (LT NW 13/99). Der Gesetzent­
wurf wird im Ausschuss für Städtebau 
und Wohnungswesen sowie im Landwirt­
schaftsausschuss weiter verhandelt und 
die rot-grüne Ausschussmehrheit setzt ei­
nen geänderten Entwurf durch, der die 
Bestimmung zur Aussetzung der 7-Jahres-
Frist um den Halbsatz „… sofern die Än­
derung der bisherigen Nutzung den Dar­
stellungen eines Landschaftsplanes nicht 
widerspricht und mit den Belangen von 
Naturschutz und Landespflege zu verein­
baren ist“ ergänzt und auf den Passus zur 
Abschaffung des Zustimmungsvorbehalts 
verzichtet (LT NW Drcks. 13/4679). Zusätz­
lich soll ein Entschließungsantrag zum 
Gesetz eingebracht werden, der den Frei­
raumschutz und die Flächenverbrauchsre­
duktion als wichtige Ziele benennt. In dem 
Entschließungsentwurf wird die Landes­
regierung aufgefordert „das Ziel forciert zu 
verfolgen, den Netto-Bodenverbrauch in 
NRW deutlich zurück zu führen und dafür 
geeignete Instrumente, Indikatoren und 
Maßnahmen zu entwickeln, u. a. bei der 
anstehenden Novellierung des Landespla­
nungsgesetzes. In diesem Zusammenhang 
soll auch die Einführung des Instrumen­
tes ‚Zertifikatshandel’ geprüft werden…“ 
(LT NW APr 13/1008). Im Dezember verab­
schiedet der Landtag mit den Stimmen der 
Regierungskoalition den modifizierten Ge­
setzentwurf, das Gesetz tritt am 18.12.2003 
in Kraft (GV NRW 57/2003). 

Auch im LEB NRW vom 01.01.2004 wird die 
Problematik „Flächenverbrauch für Sied­
lung und Verkehr“ erwähnt und das Ziel 
formuliert „Flächenverbrauch und Belas­
tungen deutlich zu reduzieren“ (LT NW 
Info 13/1175). Anfang 2004 bittet die CDU-
Fraktion die Landesregierung um einen 
Bericht zum Thema „Ursachen, Auswir­
kungen und Instrumente zur Begrenzung 
des Flächenverbrauchs“. Im Mai erklärt 
Umweltministerin Höhn im Ausschuss 
für Umweltschutz und Raumordnung dass 
ein mit allen Ressorts abgestimmter Be­
richt in Bearbeitung sei und weist darauf 
hin, „dass dieses Thema eines der größten 
Probleme der Zukunft sein werde“ (LT NW 
Apr 13/1214). Im August 2004 veröffentlicht 
der Parlamentarische Beratungs- und Gut­
achterdienst des Landtags ein Gutachten 
zum Flächenverbrauch in NRW. Im ersten 
Teil wird die Entwicklung der Flächennut­
zung in Nordrhein-Westfalen von 1990 bis 
2002 dargestellt, im zweiten Teil werden 
planerische, ökonomische sowie organi­
satorische Instrumente zur Verringerung 
des Flächenverbrauchs aufgezeigt (LT NW 
Info 13/1083). Im Februar 2005 wird dann 
der offizielle Bericht der Landesregierung 
zur Flächeninanspruchnahme veröffent­
licht. Darin werden erst Umfang, Struk­
tur und Entwicklung des Flächenver­
brauchs in NRW beschrieben sowie auf die 
Ursachen und Auswirkungen eingegan­
gen. Dann werden Ziele, Instrumente und 
Maßnahmen zur Verminderung des Flä­
chenverbrauchs vorgestellt (LT NW Vor­
lage 13/3206). Der Bericht stellt das wich­
tigste Policy-Dokument zur Flächenpolitik 
dar, ist aber insgesamt eher allgemeiner 
Natur. Quantifizierbare Reduktionsziele 
oder andere konkrete Restriktionen wer­
den darin nicht formuliert, das Hauptau­
genmerk liegt auf dem Flächenrecycling. 
Im März stellt ein Abgeordneter der CDU 
eine kleine Anfrage zum Thema „Ökokon­
to“, in der er den Standpunkt vertritt, dass 
die Reduktion des Flächenverbrauchs auch 
eine Verringerung des naturschutzrechtli­
chen Ausgleichsbedarfs voraussetze. Am 3. 
Mai 2005 tritt das neu gefasste Landepla­
nungsgesetz in Kraft und bildet damit den 
vorläufigen Abschluss der rot-grünen Flä­
chenpolitik in Nordrhein-Westfalen. Aller­
dings ist das früher angekündigte Ziel, die 
Flächenverbrauchsreduktion gesetzlich zu 
verankern, erheblich abgeschwächt wor­
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Abbildung 18 
Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in Nordrhein-Westfalen zwischen 1997 und 2007 (Anzahl 
der vorgefundenen Dokumente) 
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den. So heißt es im Gesetz lediglich, dass 
„den Erfordernissen einer flächensparen ­

­

­

­
­

­
­

­

­

­
­

den Raumentwicklung … besondere Be 
deutung beizumessen“ ist (GV NRW 20 
2005). Das Landesplanungsgesetz kann 
als das einzige im Betrachtungszeitraum 
verabschiedete relevante Polity-Dokument 
bezeichnet werden. 

In der Koalitionsvereinbarung der neu ge 
bildeten Regierung aus CDU und FDP vom 
20. Juni 2005 wird beim Thema Umwelt- 
und Naturschutz „die freiwillige Selbst 
verpflichtung aus ökologischer Eigenver 
antwortung“ in den Vordergrund gerückt. 
Flächenverbrauchsreduktion wird nicht 
direkt als Ziel formuliert, aber es soll eine 
Stärkung der Innenstädte und Stadtteil 
zentren sowie eine Ausweitung des kom 
munalen Flächenmanagements und 
Flächenrecyclings auf freiwilliger Basis er 
folgen (KV CDU FDP NRW 2005). Zur Um­
setzung dieser Absichten wurde 2006 die 
Initiative „Allianz für die Fläche in Nord 
rhein-Westfalen“ ins Leben gerufen, die in 
ihrem Manifest „Chancen erhalten – Frei 
raum bewahren“ eine „deutliche Vermin 
derung künftigen Flächenverbrauchs in 
Nordrhein-Westfalen“ als Ziel benennt 
(MdAfdF NRW 2006). Erreicht werden soll 

dies zum einen durch die Sensibilisierung 
der relevanten Akteure für die Flächenver ­
brauchsproblematik, zum anderen durch 
die Initiierung konkreter Maßnahmen. 
Zum Bereich der Bewusstseinsbildung ge ­

­
­

­
­

­

­
­

­
­
­

­
­

­

hören neben einer Reihe von Fachveran 
staltungen auch die Einrichtung von Inter 
netportalen (www.allianz-fuer-die-flaeche. 
de, www.flaechennutzung.nrw.de). Die 
Umsetzung beschränkt sich bisher im We 
sentlichen auf vier Pilotprojekte zum kom 
munalen Flächenmanagement. Allerdings 
betritt die neue Landesregierung hier 
kein Neuland, da schon im Jahr 2002 eini 
ge Städte zusammen mit dem damaligen 
Stadtentwicklungsministerium und wei 
teren Einrichtungen das „Forum Bauland 
management“ ins Leben gerufen haben, 
dem mittlerweile unter anderem 37 Kom 
munen und fünf wohnungs- bzw. immobi 
lienwirtschaftliche Unternehmen angehö 
ren (www.forum-bauland.nrw.de). Zudem 
nimmt das Land mit dem Grundstücks 
fonds NRW seit Jahrzehnten die Entwick 
lung problematischer Großflächen selbst 
in die Hand. Zwei nun der Opposition an 
gehörende Abgeordnete der Grünen stel­
len im August 2006 eine kleine Anfrage mit 
dem Titel „Was tut die Landesregierung 
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gegen Flächenverbrauch?“. In der Antwort 
des Ministers für Bauen und Verkehr wird 
wiederum auf die hier bereits genannten 
Aktivitäten zur Förderung der Innenent­
wicklung verwiesen. 

Im Umweltbericht NRW 2006 vom Mai 
2007 wird der aktuelle Flächenverbrauch 
in NRW von rund 15 ha pro Tag genannt 
und mit Blick auf das 30-ha-Ziel der Bun­
desregierung für Nordrhein-Westfalen die 
Zielmarke von 5 ha/Tag ausgegeben. Eine 
Pressemitteilung des Umweltministeriums 
zu einem Treffen der Träger der Initiative 

„Allianz für die Fläche“ im September 2007 
wurde mit dem Titel „Umweltministeri­
um legt Schwerpunkt auf Flächenpolitik“ 
überschrieben. Im Mitteilungstext finden 
sich jedoch keine Hinweise darauf, dass 
die Landesregierung eine Verschärfung 
des planerischen Instrumentariums er­
wägt. Ob die im Juni beschlossene Novelle 
des Landschaftsgesetzes, die eine Flexibi­
lisierung der Ausgleichsregelung für Ein­
griffe in Natur und Landschaft sowie eine 
Reduzierung der Flächeninanspruchnah­
me für Kompensationsflächen bezweckt 
einen flächenpolitischen Fortschritt dar­
stellt, ist zwischen Regierung und Opposi­
tion umstritten. 

Eine Gesamteinschätzung kommt für 
Nordrhein-Westfalen zu dem Ergebnis, 
dass auch in diesem Bundesland eine leb­
hafte Debatte zur Siedlungsflächenproble­
matik geführt wird, die jedoch in Punkto 
Intensität und inhaltlicher Tiefe im Ver­
gleich zu Baden- Württemberg zurück­
bleibt. Eine Parallele zeigt sich bei dem 
bewussten Verzicht auf eine Quantifizie­
rung flächenpolitscher Ziele und die Ein­
führung verbindlicherer politischer Ziele. 
Aber auch für NRW kann festgestellt wer­
den, dass die politische „Sichtbarkeit“ des 
Themas Flächeninanspruchnahme in je­
dem Fall gegeben ist. 

Ergebnisse für Niedersachsen 

Das Land verfügt im Jahr 2005 bezogen auf 
ganz Deutschland über einen Anteil von 
9,0 % des BIP, 10,4 % der Einwohner, 13,4 % 
der Bodenfläche, 14,0 % der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche. Mit einem Anteil von 
12,5 % des bundesdeutschen SuV-Zuwach­
ses der Jahre 1996–2005 (dies entspricht 
14 ha/Tag ) hatte Niedersachsen eine ge­
messen an der Einwohnerzahl überdurch­

schnittliche Flächeninanspruchnahme zu 
verbuchen. Der Anteil der versiegelten Flä­
che an der Landesfläche beträgt 6,1 %, der 
SuV-Anteil 13,2 %, bei der Flächenproduk­
tivität liegt das Land 2005 mit 30,0 Mio. €/ 
km² weit unter dem Bundesdurchschnitt 
an viertletzter Stelle. 

Niedersachsen hatte von 1990 bis 2003 so­
zialdemokratische Ministerpräsidenten, 
die bis 1994 in einer rot-grünen Koaliti­
on und danach mit einer absoluten Mehr­
heit regieren konnten. Bis 1998 war Ger­
hard Schröder, dann ein Jahr lang Gerhard 
Glogowski und schließlich Sigmar Gabri­
el Regierungschef. Seit 2003 regiert Chris­
tian Wulff mit einer schwarz-gelben Koa­
lition, während SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen, seit 2008 auch die Linke die Op­
position bilden. Die flächenpolitische Zu­
ständigkeit in der Landesregierung teilen 
sich hauptsächlich das Umweltministeri­
um und das Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz und 
Landesentwicklung, bei letzterem ist der 
Bereich Landesplanung angesiedelt. 

Flächenpolitisch relevante Dokumente 
sind in den Dokumentendatenbanken des 
Niedersächsischen Landtags erst ab dem 
Jahr 2002 nachgewiesen. Im Mai fordern 
die Grünen die Regierung in einem Antrag 
auf, ein Förderprogramm u. a. zur Reduk­
tion der Flächenversiegelung aufzulegen 
und durch ein Monitoring zu begleiten (LT 
NI Drcks. 14/3367). Im August 2002 brin­
gen die Grünen im Zusammenhang mit 
dem Jahrhunderthochwasser einen wei­
teren Antrag ein, in dem sie von der Lan­
desregierung verlangen, Maßnahmen zu 
ergreifen, um dem Flächenverbrauch für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke und der 
Bodenversiegelung Einhalt zu gebieten (LT 
NI Drcks. 14/3594). Auch ein Abgeordne­
ter der SPD bringt im Landtag zum Aus­
druck, dass eine übermäßige Flächenver­
siegelung und allgemein eine unnötige 
Zersiedelung der Landschaft zu vermei­
den ist. Der Landtag nimmt im Oktober 
eine gemeinsame Entschließung von SPD, 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen an, in 
der die Landesregierung u. a. aufgefordert 
wird, eine Trendumkehr bei der Flächen­
versiegelung und beim Flächenverbrauch 
einzuleiten sowie die Bodenentsiegelung 
zu fördern (LT NI Drcks. 14/3822). In der 
Debatte fordern die Grünen, den Flächen­
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Abbildung 19
 

sozioökonomische Kenngrößen – prozentuale Anteile Niedersachsens (Deutschland = 100%) 
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verbrauch bis 2010 auf maximal ein Drit ­

­
­
­

­
­

­
­

­

­
­
­

­
­

­
­

tel des damals aktuellen Wertes von über 
16 ha/Tag zu senken (LT NI PlPr. 14/119). 
In der im August 2003 ausgegebenen Ant 
wort der neuen CDU-geführten Landes 
regierung wird auf das Thema Flächen 
verbrauch nicht eingegangen. Im Oktober 
2004 erkundigt sich ein SPD-Abgeordneter 
in einer kleinen Anfrage über Umfang und 
Struktur der (während der Regierungs 
zeit der SPD entstandenen) Flächenin 
anspruchnahme in Niedersachsen sowie 
über den Umfang der vorhandenen Kon 
versionsflächen und die einer Wiedernut 
zung entgegenstehenden Hemmnisse. In 
ihrer Antwort vom Dezember 2004 formu 
liert die Landesregierung die Ziele, dem 
Trend zur steigenden Flächeninanspruch 
nahme entgegenzuwirken und Mobilisie 
rungshemmnisse bei der Entwicklung in 
nerstädtischer Brachen abzubauen (LT 
NI Drcks. 15/1548). Im Jahr 2006 stellen 
die Fraktionen der Regierungsparteien 
den Antrag, die Umnutzung leer stehen 
der, ehemals landwirtschaftlich genutz 
ter Gebäude und Flächen zu fördern, um 
die Diskrepanz von zunehmendem Leer 
stand und gleichzeitiger Neuinanspruch 
nahme von Flächen im ländlichen Raum 
abzubauen (LT NI Drcks. 15/3108) In der 
Parlamentsdebatte erklärt die CDU, dass 

sie insgesamt ein stärkeres Bewusstsein 
für die Problematik des Landschaftsver ­
brauchs schaffen und damit mittelfristig 
die Bodenversiegelung verringern möchte. 
Die Opposition kritisiert, dass sich die Re ­
gierungsparteien einer wirksamen Steu ­

­

­
­
­

­
­

­
­

­

­
­
­

­

erung der Siedlungsentwicklung und Be 
grenzung des Flächenverbrauchs durch 
die Raumordnung verweigern (LT NI PlPr. 
15/98). Mit der Wanderausstellung „Land 
unter“ des Landesamtes für Bergbau, 
Energie und Geologie soll die Entstehung 
eines Problembewusstseins für Flächen 
inanspruchnahme und die damit verbun 
dene Bodenversiegelung unterstützt wer 
den (www.lbeg.niedersachsen.de). 

Auf den Internetseiten des Niedersächsi 
schen Umweltministeriums wird die an 
haltende Zunahme der besiedelten Fläche 
in Niedersachsen als zentrale Herausfor 
derung für eine nachhaltige Raument 
wicklung bezeichnet. In Bezug auf das 
30-ha-Ziel wird für Niedersachsen das Re 
duktionsziel von 3,6 ha/Tag ausgegeben 
und zugleich festgestellt, dass dieses Ziel 
nur erreicht werden kann, wenn das Land 
mehr als bisher lenkend eingreift, ökono 
mische und planerische Instrumente ein 
setzt und insbesondere das Flächenrecyc 
ling forciert (www.umwelt.niedersachsen. 
de). In der Gesetzgebung und den Raum 
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Abbildung 20 
Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in Niedersachsen zwischen 1997 und 2007 (Anzahl der 
vorgefundenen Dokumente) 
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ordnungsdokumenten finden sich jedoch 
keine konkreten Vorgaben, die auf eine 
Forcierung einer flächensparenden Ent ­

­
­

wicklung abzielen. 

In Niedersachsen zeigt sich insgesamt eine 
deutlich geringere politische Sensibilität 
für das Thema Flächeninanspruchnahme, 
was zweifelsohne mit dem überwiegend 
ländlichen Charakter und der fehlenden 
alltagsweltlichen Knappheitserfahrung 
von offener Landschaft erklärt werden 
kann. Wesentliche flächenpolitische An 
stöße gehen erkennbar eher von der Oppo 
sition als von der Landesregierung aus. 

Ergebnisse für Thüringen 

Das Land verfügt im Jahr 2005 bezogen auf 
ganz Deutschland über einen Anteil von 
2,1 % des BIP, 3,0 % der Einwohner, 4,6 % 
der Bodenfläche, 3,3 % der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche. Der Anteil am gesamtdeut ­

­
­

schen SuV-Zuwachs der Jahre 1996–2005 
liegt bei 6,7 %, das entspricht lediglich 2,5 
ha/Tag, ist aber überdurchschnittlich ge 
messen an der Bevölkerungszahl des Lan 
des. Die versiegelten Flächen machen 4,1 % 
der Landesfläche aus, die Siedlungs- und 
Verkehrsflächen 9,0 %. Mit 30,7 Mio. €/km² 

kann Thüringen für das Jahr 2005 auf die 
zweitproduktivste Flächennutzung aller 
ostdeutschen Länder verweisen. 

In Thüringen stellt seit 1990 die CDU den 
Regierungschef. Ab 1992 ist Bernhard Vo ­
gel Ministerpräsident, der erst mit der 
FDP, dann mit der SPD und seit 1999 al ­
leine regiert. Auch sein Nachfolger Dieter 
Althaus, der seit 2003 die Amtsgeschäfte 
führt, kann ohne Koalitionspartner regie ­

­
­
­

­
­

­

­

­
­

ren. Das Ministerium für Bau und Verkehr 
ist für die Raumordnung und Landespla 
nung zuständig, während flächenpoliti 
sche Themen wesentlich auch vom Minis 
terium für Landwirtschaft, Naturschutz 
und Umwelt mitgestaltet werden. 

Bereits im Thüringer Landesplanungsge 
setz von 1991 ist ein Grundsatz der Raum 
ordnung enthalten der bestimmt, dass der 
Zersiedelung der Landschaft entgegen 
zuwirken ist. Weiter heißt es dort: „ Für 
neue Siedlungsflächen sollen Grün- und 
sonstige Freiflächen … nur dann in An 
spruch genommen werden, wenn andere 
Möglichkeiten ausgeschöpft sind“ (ThL-
PlG 1991). Entsprechend wird auch im ers 
ten Thüringer Landesentwicklungspro 
gramm aus dem Jahr 1993 verlangt: „Einer 
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Abbildung 21
 

sozioökonomische Kenngrößen – prozentuale Anteile Thüringens (Deutschland = 100%,) 
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Zersiedlung ist entgegenzuwirken… Der 
Innenentwicklung ist gegenüber der Au ­

­
­
­

­
­

­
­

­
­
­

­
­

­

­

ßenentwicklung Vorrang einzuräumen… 
Für neue Siedlungen und Siedlungserwei 
terungen sind flächensparende Erschlie 
ßungs- und Bebauungskonzepte zu ver 
wirklichen“ (LEP TH 1993). Der zweite 
Raumordnungsbericht von 1998 zeigt da 
gegen auf, dass die tatsächliche Entwick 
lung diesem Grundsatz entgegen gelaufen 
ist: „Unter den gegenwärtigen Rahmen 
bedingungen (weitgehende Nichtbeach 
tung der Versiegelungsproblematik) kann 
davon ausgegangen werden, dass die Ver 
siegelung von Böden und die damit ver 
bundenen negativen Umweltauswirkun 
gen fortschreiten“ (ROB TH 1998). Auch 
Veröffentlichungen wie das im Jahr 2000 
erschienene Heft „Flächenversiegelung 
in Thüringen“ aus der Schriftenreihe der 
Thüringer Landesanstalt für Umwelt, ma 
chen deutlich, dass – zumindest in Fach 
kreisen – ein Problembewusstsein für die 
Thematik Flächeninanspruchnahme und 
Versiegelung vorhanden ist. 

Im Thüringer Landtag setzt eine intensi 
vere flächenpolitische Diskussion im Jahr 
2002 ein. Anfang des Jahres fragt die PDS 
in einer kleinen Anfrage zum Thema Flä 
chenmanagement nach dem Umfang des 
erwarteten gewerblichen Flächenbedarfs 

in den Kommunen und dem möglichen 
Anteil der Brachflächennutzung (LT TH 
Drcks. 3/2260). Im Jahr 2003 folgt die gro ­
ße Anfrage der PDS „Vorbeugende Maß ­
nahmen zum Hochwasserschutz“, bei der 
auch der Flächenverbrauch thematisiert 
wird (LT TH Drcks. 3/3237). In der Parla ­

­
­

­

­
­
­

­

­

­

­

­

­

­

mentsdebatte fordert ein PDS-Abgeord 
neter, dass bei einer abnehmenden Be 
völkerung nicht immer neue Flächen in 
Anspruch genommen werden sollten (LT 
TH PlPr. 3/38). Die Regierung verweist da 
gegen darauf, dass in Thüringen kaum 
noch eine Neuinanspruchnahme von Flä 
chen stattfinde (LT TH PlPr. 3/93). Aller 
dings ist die Wahrnehmung in den je 
weiligen Ressorts unterschiedlich. Im 
Landesentwicklungsbericht 2004 des Mi 
nisteriums für Bau und Verkehr wird die 
Flächeninanspruchnahme unkritisch dar 
gestellt und auf die abnehmende Tendenz 
hingewiesen (LEB TH 2004). Im Umwelt 
schutzbericht des Umweltministeriums 
aus demselben Jahr sieht man dagegen ei 
nen „dringenden Handlungsbedarf, diese 
nach wie vor hohe Bodeninanspruchnah 
me, die einer nachhaltigen Entwicklung 
entgegensteht, auf das unbedingt notwen 
dige Maß zu reduzieren“ (UB TH 2004). In 
diese Richtung weist auch der neue Lan 
desentwicklungsplan 2004, indem es heißt: 

„Die Landesentwicklungspolitik tritt dafür 
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Abbildung 22 

Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in Thüringen zwischen 1997 und 2007 (Anzahl der vorgefun­

denen Dokumente) 
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ein, Zersiedelungstendenzen entgegenzu ­

­

­
­
­

­
­
­

­

­
­

­
­

wirken. Die Inanspruchnahme von neuen 
Flächen für Siedlungs- und Infrastruktur 
vorhaben soll reduziert und Brachflächen 
sollen vorrangig einer Nachnutzung zuge 
führt werden.“ Ein Grundsatz fordert zu 
dem, dass die Inanspruchnahme von Frei 
raum nur dann zulässig ist, wenn diese 
unvermeidlich ist (LEP TH 2004). 

Im aktuellen Umweltbericht aus dem Jahr 
2006 wird im Hinblick auf die Flächenver 
brauchsreduktion die besondere Bedeu 
tung eines umfassenden Flächenressour 
cenmanagements herausgestellt. In Bezug 
auf die sinkende Bevölkerungszahl wird 
die derzeitige Flächeninanspruchnah 
me von einem Hektar pro Tag als „immer 
noch zu hoch“ bezeichnet (UB TH 2006). 
Wiederum ist es die PDS, die 2006 einen 
Antrag einbringt, der sich mit der Zer 
störung des Thüringer Waldes durch In 
frastrukturmaßnahmen beschäftigt und 
auch nach dem Umfang des zukünftig 
noch zu erwartenden Flächenverbrauchs 
fragt. Auf Grundlage des Antrags wird spä 
ter vom Landtag beschlossen, dass die Re 
gierung dazu einen Bericht vorlegen soll 
(LT TH Drcks. 4/490). Der Bericht wird im 
Jahr 2007 vorgelegt und vermeldet, dass 

alle Maßnahmen unter der besonderen 
Vorgabe der„Minimierung des Flächen ­
verbrauchs“ durchgeführt worden sind (LT 
TH Drcks. 4/3047). 

Insgesamt nimmt die flächenpolitische 
Diskussion im Thüringer Landtag wenig 
Raum ein und spart das Thema Wohn ­
baulandentwicklung weitgehend aus. Das 
Bauministerium sieht offensichtlich we ­
nig Anlass, das Thema Flächeninan ­

­

­
­

­
­

­

spruchnahme in breiterer Form auf die 
politische Agenda zu setzen. Möglicher 
weise ist dies auch damit zu erklären, dass 
der Stadtumbau breite Teile des stadtent 
wicklungspolitischen Diskurses absor 
biert. Eine aktivere Rolle nimmt dagegen 
das Umweltministerium ein, welches zur 
Umsetzung des 30-ha Ziels der Bundesre 
gierung für Thüringen ein Wert von 1 Hek 
tar pro Tag vorgeschlagen hat. Aber auch 
in Thüringen wurde auf die Verankerung 
verbindlicher Flächensparziele sowie die 
begleitende Reform des planerischen In 
strumentariums verzichtet. 

Ergebnisse zu Mecklenburg-Vorpommern 

Mecklenburg-Vorpommern verfügt im 
Jahr 2005 bezogen auf ganz Deutschland 
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Abbildung 23 
sozioökonomische Kenngrößen - prozentuale Anteile mecklenburg-Vorpommerns  
(Deutschland = 100 %) 
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Quelle: eigene Darstellung nach Daten der Statistischen Landesämter 

über einen Anteil von 1,5 % des BIP, 2,2 % 
der Einwohner, 6,5 % der Bodenfläche und 
3,8 % der Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
Der Anteil am gesamtdeutschen SuV-Zu­
wachs der Jahre 1996–2005 liegt bei 6,6 %, 
das sind immerhin 7,2 ha/Tag und ist da­
mit weit überdurchschnittlich. Die versie­
gelten Flächen machen lediglich 3,2 % der 
Landesfläche aus, der Anteil der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen beträgt im Jahr 2005 
nur 7,3 % – damit ist Mecklenburg-Vor­
pommern das am wenigsten versiegelte 
und zersiedelte deutsche Bundesland. Bei 
der Flächenproduktivität liegt das Land 
mit 18,4 Mio. €/km² knapp hinter Branden­
burg auf dem letzten Platz aller deutschen 
Bundesländer. 

Mecklenburg-Vorpommern wurde nach 
der Wende von der CDU regiert, die erst 
mit der FDP später mit der SPD koalierte. 
Seit 1998 ist Harald Ringstorff von der SPD 
Ministerpräsident. In den ersten beiden 
Wahlperioden führte er eine rot-rote Koa­
lition, seit Ende 2006 eine große Koalition. 
Die flächenpolitische Zuständigkeit teilen 
sich das Ministerium für Verkehr, Bau und 
Landesentwicklung und das Ministerium 
für Landwirtschaft, Umwelt und Verbrau­
cherschutz. Informationen zu Themen wie 

Flächensparen, Flächenhaushaltspolitik 
oder Brachflächenrecycling sind auf den 
Internetseiten der Ministerien kaum zu 
finden. 

Die Suche nach flächenpolitisch relevan­
ten Dokumenten im Schweriner Landtags­
server blieb ohne Ergebnis, jedoch sind 
Aussagen dazu in Gesetzen und Berichten 
enthalten. Im Landesplanungsgesetz vom 
5. Mai 1998 ist als Grundsatz der Raumord­
nung und Landesplanung festgeschrieben, 
dass der Zersiedelung der Landschaft ent­
gegenzuwirken ist. Im Agrarbericht 2002 
wird an einer Stelle „sparsamer Flächen­
verbrauch“ erwähnt und im Landesnatur­
schutzgesetz vom 22. Oktober 2002 ist der 
Grundsatz Innen- vor Außenentwicklung 
enthalten: „Mit Grund und Boden soll 
sparsam und schonend umgegangen wer­
den. Die Nutzbarmachung von Industrie- 
und Infrastrukturbrachen sowie die Be­
bauung innerörtlicher unbebauter Flächen, 
die nicht für Grünflächen vorgesehen sind, 
sollen Vorrang haben vor der Inanspruch­
nahme von noch nicht zersiedelten Berei­
chen im Außenbereich. Im Übrigen ist auf 
eine Renaturierung nicht mehr benötigter 
bebauter oder versiegelter Flächen hinzu­
wirken“ (LNatG M-V 2002). Auch in dem 
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90 Einflussfaktoren der Neuinanspruchnahme von Flächen Forschungen Heft 139 

Abbildung 24 
Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in mecklenburg-Vorpommern zwischen 1997 und 2007 
(Anzahl der vorgefundenen Dokumente) 
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im Jahr 2002 vom Wirtschaftsministerium 
erarbeiteten Verkehrskonzept, wird das 
Thema Flächenverbrauch mehrfach ange ­

­sprochen. Das Landesraumentwicklungs 
programm von 2005 gibt den Grundsatz 
vor, dass die Siedlungsentwicklung „unter 
Berücksichtigung sparsamer Inanspruch ­

­

­

­

nahme von Natur und Landschaft“ ge 
schehen soll und legt darüber hinaus als 
Ziel fest, dass „die Wohnbauflächenent 
wicklung […] auf die Zentralen Orte und 
Siedlungsschwerpunkte zu konzentrieren“ 
ist (LEP MV 2005). 

Obwohl Mecklenburg-Vorpommern mit ei 
nem SuV-Zuwachs von 18 % in den Jahren 
1996–2005 ein enormes Flächenwachstum 
verzeichnete, ist es immer noch das Land 
mit dem geringsten SuV-Anteil in Deutsch ­

­
­
­

­

­

­
­

land. Auch angesichts der schwierigen 
Wirtschaftssituation des Landes ist es zu 
nächst kaum verwunderlich, dass das The 
ma Flächenverbrauch im Parlament kei 
ne größere Rolle spielt. Allerdings ist auch 
festzustellen, dass die in diesem Bundes 
land besonders ausgeprägte ökonomische 
Problematik weiterer Flächeninanspruch 
nahme bei rückläufigen Einwohnerzahlen 
kaum wahrgenommen wird. Möglicher 
weise suggeriert die Landesregierung da 

mit ungewollt eine relative Bedeutungslo ­
sigkeit des Themas für die Kommunen in 
Mecklenburg-Vorpommern. Eine Tatsache, 
die sich zweifelsohne negativ auf das all ­
tagsplanerische Handeln kommunaler Ak ­
teure auswirken dürfte. 

Fazit 

Insgesamt verdeutlichen die Untersu ­
chungen einen gewissen Zusammenhang 
zwischen der Intensität der politischen 
Behandlung des Themas Flächeninan ­

­

­
­

­
­
­

­

spruchnahme auf Landesebene und dem 
realen Flächenverbrauchsverhalten der 
Akteure. In Ländern mit intensiverer Flä 
chenverbrauchsdiskussion – hier sind vor 
allem die stärker verdichteten Länder Ba 
den-Württemberg und Nordrhein-Westfa 
len zu nennen – lässt sich eine Tendenz zu 
rückläufigem Flächenzuwachs beobach 
ten, während in Bundesländern mit ge 
ringerem politischen Interesse ein anhal 
tend hoher Flächenverbrauch feststellbar 
ist. Dies scheint die Hypothese zur Be 
deutung des „flächenpolitischen Klimas“ 
zu bestätigen. Die vergleichsweise mode ­

­
­

rate Flächeninanspruchnahme in Thürin 
gen macht zugleich deutlich, dass das Phä 
nomen expansiver Siedlungstätigkeit und 
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Abbildung 24 
Verlauf der flächenpolitischen Diskussion in mecklenburg-Vorpommern zwischen 1997 und 2007 
(Anzahl der vorgefundenen Dokumente) 
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Quelle: eigene Erhebung 
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die sich zweifelsohne negativ auf das all ­
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Akteure. In Ländern mit intensiverer Flä 
chenverbrauchsdiskussion – hier sind vor 
allem die stärker verdichteten Länder Ba 
den-Württemberg und Nordrhein-Westfa 
len zu nennen – lässt sich eine Tendenz zu 
rückläufigem Flächenzuwachs beobach 
ten, während in Bundesländern mit ge 
ringerem politischen Interesse ein anhal 
tend hoher Flächenverbrauch feststellbar 
ist. Dies scheint die Hypothese zur Be 
deutung des „flächenpolitischen Klimas“ 
zu bestätigen. Die vergleichsweise mode ­

­
­

rate Flächeninanspruchnahme in Thürin 
gen macht zugleich deutlich, dass das Phä 
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Tabelle 32 
Flächensparziele oder -grundsätze in Gesetzgebung und raumordnungsplanung 

Bundesland 

Baden-Württemberg 

Nordrhein-Westfalen 

Niedersachsen 

Thüringen 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Auszüge aus aktuellen polity-Dokumenten 

Landesentwicklungsplan 2002 

Grundsatz (Leitbild der räumlichen Entwicklung): „Zur langfristigen Sicherung von Entwicklungsmöglichkeiten 
ist anzustreben, die Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke deutlich 
zurückzuführen.“ 

Ziel (Raumstruktur/Verdichtungsräume): „Bei der Ausweisung von Neubauflächen ist auf eine umweltschonende, 
Flächen und Energie sparende Bebauung […] hinzuwirken.“ 

Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz vom 14.12.2004 

„Bei vorgesehener Inanspruchnahme von nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Flächen 
insbesondere zu prüfen, ob 

• die Flächeninanspruchnahme des Projektes bedarfsgerecht ist und ob eine Realisierung des Projektes mit 
einer geringeren Flächeninanspruchnahme, 

• eine Wiedernutzung beispielsweise von bereits versiegelten, sanierten, baulich veränderten oder bebauten 
Flächen, 

• eine Nutzung von Baulücken oder 

• eine Inanspruchnahme weniger wertvoller Böden möglich ist.“ 

Landesplanungsgesetz vom 3.5.2005 

„Den Erfordernissen einer flächensparenden Raumentwicklung […] ist besondere Bedeutung beizumessen“ 

Raumordnungsgesetz vom 7.6.2007 

Grundsatz: „Freiräume und ihre Funktionen sollen erhalten werden.“ 

Landesentwicklungsplan 2004 

Grundsatz (Verkehrsinfrastruktur): „ Die Flächeninanspruchnahme soll möglichst gering gehalten und die 
Zerschneidung großer zusammenhängender Freiräume vermieden werden.“ 

Grundsatz (Freiraumsicherung): „Freiraum soll nur dann für Maßnahmen der Siedlungs- und Infrastruktur in 
Anspruch genommen werden, wenn dies unvermeidlich ist.“ 

Landesplanungsgesetz vom 5.5.1998 

„Der Zersiedelung der Landschaft ist entgegenzuwirken.“ 

Landesnaturschutzgesetz vom 22.10.2002 

„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden. Die Nutzbarmachung von Industrie- 
und Infrastrukturbrachen sowie die Bebauung innerörtlicher unbebauter Flächen, die nicht für Grünflächen 
vorgesehen sind, sollen Vorrang haben vor der Inanspruchnahme von noch nicht zersiedelten Bereichen im 
Außenbereich. Im Übrigen ist auf eine Renaturierung nicht mehr benötigter bebauter oder versiegelter Flächen 
hinzuwirken“ 

Landesraumentwicklungsprogramm 2005 

Grundsatz (Siedlungsstruktur): „Die Siedlungsentwicklung soll sich unter Berücksichtigung sparsamer 
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft vollziehen.“ 

Ziel (Siedlungsstruktur): „Die Wohnbauflächenentwicklung ist auf die Zentralen Orte und Siedlungsschwerpunkte 
zu konzentrieren.“ 

Quelle: eigene Erhebung 

seine politische Wahrnehmung bzw. Pro ­
­

­

­

­

blematisierung nicht allein Folge des un 
terschiedlichen Verdichtungsgrades der 
Länder ist („hoher Flächenverbrauch in 
ländlichen Regionen“, „geringer Flächen 
verbrauch in verdichteten Regionen“). 

Auch wenn in Ländern wie Baden-Würt 
temberg bislang keine restriktiven Ziele 
und Instrumente implementiert wurden 
(Tabelle 32), strahlt doch – so kann vermu 
tet werden – die landespolitische Debatte 
in den kommunalpolitischen Raum und 
fördert dort eine Grundsensibilisierung 

für die Problematik und eine Aufmerk ­

­

­

­
­

­

­

samkeitssteigerung. Vor allem „sichtbaren“ 
Initiativen wie Flächensparbündnissen so 
wie politisch beachteten Dokumenten wie 
Regierungserklärungen kommt hier, unge 
achtet ihrer meist rein symbolpolitischen 
Funktion, Bedeutung zu. Bemerkenswert 
ist in diesem Kontext auch, dass in den 
hier betrachteten Ländern politische Par 
tien keine themenspezifische Rolle zuzu 
weisen ist in dem Sinne, dass eine aktive 
Rolle zur Thematisierung der Flächenver 
brauchsproblematik verstärkt einer oder 
mehren Parteien zuzuordnen wäre. Deut
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lich wird eher, dass das Thema Flächenver­
brauch ein typisches Oppositionsthema ist, 
welches die Regierung erst bei Überschrei­
ten einer gewissen „Dichte“ der landespo­
litischen Auseinandersetzung oder durch 
externe Stimulanzen (wie Naturkatastro­
phen) aufgreift. 

Der Verlauf der flächenpolitischen Diskus­
sion zeigt in allen Ländern einen signifi­
kanten Anstieg ab dem Jahr 2002. Die Ver­
mutung eines Zusammenhangs mit der 
Jahrhundertflut im Sommer 2002 und der 
sich daran anschließenden Flächenver­
siegelungsdebatte kann – zumindest für 
die Jahre 2002 und 2003 – bestätigt wer­
den. Wie zu Anfang vermutet, kam jedoch 
der wichtigere und nachhaltigere Impuls 
aus der Bundespolitik. Das inzwischen 
zum stehenden Begriff avancierte „30-ha-
Ziel“ aus der Nationalen Nachhaltigkeits­
strategie hat in den meisten Ländern dazu 
geführt bzw. bestehende Tendenzen ver­
stärkt, über Maßnahmen zur Flächenver­
brauchsreduktion nachzudenken und ei­

nige Länder haben sogar vom 30-ha-Ziel 
abgeleitete Flächensparziele formuliert. 
Auffällig ist dabei, dass die flächenpoli­
tischen Initiativen über alle Ländergren­
zen hinweg fast immer aus dem Umwelt­
ressort stammen, während sich die häufig 
im Wirtschaftsministerium angesiedel­
te Raumordnungs- und Landesentwick­
lungspolitik hier eher zurückhaltend äu­
ßert. Die Flächenverbrauchsproblematik 
ist also zwischen den wirtschafts- und in­
vestorenfreundlichen Positionen auf der 
einen, und den Umweltschutzinteressen 
auf der anderen Seite eingespannt. Die 
volkswirtschaftlichen Kosten des Flächen­
verbrauchs und die Auswirkungen auf die 
Kommunalfinanzen scheinen in der Dis­
kussion derzeit noch keine große Rolle zu 
spielen. 
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7	  Zusammenfassung der Kern- 
 ergebnisse und Schlussfolgerungen   
 zur siedlungspolitischen Strategie- 
 bildung 
In diesem letzten Teil dieses Abschlussbe­
richts sollen die Ergebnisse der quantita­
tiven und qualitativen Analysen zusam­
mengefasst und bewertet werden. Dies 
erfolgt in mehreren Schritten. Im nach­
folgenden Abschnitt werden zunächst die 
Hauptergebnisse dargestellt, um im An­
schluss hypothesenspezifisch differenziert 
diskutiert zu werden. Im letzten Abschnitt 
werden siedlungspolitische Schlussfolge­
rungen mit Blick auf mögliche Verände­
rungen der Strategiebildung und des Inst­
rumenteneinsatzes formuliert. 

Kernergebnisse des Forschungsvorhabens 

Im Ergebnis des Forschungsvorhabens 
ist festzustellen, dass die Flächenin­
anspruchnahme im hier untersuchten 
Zeitraum nicht alleine mit der Nach­
frage nach Siedlungsflächen aus Bevöl­
kerung und Wirtschaft erklärt werden 
kann. Zwar üben demographische Varia­
blen – insbesondere das Wanderungsver­
halten von Personen im Alter von 25 bis 50 
Jahren – Einfluss auf die Intensität des Flä­
chenverbrauchs aus. Andere Indikatoren 
einer primär nachfrageseitigen Erklärung 
expansiver Siedlungsentwicklung wie die 
Beschäftigungsentwicklung, die Entwick­
lung der Wertschöpfung, Veränderungen 
des Haushaltseinkommens oder die Mo­
torisierung haben in den Schätzmodellen 
dagegen entweder keine oder nur unterge­
ordnete Bedeutung. 

Die Auswertung der erzeugten Schätzmo­
delle hat ferner gezeigt, dass die Flächen­
inanspruchnahme der Periode 1996–2000 
in höherem Maß erklärbar ist als diejenige 
der Periode 2000–2004. Offensichtlich hat 
die strukturelle Erklärungsfähigkeit der 
Flächeninanspruchnahme im Zeitraum 
seit 1996 tendenziell abgenommen. Eine 
Beobachtung, die insbesondere der Plau­
sibilität einer rein nachfragezentrierten 
Erklärung der Flächeninanspruchnahme 
Schranken aufzeigt. 

Ingesamt wird deutlich, dass die regiona­
le Varianz der Flächeninanspruchnahme 
durch ein komplexes Bündel von demo­
graphischen, ökonomischen, raum- und 
infrastrukturellen sowie naturräumlichen 
Variablen erklärt wird. Mit den hier durch­
geführten Modellrechnungen gelingt es, 
bis zu 83 % der Varianz des SuV-Bestan­
des und 66 % der Varianz der Flächeninan­
spruchnahme auf Ebene von Landkreisen 
und kreisfreien Städten zu erklären – ein 
angesichts der hohen Komplexität des zu 
erklärenden Gegenstandes durchaus be­
achtenswertes Ergebnis. 

Die Schätzmodelle zur Erklärung des Sied­
lungs- und Verkehrsflächenbestandes in 
den Jahren 2000 bzw. 2004 verdeutlichen 
den Einfluss nachfrage- und angebotssei­
tiger Variablen. Danach ist der erwarte­
te Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand 
einer Region umso höher, 

•	 je	höher	die	Einwohnerzahl	und	Arbeit­
nehmerzahl im Dienstleistungs- und ge­
werblichen Bereich ist, 

•	 je	besser	die	verkehrliche	Erreichbar­
keit von Oberzentren und Autobahnan­
schlüssen ausfällt, 

•	 je	höher	die	Motorisierung	ist	und 

•	 je	geringer	der	Bodenpreis	und	je	schwä­
cher die Reliefenergie ausgeprägt ist. 

Der negative Einfluss der Variablen wirt­
schaftliche Prosperität (Bruttoinlands­
produkt je Einwohner) und Beschäftigung 
(Anzahl der Arbeitnehmer) in den hier er­
rechneten Modellen kann auf eine Paral­
lelität von Flächeninanspruchnahme in 
vorzugsweise suburbanen und ländlichen 
Räumen und einer massiven Entdichtung 
bzw. Brachflächenentwicklung in den his­
torischen Kernsiedlungsräumen (vor allem 
den Kernstädten) zurückgeführt werden. 
Die Entwicklung von Schätzmodellen zur 
Erklärung der Flächeninanspruchnahme 
ist durch diesen bereits in den 1970er Jah­
re einsetzenden Entkopplungsprozess der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwick­
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lung von demographischen und ökonomi­
schen Entwicklungen generell erschwert. 
Die Modelle zeigen, dass der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenbestand gemessen an 
der Gesamtbevölkerung, der Beschäfti­
gung und der Wirtschaftsleistung zu hoch 
ausfällt. 

Auch die Flächeninanspruchnahme in 
den vergangenen Jahren kann mit nach­
frageseitigen Variablen alleine nicht zu­
friedenstellend erklärt werden. Demge­
genüber stellen sich siedlungsstrukturelle 
und infrastrukturelle Variablen als häu­
fig erklärungsfähiger dar. Zwar üben de­
mographische Entwicklungen maßgeb­
lichen Einfluss auf die Intensität des 
Flächenverbrauchs aus. Andere Indika­
toren einer primär nachfrageseitigen Er­
klärung expansiver Siedlungsentwick­
lung wie die Beschäftigungsentwicklung, 
Veränderungen des Haushaltseinkom­
mens oder die Motorisierung haben in 
den oben skizzierten Modellen dagegen 
entweder keine oder nur untergeordnete 
Bedeutung. 

Im Einzelnen lassen die Modelle folgende 
Schlussfolgerungen zu: 

•	 Die	Bevölkerungsentwicklung	insgesamt	 
hat in den Modellen entweder keine oder 
nur geringe bis moderate Bedeutung als 
Schätzgröße der Flächeninanspruch­
nahme. Signifikanteren Einfluss als die 
Bevölkerungsentwicklung hat die Zu­
wanderung von Personen im „eigen­
heimrelevanten“ Alter. Die absolute Zu­
wanderung von Personen im Alter von 
25 bis 50 Jahren sowie der Wanderungs­
saldo dieser Altersgruppe haben in zahl­
reiche Schätzmodelle Eingang gefunden. 
Das Wanderungsverhalten dieses Perso­
nenkreises steht offensichtlich in enge­
rem Zusammenhang mit der Neigung 
kommunaler Gebietskörperschaften zur 
Ausweisung von Bauland für flächenex­
tensivere Wohnformen. 

•	 In	vielen	Modellen	bietet	die	Nettobevöl­
kerungsdichte (Siedlungsdichte) einen 
hohen Erklärungsbeitrag der Flächen­
inanspruchnahme. Dabei zeigt sich, 
dass die Wahrscheinlichkeit hoher ab­
soluter Flächeninanspruchnahmen mit 
abnehmender Siedlungsdichte zunimmt. 
Gleichzeitig ist die relative Flächeninan­
spruchnahme – normiert über die Katas­

terfläche – in verdichteten Regionen hö­
her. 

•	 Die	 Beschäftigungsentwicklung	 und	 
die Entwicklung der Wirtschaftsleis­
tung (BIP) hat eher geringe Bedeutung 
in den Schätzmodellen. Größere Rele­
vanz kommt der sektoralen Beschäfti­
gungsentwicklung zu (Entwicklung der 
Arbeitnehmer im gewerblichen Bereich 
sowie in Dienstleistungsberufen). 

•	 Allerdings	 kommt	 der	 Flächenintensität	 
und Flächenproduktivität nachweisliche 
Bedeutung in den Modellen zu. Basie­
rend auf den hier erzielten Ergebnissen 
lässt sich schlussfolgern, dass der wirt­
schaftsstrukturelle Wandel zugunsten 
flächenintensiver Branchen unter sonst 
gleichen Bedingungen zu einer Dämp­
fung des Flächenverbrauchs führt. 

•	 Erreichbarkeitsvariablen	 fanden	 in	 fast	 
allen Modellen Eingang. Allerdings 
hat sich gezeigt, dass die Flächeninan­
spruchnahme keinesfalls auf Regionen 
bzw. Teilräume mit überdurchschnittli­
cher Erreichbarkeit konzentriert ist. Im 
Gegenteil, die Erreichbarkeit von Ober­
zentren und Autobahnzufahrten (be­
messen als Fahrzeit in Minuten) steht in 
vielen Modellen mit positivem Vorzei­
chen, woraus hergeleitet werden kann, 
dass die Flächeninanspruchnahme in 
peripheren Regionen bzw. Regionsteilen 
überdurchschnittlich ist. 

•	 Die	Motorisierung	ist	als	Schätzgröße	in	 
den Modellen zur Erklärung des Sied­
lungs- und Verkehrsflächenbestandes 
vertreten und ist hier statistisch signifi­
kant. Für die Erklärung der Veränderung 
der SuV ist die Motorisierung dagegen 
nicht von Bedeutung. 

•	 Der	 durchschnittliche	 Baulandpreis	 
konnte sowohl in den Modellen zur Er­
klärung des Siedlungs- und Verkehrsflä­
chenbestandes als auch in den Modellen 
zur Schätzung der Flächeninanspruch­
nahme als signifikant wirksame Vari­
able identifiziert werden. Unter sonst 
gleichen Bedingungen geht ein höherer 
Bodenpreis mit einer geringeren Fläche­
ninanspruchnahme einher. Aus diesem 
Befund könnte die Schlussfolgerun­
gen gezogen werden, dass die Flächeni­
nanspruchnahme noch höher ausfal­
len würde, wenn der Bodenpreis in den 
Kernbereichen der Agglomerationen ge­
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ringer wäre. Die oben angesproche­
ne Tendenz zu übermäßiger Flächen­
inanspruchnahme in Gemeinden mit 
geringer Verdichtung und peripherer 
Lage kann demgegenüber möglicher­
weise auch als Ausdruck räumlichen 
Ausweichens vor den hohen Bodenprei­
sen in den Agglomerationsräumen inter­
pretiert werden. Eine finale Antwort auf 
diesen klassischen baulandpolitischen 
Meinungsstreit kann auch dieses For­
schungsvorhaben nicht erbringen. 

•	 Ein	 dämpfender	 Einfluss	 der	 Raumord­
nungs- und Umweltfachplanung auf 
die Flächeninanspruchnahme und ihre 
räumliche Verteilung konnte nur mit 
den nutzungsspezifischen sowie den 
intraregionalen Modellen nachgewie­
sen werden. So hat sich gezeigt, dass die 
Wohnbaulandausweisung in Regionen 
mit höherer „Dichte“ landesplanerischer 
Einflussnahme signifikant geringer ist. 
In den Regionen Stuttgart und Saarland 
haben negativplanerische Restriktionen 
(Anteil der Schutzgebietsfläche) Bedeu­
tung innerhalb der Schätzgleichungen. 
Insgesamt ist der Einfluss der Raum­
ordnung und Umweltfachplanung aller­
dings als eher gering zu bezeichnen. 

•	 Dem	 Fremdenverkehr	 kommt	 allenfalls	 
lokale Bedeutung als erklärender Fak­
tor der Flächeninanspruchnahme zu. In 
den landkreisbezogenen Modellen wa­
ren fremdenverkehrsrelevante Variablen 
wie auch die Landschaftsattraktivität in 
der Regel unbedeutend. 

Die Erkenntnis, dass demographische 
und ökonomische Variablen zum Teil nur 
schwache Erklärungskraft der Flächen­
inanspruchnahme aufweisen, bedeutet 
im Umkehrschluss, dass eine restriktive­
re Siedlungspolitik, wie sie das 30-Hektar-
Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstra­
tegie anmahnt, nicht zwangsläufig mit 
negativen wachstums- oder sozialpoliti­
schen Implikationen verbunden sein muss. 
Zweifelsohne hat die raumordnerische Un­
terbindung siedlungsräumlicher Expansi­
on im gemeindlichen Maßstab in Einzel­
fällen – aus gemeindlicher Sicht negative 

– Auswirkungen auf die demographische 
Entwicklung oder ökonomische Prosperi­
tät. In einem regionalen Maßstab hingegen 
hätte eine restriktivere Flächenentwick­
lung – dies zeigen die Modellergebnisse an 

– nicht zwangsläufig negative wachstum­
spolitische oder soziale Effekte. Verwiesen 
sei hier auf die enorme „Assimilationska­
pazität“ der Siedlungsbestände im Sin­
ne von Innenentwicklungs- und Verdich­
tungspotenzialen. Mit „Assimilation“ ist 
hier die Aufnahmefähigkeit des Siedlungs­
bestandes für neue Wohn- und Gewerbe­
nutzungen gemeint. Regionalökonomisch 
und sozialpolitisch negative Effekte einer 
flächenrestriktiven Siedlungspolitik wäre 
nur in Regionen mit anhaltender Flächen­
nachfrage und begrenzten Innenentwick­
lungspotenzialen anzunehmen. 

Im Rahmen der statistischen Modellbil­
dung hat sich auch gezeigt, dass der Ver­
wendung spezifischer Variablen für die 
Flächeninanspruchnahme erhebliche Be­
deutung zukommt (Veränderung der SuV 
insgesamt, Veränderung der katasterflä­
chennormierten Flächeninanspruchnah­
me). Der Einsatz der absoluten Flächen­
inanspruchnahme unterstützt eher eine 
angebotsseitige Erklärung der Flächenin­
anspruchnahme. Hier zeigt sich, dass 
der Flächenverbrauch mit abnehmen­
der Erreichbarkeit, Siedlungsdichte und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit un­
ter sonst gleichen Bedingungen zunimmt. 
Wird dagegen die flächennormierte Verän­
derung der SuV als zu erklärende Variable 
Y verwendet, lassen sich zentrale Prämis­
sen des nachfrageseitigen Erklärungsan­
satzes tendenziell bestätigen. Unter sonst 
gleichen Bedingungen ist die Flächenin­
anspruchnahme in Gebieten mit höherer 
Dichte, besserer Erreichbarkeit und höhe­
rer Pendelanziehungskraft höher. 

Die gemeindescharfen Regionsmodelle 
verdeutlichen darüber hinaus, dass regi­
onsspezifischen Ursachenbündeln hohe 
Bedeutung bei der Erklärung der intrare­
gionalen Flächeninanspruchnahme zu­
kommt. In Regionen mit Schrumpfungs­
tendenzen bzw. mit einem Übergang zu 
verstärkten Schrumpfungstendenzen – 
dies sind hier die Regionen Oberes Elbtal 
und Saarland – kann ein anderes Muster 
von Einflussfaktoren angetroffen werden 
als in Regionen mit Wachstumstenden­
zen. Daher ist die Ableitung einer globalen 
Schätzgleichung zur Prognose zukünftiger 
Entwicklungen der Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche nicht möglich bzw. nicht sinn­
voll. 
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Schließlich nähren die Ergebnisse des 
Forschungsvorhabens die Schlussfol­
gerung, dass die Bundesrepublik der­
zeit einen „strukturellen Wandel“ bei den 
Triebkräften der Flächeninanspruchnah­
me durchläuft. Im Übergang von einer 
Wachstumsphase in eine Stagnations- und 
Schrumpfungsphase nimmt die struk­
turelle Erklärungsfähigkeit der Flächen­
inanspruchnahme mit nachfragebezo­
genen Variablen ab. Nachfragebezogen 
heißt hier, dass die wachstumsinduzier­
te Mehrnachfrage nach Siedlungsflächen 
primärer Erklärungsfaktor des ungebro­
chenen Siedlungs- und Verkehrsflächen­
wachstums ist. Die errechneten Model­
le für die Periode 1996 bis 2004 sind fast 
immer erklärungsfähiger als für die Peri­
ode 2000 bis 2004. Zwar kann dies in ge­
wissen Grenzen auch Ausdruck von Qua­
litätsproblemen der Flächenstatistik sein, 
deren Einfluss auch durch die vorgeschal­
tete Plausibilitätsanalyse der Daten nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden kann. 
Dennoch ist ein Bedeutungsverlust von 
nachfrageseitigen Variablen in empiri­
schen Schätzmodellen zur Erklärung der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwick­
lung in mehrfacher Hinsicht plausibel. In 
vielen Regionen Deutschlands neigt sich 
auch das Wachstum der Haushaltszahlen 
seinem Ende entgegen. Die aktuelle Bau­
landumfrage des BBR bestätigt dies. Nur 
noch ein Fünftel der befragten Kommu­
nen sehen in näherer Zukunft einen weite­
ren Wohnbaulandbedarf infolge anhalten­
der Wohnungsnachfrage. Ein Drittel der 
Kommunen konstatiert demgegenüber ei­
nen Überhang an ausgewiesenen Wohn­
bauflächen (Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung 2007, S. 87 ff.). Nichts ande­
res gilt für den Gewerbebaulandbereich – 
hier melden nur ein Sechstel der befragten 
Kommunen eine Mangelsituation. Die Re­
alität der kommunalen Gewerbeflächen­
situation ist eher durch quantitative Be­
darfsüberhänge charakterisiert (ebd., S. 
106 ff.). 

Damit gewinnen angebotsbezogene Er­
klärungsfaktoren der Flächeninanspruch­
nahme an Bedeutung, was sich indes zum 
Teil nur indirekt nachweisen lässt, weil zu 
baulandpolitischen Strategien und Motiv­
lagen der Gemeinden keine Sekundärsta­
tistik verfügbar ist. Die Beobachtung, wo­
nach es in Regionen und Gemeinden ohne 

demographischen oder ökonomischen 
Nachfragehintergrund zu erheblichen Flä­
cheninanspruchnahmen kommt, kann 
aber nur mit stadtentwicklungspolitischen 
und fiskalischen Interessenlagen der Ge­
meinden erklärt werden. Der Versuch, mit 
Hilfe der Bereitstellung von Bauland Ein­
wohner und Betriebe zu generieren und 
auf diese Weise steuerliche Einnahmeef­
fekte zu erzeugen, muss als ein immer be­
deutsamer werdender Antriebsfaktor der 
Flächeninanspruchnahme angesehen 
werden (siehe hierzu auch Gutsche et al. 
2007). Staatliche Subventionen wie die 
Pendlerpauschale, die Finanzierung der 
Straßenverkehrsinfrastruktur oder För­
dermittel für die Erschließung von Indus­
trie- und Gewerbeflächen haben diesbe­
züglich zweifelsohne verstärkende Effekte, 
wenngleich dies im Rahmen dieses For­
schungsvorhabens nur eingeschränkt un­
tersucht werden konnte. 

Hypothesenspezifische Ergebnisse 

Die im vorherigen Abschnitt formulier­
ten Kernergebnisse sollen nachfolgend mit 
Blick auf die in Abschnitt 3.2 formulierten 
Hypothesen intensiver diskutiert werden. 
Dies erfolgt getrennt nach Hypothesen des 
nachfrageseitigen sowie des angebotssei­
tigen Erklärungsmodells der Flächenin­
anspruchnahme. Die mit Blick auf die 
empirischen Ergebnisse für erforderlich 
gehaltene Reformulierung einer Hypothe­
se ist jeweils gekennzeichnet (_neu). 

Hypothese N1: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines urba­
nen Gebietes ist umso größer, je größer die 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzanzahl so­
wie das Wertschöpfungs- und Einkom­
mensniveau ist. Die Zunahme der Bevöl­
kerungs- und Beschäftigtenzahl sowie 
des Einkommens- und Wertschöpfungsni­
veaus äußert sich in weiterer Flächenin­
anspruchnahme für Siedlungs- und Ver­
kehrszwecke 

Hypothese N1_neu: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines ur­
banen Gebietes ist umso größer, je größer 
die Bevölkerungs- und Arbeitsplatzan­
zahl ist. Die Zunahme der Bevölkerungs­
zahl, insbesondere im „eigenheimrele­
vanten“ Alter- äußert sich in weiterer 
Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke 
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Die geschätzten Modelle zur Erklärung des 
Siedlungs- und Verkehrsflächenbestands 
einer Region und seiner Veränderung ha­
ben die Relevanz demographischer und 
ökonomischer Variablen grundsätzlich 
bestätigt. Danach ist die Ausdehnung der 
Siedlungs- und Verkehrsnutzungen umso 
höher, je höher die Einwohnerzahl und die 
Beschäftigung im Dienstleistungs- und ge­
werblichen Bereich ausfällt. 

Allerdings konnte gezeigt werden, dass die 
Bevölkerungsveränderung insgesamt ver­
gleichsweise geringe Bedeutung als „SuV-
Schätzer“ innehat, was auch auf den Ef­
fekt der interregional stark abweichenden 
Siedlungsdichte zurückgeführt werden 
kann. Bei hoher Siedlungsdichte – wie dies 
für die Agglomerationsräume typisch ist – 
ist der Einfluss der Einwohnerzahl auf die 
Siedlungsflächennachfrage naturgemäß 
geringer als in ländlichen Räumen mit ge­
ringerer Siedlungsdichte. In einem land­
kreisscharfen „Bundesmodell“ äußert sich 
dieser Zusammenhang in Form eines nur 
geringen Einflusses der Bevölkerungs­
veränderung als Schätzgröße des Sied­
lungs- und Verkehrsflächenwachstums. 
In den Modellen für das Obere Elbtal – ei­
ner Region mit erheblichen Schrump­
fungsprozessen – steht die Veränderung 
der Einwohnerzahl sogar in negativem Zu­
sammenhang mit der Siedlungs- und Ver­
kehrsflächenentwicklung, was die Ten­
denz zu einer weitgehenden Entkopplung 
von demographischer Entwicklung und 
der Siedlungsentwicklung verdeutlicht. 

Wie oben bereits erwähnt kommt dage­
gen der Zuwanderung von Personen im 
eigenheimrelevanten Alter größere Be­
deutung zu. In den Modellen für das Obe­
re Elbtal und das Saarland wird gezeigt, 
dass es in zahlreichen Kommunen zu ei­
ner Parallelentwicklung von flächenrele­
vanter Zuwanderung und Abwanderung 
kommt. Dies äußert sich darin, dass die 
absolute Zuwanderung von Personen im 
Alter von 25 bis 50 Jahren in positivem Zu­
sammenhang mit der Flächeninanspruch­
nahme steht, gleichzeitig aber die bevöl­
kerungsgewichtete Zuwanderung dieser 
Altersgruppe sowie die Bevölkerungsent­
wicklung insgesamt mit negativen Opti­
mierungskoeffizienten in den Modellen 
stehen. Offensichtlich findet zugezogene 
Bevölkerung Platz in neu ausgewiesenen 

Baugebieten während gleichzeitig Einwoh­
ner der gleichen Altersgruppe die Gemein­
den bzw. die Region verlassen. 

Nicht den Annahmen eines im Wesentli­
chen nachfrageorientierten Erklärungs­
rahmens folgend stehen die Variablen 
wirtschaftliche Dynamik (BIP je Einwoh­
ner) und Beschäftigung (Anzahl der Ar­
beitnehmer) in den errechneten Modellen 
zum Teil in negativem Zusammenhang 
mit der absoluten Flächeninanspruchnah­
me. Eine Erklärung könnte sein, dass ge­
werbliche Bodennutzungen häufig sehr 
geringe Arbeitsplatzdichten aufweisen. 
Die Beschäftigungseffekte neuer Gewer­
beflächen sind in solchen Fällen eher ge­
ring. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn bereits ortsansässige Firmen einen 
Betriebsstandort in einem neuen Gewer­
begebiet beziehen und dabei möglicher­
weise auch arbeitsplatzrelevante Rationa­
lisierungsmaßnahmen durchführen. Eine 
weitere Ursache kann in dem starken Be­
schäftigungszuwachs der Kernstädte seit 
der Jahrtausendwende gesehen werden, 
welcher vor allem in produktiven Dienst­
leistungsbereichen erzielt wurde. Die­
se können häufig ohne weitere Flächenin­
anspruchnahme realisiert werden, was in 
der Konsequenz dazu führt, dass die Ent­
wicklung der wirtschaftlichen Wertschöp­
fung und die Veränderung der Arbeitneh­
merzahl als SuV-Schätzgrößen ungeeignet 
sind. Signifikanteren Einfluss in vielen 
Modellen hat dagegen die sektorale Be­
schäftigungsentwicklung. 

Hypothese N2: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) forcieren die Motorisierung und 
(gemessen am allgemeinen Lebenshal­
tungskostenniveau) niedrige Energieprei­
se die Flächeninanspruchnahme 

Hypothese N2_neu: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) ist die flächenhafte Ausdehnung 
eines urbanen Gebietes umso größer, je 
höher die Motorisierung ausfällt 

Die Motorisierung (Pkw je 1 000 Einwoh­
ner) ging in die Modelle zur Erklärung 
des absoluten Bestandes der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche zu einem festen Zeit­
punkt ein und hat hier signifikanten Ein­
fluss. Danach ist der SuV-Bestand umso 
höher, je höher die Motorisierung ausfällt. 
In den Schätzmodellen zur Erklärung der 
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Flächeninanspruchnahme hat diese Vari­
able hingegen geringere Bedeutung. Mög­
licherweise schränkt das in Deutschland 
heute ubiquitär hohe Motorisierungsni­
veau die Erklärung inter- und intraregio­
naler Varianzen der Flächeninanspruch­
nahme ein. 

Der mögliche Einfluss der Energiepreise 
konnte im Rahmen dieses Forschungsvor­
habens nur ansatzweise untersucht wer­
den. Innerhalb Deutschlands ist die Va­
riabilität der Kraftstoffpreise zu gering, 
um interregionale Unterschiede des Flä­
chenverbrauchs erklären zu können. Mit 
den Ergebnissen der interstaatlichen Un­
tersuchungsebene (Staatenvergleich) 
konnte kein eindeutiger Zusammenhang 
zwischen Kraftstoffpreisen und Flächenin­
anspruchnahme aufgezeigt werden. Dies 
gilt auch für die Motorisierung. In jedem 
Fall kann ausgesagt werden, dass es keine 
eindimensionalen Zusammenhänge zwi­
schen Motorisierung und Verkehrskosten 
auf der einen Seite und der Flächeninan­
spruchnahme auf der anderen Seite gibt. 

Hypothese N3: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hypo­
these N1) dämpft ein steigender Bauland­
preis die Flächeninanspruchnahme 

Der durchschnittliche Kaufpreis für bau­
reifes Land konnte sowohl in den Model­
len zur Erklärung des Siedlungs- und Ver­
kehrsflächenbestandes als auch in den 
Modellen zur Schätzung der Flächenin­
anspruchnahme als signifikant wirksame 
Variable identifiziert werden. Insbesonde­
re in den Teilmodellen zur Erklärung der 
Wohnbauflächenentwicklung spielt der 
Baulandpreis eine hervorgehobene Rol­
le. Unter sonst gleichen Bedingungen geht 
eine Halbierung der Baulandpreise – so die 
hier errechnete Schätzgleichung – mit ei­
ner Verdopplung der Flächeninanspruch­
nahme einher. Bei der Gewerbeflächenent­
wicklung hat der Baulandpreis hingegen 
keine Bedeutung, was möglicherweise 
den verzerrenden Effekt von kommuna­
len Subventionierungen der Verkaufsprei­
se in Gebieten mit höherem Preisniveau 
wiedergibt. 

Hypothese N4: 
Unter sonst gleichen Bedingungen (Hy­
pothese N1) dämpft der wirtschaftsstruk­
turelle Wandel zu Gunsten flächeninten­
siver Branchen (Brachen mit geringerem 

spezifischen Flächenbedarf) die Flächen­
inanspruchnahme 

Wie oben bereits erwähnt, lassen die Mo­
dellergebnisse den Schluss zu, dass der 
wirtschaftsstrukturelle Wandel zuguns­
ten der Dienstleistungen zu Dämpfungs­
effekten der Flächeninanspruchnahme 
beiträgt. Mit Blick auf die hier erzeugten 
Modelle stützt sich dieser Befund vor al­
lem auf den statistisch signifikanten Ein­
fluss der Variablen Beschäftigungsdichte 
und Veränderung der Beschäftigungsdich­
te. Dabei zeigt sich, dass in Regionen bzw. 
Kommunen mit höherer Flächenintensität 
der wirtschaftlichen Wertschöpfung – re­
präsentiert mit der Beschäftigtendichte – 
unter sonst gleichen Bedingungen geringer 
ausfällt. Eine Ursache kann in der höheren 

„Dichteakzeptanz“ vieler Dienstleistungs­
zweige gesucht werden. Auch wenn die 
Ansiedlung von Dienstleistungsbetrieben 
mit der Bereitstellung neuer Siedlungsflä­
chen verbunden ist, ist der Flächenbedarf 
im Vergleich zu gewerblichen Nutzungen 
geringer. Auch kann angenommen werden, 
dass ein erheblicher Anteil von Beschäf­
tigungs- und Wertschöpfungszuwächsen 
im Dienstleistungsbereich im Bestand, d.h. 
ohne jegliche Flächeninanspruchnahme 
bewältigt werden kann. 

Hypothese N5: 
Die Präferenz von Haushalten zugunsten 
von geringer verdichteten Wohnformen 
mit Verfügbarkeit privater Freiflächen 
führt unter sonst gleichen Bedingungen 
zu einer höheren Flächeninanspruchnah­
me 

Hypothese N5_neu: 
Die Präferenz von Haushalten zugunsten 
von geringer verdichteten Wohnformen 
mit Verfügbarkeit privater Freiflächen 
führt unter sonst gleichen Bedingungen 
zu einer höheren Flächeninanspruchnah­
me. In jüngster Zeit stattfindende gesell­
schaftliche Veränderungen bewirken aber 
eine tendenziell höhere Nachfrage nach 
städtischen Wohnstandorten mit guter 
Erreichbarkeit 

Hypothese N5 konnte im Rahmen dieses 
Forschungsvorhabens nur mit der Auswer­
tung von Literatur sowie der Auswertung 
von Befragungsdaten des BBR aus der Lau­
fenden Bevölkerungsumfrage diskutiert 
werden. In den Modellen der inter- und in­
traregionalen Untersuchungsebene konn­
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ten keine Indikatoren zu Wohnform- und 
Wohnstandortpräferenzen berücksichtigt 
werden. Gleiches trifft für die interstaat­
liche Untersuchungsebene zu – den Ver­
fassern sind keine vergleichenden Studien 
zu entsprechenden Präferenzmustern be­
kannt. 

Die hier durchgeführten Auswertungen 
lassen insgesamt die Schlussfolgerung zu, 
dass Präferenzen der privaten Haushal­
te für geringer verdichtete Wohnformen 
und Standorte außerhalb von Großstäd­
ten als „weiche“ Antriebsfaktoren des Flä­
chenverbrauchs angesehen werden müs­
sen. So zeigt sich in Umfragen, dass die 
allgemeine Beliebtheit der Wohnlage mit 
dem städtischen Charakter dieser sinkt, 
d.h. die meisten Befragten würden bei frei­
er Entscheidung „auf dem Land“ und dort 
in einem freistehenden Ein- oder Zweifa­
milienhaus wohnen wollen. Lediglich jün­
gere Personen präferieren ein eher „urba­
nes“ Leben. Auch lässt sich aufzeigen, dass 
eine Mehrheit der Bevölkerung außerhalb 
der Innenstadt wohnen möchte, wobei 
die diesbezüglichen Ergebnisse zwischen 
Mietern und Eigentümern stark kontras­
tierend ausfallen. 

Aus diesen vergleichsweise stabilen Prä­
ferenzmustern sollte jedoch nicht eindi­
mensional geschlossen werden, dass ein 
verdichtetes Wohnen in größeren Städten 
auf pauschale Ablehnung stößt. Zum ei­
nen zeigt sich eine relative „Standorttreue“ 
des Wohnens. Bewohner größerer Städte 
bevorzugen – dies zeigen auch die Ergeb­
nisse zahlreicher Wanderungsmotivstudi­
en – eine neue Wohnung bzw. Immobilie 
in der (-selben) Stadt, wenn die ökonomi­
schen Möglichkeiten dies zulassen. Zum 
anderen wird in jüngerer Vergangenheit 
auch über eine sich im Zuge des demogra­
phischen Wandels ergebende Veränderung 
der Wohnbedürfnisse diskutiert (Sieden­
top 2008). Haushaltsformen wie jungen, 
kinderlosen Berufstätigen, Paaren nach 
Auszug der Kinder (empty nesters), Allein­
erziehenden oder älteren Einpersonen­
haushalten werden deutlich dichteaffinere 
Anforderungen an Wohnung und Wohn­
umgebung unterstellt. Bedeutung kommt 
in diesem Zusammenhang auch verän­
derten Arbeitsformen zu (längere Arbeits­
zeiten, unregelmäßige Arbeitsrhythmen 
bei Hochqualifizierten, zunehmender An­

teil befristeter Beschäftigung), die zu einer 
flexibleren Alltagsorganisation zwingen. 
Die engere Verflechtung von beruflichem, 
sozialem und privatem Leben drängt die 
frühere Trennung zwischen Arbeit, Frei­
zeit und Wohnen möglicherweise mehr 
und mehr zurück. Das Alltagsleben an 
suburbanen Standorten mit längeren We­
gen und hohen Pendelbelastungen über­
fordere – so die Vertreter dieser Position 

– die Haushalte mehr und mehr. Städte bö­
ten dagegen eher Orte, welche veränderten 
Zeitökonomien von Berufstätigen gerecht 
werden. Ob dies mittelfristig in eine Ab­
schwächung der Wohnbauflächennachfra­
ge führen wird, ist indes zum jetzigen Zeit­
punkt noch spekulativ. 

Zusammenfassend kann gemutmaßt wer­
den, dass Wohnstandort- und Wohnform­
präferenzen ein signifikanter Einflussfak­
tor auf die Flächeninanspruchnahme sind. 
Gleichzeitig ist aber plausibel, dass dessen 
Bedeutung in näherer Zukunft abnehmen 
wird. 

Hypothese A1: 
Die Ausgestaltung des Planungs- und Bo­
denrechts nimmt erheblichen Einfluss 
auf die Intensität und räumliche Vertei­
lung der Flächeninanspruchnahme. Be­
sondere Bedeutung kommt der durch das 
Steuerrecht geprägten Wettbewerbssitu­
ation lokaler und regionaler Gebietskör­
perschaften sowie den durch das Boden­
recht eröffneten Handlungsfreiheiten der 
Grundstückseigentümer zu 

Hypothese A1 konnte mit den im Rahmen 
dieses Forschungsvorhabens verfügbaren 
Ressourcen nicht näher untersucht wer­
den. Dazu müsste ein systematischer Ver­
gleich der Planungs- und Bodenrechtsre­
gime geeigneter Staaten und eine Analyse 
der Flächennutzungsentwicklung erfolgen. 
Der in Abschnitt 4 durchgeführte Länder­
vergleich konnte dies nicht leisten. 

Allerdings haben die Modelle für die Re­
gionen Oberes Elbtal und Saarland die 
Relevanz kommunalwirtschaftlicher In­
dikatoren für die Erklärung der Flächen­
inanspruchnahme hervorgehoben. Die 
kommunalen Steuereinnahmen und die 
Verschuldung sind in vielen der errech­
neten Modelle statistisch signifikant, was 
als Ausdruck der fiskalischen Relevanz 
der kommunalen Baulandpolitik gewer­
tet werden kann. Für die Region Stutt­
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gart wurde zudem festgestellt, dass das 
Flächenausweisungsverhalten der Nach­
barkommunen statistisch signifikanten 
Einfluss auf die Nutzungsplanung einer 
Gemeinde ausübt. Danach ist die Flächen­
inanspruchnahme umso höher, je höher 
die Baulandbereitstellung der Nachbar­
kommunen ausfällt. Der interkommuna­
le Wettbewerb um Einwohner und Betrie­
be muss als ein stabiler Einflussfaktor der 
Flächeninanspruchnahme gewertet wer­
den. Allerdings wurden entsprechende Va­
riablen („Siedlungsdruck“, „Flächeninan­
spruchnahme in Nachbarkommunen“) in 
den Modellen für das Saarland und das 
Obere Elbtal nicht als signifikant bzw. hy­
pothesengerecht gewertet. 

Hypothese A2: 
Bei gegebener Flächenausdehnung einer 
Region ist die Flächeninanspruchnahme 
umso größer, je höher die Anzahl von Ge­
bietskörperschaften mit bodennutzungs­
regulierender Kompetenz ausfällt, d.h. je 
fragmentierter das institutionelle Regula­
tionsregime ist 

Hypothese A2_neu: 
Das Maß institutioneller Fragmentierung 
übt keinen nachweisbaren Einfluss auf 
die Flächeninanspruchnahme aus 

Diese Hypothese konnte mit den im Rah­
men dieses Forschungsvorhabens erzeug­
ten Schätzmodellen nicht bestätigt werden. 
Es wurde kein signifikanter Zusammen­
hang zwischen der Kleinteiligkeit der ad­
ministrativen Struktur der Gemeindesys­
teme und der Flächeninanspruchnahme 
festgestellt. In anderen Worten, die durch­
schnittliche Flächengröße der Gemein­
den spielt für die Intensität von interkom­
munalen Wettbewerbsvorgängen offenbar 
keine oder eine nur untergeordnete Rol­
le. Dieses Ergebnis steht jedoch unter me­
thodischen Vorbehalten, da die Existenz 
von Verwaltungsgemeinschaften nicht ad­
äquat berücksichtigt werden konnte. 

Hypothese A3: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines ur­
banen Gebietes ist umso größer, je bes­
ser die intraregionale Erreichbarkeits­
situation beschaffen ist. Der (staatlich 
finanzierte) Ausbau der regionalen Ver­
kehrsinfrastruktur führt über die durch 
teilräumliche Erreichbarkeitsverbesserun­
gen gesetzten Anreizeffekte zu einer höhe­
ren Flächeninanspruchnahme 

Hypothese A3_neu: 
Die flächenhafte Ausdehnung eines ur­
banen Gebietes ist umso größer, je besser 
die intraregionale Erreichbarkeitssitua­
tion beschaffen ist. Dagegen ist die Neuin­
anspruchnahme von Siedlungs- und Ver­
kehrsflächen in Gebieten mit schlechterer 
Erreichbarkeit höher 

Erreichbarkeitsvariablen haben in die 
meisten der für die inter- und intraregio­
nale Ebene errechneten Modelle Eingang 
gefunden. Dies trifft sowohl auf die Erklä­
rung des Siedlungs- und Verkehrsflächen­
bestandes als auch der Neuinanspruch­
nahme zu. Hier offenbart sich jedoch eine 
bemerkenswerte Diskrepanz – während 
die Modelle zur Erklärung des SuV-Bestan­
des einen positiven Zusammenhang von 
Erreichbarkeit (von Oberzentren und Au­
tobahnen) und Flächeninanspruchnahme 
(als SuV-Anteil an der Katasterfläche) an­
zeigen, ist dies bei den Modellen zur Erklä­
rung der Flächeninanspruchnahme häufig 
umgekehrt. Je höher die Fahrtzeit zu ei­
nem Oberzentrum – so die Modellaussa­
ge – desto intensiver die absolute Flächen­
inanspruchnahme. Dies korrespondiert 
mit dem oben bereits erwähnten negati­
ven Zusammenhang von Siedlungsdichte 
und Flächeninanspruchnahme. Eine Er­
klärung kann darin gesehen werden, dass 
periphere Gemeinden mit unterdurch­
schnittlicher Verdichtung zu flächenex­
tensiveren Siedlungsweisen neigen. Dabei 
mag auch der in solchen Regionen unter­
durchschnittliche Bodenpreis von Bedeu­
tung sein, der eine flächenextensive Bau­
landentwicklung ökonomisch zulässt. 

Wird hingegen die katasterflächennor­
mierte Veränderung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche als zu erklärende Größe ge­
wählt, zeigen die Modelle meist einen po­
sitiven Zusammenhang von Flächeninan­
spruchnahme und Erreichbarkeit – eine 
Beobachtung, welche die Bedeutung von 
Erreichbarkeitsvariablen als Schätzgrö­
ße der Flächeninanspruchnahme gene­
rell relativiert. Dies äußert sich auch darin, 
dass der Erreichbarkeit von Oberzentren 
und Autobahnen in den intraregionalen 
Schätzmodellen keine oder nur geringe 
Bedeutung zukommt. 

Hypothese A4: 
Die Flächeninanspruchnahme wird durch 
die staatliche Subventionierung der Bau­
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land- und Infrastrukturbereitstellung so­
wie Quersubventionsmechanismen durch 
die Abgaben- und Gebührenordnungen 
forciert. 

Hypothese A4_neu: 
Die Flächeninanspruchnahme wird durch 
die staatliche Subventionierung der Ge­
werbebauland- und Infrastrukturbereit­
stellung forciert. 

Ein Einfluss staatlicher Subventions- und 
Förderinstrumente konnte für die Ent­
wicklung der Gewerbeflächen nachgewie­
sen werden. Danach ist in Regionen mit 
höherer Zuweisung von GRW-Mitteln für 
Infrastrukturvorhaben – hier werden auch 
Gewerbegebietsausweisungen gefördert 
– die Neuinanspruchnahme von Gewer­
beflächen höher. Der Zufluss von Städte­
baufördermitteln hat in den hier errechne­
ten Modellen keine statistisch signifikante 
Bedeutung. 

Die flächenpolitische Wirksamkeit der Ei­
genheimzulage und der Pendlerpauscha­
le konnte aufgrund mangelnder regiona­
lisierter Daten zum quantitativen Umfang 
der Eigenheimförderung (Fallzahl, Zula­
genhöhe) bzw. zum Umfang steuermin­
dernder Effekte durch die Pendlerpau­
schale in den Modellrechnungen nicht 
berücksichtigt werden. 

Hypothese A5: 
Das Ausmaß der Flächeninanspruch­
nahme wird durch die staatliche (regio­
nale) Regulation der kommunalen Bo­
dennutzungsplanung gemindert. Die 
Flächeninanspruchnahme nimmt – un­
ter sonst gleichen Bedingungen – mit dem 
Freiheitsgrad kommunaler Planung im 
Hinblick auf die Ausweisung von Sied­
lungsflächen zu. Relevant ist dabei so­
wohl positiv- wie auch negativplaneri­
sche Regulierung 

Hypothese A5_neu: 
Das Ausmaß der Wohnbauflächeninan­
spruchnahme wird durch die staatliche 
(regionale) Regulation der kommunalen 
Bodennutzungsplanung gemindert. Re­
levant ist dabei sowohl positiv- wie auch 
negativplanerische Regulierung 

Die in diesem Forschungsvorhaben ge­
schätzten Modelle haben einen dämp­
fenden Einfluss der Raumordnungs- und 
Umweltfachplanung auf die Flächenin­
anspruchnahme und ihre räumliche Ver­

teilung nachweisen können. Allerdings 
ist dieser Einfluss allenfalls als moderat 
zu bezeichnen. So konnte gezeigt werden, 
dass die Wohnbaulandausweisung in Re­
gionen mit höherer „Dichte“ landesplane­
rischer Einflussnahme signifikant geringer 
ist. Ein ähnlicher Einfluss auf die Gewer­
beflächenentwicklung ist allerdings nicht 
nachweisbar. Auch haben die sog. Gesamt­
modelle, die die Veränderung der SuV ins­
gesamt zu erklären suchen, keinen signi­
fikanten Einfluss der landesplanerischen 
Regulierungsintensität aufgezeigt. 

Insgesamt kann damit der Schluss gezo­
gen werden, dass die Landes- und Regio­
nalplanung durchaus Steuerungsleistun­
gen der kommunalen Siedlungstätigkeit 
erbringt. Diese sind allerdings offenbar auf 
die Wohnbaulandausweisung beschränkt, 
während die Gewerbeflächenausweisung 
in geringerem Maße Gegenstand effekti­
ver raumordnerischer Einflussnahme ist. 
Die attestierte Steuerungsleistung bei der 
Wohnbaulandbereitstellung ist möglicher­
weise auch auf die Wirksamkeit des lan­
des-/regionalplanerischen Instruments 
der Eigenentwicklung zurückzuführen. 
Für die Region Stuttgart konnte gezeigt 
werden, dass die Neuausweisung von Sied­
lungs- und Verkehrsflächen in nicht zent­
ralen Orten, die auf die sog. Eigenentwick­
lung beschränkt ist, nachweislich geringer 
ausfällt als in zentralen Orten. 

Neben einer solchen positivplanerischen 
Restringierung der kommunalen Bau­
landausweisung ist auch ein signifikanter, 
wenngleich schwacher Effekt negativpla­
nerischer Restriktionen durch die Lan­
des- und Regionalplanung sowie die Um­
weltfachplanungen nachweisbar. Für die 
Regionen Saarland und Stuttgart konnte 
ein dämpfender Einfluss durch umwelt­
rechtlich festgesetzte Schutzgebiete so­
wie durch raumordnerische Vorrang- und 
Vorbehaltsfestlegungen nachgewiesen 
werden. Es kann vermutet werden, dass 
großflächig angelegte negativplanerische 
Restriktionen in Teilräumen einer Regi­
on die Wahrscheinlichkeit übermäßiger 
Flächenausweisungen verringern. Gleich­
zeitig ist aber nicht feststellbar, dass Ne­
gativplanung zu einer gänzlichen Unter­
bindung der Flächeninanspruchnahme 
führt. 



ireus_einluss_flaech_139.indd   102 08.04.2009   15:27:13 Uhr

   

 

 

 

 

 

102 Einflussfaktoren der Neuinanspruchnahme von Flächen Forschungen Heft 139 

Hypothese A6: 
Das „flächenpolitische Klima“ eines Lan­
des beeinflusst den Grad der Politisierung 
des Themas Flächeninanspruchnahme 
und damit auch die Handlungsmotivati­
on flächenpolitischer Akteure 

Der Einfluss des „flächenpolitischen Kli­
mas“ als Ausdruck eines landespolitischen 

„Agenda Settings“ konnte im Rahmen die­
ses Forschungsvorhabens nur als quali­
tativer Faktor diskutiert werden. Als „flä­
chenpolitisches Klima“ wird der Grad der 
Politikfähigkeit des Themas „Flächenin­
anspruchnahme“ verstanden, vermittelt 
durch Prozesse der Problemsensibilisie­
rung und die Diskussion von planerischen 
Handlungsansätzen flächensparender 
Siedlungs- und Bauformen. Es wird ange­
nommen, dass sich Kommunen eher flä­
chensparend verhalten, wenn von landes­
politischer Seite das Thema als relevant 
hervorgehoben wird. 

Die hier mit einer Diskursanalyse in meh­
reren Bundesländern erzielten Ergebnis­
se lassen einen gewissen Zusammenhang 
zwischen der Intensität der politischen Be­
handlung des Themas Flächeninanspruch­
nahme auf Landesebene und dem realen 
Flächenverbrauchsverhalten der Akteure 
in Ansätzen erkennen. In Ländern mit in­
tensiverer Flächenverbrauchsdiskussion 

– hier sind vor allem die stärker verdichte­
ten Länder Baden-Württemberg und Nord­
rhein-Westfalen zu nennen – lässt sich 
eine Tendenz zu rückläufigem Flächen­
zuwachs beobachten, während in Bun­
desländern mit eher geringem politischen 
Interesse ein anhaltend hoher Flächenver­
brauch feststellbar ist. Ursächlich könnte 
sein, dass die in siedlungspolitisch aktive­
ren Ländern wie Baden-Württemberg oder 
Nordrhein-Westfalen geführte landespoli­
tische Debatte in positivem Sinne auf den 
kommunalpolitischen Raum einwirkt. Ne­
ben der Förderung einer Grundsensibili­
sierung für die Problematik der Flächenin­
anspruchnahme kann auch ein „weicher 
Handlungsdruck“ angenommen werden, 
welchem sich kommunale Akteure ausge­
setzt sehen. 

Es ist hier jedoch ausdrücklich einzuräu­
men, dass die Kausalität zwischen der poli­
tischen Behandlung des Themas Flächen­
inanspruchnahme auf Ebene der Länder 
und dem baulandpolitischen Verhalten 

der kommunalen Ebene unklar bleibt. 
Hierzu müssten vertiefende Forschungen 
erfolgen, welche die Rezeption hochstufi­
ger politischer Botschaften im lokalpoliti­
schen Raum zu untersuchen hätten. 

Hypothese A7: 
Das Ausmaß der Flächeninanspruchnah­
me wird durch nutzungsexklusive Flä­
chennutzungsplanungen der Kommunen 
gesteigert. „Nutzungsexklusiv“ bedeutet 
dabei eine generell wachstumskritische 
Ausrichtung der Planung und/oder den 
Ausschluss bestimmter Nutzungsformen 
(z. B. höher verdichteter Wohnformen oder 
gewerblicher Flächennutzungen) 

Hypothese A7_neu: 
(diese Hypothese entfällt) 
Diese Hypothese konnte im Rahmen die­
ses Forschungsvorhabens nicht näher be­
handelt werden, da zu den stadtentwick­
lungs- und baulandpolitischen Strategien 
der Kommunen keine Informationen ver­
fügbar waren. 

Hypothese A8: 
Naturräumliche Faktoren wie die Topo­
graphie nehmen Einfluss auf die regiona­
le und intraregionale Verteilung der Flä­
cheninanspruchnahme 

Die Topographie, abgebildet durch die 
durchschnittliche Reliefenergie, hat in fast 
allen Modellen Einfluss genommen, was 
sowohl für die inter- wie auch intraregi­
onale Modellebene gilt. Die Topographie 
ist damit – so kann geschlussfolgert wer­
den – ein wesentlicher Einflussfaktor auf 
die Flächeninanspruchnahme bzw. ihre 
räumliche Verteilung. In Regionen mit 
hoher Reliefenergie kann ceteris paribus 
eine signifikant geringere Flächeninan­
spruchnahme erwartet werden. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn lang anhalten­
de Prozesse der Siedlungstätigkeit zu ei­
ner Erschöpfung der erschließungsfähigen 
Flächen (z. B. in Flusstälern) geführt ha­
ben. Dies ist insbesondere für die topogra­
phisch bewegten Teile altindustrialisierter 
Gebiete wie dem Bergischen Land anzu­
nehmen. 

Schlussfolgerungen für die siedlungs­
politische Strategiebildung und  
Instrumentenwahl 

Die Ergebnisse dieses Forschungsvorha­
bens haben die Grenzen eines allein nach­
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fragebezogenen Erklärungsrahmens der 
Flächeninanspruchnahme deutlich ge­
macht. Die Ausweisung von Bauland 
kann keinesfalls allein als Ausdruck rea­
ler Nachfrageüberhänge nach Wohn- und 
Gewerbebauland verstanden werden. Die 
Baulandbereitstellung ist vielmehr auch 
ein Instrument einer aktiven, fiskalisch 
orientierten Wettbewerbspolitik der Kom­
munen um Einwohner und Gewerbebe­
triebe, welches die Kommunen auch dann 
einsetzen, wenn eine nachweisliche Nach­
frage nach urbanen Nutzflächen nicht oder 
nur in geringem Ausmaß besteht. Die vom 
Bundesamt für Bauwesen und Raumord­
nung in seiner jüngsten Baulandumfra­
ge aufgezeigte ungebrochene Dominanz 
reiner Angebotsplanungen spricht dies­
bezüglich eine deutliche Sprache (Bun­
desamt für Bauwesen und Raumordnung 
2006, S. 94). 

Die sich erhärtende Erkenntnis, dass die 
Flächeninanspruchnahme bei stagnie­
render oder gar schrumpfender Bevölke­
rungs- und Wirtschaftsentwicklung nicht 
automatisch zum Erliegen kommt, unter­
streicht die anhaltende Bedeutung raum­
ordnerischer Steuerung. Die Ergebnisse 
dieses Projekts haben eine Steuerungsleis­
tung der Regionalplanung zumindest im 
Bereich der Wohnbaulandausweisung be­
stätigen können. Danach übt Regional­
planung, die das raumordnerische In­
strumentarium wirkungsvoll zum Einsatz 
bringt, durchaus dämpfende Effekte auf 
die Neuinanspruchnahme von Siedlungs- 
und Verkehrsflächen aus. Die bereits seit 
langem geforderte Stärkung landes- und 
regionalplanerischer Steuerungsfunktio­
nen kann hier insofern nur wiederholt als 
Notwendigkeit betont werden. 

In diesem Zusammenhang kommt auch 
dem sog. flächenpolitischen Klima Be­
deutung zu. Eine aktive Kommunikation 
landespolitischer Motivation für eine flä­
chensparsamere Entwicklung hat – so die 
Vermutung der Verfasser – erhebliche Aus­
strahlungs- und Mobilisierungswirkungen 
auf kommunale Akteure des Flächenma­
nagements. 

Die staatliche Raumordnungs-, Infra­
struktur- und Wohnungspolitik sollte in 
Zukunft aber in stärkerem Maße mit ur­
sachenspezifischen Strategien und Inst­
rumenteneinsätzen reagieren. Ein „nach­

fragegetriebener“ Flächenverbrauch kann 
vor allem über solche Instrumente gesteu­
ert werden, 

•	 die	auf	eine	möglichst	umweltverträg-
liche Standortwahl und 

•	 auf	flächensparsame	Siedlungs-	und	 
Bauformen abzielen. 

Letzteres kann durch Instrumente der 
Raumordnung wie die Durchsetzung von 
Mindestdichten in der kommunalen Bau­
leitplanung oder die Einführung von Steu­
er- und Abgabenlösungen zur Verteuerung 
flächenextensiver Siedlungs- und Baufor­
men herbeigeführt werden (siehe Tabelle 
33). Primärer Adressat einer solchen Poli­
tik sind die privaten Haushalte und Unter­
nehmen und deren Flächenkonsumtion, 
vermittelt über die gemeindliche Flächen­
ausweisung. 

Demgegenüber erfordert der erkennba­
re Bedeutungszuwachs „angebotsorien­
tierter“ kommunaler Baulandpolitik ein 
höheres Maß an raumordnerischer Ein­
flussnahme auf die kommunale Sied­
lungspolitik. Adressaten sind hier explizit 
die Kommunen mit ihren baulandpoliti­
schen Strategien. Ziel ist es, kommuna­
le Akteure zu einer aktiven Reflektion ih­
rer Entwicklungs- und Baulandpolitik zu 
zwingen und die Genehmigung von weite­
ren Baulandausweisungen an die plausible 
Begründung von deren Erforderlichkeit zu 
knüpfen. Dabei kommen verschieden in­
strumentelle Ansätze mit abgestufter Res­
triktivität in Frage (siehe auch Tabelle 33): 

•	 Die	 Raumordnung	 sollte	 in	 stärkerem	 
Maße Bedarfsnachweise im Genehmi­
gungsprozess von Änderungen des Flä­
chennutzungsplans vorsehen. Zwar 
finden sich in vielen Landsentwicklungs- 
und Regionalplänen entsprechende For­
mulierungen. In der Genehmigungs­
praxis kommt diesem Instrument nach 
Kenntnis der Verfasser aber nur geringe 
Bedeutung zu. Gemeinden mit baulan­
dexpansiven Bestrebungen sollte in Zu­
kunft stets ein Nachweis abverlangt wer­
den, auf welcher prognostischen Basis 
geplante Bereitstellungen von Bauland­
flächen basieren und mit welchen stadt­
entwicklungspolitischen Erwägungen 
dies verknüpft ist. Wesentlich ist dabei 
vor allem, eine solche Bedarfsprüfung 
mit einem transparenten Set von allge­
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meingültigen Kriterien zu untersetzen 
und auf diese Weise ein Regelverfahren 
mit fixen qualitativen Standards zu eta­
blieren. 

•	 Erwogen	 werden	 sollte	 ferner,	 ob	 
Gemeinden in Regionen mit demogra­
phischen Stagnations- oder Schrump­
fungstendenzen eine fiskalische Folge­
kostenrechnung ihrer Baulandstrategie 
abzuverlangen ist. Mittlerweile existie­
ren praxistaugliche Werkzeuge zur me­
thodischen Unterstützung solcher Folge­
kostenrechnungen (siehe z. B. Hartung 
und Tack 2007 sowie Siedentop et al 
2006). 

In Regionen mit einer Tendenz zu Ange­
botsüberhängen auf den Bauland- und Im­
mobilienmärkten sollten interkommunale 
Kooperationsbemühungen auf die Bereit­
stellung von Leistungen der Daseinsvor­
sorge ausgeweitet werden. Bisher waren 
Ansätze eines regionalen Flächenmana­
gements als interkommunales Koopera­
tionsmanagement weitgehend auf die Ko­
ordination der Baulandbereitstellung 
beschränkt (Einig und Siedentop 2004). 
Die bisherigen Erfahrungen in Regionen 
mit sich abschwächender Wachstumsten­
denz haben indes gezeigt, dass die Aus­
lastung von kommunalen Infrastrukturen 
ein starkes Motiv für die weitere Flächen­
ausweisung ist. Danach erwägen Gemein­
den häufig dann Baulandausweisungen, 
wenn in einem kurz- oder mittelfristigen 
Zeithorizont eine Schließung von Einrich­
tungen droht. Mit der erwarteten Zuwan­
derung von Bevölkerung erhoffen sich 
die betreffenden Gemeinden ein Aufhal­
ten von infrastrukturellen Erosionspro­
zessen. Vor diesem Hintergrund könnten 
verstärkte interkommunale Kooperations­
aktivität in der Bereitstellung und Bewirt­
schaftung von Infrastrukturleistungen flä­
chenverbrauchsmindernd wirken. Hier 
kommt auch der Kommunikation von Er­
fahrungen aus Modellvorhaben hohe Be­
deutung zu (vgl. z. B. Bundesamt für Bau­
wesen und Raumordnung 2005). 

Die abnehmende quantitative Bedeutung 
von Personen in den Altersgruppen, die 
am stärksten an der Wohneigentumsbil­
dung beteiligt sind, die vergleichsweise 
hohe Dichteaffinität moderner Dienstleis­
tungen und ein immer deutlicher wer­
dender Nachfragetrend nach städtischen 

Wohnangeboten mit guter Erreichbarkeit 
lassen vermuten, dass einige der in die­
sem Forschungsvorhaben identifizierten 
Triebkräfte der Flächeninanspruchnahme 
zukünftig an Bedeutung verlieren werden. 
Städte und Gemeinden können dies durch 
eine kluge, vorausschauende Innenent­
wicklungsplanung unterstützen, die auch 
durch Städtebaufördermaßnahmen flan­
kiert werden sollte. Hier sind Bund und 
Länder weiterhin gefordert, die Gemein­
den in finanzieller und beratender Hin­
sicht zu unterstützen. 

Die verstärkte Nutzung von Brachflä­
chen und sonstigen Potenzialen der In­
nenentwicklung ist von erheblicher 
Bedeutung, unabhängig davon, ob 
Flächeninanspruchnahme eher nachfrage- 
oder angebotsseitig verursacht ist. Bund 
und Länder sollten erwägen, ein orientie­
rendes Ziel für die Innenentwicklung zu 
verankern. Vorbild kann hier das britische 
Department of the Environment, Trans­
port and the Regions sein, welches in sei­
ner Planning Policy Guidance Note (PPGs) 
No. 3 ein nationales Innenentwicklungs­
ziel formuliert hat. Bis 2008 sollen insge­
samt 60 % der Neubautätigkeit im Woh­
nungsbau auf bereits baulich genutzten 
Flächen und durch Umnutzung bestehen­
der Gebäude realisiert werden. Die Re­
gional Planning Bodies müssen dieses 
60 %-Ziel bei der Aufstellung ihrer Regi­
onal Planning Guidance (RPG) beachten 
und ebenfalls quantifizierte Innenent­
wicklungsziele formulieren. Diese regiona­
lisierten Innenentwicklungsziele sind wie­
derum von den Gemeinden und Städten in 
ihren Planungen zu beachten. In diesem 
Zusammenhang kommt auch Informa­
tionsinstrumenten wie dem Baulandka­
taster Bedeutung zu, über das derzeit nur 
eine Minderheit der Gemeinden verfügen 
(Bundesamt für Bauwesen und Raumord­
nung 2007, S. 111). Empirische Erhebun­
gen konnten wiederholt deutlich machen, 
dass kommunale Akteure das Ausmaß von 
Brachflächen und Baulücken systematisch 
unterschätzen. Neben einer Verstärkung 
der kommunalen Bemühungen zur laufen­
den Beobachtung des Baulandpotenzials 
könnte auch ein regionales Baulandmoni­
toring, wie es in einigen Regionen bereits 
erfolgreich implementiert ist, positive Im­
pulse für eine flächensparsame Siedlungs­
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Tabelle 33 
strategien und Instrumente zur Eindämmung der Flächeninanspruchnahme 

Dominierende Triebkräfte der Flächeninanspruchnahme 

nachfrageseitig angebotsseitig 

Kernursachen der 
Flächeninanspruchnahme 

• Nachfrage nach Wohn- und Gewerbeflächen 
durch Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum 
sowie Wohlstandssteigerung 

• Präferenz für gering verdichtetes Wohnen und 
automobilorientierte Mobilitätskultur 

• Baulandausweisung zur Erreichung fiskalischer 
und stadtentwicklungspolitischer Ziele 

• staatliche Subventionierung von 
Eigentumserwerb und Mobilitätsaufwendungen 
sowie staatliche Finanzierung von suburbanen 
und ländlichen Infrastrukturleistungen 

Strategien zur Eindämmung der 
Flächeninanspruchnahme 

• Verringerung der Flächeninanspruchnahme durch 
flächensparende Siedlungs- und Bauformen 
sowie interkommunale Zusammenarbeit bei der 
Baulandbereitstellung 

• negativplanerische Sicherung ökologisch 
sensibler Flächen 

• verstärkte landes- und regionalplanerische 
Restriktion der kommunalen Neuausweisung 
von Bauflächen 

• Umbau der staatlichen Subventionssysteme 
zugunsten bestandsorientierter Entwicklung 

Geeignete Instrumente • Koordination der Baulandausweisung zugunsten 
integrierter Standorte 

• Durchsetzung von Mindestdichten durch die 
Regionalplanung 

• Schaffung von ökonomischen Anreizen für 
flächensparsame Siedlungs- und Bauformen 

• Schaffung von Anreizen zu interkommunaler 
Zusammenarbeit bei der Baulandbereitstellung 

• Schaffung von Anreizen zur Mobilisierung 
von Brachflächen und sonstiger 
Innenentwicklungspotenziale 

• konsequente Bedarfsprüfung bei kommunalen 
Ausweisungswünschen 

• verstärkte Anreize zur Mobilisierung 
von Brachflächen und sonstiger 
Innenentwicklungspotenziale 

• Pflicht zur Führung von Baulandkatastern 

• Einführung einer „bestandsorientierten 
Eigenentwicklung“ (d.h. ohne Recht auf 
Baulandausweisung) 

• Schaffung von Anreizen zur interkommunaler 
Kooperation bei der Bereitstellung und im 
Betrieb infrastruktureller Leistungen 

• Aufklärungskampagnen von Kommunen und 
privaten Haushalten über Folgekosteneffekte der 
Flächeninanspruchnahme 

Quelle: eigene Zusammenstellung 

entwicklung vermitteln (Siedentop 2006; 
Siedentop et al. 2003). 

Darüber hinaus wären auch Informati­
onskampagnen mit gezielter Aufklärung 
kommunaler Entscheidungsträger über 
mögliche fiskalische Risiken der Bauland­
bereitstellung zielführend. Studien zei­
gen, dass die kommunale Wahrnehmung 
von Infrastrukturfolgekosten bei der Aus­
weisung von Bauland allenfalls fragmen­
tarisch ausfällt. Wesentliche Folgekos­
teneffekte wie Betriebs-, Erhaltungs- und 
Erneuerungskosten werden in planeri­
schen Rentabilitätskalkülen häufig nicht 
betrachtet. Es erscheint daher sinnvoll, 
gezielte Informationskampagnen zu den 
kommunalen Folgekosten der Baulandent­
wicklung zu starten (Gutsche et al. 2007). 
Zielgruppe solcher Kampagnen sollten 
die kommunalen Verwaltungen sowie die 
kommunalen Entscheidungsträger sein. 
Durch Wissensvermittlung und die Bereit­

stellung einfacher Methoden zur Durch­
führung von Modellrechnungen kann 
dazu beigetragen werden, dass kommuna­
le Gebietskörperschaften Folgekostenef­
fekte in geeigneter Form in die planerische 
Gesamtabwägung der Vor- und Nachteile 
eines neuen Baugebietes einstellen. 

Neben den Gemeinden sollten auch die 
privaten Haushalte über Folgekosteneffek­
te ihrer Standortentscheidungen verstärkt 
informiert und beraten werden. Untersu­
chungen zeigen, dass Haushalte die mit ih­
rer Standortwahl verbundenen Kosten ver­
zerrt wahrnehmen (Gutsche et al. 2007). 
Dies betrifft insbesondere Mobilitätsauf­
wendungen aber auch dichteabhängige 
Wohnnebenkosten (siehe auch Scheiner 
2008). Erste öffentliche Kampagnen von 
Bausparkassen und öffentlichen Verkehrs­
betrieben (u. a. in der Region Hamburg) 
konnten insgesamt positive Erfahrungen 
sammeln (Gutsche et al. 2007, S. 240 ff.). 
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Anhang 113 

Anhang 1: Variablenspezifische Hypothesen
 
10.1 Hypothesen zu angebotsseitigen Einflussfaktoren 

Einflussfaktor Hypothese (Triebkraft/ 
Wirkungsrichtung) 
(die mit(1) und (2) versehenen 
Hypothesen sind „rivalisierend“) 

räumliche 
Wirksamkeit 
(relevanz 
für modell­
ebenen) 

Art der 
Wirkung 

nach-
frage-/ 
angebots­
seitiger 
Faktor 

Empirischer 
meinungs­
stand 
über die 
generelle 
Wirksamkeit 

Maß der Planungsfreiheit 
lokaler Planungsakteure 
(Ausgestaltung des Boden- und 
Planungsrechtsregimes) 

Stärkere Neigung zu einer wettbewerbs­
orientierten Baulandpolitik bei großen 
Handlungsfreiheiten für die gemeindliche 
Flächennutzungsplanung 

G st A D 

Steuer- und 
Subventionsrechtsregime 

Geringer Anreiz zur baulichen Mobili­
sierung von Innenbereichspotenzialen 
durch die Ausgestaltung der 
Grundsteuer 

G st A K 

Interregionale Erreichbarkeit Anreiz zu Baulandangeboten bei 
überdurchschnittlicher Erreichbarkeit der 
Metropolregionen 

R ? N/A K 

Intraregionale Erreichbarkeit Anreiz zu Baulandangeboten bei über­
durchschnittlicher Erreichbarkeit der 
Kernstädte 

R/L st N/A D 

Baulandpreis (1) Baulandnachfrage aufgrund geringer 
Baulandpreise 
(2) Dämpfung der 
Flächeninanspruchnahme aufgrund 
höherer Dichten bei hohen Bauland­
preisen 

R/L ? N/A D 

Steueraufkommen (1) Fiskalischer Anreiz zur Ausweisung 
von Bauland bei überdurchschnittlichem 
Steueraufkommen 
(2) Dämpfung der 
Baulandausweisungsneigung bei 
hohem Wohlstandsniveau („not in my 
backyard“) 

L ? A ? 

GRW-Mittel Infrastruktur Fiskalischer Anreiz zu GE/GI-Bauland­
ausweisungen durch Fördermitteleinsatz R st A ? 

Städtebauförderungsmittel Dämpfung der Neuflächeninanspruch­
nahme durch Mobilisierung und 
Attraktivierung von Bestandsnutzungen 

R dä A ? 

Verschuldung (1) Fiskalische Einschränkung der 
Baulandausweisung bei überdurch­
schnittlicher Verschuldung 
(2) Fiskalischer Anreiz zur 
Ausweisung von Bauland als 
„Entschuldungsstrategie“ bei 
Verschuldung 

R/L ? A ? 

positivplanerische Regulierung 
der Flächennutzung durch 
Landes- und Regionalplanung 

Dämpfung der Neuflächeninanspruch­
nahme durch restriktive Regulierung der 
kommunalen Bauleitplanung 

R/L dä A ? 

negativplanerische Regulierung 
der Flächennutzung durch 
Landes- und Regionalplanung 

Dämpfung der Neuflächeninanspruch­
nahme durch restriktive Regulierung 
der kommunalen Bauleitplanung 
(fachrechtliche Schutzgebiete, raum­
ordnungsrechtliche Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete) 

L dä A ? 

Topographie (Relief) Dämpfung der gewerblichen Bauland­
ausweisung durch topographische 
Restriktionen (Hangneigung) 

L dä A ? 

„Atomisierung“ der 
Entscheidungsinstanzen über die 
Flächennutzung 

Anreiz zu Baulandangeboten durch 
zunehmendes Maß interkommunaler 
Konkurrenz bei zunehmender 
Anzahl von Entscheidungsinstanzen 
(Gemeinden) 

R st A K 

Siedlungsflächenentwicklung in 
Nachbarräumen 

Anreiz zur Baulandausweisung durch 
Flächenkonkurrenz benachbarter 
Gebietskörperschaften 

L st A ? 

G = global, R = regional, L = lokal, st = stimulierend, dä = dämpfend, N = nachfrageseitig, A = angebotsseitig, 
K = Konsens, D = Disput, ? = nicht oder kaum untersucht 
Quelle: eigene Darstellung 
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10.2 Hypothesen zu nachfrageseitigen Einflussfaktoren 

Einflussfaktor Hypothese (Triebkraft/Wirkungsrichtung) 
(die mit(1) und (2) versehenen Hypothesen sind 
„rivalisierend“) 

räumliche 
Wirksamkeit 

Art der 
Wirkung 

nach­
frage-/ 
angebots­
seitiger 
Faktor 

Empirischer 
meinungs­
stand über 
die generelle 
Wirksamkeit 

Bevölkerungszahl Nachfrage nach zusätzlichen Wohn-, Verkehrs- und 
Erholungsflächen in Folge des Bevölkerungszuwachses G/R/L st N K 

Zuzüge von 
Einwohnern, 
altersdifferenziert 

Nachfrage nach zusätzlichen Wohn-, Verkehrs- und 
Erholungsflächen in Folge von Zuzügen R/L st N K 

Landschaftliche 
Attraktivität 

Nachfrage nach zusätzlichen Wohn-, Verkehrs- und 
Erholungsflächen in Folge von Zuzügen R/L st N/A ? 

Anzahl der 
Arbeitsplätze 

Nachfrage nach zusätzlichen Produktions-, Büro- und 
Einzelhandelsflächen durch Beschäftigungszuwachs G/R/L st N K 

Anzahl der 
Arbeitsplätze im 
sekundären Sektor 

Nachfrage nach flächenintensiven Produktionsstandorten 
für den sekundären Sektor durch Beschäftigungszuwachs R/L st N K 

Anzahl der 
Arbeitsplätze im 
tertiären Sektor 

Nachfrage nach Bürostandorten durch 
Beschäftigungszuwachs im tertiären Sektor R/L st N ? 

Pendlerbilanz Nachfrage nach zusätzlichen Wohnflächen durch 
Zunahme der Anzahl von Zweitwohnsitzen in 
Gebietseinheiten mit starkem Einpendlerüberschuss 

R/L st N ? 

wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit 

Nachfrage nach zusätzlichen Wirtschafts-, Betriebs- und 
Verkehrsflächen in Folge des Wirtschaftswachstums G/R st N K 

Einkommen der 
privaten Haushalte 

(1) Nachfrage nach zusätzlichen Wohnflächen und 
Wohnfolgenutzungen durch Einkommenszuwachs 
(2) Dämpfung der Baulandausweisungsneigung bei 
hohem Wohlstandsniveau („not in my backyard“) 

G/R/L st N K 

Motorisierung Nachfrage nach zusätzlichen Verkehrsflächen bei 
steigender Motorisierung G/R/L st N K 

Fremdenverkehrs- 
übernachtungen 

Nachfrage nach Flächen für Beherbergungsstätten und 
touristische Infrastruktur bei steigender Nachfrage nach 
Übernachtungsmöglichkeiten 

R/L st N ? 

G = global, R = regional, L = lokal, st = stimulierend, dä = dämpfend, N = nachfrageseitig, A = angebotsseitig, 
K = Konsens, D = Disput, ? = nicht oder kaum untersucht 
Quelle: eigene Darstellung 
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Anhang 2: Verwendete Variablen zur  
Abbildung der Einflussfaktoren 
11.1 Variablen zu angebotsseitigen Einflussfaktoren 

Einflussfaktor zur Erklärung Kurzbezeichnung der Variable 

Maß der Planungsfreiheit lokaler Planungsakteure  
(Ausgestaltung des Boden- und Planungs­
rechtsregimes) 

V(X43) / B(X26) Planerische Regelungsintensität 

Steuer- und Subventionsrechtsregime V(X6) 

V(X7) 

V(X8) 

Veränderung kommunaler Steuereinnahmen je EW. 

relative Veränderung kommunaler Steuereinnahmen 
je EW. 

kommunale Steuereinnahmen je EW. 

Intraregionale Erreichbarkeit V(X1) / B(X1) Erreichbarkeit Oberzentrum 

Erreichbarkeit im Autobahnnetz V(X2) / B(X2) Erreichbarkeit Autobahnanschluss 

Baulandpreis (baureifes Land) V(X3) 

V(X4) 

V(X5) / B(X3) 

Veränderung Baulandpreis 

relative Veränderung Baulandpreis 

Baulandpreis 

Steuereinnahmen der Gemeinden V(X6) 

V(X7) 

V(X8) 

B(X4) 

B(X6) 

Veränderung kommunaler Steuereinnahmen je EW. 

relative Veränderung kommunaler Steuereinnahmen 
je EW. 

kommunale Steuereinnahmen je EW. 

Kommunale Steuereinnahmen 

Steuereinnahmen je EW 

GRW-Mittel Infrastruktur V(X9) / B(X7) Zuschüsse GRW 

Städtebauförderungsmittel B(X8) 

V(X41) 

Städtebaufördermittel 

Städtebaufördermittel je EW. 

positivplanerische Regulierung der Flächennutzung 
durch Landes- und Regionalplanung 

V(X43) / B(X26) Planerische Regelungsintensität 

Topographie (Relief) V(X15) / B(X12) Reliefenergie 

„Atomisierung“ der Entscheidungsinstanzen über die 
Flächennutzung 

B(X24) 

B(X25) 

V(X42) 

Gemeindenanzahl 

Administrative Zersplitterung abs. 

Administrative Zersplitterung 

B = zur Erklärung des Siedlungs- und Verkehrsflächenbestandes auf interregionaler Ebene 
V = zur Erklärung der Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf interregionaler Ebene 
Quelle: eigene Darstellung 
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11.2 Variablen zu nachfrageseitigen Einflussfaktoren 

Einflussfaktor zur Erklärung Kurzbezeichnung der Variable 

Bevölkerungszahl B(X5) 

V(X10) 

V(X11) 

V(X12) 

Einwohnerzahl 

Veränderung Einwohnerzahl 

relative Veränderung Einwohnerzahl 

Nettobevölkerungsdichte 

Zuzüge von Einwohnern (ggf. altersdifferenziert) B(X9) 

V(X13) / B(X10) 

V(X44) 

V(X45) 

V(X46) 

Wanderungssaldo 

Wanderungssaldo je 1000 Ew. 

Wanderungssaldo 25–50 Jährige je 1 000 Ew. 

Zuzüge 25–50 Jährige 

Zuzüge 25–50 Jährige je 1 000 Ew. 

Landschaftliche Attraktivität V(X14) / B(X11) Landschaftsattraktivität 

Anzahl der Arbeitsplätze B(X13) 

V(X19) 

V(X20) 

V(X21) 

Zahl der Arbeitnehmer 

Veränderung Arbeitnehmerzahl 

relative Veränderung Arbeitnehmerzahl 

Veränderung Beschäftigungsdichte 

Anzahl der Arbeitsplätze im sekundären Sektor B(X14) 

V(X22) 

V(X23) 

V(X24) 

Zahl der Arbeitnehmer (prod. Gewerbe) 

Veränderung Arbeitnehmerzahl (Prod. Gewerbe) 

relative Veränderung Arbeitnehmerzahl (Prod. Gewerbe) 

Veränderung Beschäftigungsdichte (Prod. Gewerbe) 

Anzahl der Arbeitsplätze im tertiären Sektor B(X15) 

V(X25) 

V(X26) 

V(X27) 

Zahl der Arbeitnehmer (Dienstleistungen) 

Veränderung Arbeitnehmerzahl (Dienstleistungen) 

relative Veränderung Arbeitnehmerzahl (Dienstleistungen) 

Veränderung Beschäftigungsdichte (Dienstleistungen) 

Pendlerbilanz V(X28) / B(X16) Saldo der Berufspendler je 1000 Beschäftigte. 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
(z.B. BIP je Einwohner) 

B(X17) 

V(X29) / B(X18) 

V(X30) 

V(X31) 

V(X32) / B(X19) 

V(X33) 

V(X34) 

BIP 

BIP je EW. 

Veränderung BIP je Ew. 

relative Veränderung des BIP je Ew 

Flächenproduktivität 

Veränderung Flächenproduktivität 

relative Veränderung Flächenproduktivität 

Einkommen der privaten Haushalte V(X35) / B(X20) 

V(X36) 

V(X37) 

verfügbares Einkommen je Ew. 

Veränderung verfügbaren Einkommens je Ew. 

relative Veränderung verfügbaren Einkommens je Ew. 

Motorisierung (z.B. Pkw je 1 000 Einwohner) B(X21) 

V(X38) 

V(X39) / B(X22) 

V(X40) 

PKW 

Veränderung Motorisierung 

Motorisierung 

relative Veränderung Motorisierung 

Fremdenverkehrsübernachtungen B(X23) 

V(X16) 

V(X17) 

V(X18) 

Fremdenverkehrsübernachtungen 

Veränderung Fremdenverkehrsübernachtungen 

relative Veränderung Fremdenverkehrsübernachtungen 

Fremdenverkehrsintensität 

B = zur Erklärung des Siedlungs- und Verkehrsflächenbestandes auf interregionaler Ebene 
V = zur Erklärung der Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf interregionaler Ebene 
Quelle: eigene Darstellung 
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Anhang 3: In den Modellen eingesetzte  
Variablen 

12.1 Liste der Variablen zum Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand auf der interregionalen Ebene (Stadt- und Landkreise) 

Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

Y1 Siedlungs- und Verkehrsfläche [ha] 

Y2 Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Katasterfläche [%] 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum Erreichbarkeit Oberzentrum 2004 [min] 

X2 Erreichbarkeit 
Autobahnanschluss 

Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2003 [min] 

X3 Baulandpreis Kaufwert je qm baureifes Land [EUR] 

X4 kommunale Steuereinnahmen kommunale Steuereinnahmen [EUR] 

X5 Einwohnerzahl [Anzahl] Einwohnerzahl [Anzahl] 

X6 Steuereinnahmen je Ew. Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen der Gemeinden) je 
Einwohner der Gemeinden [EUR/Anzahl] 

X7 Zuschüsse GRW Zuschüsse im Rahmen der GRW für Infrastruktur [1000 EUR] 

X8 Städtebaufördermittel Städtebaufördermittel [1000 EUR] 

X9 Wanderungssaldo Wanderungssaldo [absolute Anzahl] 

X10 Wanderungssaldo je 1000 Ew. Wanderungssaldo je 1 000 Einw. [Anzahl] 

X11 Landschaftsattraktivität additiv verknüpfte, normierte, gleichgerichtete Einzelindikatoren: 
Zerschneidungsgrad1995, Bewaldungsgrad 2000, Reliefenergie2003, Wasserflächen 
2000 und Küstenlinien 2003, Übernachtungen im Fremdenverkehr 2001 

X12 Reliefenergie Reliefenergie 2003 

X13 Zahl der Arbeitnehmer Zahl der Arbeitnehmer [Anzahl] 

X14 Zahl der Arbeitnehmer (prod. 
Gewerbe) 

Zahl der Arbeitnehmer im produzierenden Gewerbe [Anzahl] 

X15 Zahl der Arbeitnehmer 
(Dienstleistungen) 

Zahl der Arbeitnehmer im Dienstleistungssektor [Anzahl] 

X16 Saldo der Berufspendler je 1000 
Beschäftigte 

Saldo der Berufspendler 2003 je 1000 SV Beschäftigte am Arbeitsort [Anzahl] 

X17 BIP Bruttoinlandsprodukt [1000 EUR] 

X18 BIP je Ew. Bruttoinlandsprodukt je Einwohner [1 000 EUR/Anzahl] 

X19 Flächenproduktivität durchschnittliche Flächenproduktivität der Siedlungs- und Verkehrsfläche [Mio. EUR/ 
km² ] 

X20 verfügbares Einkommen je Ew. durchschnittliches verfügbares Einkommen der Privathaushalte je Einwohner [EUR] 

X21 PKW Anzahl der PKW [Anzahl] 

X22 Motorisierung Motorisierung (Pkw je 100 Einwohner) 

X23 Fremdenverkehrsüber­
nachtungen 

Fremdenverkehrsübernachtungen [Anzahl] 

X24 Gemeindenanzahl Anzahl der Gemeinden 

X25 Administrative Zersplitterung abs. Anzahl der Gemeinden je km² 

X26 Planerische Regelungsintensität Bewertung der positivplanerischen Regelungsintensität der Landesplanung 

Quelle: eigene Darstellung 
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12.2 Liste der Variablen zur Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf der interregionalen Ebene (Stadt- und Landkreise) 

Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

Y1 absolute Veränderung der SuV in der Periode t0 bis t1 [ha] 

Y2 katasterflächennormierte Veränderung der SuV in der Periode t0 bis t1 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum Erreichbarkeit Oberzentrum 2004 [min] 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2003 [min] 

X3 Veränderung Baulandpreis absolute Veränderung des durchschnittlichen Kaufwerts je qm baureifes Land von t0 
bis t1 [EUR] 

X4 relative Veränderung Baulandpreis relative Veränderung des durchschnittlichen Kaufwerts je qm baureifes Land von t0 bis 
t1 [%] 

X5 Baulandpreis durchschnittlicher Kaufwert je qm baureifes Land in der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X6 Veränderung kommunaler 
Steuereinnahmen je Ew. 

absolute Veränderung der Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen 
der Gemeinden) je Einwohner von t0 bis t1 [EUR/Anzahl]) 

X7 relative Veränderung kommunaler 
Steuereinnahmen je Ew. 

relative Veränderung der Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen der 
Gemeinden) je Einwohner von t0 bis t1 [%] 

X8 kommunale Steuereinnahmen je 
Ew. 

durchschnittliche Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen der 
Gemeinden) je Einwohner der Gemeinden in der Periode von t0 und t1 [EUR/Anzahl] 

X9 Zuschüsse GRW durchschnittliche Zuschüsse im Rahmen der GRW für Infrastruktur in den Jahren t0 und 
t1 [1000 EUR] 

X10 Veränderung Einwohnerzahl absolute Veränderung der Einwohnerzahl von t0 bis t1 [Anzahl] 

X11 relative Veränderung Einwohnerzahl relative Veränderung der Einwohnerzahl von t0 bis t1 [%] 

X12 Nettobevölkerungsdichte durchschnittliche Nettobevölkerungsdichte [Anzahl/ha] 

X13 Wanderungssaldo je 1000 Ew. W Wanderungssaldo je 1 000 Einw. [Anzahl] 

X14 Landschaftsattraktivität additiv verknüpfte, normierte, gleichgerichtete Einzelindikatoren: 
Zerschneidungsgrad1995, Bewaldungsgrad 2000, Reliefenergie2003, 
Wasserflächen2000 und Küstenlinien 2003, Übernachtungen im Fremdenverkehr 2001 

X15 Reliefenergie Reliefenergie 2003 

X16 Veränderung 
Fremdenverkehrsübernachtungen 

absolute Veränderung der Fremdenverkehrsübernachtungen von t0 bis t1 [Anzahl] 

X17 relative Veränderung 
Fremdenverkehrsübernachtungen 

relative Veränderung der Fremdenverkehrsübernachtungen in der Periode t0 bis t1 [ %] 

X18 Fremdenverkehrsintensität durchschnittliche Fremdenverkehrsintensität der SUV in der Periode t0 bis t1 [Anzahl/ 
ha] 

X19 Veränderung Arbeitnehmerzahl absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 [Anzahl] 

X20 relative Veränderung 
Arbeitnehmerzahl 

relative Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 [%] 

X21 Veränderung Beschäftigungsdichte Veränderung der Beschäftigungsdichte im Zeitraum t0 bis t1 [Anzahl/km2] 

X22 Veränderung Arbeitnehmerzahl 
(Prod. Gewerbe) 

absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im produzierenden 
Gewerbe [Anzahl] 

X23 relative Veränderung 
Arbeitnehmerzahl (Prod. Gewerbe) 

relative Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im produzierenden 
Gewerbe [%] 

X24 Veränderung Beschäftigungsdichte 
(Prod. Gewerbe) 

Veränderung der Beschäftigungsdichte im produzierenden Gewerbe im Zeitraum t0 bis 
t1 [Anzahl/km²] 

X25 Veränderung Arbeitnehmerzahl 
(Dienstleistungen) 

absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im Dienstleistungssektor 
[Anzahl] 

X26 relative Veränderung 
Arbeitnehmerzahl (Dienstleistungen) 

relative Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im Dienstleistungssektor 
[%] 

X27 Veränderung Beschäftigungsdichte 
(Dienstleistungen) 

Veränderung der Beschäftigungsdichte im Dienstleistungssektor im Zeitraum t0 bis t1 
[Anzahl/km²] 

X28 Saldo der Berufspendler je 1000 
Beschäftigte 

Saldo der Berufspendler 2003 je 1000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 
Arbeitsort [Anzahl] 

X29 BIP je EW. durchschnittliches Bruttoinlandsprodukt je Einwohner der Periode t0 bis t1 [1000 EUR/ 
Anzahl] 

X30 Veränderung BIP je Ew. absolute Veränderung des Bruttoinlandsprodukt je Einwohnerin der Periode t0 bis t1 
[1000 EUR/Anzahl] 

X31 relative Veränderung des BIP je Ew. relative Veränderung des Bruttoinlandsprodukt je Einwohnerin der Periode t0 bis t1 [%] 

X32 Flächenproduktivität durchschnittliche Flächenproduktivität der SuV in der Periode t0 bis t1 [Mio. EUR/ km² ] 

X33 Veränderung Flächenproduktivität absolute Veränderung der Flächenproduktivität der SuV in der Periode t0 bis t1  
[ Mio. EUR/ km² ] 

X34 relative Veränderung 
Flächenproduktivität 

relative Veränderung der Flächenproduktivität der SuV in der Periode t0 bis t1 [% ] 

Fortsetzunfg nächste Seite 
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Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

X35 verfügbares Einkommen je Ew. durchschnittliches verfügbares Einkommen der Privathaushalte je Einwohner in der 
Periode t0 bis t1 [EUR] 

X36 Veränderung verfügbares 
Einkommens je Ew. 

absolute Veränderung des verfügbaren Einkommens je Einwohner in der Periode t0 bis 
t1 [EUR] 

X37 relative Veränderung verfügbaren 
Einkommens je Ew. 

relative Veränderung des verfügbaren Einkommens je Einwohner in der Periode t0 bis 
t1 [%] 

X38 Veränderung Motorisierung absolute Veränderung der Motorisierung in der Periode t0 bis t1 (Pkw je 100 Einwohner) 

X39 Motorisierung durchschnittliche Motorisierung in der Periode t0 bis t1 

X40 relative Veränderung Motorisierung relative Veränderung der Motorisierung in der Periode t0 bis t1 [%] 

X41 Städtebaufördermittel je Ew. durchschnittliche Städtebaufördermittel je Einwohner in der Periode t0 bis t1  
[1000 EUR] 

X42 Administrative Zersplitterung Anzahl der Gemeinden je 100 km² t0 

X43 Planerische Regelungsintensität Bewertung der positivplanerischen Regelungsintensität der Landesplanung 

X44 Wanderungssaldo 25–50 Jährige je 
1000 Ew. 

Wanderungssaldo (Altersgruppe 25-50) je 1000 Einwohner während der betrachteten 
Periode [Anzahl] 

X45 Zuzüge 25–50 Jährige Zuzüge (Altersgruppe 25-50) absolut während der betrachteten Periode [Anzahl] 

X46 Zuzüge 25–50 Jährige je 1000 Ew.. Zuzüge (Altersgruppe 25-50) je 1 000 Einwohner während der betrachteten Periode 

Quelle: eigene Darstellung 
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12.3 Liste der Variablen auf der interregionalen Ebene (Stadt- und Landkreise) – Teilmodell für Wohnen 

Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

Y1 absolute Veränderung der Wohnfläche in der Periode t0 bis t1 [ha] 

Y2 
katasterflächennormierte Veränderung der Wohnfläche in der Periode t0 bis 
t1*100 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum Erreichbarkeit Oberzentrum 2004 [min] 

X2 
Erreichbarkeit 
Autobahnanschluss 

Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2003 [min] 

X3 
Veränderung Baulandpreis absolute Veränderung des durchschnittlichen Kaufwerts je qm baureifes Land 

von t0 bis t1 [EUR] 

X4 
Baulandpreis durchschnittlicher Kaufwert je qm baureifes Land in der Periode t0 bis t1 

[EUR] 

X5 
kommunale Steuereinnahmen 
je Ew. 

durchschnittliche Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen 
der Gemeinden) je Einwohner der Gemeinden in der Periode von t0 und t1 
[EUR/Anzahl] 

X6 Veränderung Einwohnerzahl absolute Veränderung der Einwohnerzahl von t0 bis t1 [Anzahl] 
X7 Nettobevölkerungsdichte durchschnittliche Nettobevölkerungsdichte [Anzahl/ha] 
X8 Wanderungssaldo je 1000 Ew. Wanderungssaldo je 1000 Einw. [Anzahl] 

X9 

Landschaftsattraktivität additiv verknüpfte, normierte, gleichgerichtete Einzelindikatoren: 
Zerschneidungsgrad 1995, Bewaldungsgrad 2000, Reliefenergie 
2003, Wasserflächen 2000 und Küstenlinien 2003, Übernachtungen im 
Fremdenverkehr 2001 

X10 Reliefenergie Reliefenergie 2003 

X11 
Veränderung Fremdenverkehrs­
übernachtungen 

absolute Veränderung der Fremdenverkehrsübernachtungen von t0 bis t1 
[Anzahl] 

X12 
BIP je Ew. durchschnittliches Bruttoinlandsprodukt je Einwohner der Periode t0 bis t1 

[1 000 EUR/Anzahl] 

X13 
Veränderung BIP je Ew. absolute Veränderung des Bruttoinlandsprodukt je Einwohnerin der Periode 

t0 bis t1 [1000 EUR/Anzahl] 

X14 
Verfügbares Einkommen je Ew. durchschnittliches verfügbares Einkommen der Privathaushalte je Einwohner 

in der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X15 
Veränderung verfügbares 
Einkommen je Ew. 

absolute Veränderung des verfügbaren Einkommens je Einwohner in der 
Periode t0 bis t1 [EUR] 

X16 
Veränderung Motorisierung absolute Veränderung der Motorisierung in der Periode t0 bis t1 (Pkw je 100 

Einwohner) 
X17 Motorisierung durchschnittliche Motorisierung in der Periode t0 bis t1 

X18 
Städtebaufördermittel je Ew. durchschnittliche Städtebaufördermittel je Einwohner in der Periode t0 bis t1 

[1 000 EUR] 
X19 Administrative Zersplitterung Anzahl der Gemeinden je 100 km² t0 

X20 
Planerischen 
Regelungsintensität 

Bewertung der positivplanerischen Regelungsintensität der Landesplanung 

X21 
Wanderungssaldo 25–50 
Jährige je 1 000 Ew.. 

Wanderungssaldo (Altersgruppe 25–50) je 1000 Einwohner während der 
betrachteten Periode [Anzahl] 

X22 
Zuzüge 25–50 Jährige Zuzüge (Altersgruppe 25–50) absolut während der betrachteten Periode 

[Anzahl] 

X23 
Zuzüge 25–50 Jährige je 1 000 
Ew. 

Zuzüge (Altersgruppe 25–50) je 1000 Einwohner während der betrachteten 
Periode 

Quelle: eigene Darstellung 
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12.4 Liste der Variablen auf der interregionalen Ebene (Stadt- und Landkreise) – Teilmodell für Gewerbe 

Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

Y1 absolute Veränderung der Gewerbefläche in der Periode t0 bis t1 [ha] 

Y2 katasterflächennormierte Veränderung der Gewerbefläche in der Periode t0 bis t1 *100 

X1 Erreichbarkeit Oberzentrum Erreichbarkeit Oberzentrum 2004 [min] 

X2 Erreichbarkeit Autobahnanschluss Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2003 [min] 

X3 Veränderung Baulandpreis absolute Veränderung des durchschnittlichen Kaufwerts je qm baureifes Land von t0 bis 
t1 [EUR] 

X4 Baulandpreis durchschnittlicher Kaufwert je qm baureifes Land in der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X5 kommunale Steuereinnahmen je 
Ew. 

durchschnittliche Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen der 
Gemeinden) je Einwohner der Gemeinden in der Periode von t0 und t1 [EUR/Anzahl] 

X6 Zuschüsse GRW durchschnittliche Zuschüsse im Rahmen der GRW für Infrastruktur in den Jahren t0 und 
t1 [1000 EUR] 

X7 Nettobevölkerungsdichte durchschnittliche Nettobevölkerungsdichte [Anzahl/ha] 

X8 Reliefenergie Reliefenergie 2003 

X9 Veränderung Arbeitnehmerzahl absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 [Anzahl] 

X10 Veränderung Beschäftigtendichte Veränderung der Beschäftigungsdichte im Zeitraum t0 bis t1 [Anzahl/km²] 

X11 Saldo Berufspendler je 1 000 
Beschäftigte 

Saldo der Berufspendler 2003 je 1000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 
Arbeitsort [Anzahl] 

X12 Flächenproduktivität durchschnittliche Flächenproduktivität der SuV in der Periode t0 bis t1 [Mio. EUR/ km² ] 

X13 Veränderung Flächenproduktivität absolute Veränderung der Flächenproduktivität der SuV in der Periode t0 bis t1 [ Mio. 
EUR/ km² ] 

X14 Administrative Zersplitterung Anzahl der Gemeinden je 100 km² t0 

X15 Planerische Regelungsintensität Bewertung der positivplanerischen Regelungsintensität der Landesplanung 

X16 Wanderungssaldo 25–50 Jährige je 
1000 Ew. 

Wanderungssaldo (Altersgruppe 25–50) je 1 000 Einwohner während der betrachteten 
Periode [Anzahl] 

Quelle: eigene Darstellung 
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12.5 Liste der Variablen auf der intraregionalen Ebene (Gemeinden) 

Variable Kurzbezeichnung Beschreibung 

Y1 absolute Veränderung der SuV in der Periode t0 bis t1 [ha] 

Y2 katasterflächennormierte Veränderung der SuV in der Periode t0 bis t1 

X1 Veränderung Einwohnerzahl absolute Veränderung der Einwohnerzahl von t0 bis t1 [Anzahl] 

X2 Siedlungsdichte durchschnittliche Siedlungsdichte in der Periode t0 bis t1 

X3 Wanderungssaldo je 1000 Ew. durchschnittlicher jährlicher Wanderungssaldo je 1000 Einwohner in der Periode t0 bis 
t1 

X4 Wanderungssaldo 25–50-Jährige durchschnittlicher jährlicher Wanderungssaldo der 25- bis 50-Jährigen je 1000 
Einwohner in der Periode t0 bis t1 

X5 Zuzüge 25–50-Jährige durchschnittliche jährliche Zuzüge der 25- bis 50-Jährigen in der Periode t0 bis t1 

X6 Zuzüge 25–50-Jährige je 1 000 Ew. durchschnittlicher jährlicher Wanderungssaldo der 25- bis 50-Jährigen je 1000 
Einwohner in der Periode t0 bis t1 

X7 Veränderung Arbeitnehmerzahl absolute Veränderung der Arbeitnehmerzahl von t0 bis t1 [Anzahl] 

X8 Veränderung Beschäftigtendichte Veränderung der Beschäftigungsdichte im Zeitraum t0 bis t1 [Anzahl/km2] 

X9 Veränderung Arbeitnehmerzahl 
(Prod. Gewerbe) 

absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im produzierenden 
Gewerbe [Anzahl] 

X10 Veränderung Beschäftigtendichte 
(Prod. Gewerbe) 

Veränderung der Beschäftigungsdichte im produzierenden Gewerbe im Zeitraum t0 bis 
t1 [Anzahl/km2] 

X11 Veränderung Arbeitnehmerzahl 
(Dienstleistungen) 

absolute Veränderung der Zahl der Arbeitnehmer von t0 bis t1 im Dienstleistungssektor 
[Anzahl] 

X12 Veränderung Beschäftigtendichte 
(Dienstleistungen) 

Veränderung der Beschäftigungsdichte im Dienstleistungssektor im Zeitraum t0 bis t1 
[Anzahl/km2] 

X13 Saldo der Berufspendler je 1000 
Beschäftigte 

Saldo der Berufspendler 2003 je 1000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 
Arbeitsort [Anzahl] 

X14 Kaufkraft je Ew. Kaufkraft der Privathaushalte je Einwohner am Ende der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X15 Veränderung Kaufkraft je Ew. absolute Veränderung der Kaufkraft je Einwohner in der Periode t0 – t1 [EUR] 

X16 Veränderung kommunaler 
Steuereinnahmen je Ew.. 

absolute Veränderung der Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen 
der Gemeinden) je Einwohner von t0 bis t1 [EUR/Anzahl]) 

X17 kommunale Steuereinnahmen je Ew. durchschnittliche Steuereinnahmen (Steuern und steuerähnliche Einnahmen der 
Gemeinden) je Einwohner der Gemeinden in der Periode von t0 und t1 [EUR/Anzahl] 

X18 kommunale Schulden je EW durchschnittliche Schulden der Kommunen je Einwohner in der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X19 Veränderung kommunaler Schulden absolute Veränderung der Schulden der Kommunen in der Periode t0 bis t1  
[1 000 EUR] 

X20 Veränderung kommunaler Schulden 
je Ew. 

absolute Veränderung der Schulden der Kommunen je Einwohner in der Periode t0 bis 
t1 [EUR] 

X21 Veränderung Baulandpreise absolute Veränderung des durchschnittlichen Kaufwerts je qm baureifes Land von t0 bis 
t1 [EUR] 

X22 Baulandpreis durchschnittlicher Kaufwert je qm baureifes Land in der Periode t0 bis t1 [EUR] 

X23 Veränderung Motorisierung absolute Veränderung der Motorisierung in der Periode t0 bis t1 (Pkw je 100 Einwohner) 

X24 Motorisierung durchschnittliche Motorisierung in der Periode t0 bis t1 

X25 Erreichbarkeit Autobahnanschluss Erreichbarkeit Autobahnanschluss 2003 [min] 

X26 Erreichbarkeit Oberzentrum Erreichbarkeit Oberzentrum 2003 [min] 

X27 Veränderung 
Fremdenverkehrsübernachtungen 

absolute Veränderung der Fremdenverkehrsübernachtungen von t0 bis t1 [Anzahl] 

X28 Fremdenverkehrsintensität durchschnittliche Fremdenverkehrsintensität der SUV in der Periode t0 bis t1 [Anzahl/ 
ha] 

X29 Anteil der Schutzgebietsflächen Anteil der Schutzgebietsfläche an der Katasterfläche der Gemeinde [%] 

X30 Flächenpotenzial Katasterfläche der Gemeinde abzüglich Schutzgebietsfläche und Siedlungs- und 
Verkehrsfläche [%] 

X31 relative Veränderung SUV in 
Nachbargemeinden 

relative Veränderung Siedlungs- und Verkehrsflächen in Nachbargemeinden 

X32 Siedlungsdruck Quotient der relativen Veränderung in den Nachbargemeinden und in der betrachteten 
Gemeinde 

X33 Reliefenergie Reliefenergie 2007 

Quelle: eigene Darstellung 
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Anhang 123 

Anhang 4: Ergebnisse der Plausibilitätstests  
der Flächenerhebungsdaten 

Ergebnisse des Plausibilitätstests der Daten
 
auf Kreisebene
 

für den Zeitraum 1996–2000
 

Quelle: 
Verwaltungsgrenzen 1:250 000 VG250 

Legende Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 
Frankfurt am Main, 2006unplausibel (nach Durchlaufen des Schrittes 1 des Plausibilitätstests) 

kmunplausibel (nach Durchlaufen der Schritte 2 und 3 des Plausibilitätstests) 
0 50 100 

Kreise und kreisfreie Städte 
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Ergebnisse des Plausibilitätstests der Daten
 
auf Kreisebene
 

für den Zeitraum 2000–2004
 

Legende Quelle: 

unplausibel (nach Durchlaufen des Schrittes 1 des Plausibilitätstests) 
Verwaltungsgrenzen 1:250 000 VG250 
Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 

unplausibel (nach Durchlaufen der Schritte 2 und 3 des Plausibilitätstests) Frankfurt am Main, 2006 
Kreise und kreisfreie Städte 

km 
0 50 100 
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